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Japan knapp 
dem Finanz- 
zusammen- 
bruch 
entronnen 


Am 31. Juli stand das internatio- 
nale Finanzsystem am Rande 
einer Implosion. Tausende von 
Kunden stürmten die Filialen der 
japanischen Bank Cosmo Shinyo 
Kumiai, der größten Kreditge- 
nossenschaft Tokios. Innerhalb 
eines Tages wurden mehr als eine 
Milliarde Dollar an Einlagen 
abgezogen. Die japanische Zen- 
tralbank mußte zum ersten Mal 
seit 30 Jahren im Rahmen eines 
Notkredits Zahlungsmittel her- 
beischaffen. Den ganzen Tag 
hindurch wurden Lastwagenla- 
dungen mit Bargeld in die Filia- 
len der Cosmo-Bank geschafft. 


Ebenfalls am 31. Juli erlebte 
auch Taiwan die schlimmste 
Bankenpanik seiner Geschichte. 
Innerhalb kurzer Zeit waren 
umgerechnet 7,9 Milliarden Tai- 
wan-Dollar an Guthaben von den 
Konten der Vierten Kreditge- 
nossenschaft in Chang Hua abge- 
zogen worden, das entsprach 
einem Drittel der Gesamteinla- 
gen der Bank. Mittlerweile hat 
das Finanzministerium Taiwans 
die zusammengebrochene Bank 
übernommen. 


Das japanische Finanzsystem 
mußte innerhalb der letzten fünf 
Jahre Wertverluste an den Börsen 
in Höhe von 3500 Milliarden 
Dollar hinnehmen. Nach offiziel- 
len Schätzungen des japanischen 
Finanzministeriums beläuft sich 
der Gesamtumfang »notleiden- 
der Kredite« auf 50 Trillionen 
Yen, umgerechnet etwa 850 Mil- 
liarden DM. In privaten Banken- 
kreisen wird etwa von der dop- 
pelten Summe ausgegangen. In 
Teilen der inernationalen Finanz- 


presse wird unterdessen im Zu-: 


sammenhang mit der Spekula- 
tion immer häufiger von »Ket- 
tenreaktion« oder »Kernschmel- 
ze« gesprochen. 

So berichtete die »International 
Herald Tribune« die japanische 


6 Keimen 10/1995 


Regierung sei entschlossen, die 
zusammengebrochene Kreditge- 
nossenschaft zu übernehmen, um 
»in höchster Eile zu verhindern, 
daß sich der Run auf die Bank 
schneeballartig in eine Krise des 
Finanzsystems ausweitet«. Die 
umstrittene Bereitstellung von 
Steuergeldern wurde als letzter 
Ausweg geschildert, eine »Kern- 
schmelze« abzuwenden. 


Einen Tag später schrieb die 
»Frankfurter Rundschau«, die 
jüngsten Ereignisse hätten welt- 
weit Regierungen und Zentral- 
banken in Alarmbereitschaft ver- 
setzt: »Die Furcht, daß ein eit 
bedeutenderes Institut als die 
aktuell in Schieflage geratene 
mittelgroße Kreditgenossenschaft 
Cosmo kippen und damit eine 
Kettenreaktion im internationa- 
len Finanzsystem auslösen könn- 
te, geht auch im Ausland um.« So 
habe die Federal Reserve bereits 
einen Ausschuß eingesetzt, der 
sich mit den Implikationen der 
japanischen Bankenkrise be- 
schäftigen soll. 


Krise im 
Immobilien- 
bereich 


Der Vorstandssprecher der Deut- 
schen Bank Hilmar Kopper weist 
vehement jeden Vergleich zwi- 
schen der »Rettungsaktion« der 
Gläubigerbanken für die ange- 
schlagene »Interhotel«-Gruppe 
und dem Zusammenbruch des 
Schneider-Immobilienkonzerns 
1994 zurück. Diese Auffassung 
Koppers kann aber die Tatsache 
nicht verdecken, daß der deut- 
sche Immobilien- und Baube- 
reich in einer schweren Krise 
steckt. Aufgrund der kombinier- 
ten Wirkung sinkender Realein- 
kommen, drastischer Kürzungen 
bei Infrastrukturinvestitionen der 
öffentlichen Hand sowie der all- 
gemeinen Wirtschaftskrise sind 
viele Immobilien- und Baufir- 
men in eine Existenzkrise gera- 
ten. Nach Angaben des Haupt- 
verbandes der deutschen Bauin- 
dustrie mußten inden ersten sie- 
ben Monaten dieses Jahres be- 
reits mehr Baufirmen Konkurs 
anmelden als im gesamten Vor- 
jahr. In Ostdeutschland ist im 
ersten Quartal 1995 die Zahl der 
Pleiten im Vergleich zum Vor- 
jahreszeitraum um 84 Prozent 
angestiegen. 


Der Hauptverband erklärte, die 
Sparpläne Finanzminister Wai- 
gels führten zu einer weiteren 
Abnahme der Investitionen in 
das Schienen- und Straßennetz 
von 23 Prozent. Der Bau geplan- 
ter Hochgeschwindigkeitsschie- 
nenstrecken wird um mehrere 
Jahre verschoben. Dadurch wer- 
den an die 30 000 Arbeitsplätze 
gefährdet. Gleichzeitig haben 
deutsche Banken eine restriktive 
Kreditpolitik bei Bauvorhaben 
von Firmen und Privatkunden 
eingeschlagen. Nach Angaben 
der Vereinigung deutscher Hypo- 
thekenbanken ging die Zahl der 
Kreditzusagen im Wohnungsbau 
insgesamt um 25 Prozent, im pri- 
vaten Wohnungsbau sogar um 
33 Prozent zurück. In vielen grö- 
ßeren Städten wächst die Zahl 
leerstehender Bürogebäude. 


Ein besonders spektakulärer Kon- 
kursfall betrifft die Interhotel- 
Gruppe. Um einen umgehenden 
Zusammenbruch des Immobi- 
lienmarktes zu verhindern, verur- 
sachen die betreffenden Gläubi- 
gerbanken wie die Deutsche 
Bank ein ähnliches Vorgehen, 
wie es im Fall der französischen 
Credit Lyonnais eingeschlagen 
wurde. Alle »problematischen« 
Immobilienwerte werden in ei- 
nem Fonds zusammengefaßt, der 
den Gläubigerbanken gehört. Da- 
mit wollen sie Zeit gewinnen, 
bevor die »notleidenden Kre- 
dite« endgültig abgeschrieben 
werden müssen. 


Von den »offizielen« Schulden 
der Interhotelgruppe in Höhe von 
3,3 Milliarden DM halten die 
Deutsche Bank und ihre Tochter, 
die Frankfurter Hypothekenbank, 
an die 1,6 Milliarden DM. Nach 
Angaben der Bundesbank beläuft 
sich die Gesamtverschuldung der 
Interhotel-Eigner Klaus Grönke 
und Axel Guttmann auf insge- 
samt 6,3 Milliarden DM, die vor 
allem von deutschen Bankenge- 
halten werden. 


Weiter Opfer der Pleitenwelle 
sind: Die ostdeutsche Firma Rit- 
ter, eines der 25 größten deut- 
schen Bauunternehmen. Hier 
droht eine Kettenreaktion bei den 
etwa 300 Zulieferern. 


Die erste Baugesellschaft Leip- 
zig, ein Tochterunternehmen der 
Ritter-Gruppe. Nach Angaben 
der Industrie- und Handelskam- 
mer Leipzig wird dies für die 
Region »katastrophale Auswir- 
kungen« haben. 


Der Zusammenbruch des Möbel- 
hauses Franz mit nicht rückzahl- 
baren Krediten in Höhe von 250 
Millionen DM, wovon 90 Mil- 
lionen DM von der Deutschen 
Bank gehalten werden. 


Geopol-Chef 
verhaftet 


Pierre Hafner, der Präsident des 
Unternehmens Geopol Services 
SA, befindet sich zur Zeit in 
einem Genfer Gefängnis. Der 
Genfer Richter Denis Mathey 
ordnete die Verhaftung an, nach- 
dem mehrere Anzeigen wegen 
»Finanzbetruges« eingegangen 
waren. Hafner wird beschuldigt, 
gegenüber seinen Kunden fal- 
sche Angaben gemacht zu haben, 
nachdem er die seinem Unter- 
nehmen Private Management 
Hafner SA (PMH) anvertrauten 
Gelder schlecht verwaltet hatte. 
Er soll bis zu 100 Millionen 
Franken verloren haben, die er in 
Hochrisikobereiche investiert hat- 
te. 


Die Genfer Privatbank Union 
Bancaire Privee (UBP) erklärte, 
Hafner sei kein Vorstandsmit- 
glied der Bank mehr. Noch 1994 
war Hafner Direktor der CBI 
Holding SA, der persönlichen 
Holdinggesellschaft von Edgar 
de Picciotto, dem Vorsitzenden 
der UBP. Tatsächlich befinden 
sich die Büros von Hafner, der 
PMH und von Geopol SA alle im 
gleichen Gebäude der UBI Hol- 
ding. 


Präsident der PMH war bis min- 
destens Ende 1993 Daniel Alain 
de Picciotto, ein engr Verwandter 
Edgars und ebenfalls Direktor be 
der CBI Holding. Die UBP 
distanziert sich aus gutem Grund, 
denn drei ihrer Manager. sind 
schon vom US-Justizministerium 
wegen der Beteiligung an einer 
umfangreichen Geldwäsche-Ope- 
ration angeklagt worden. Auch 
die südafrikanischen Behörden 
ermitteln gegen sie im Zusam- 
menhang mit den größten Gold- 
schmuggel-Operationen des Lan- 
des. 


Die »Tribune de Geneve« richtet 
bei ihrer Berichterstattung be- 
sonderes Augenmerk auf den 
Vorsitz Hafners bei Geopol SA, 
zu deren Direktoren Elisabeth 
Kopp gehört, die frühere schwei- 
zerische Justizministerin und 


Ehefrau Hans Kopps, eines Zü- 
richer Rechtsanwalt, der bei den 
massiven Waffenverkäufen an 
den Irak und den Iran in den 
achtziger Jahren eine Schlüssel- 
rolle gespielt haben soll. Im 
Vorstand sitzen weiter Helmut 
Raiser, dessen Consen SA in Zug 
eine Schlüsselrolle beim Projekt 
Condor spielte; Peter Arbenz, ein 
Brigadegeneral, der früher für 
UN-PROFOR in Ex-Jugoslawien 
tätig war; und Laurent Mura- 
wiec. 


Der Artikel der »Tribune« zitiert 
Frau Kopp, sie sei »überrascht«, 
von Hafners Verhaftung zu hö- 
ren; es habe nur einen Monat 
zuvor ein Vorstandstreffen von 
Geopol SA gegeben. Von einem 
Journalisten der »Tribune de 
Geneve« telefonisch nach einen 
Kommentar gefragt sagte Mura- 
wiec: »Kein Kommentar« und 
legte auf. 


Rußland: 
Wirtschaftliche 
Sicherheit 
gestört 


Zentrale Kreise der russichen 
Elite lassen keinen Zweifel da- 
ran, daß eine weitere Fortführung 
der sogenannten »Reformpoli- 
tik« zur Zerstörung der, wie sie 
es nennen, »nationalen ökonomi- 
schen Sicherheit« führen werde. 


Ein deutliches Signal in diese 
Richtung lieferte ein Artikel von 
Professor Wladimir Pankow in 
der April-Ausgabe der renom- 
mierten »Österreichischen Mili- 
tärischen Zeitschrift«. Bis 1992 
stand Pankow an der Spitze des 
Instituts für Internationale Wirt- 
schaftsbeziehungen des russi- 
schen Wirtschaftsministeriums. 
Gerenwärtig lehrt er an der Wie- 
ner Wirtschaftsuniversität. 


Pankow definiert die »nationale 
ökonomische Sicherheit« (NOS) 
als »einen Zustand der nationa- 
len Wirtschaft, der durch ihre 
Geschlossenheit, Effektivität und 
Belastbarkeit gekennzeichnet ist, 
das heißt, durch ihre »Immuni- 
tät«, Nichtanfälligkeit gegenüber 
inneren und äußeren Faktoren, 
die den normalen Prozeß des 
gesellschaftlichen Reproduk- 
tionsprozesses gravierend stören 
und den erreichten Lebensstan- 


dard der Bevölkerung untergra- 
ben, wodurch sie gewichtige 
soziale Spannungen und damit 
reale gefahren für den Fortbe- 
stand des Staates selbst hervorru- 
fen.« 


In seinen Ausführungen nacht 
Pankow für das Schwinden der 
NOS die Übernahme der ruinö- 
sen Politik verantwortlich, die 
Rußland von einflußreichen 
westlichen Finanzinteressen auf- 
gezwungen worden sei. Nach 
seinen Worten greift in Rußland 
immer mehr die Auffassung um 
sich, der Westen verfolge hart- 
näckig eine »Strategie zur Her- 
beiführung des »garantierten 
technologischen Rückstandes< 
Rußlands. Dabei sei man westli- 
cherseits zwar nicht daran inter- 
essiert, daß Rußland zusammen- 
breche, jedoch sehr wohl daran, 
daß es immer wieder Balance- 
akte am Rande des Abgrunds 
vollzieht.« 


Pankow listet einige der äußeren 
und inneren Faktoren auf, die die 
Zerrüttung der NOS voranttrei- 
ben, wobei der Schwerpunkt auf 
der Schocktherapie und der »Pri- 
vatisierung« liegt, die die früher 
überdimensionierte Rolle des 
Staates jetzt auf ein Niveau zu- 
rückgedrängt habe, das weit un- 
ter dem westlicher Staaten liege: 
»(Das) Rußland von heute (hat) 
einen viel schwächeren staat im 
Sinne seiner Möglichkeiten, auf 
die Wirtschaft ordnend und regu- 


lierend einzuwirken, als alle. 


Westländer, ganz zu schweigen 
von Deutschland, Österreich 
oder den skandinavischen Staa- 
ten.« Pankow nennt folgende 
Faktoren: 


Mit der Privatisierung der Indu- 
strie ging keineswegs eine Kapi- 
talbildung einher. Statt dessen 
kam es zu einer massiven Kapi- 
talflucht, die Pankow mit annä- 
hernd 100 Milliarden Dollar be- 
ziffert. 


Die Krise des Maschinenbausek- 
tors, dessen Produktion 1994 
noch um 43 Prozent geringer 
ausfiel als im Jahr zuvor. 


Die Ölförderung, deren Devisen- 
einkünfte für den Import neuer 
Technologien benötigt werden, 
schrumpfte von 569 Millionen 
Tonnen 1988 auf 316 Millionen 
Tonnen 1994. Damit in Verbin- 
dung steht ein drohender Ener- 
giemangel, der sofort spürbar 
würde, sollten die Produktions- 


und Verbrauchswerte auch nur 
auf dem Stand von 1990 bleiben. 
Die Infrastruktur befindet sich in 
einem verheerenden Zustand. 
Der Gütertransport sachte im 
Verlauf von 1994 um 24 Prozent 
ab. Erschwerend kommt noch 
der Produktionsrückgang in den 
bereichen Eisenbahnwaggons 
und -ausrüstung hinzu, der es un- 
möglich macht , die veralteten 
Anlagen zu ersetzen oder die 
Kapazitäten auszubauen. 


Der Kollaps der Landwirtschaft 


und die Überschwemmung mit: 


billigen Impostwaren. Die Zu- 
sammenbruchsrate übersteigt so- 
gar noch den dramatischen Rück- 
gang des Verbrauchs von Eiweiß 
und anderen hochwertigen Nah- 
rungsmitteln. 


Der Schwund wissenschaftlich- 
technischer Kader, die teilweise 
an der Weltspitze standen, durch 
Kürzungen im Forschungs- und 
Wntwicklungsbereich sowie dem 
militärisch-industriellen Kom- 
plex. Pankow beziffert die Ab- 
wanderung dieser Spezialisten 
auf einige zehntausend. =) 


Getreide- 
Kartell in 
Schwierig- 
keiten 


Archer Daniels Midland (ADM) 
gerät in immer größere. Schwie- 
rigkeiten. Am 27. Juni durch- 
suchten Staatsanwälte im Rah- 
men von Ermittlungen gegen 
Preisabsprachen im Lebensmit- 
telsektor die Konzerntrale. Am 
30. Juli berichtete dann die 
»Chicago Tribune«, die Regie- 
rung sei im Besitz von Video- 
aufnahmen Dutzender Trefen, 
bei denen Manager von ADM 
und anderer Nahrungsmittelun- 
ternehmen illegal Quoten, Preise 
und andereMonopolmaßnahmen 
absprachen. Unter den gefilmten 
Personen befindet sich ADM- 
Vorstand Michael Andreas, Sohn 
des ADM-Vositzenden Dwayne 
Andreas. Obwohl weitere sechs 
Firmen-Cargill, Tate & Lyle, die 
Bayer AG, Hoffmann LaRoche 
und zwei japanische Firmen - an 
den Absprachen beteiligt waren, 
wird allgemein angenommen, 
daß sich die Regierung Clinton 
vor allem für die Rolle von ADM 
interessiert. 


ADM-Chef Andreas finanziert 
nicht nur die beiden großen 
Parteien, er sitzt auch im Beirat 
des Medienkonzerns Hollinger, 
der im Mittelpunkt der Propa- 
gandakampagne gegen Präsident 
Clinton steht. Andreas hat enge 
Beziehungen zu Conrad Black, 
dem Vorsitzenden der Hollinger- 
Gruppe. Als Black im vergange- 
nen September die »Chicago Sun 
Times« übernahm, erwarb ADM 
zehn Prozent der American Pub- 
lishing Company, einer Hollin- 
ger-Tochter, der über 100 ameri- 
kanische Zeitungen gehören. Die 
meisen dieser Zeitungen erschei- 
nen im Getreidegürtel des mittle- 
ren Westens - den ADM als »sein 
Territorium« betrachtet. 


Noch interessanter wird die An- 
gelegenheit dadurch, daß An- 
dreas von der Kanzlei Akin, 
Gump, Hauer & Feld vertreten 
wird. Anwälte dieser Kanzlei 
wurden dabei ertappt, Zeugen 
unter Druck zu setzen, damit sie 
nicht gegen Andreas und ADM 
aussagen. In einem Fall erwies 
sich die unter Druck gesetzte 
Person als Informant der Re- 
gierung. Zu den Seniorpartnern 
dieser Kanzlei gehört Präsident 
Bush’s früherer Botschafter in 
Moskau, Robert Strauss. Straus- 
sist nicht nur einer der Direk- 
toren von ADM, er sitzt auch im 
Vorstand der Hollinger-Gruppe. 


Strauss hat noch weitere juristi- 
sche Probleme. Seine Kanzlei 
vertritt auch Mark Thatcher, des- 
sen Mutter, die Baroness Marga- 
ret Thatcher, ebenfalls im Vor- 
stand von Hollinger sitzt. Wäh- 
rend sich Mark Thatcher mit sei- 
nem Prozeßgegner Jay Laughlin 
außergerichtlich verständigte, be- 
treibt dieser eine Klage gegen die 
Kanzlei Akin, Gump. 


Eine weitere wichtige Person im 
ADM/Hollinger-Komplex ist der 
frühere kanadische Premiermini- 
ster Brian Mulroney. Mulroney, 
ebenfalls Direktor von ADM, 
wurde von Andreas als Leiter 
einer internen Prüfungskommis- 
sion berufen, »um die Korruption 
in der Firma auszurotten«. Schon 
in den achtziger Jahren wurde 
unter den Regierungen Reagan 
und Bush gegen ADM wegen 
Preisabsprachen ermittelt. 


Nach einigen Jahren wurden 
diese Ermittlungen jedoch abge- 
brochen, ohne daß Anklagen 
erhoben oder auch nur Bußgelder 
verhängt wurden. 
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Publius ist das Pseudonym eines Korrespondenten, der für füh- 
rende Zeitungen und Zeitschriften von London bis New York, 
Hong Kong, Tokio und Genf über die weltweiten Entwicklungen 
auf dem Finanzsektor schreibt. Wegen seiner sensitiven Position 
liefert er uns seine wertvollen Erkenntnisse unter dem obigen 


Namen. 


In den letzten Monaten ist viel — 
das meiste davon dummes Zeug 
— über die Stärke der D-Mark 
gegenüber dem Dollar, der Lire 
oder anderen Währungen gesagt 
worden. Selbst führende Stim- 
men der Deutschen Bundesbank, 
die es besser wissen sollten, 
haben mit gefährlichem Stolz auf 
die »stabile« Mark verwiesen - 
als Beweis für die Richtigkeit 
ihrer Währungspolitik. Doch 
»stabil« bedeutet ein beständiger 
Wert gegenüber den anderen 


. Währungen, was für die D-Mark 


nicht zutrifft. 


In Wirklichkeit befindet sich die 
Bundesrepublik in ihrer gefähr- 
lichsten Krise seit dem Jahre 
1931 und in einigen wichtigen 
Punkten ist diese Krise sogar 
noch gefährlicher als es die 
Wirtschafts- und Finanzkrise vor 
rund 65 Jahren gewesen ist. Wa- 


rum sage ich dies zu einer Zeit, 


wo das DAX-Barometer neue 
Rekordhöhen erreicht und darauf 
hindeutet, daß alles gut läuft? 


Wir müssen fünf Jahre zurückge- 
hen auf die angespannten Mona- 
te vor dem Vertrag über die Wäh- 
rungs- und Sozialunion im Juli 
1990 mit dem damaligen Ost- 
deutschland. Zunächst einmal 
muß ohne Vorbehalt gesagt wer- 
den, daß Helmut Kohl in dem 
Zeitraum von den ersten Rissen 
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in der Berliner Mauer im No- 
vember 1989 an bis zur formel- 
len deutschen Wiedervereini- 
gung im Oktober 1990 mit einer 
Entschiedenheit und einer Cou- 
rage agiert hat, wie sie nur weni- 
ge deutsche Politiker in diesem 
Jahrhundert an den Tag gelegt 
haben. Gegen den heftigen Wi- 
derstand von Margaret Thatcher 
und der britischen Regierung, 
gegen die persönliche Präferenz 
von Präsident Bush und gegen 
die unnachgiebige Opposition 
von Frangois Mitterrand hat der 
Kanzler sich durch die Hinder- 
nisse hindurchgekämpft, die sich 
der Vereinigung der beiden 
Deutschlands entgegenstellten 
und eine Chance ergriffen, von 
der er mit Recht wußte, daß sie 
wahrscheinlich nur von kurzer 
Dauer sein würde. 


Das Problem begann mit den 
Details. Vielleicht rührten sie 
daher, daß Kohl den klugen Rat 
seines engsten Wirtschaftsbera- 
ters, Alfred Herrhausen, verloren 
hatte, dessen Ermordung immer 
noch von einem Geheimnis um- 
geben ist. Doch Kohls Entschei- 
dung, am 1. Juli 1990 eine 
Umrechnung von Ostmark in 
D-Mark für die Altlasten der 
DDR-Staatsfirmen (VEB etc.) in 
einem Verhältnis von 2:1 zuzu- 
lassen, war eine verhängnisvolle 
Fehlkalkulation. Wir können 


nicht bestätigen, ob die Entschei- 
dung - wie einige meinen — Kohl 
von einem fordernden Mikhail 
Gorbatchow als Preis für die 
Wiedervereinigung aufgezwun- 
gen wurde oder nicht. Doch in 
wirtschaftlicher Hinsicht wurde 
damit die Saat für größere Pro- 
bleme gesät. 


Zu der Zeit lag der Schwarz- 
markt-Kurs für die Ostmark in 
Ostberlin bei 10:1 und bei einer 
Pro-Kopf-Arbeitsproduktivität 
der beiden Volkswirtschaften lag 
er in der Größenordnung von 
13:1. Die Entscheidung, private 
Ersparnisse zu einem Kurs von 
1:1 herzugeben, war angesichts 
der Unsicherheiten des Augen- 
blicks aus politischen Gründen 
eindeutig gerechtfertigt. Doch 
ein Kurs von 2:1 für Altschulden 
der VEB nicht! 


Die Schuldenlast 
der Treuhand 


Die verkommenen Industriefir- 
men der DDR wurden von Hans 
Modrow Wochen vor der Union 
vom Juli 1990 in eine riesige 
Holding namens Treuhandanstalt 
umorganisiert. Bonn »erbte« die 
Treuhand nach dem Oktober 
1990, aber jetzt mit einer schwin- 
delerregenden D-Mark Schul- 
denlast von 2:1 — ganz zu 
schweigen von den Gemeinde- 
und Wohnungs-«Schulden«. 


Ignoriert wurde dabei die Tat- 
sache, daß es »Schulden« in 
unserem westlichen, juristischen 
Sinne unter dem DDR-System 
nicht gab. Sie stellten lediglich 
ein Mittel dar, das vom Staat 
benutzt wurde, um die Zielset- 
zungen des Wirtschaftsplans 
durchzusetzen oder Fehlbeträge 
mit einer Strafe zu belegen. 


Wie sich in jüngsten Enthüllun- 
gen langsam zeigt, haben die 
alten Genossen in Ostberlin auch 
keine Zeit verloren, in den Wo- 
chen vor dem 1. Juli 1990 hohe 
Ostmark-«Schulden« auf die Fir- 
men abzuladen. An diesem Da- 
tum (1. Juli 1990) übernahm das 
Bonner Finanzministerium die 
Treuhand und 130 Milliar- 
den DM an Altlasten. Bestimmte 
Schweizer und Luxemburger 
Banken sollen bei der Annahme 
von Einlagen aus diesem DDR- 
Geschäft nach der Umrechnung 
genug verdient haben, so daß 
ihre Bankgewinne in dem Jahr 
peinlich hoch waren. 


Für die Firmen der Treuhand, 
deren Exportmärkte im Osten 
lagen und sich an Ostmark- - 
Paritäten orientierten, war der 
2:1 Umtausch nach dem Juli 
1990 verheerend. Keine west- 
deutsche Firma hätte die der 
VEB und LPG nach Juli 1990 
auferlegten Währungsbedingun- 
gen überleben können. Es kam 
einem erzwungenen Bankrott 
der DDR-Wirtschaft zu den 
schlimmsten Währungsbedin- 
gungen gleich. 


Privatisierung 
statt Sanierung 


Doch die Zustimmung zur Über- 
nahme der Treuhand mit diesen 
Altlasten zum Kurs von 2:1 war 
bei weitem nicht der: gefährlich- 
ste Fehler. Nach dem ebenfalls 
ungeklärten Mord an Treuhand- 
Chef Detlev Rohwedder im April 
1991 begann die Tochter eines 
Hamburger Bankiers mit einer: 
180-Grad-Wende der Treuhand- 
Politik. Im Gegensatz zu Roh- 
wedders hart erkämpfter Politik 
der »Sanierung statt Privati- 
sierung« wurde sie unter Bir- 
git Breuel zu »Privatisierung 
statt Sanierung«. Unterschiedliche 
Buchhaltungskategorien wurden 
zusammengeworfen, um diese 
profunde Anderung zu verbergen. 


Anstatt existierende Treuhand- 
Firmen zu modernisieren wurde 
wertvolles Sachanlagevermögen 
zusammen mit unersetzbarem 
menschlichen Talent zu Spott- 
preisen an westliche Käufer ver- 
steigert. Bis die Treuhand-Fir- 
men Käufer finden konnten, wur- 
den die Unternehmen mittels 
Treuhand-Zuschüssen offenge- 
halten, wodurch zu den’ »ererb- 
ten« Treuhand-Altlasten unge- 
heuer hohe neue Schulden hinzu- 
kamen. 


Am 1. Januar 1995 wurde diese 
verborgene Geschichte zum 
Schrecken vieler Steuerzahler, 
die mit einem neuen »Solidari- 
täts«-Zuschlag und zahlreichen 
weiteren Steuern konfrontiert 
wurden, erstmals in die Bücher 
des Bundeshaushalts aufgenom- 
men. Bis Ende des Jahres 1996 
werden die Gesamtschulden der 
Treuhand unter dem Haushalts- 
posten »Erblastentilgungsfonds« 
ca. 400 Milliarden DM betragen. 


Doch der »Buchhaltungs«-An- 
satz der Treuhand-Privatisierun- 
gen, der von Breuel und anderen 


Unter Finanzminister Theo 
Waigel ist die Schuldenlast 
des Bundes in den letzten 
fünf Jahren explodiert. 


angewendet wurde, ist auch nur 
ein Teil unseres gegenwärtigen 
Problems. Die öffentliche Schuld 
ist in den letzten 25 Jahren in 
Deutschland ebenso wie in den 
meisten anderen OECD-Indu- 
strienationen künstlich in die 
Höhe getrieben worden. Anteils- 
mäßig sind weniger Regierungs- 
ausgaben in die moderne Infra- 
struktur und in Fortschritte im 
Energiesektor gegangen, um Bil- 
ligenergie für künftige Produk- 
tion sicherzustellen. Immer mehr 
Defizite haben sich angehäuft, 
um die zunehmende Arbeitslo- 
sigkeit und die damit zusammen- 
hängenden Sozialkosten zu be- 
zahlen. Deutschland hat sich seit 
der Krisen im Stahl- und Schiffs- 
bau Anfang der achtziger Jahre 
zunehmend deindustrialisiert. 


Aus verschiedenen Gründen hat 
sich die zugrundeliegende indu- 
strielle Produktivität der Volks- 
wirtschaft, die solche Schulden- 
lasten letztendlich tragen muß, 
dramatisch verschlechtert. Eine 
perverse Ideologie, die teilweise 
aus Thatchers Britannien impor- 
tiert wurde, lautet, daß es eine 
schlimmere Sünde ist als Vater- 
oder Muttermord, wenn sich der 
Staat bei irgendetwas engagiert, 
was auch nur im entferntesten 
einer »Industriepolitik« ähnelt. 


Bonn ist erst sehr spät aufge- 
wacht und hat die technologische 
Bedeutung der Unterstützung der 
Maglev-Hochgeschwindigkeits- 
zug-Technologie erkannt, doch 
diese Ausnahme bestätigt die 
Regel, daß wichtige Unterstüt- 
zung fortgeschrittener Technolo- 
gien in Deutschland ins Stocken 
geraten ist und der Jugend in den 
Schulen eine verderbliche, anti- 
technologische Tendenz, geschürt 
durch Unkenntnis, gelehrt wird. 


Angesichts zunehmender Schwie- 
rigkeiten, fortgeschrittene Indu- 
strieanlagen innerhalb Deutsch- 
lands anzusiedeln, angesichts der 
Unsicherheit über die Zukunft 
der Energieversorgung und der 
Kosten, die durch ein wachsen- 
des Bündnis zwischen Grünen 
und SPD bundesweit geschürt 
wird, wendet sich ein Unter- 
nehmen nach dem anderen dem 
Ausland zu, um neue Produk- 
tionen und Investitionen zu grün- 
den. Dieser Prozeß, der oft als 
»Globalisierung« oder »Out- 
Soureing« bezeichnet wird, ist 
der erste Schritt in der modernen 
Geschichte, der zu einer umfas- 
senden Flucht qualifizierter Ar- 
beitsplätze durch deutsche Un- 
ternehmen aus Deutschland weg 
besteht, sprich ein permanenter 
Arbeitsplatzverlust. s 


Das ist der wahre Grund dafür, 
warum die Arbeitslosigkeit trotz 
eines fast zweijährigen, zuneh- 
menden »Aufschwungs« offiziell 


bei vier Millionen bleibt. 
Doch da die »Freihandels«- 
Ideologie britischen Stils im 
deutschen Wirtschaftsdenken der 
Nachkriegszeit hochheilig_ ist, 
wendet sich niemand dem Of- 
fensichtlichen zu: Während Hun- 
derttausende von qualifizierten 
Arbeitsplätzen in Deutschland 
verlorengehen, geht damit auch 
die Besteuerungsgrundlage da- 
hin, um die erheblichen Kosten 
der Regierung zu bedienen. 
Genau in dem Augenblick, wo 
eine zunehmende wirtschaftliche 
Grundlage am dringendsten ge- 
braucht wird, ist sie im Ver- 
schwinden begriffen. 

Hinzukommt die bevorstehende 
Bevölkerungskrise im Nach- 
kriegs-Generationenwechsel, wo 
im kommenden Jahrzehnt eine 
Rekordanzahl der arbeitenden 
Bevölkerung ins Rentenalter 
kommen wird und staatliche 
Rentenzahlungen und Kosten aus 
der Gesundheitsfürsorge ins 
Haus stehen werden. 


10/1995 Mechneitemagem 9 


Ihr Finanzmarkt-Beob. 


Eine 
sefährliche 
deutsche 
Wirtschafts- 
politik 


Hierin liegt der Kernpunkt des 
gefährlichen politischen Fehlers 
sowohl der Regierung und insbe- 
sondere der Währungsideologen 
im Finanzministerium, und der 
Bundesbank, deren jetziger Chef 
aus den Reihen des Finanzmini- 
steriums kommt. Die Wirt- 
schaftslehre wurde an deutschen 
Universitäten der Nachkriegszeit 
ebenso wie leider auch in den 
meisten anderen Ländern vom 
Monetarismus beherrscht, sei es 
von dem Milton Friedmans oder 
von der Keynes-Schule. Beide 
sind blind für die zentrale Rolle 
der Technologie als Mittelpunkt 
einer erfolgreichen Strategie des 
Wirtschaftswachstums. 


Gefangen in 
einer Schuldenfalle 


Der außergewöhnliche Erfolg der 
deutschen Wirtschaft nach 1870 
ist in der Tat auf den entschiede- 
nen Bruch mit Adam Smith und 
der sogenannten »britischen 
Schule« des Freihandels-Mone- 
tarismus zugunsten von dem 
zurückzuführen, was Friedrich 
List das »nationale System« der 
wirtschaftlichen Entwicklung be- 
zeichnete — der Schutz junger 
Industrien durch den Staat, Fort- 
bildung, die Förderung neuer 
Technologien und der Aufbau 
neuer Märkte. 


Folglich betrachten Politiker und 
Zentralbanker, selbst in der hoch- 
ehrenwerten Bundesbank, die 
wirtschaftliche Realität als ein 
rein monetäres Ganzes, wie das 
BIP: die Summe aller Preise. Für 
diese monetaristische Sicht ist es 
irrelevant, ob es um eine Inve- 
stition für die fortgeschrittenste 
Hochgeschwindigkeitsbahnver- 
bindung oder um den Bau eines 
Casinos geht. Doch in der wirkli- 
chen Welt ist dies durchaus 
maßgebend. 


Betrachten wir nur den jüngsten 
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absurden Vorschlag des Finanz- 
ministers, im Interesse der »Re- 
duzierung des Defizits« Milliar- 
den DM aus dem wichtigen 
Haushalt ‚des Verkehrsministe- 
riums für Eisenbahn-Infrastruk- 
tur zu streichen. Damit schneidet 
man sich ins eigene Fleisch. 


Dies zeigt die Absurdität der 
gegenwärtigen Sackgasse. Die 
Schulden und die Kosten für den 
Schuldendienst sind seit der 
Rezession des Jahres 1982 in den 


letzten fünf bis zehn Jahren 
explodiert. Allein im Jahre 1994 
lag der Schuldendienst des Bun- 
des bei 120 Milliarden DM und 
war damit der zweitgrößte Haus- 
haltsposten und er wird in den 
kommenden Jahren dramatisch 
ansteigen. Das Finanzministe- 
rium und die Bundesbank sind 
nun beharrlich der Meinung, daß 
dieses Ansteigen. des Defizits 
erheblich reduziert werden muß. 
Die törichten Maastrichter Ver- 
träge, die von Mitterrands Lager 
entworfen worden sind, um 
Deutschland nach 1989 in eine 
Zwangsjacke zu stecken, verlan- 
gen nach noch höheren Kür- 
zungen des Haushaltsdefizits. 


Doch durch solche Haushalts- 
Sparmaßnahmen in diesem emp- 
findlichen Augenblick, durch die 
wichtige Infrastrukturprojekte im 
Eisenbahn- und Transportbereich 
gekürzt werden, mit denen neue 
Märkte für die neuen Länder 
sowohl zu deren östlichen Nach- 
barn als auch zum Westen hin 
geschaffen werden könnten, 
besteht die Gefahr, daß die zer- 
brechliche deutsche Wirtschaft 
erneut in einen -ernsten Ab- 
schwung gedrängt werden könn- 


"Wirtschaftsminister Günter Rexrodt sollte sich zu einer 
Rückkehr zu. einem innovativen Wirtschaftsdenken ent- 
schließen. 


te. Doch diesmal wäre das Er- 
gebnis nicht so sanft wie nach 
1993. 

Wenn die Wirtschaft einen Ab- 
schwung erleidet, würden auch 
die Steuereinnahmen zur Finan- 
zierung der öffentlichen Schul- 
den — die heute für Bund, Länder 
und Gemeinden bei zwei Billio- 
nen DM liegen — ebenfalls 
zusammenbrechen. Dies würde 
eine noch höhere Steuerlast zu- 
sätzlich zu den gegenwärtig ho- 
hen Steuern für private Haus- 
halte und die Wirtschaft erforder- 
lich machen. Ob so etwas nun 
dadurch veredelt wird, daß man 
es »Okosteuer« nennt oder nicht, 
auf jeden Fall werden Deutsch- 


land durch weitere Steuern noch 
mehr Arbeitsplätze verlorenge- 
hen, wodurch die staatlichen 
Steuereinnahmen noch weiter 
zusammenbrechen. Kurz gesagt, 
eine scheußliche Abwärtsspirale, 
die in einer Katastrophe enden 
wird. 


Rückkehr zu innovati- 
vem Wirtschaftsdenken 


Die Alternative zu dieser düste- 
ren Aussicht besteht darin, die 
grundlegenden politischen An- 
nahmen des wirtschaftlich-libe- 
ralen Monetarismus der Nach- 
kriegszeit zu überdenken. Deutsch- 
land sieht sich einer nationalen 
Krise gegenüber. Kein ECU und 
keine Euro-Währung werden 
diese Probleme lösen, sondern 
sie machen sie höchstens nur 
noch schlimmer. Keine drakoni- 
schen Kürzungen bei den Ren- 
ten, im Gesundheitswesen, bei 
den Sozialleistungen oder im 
Bildungswesen werden dieses 
Problem lösen. Eine Rückkehr zu 
der Art von innovativem Wirt- 
schaftsdenken, das im Gegensatz 
zur heutigen Orthodoxie in der 
Adenauer-Zeit unter Fritz Schäf- 
fer im Finanzministerium vor- 
herrschte, ist nötig. 

Das Modell der Währungsreform 
des Jahres 1948 sollte nochmals 
genauestens untersucht werden. 
Eine Gesetzesbestimmung aus 
dem Jahre 1948, die von den 
Amerikanern unter General Lu- 
cius Clay genehmigt worden war, 
sah vor, daß die gesamten öffent- 
lichen Schulden des Reichs zwi- 
schen 1933-1945 hergenommen 
und aus der Bilanz gestrichen 
wurden, so daß das neue 
Deutschland nach 1948 unbela- 
stet durch die illegitimen Schul- 
den des Dritten Reichs mit dem 
Wiederaufbau beginnen konnte. 


Ein ähnlicher Ansatz für die 400 
Milliarden DM der Treuhand 
würde einem dynamischen Wie- 
deraufbau der Neuen Länder 
einen starken Impuls verleihen, 
so daß diese für einen großen 
Teil Osteuropas und Eurasiens 
einen hohen Antrieb für Wachs- 
tum darstellen können, wenn dies 
mit der richtigen Vorbereitung, 
vor allem in Koordination, be- 
sonders mit Washington, ge- 
schieht. Für die deutsche Wirt- 
schaftspolitik stellt das Südkorea 
der Nachkriegszeit hinsichtlich 
Wirtschaftsentwicklung ein bes- 
seres Beispiel dar als das Bri- 
tannien des Freihandels. 


GUCK! EIN 
‘DEPPELIN ! 


Bonn 


| HURRAH! WIR FLIEGEN NOCH! 


Aus Luft Geld 
machen? 


Helmut Böttiger 


Nachdem zur Zeit die heiße Luft aus allerlei Wertpapieren her- 
ausfährt und der eine oder andere Windbeutel - sprich Großbank 
— knautschend in sich zusammensinkt,. denken sogenannte 
Elitekreise fieberhaft über neue Gewinnmöglichkeiten nach. Ihr 
marktwirtschaftliches Grunddogma: »Alles, was knapp ist, hat 
seinen Preis« läßt sie einfache Schlüsse ziehen:« »Mach etwas 
knapp und du hebst den Preis.« Nach diesem Motto wurde 
Landwirtschaftspolitik betrieben bis ein Drittel der Menschheit 


Hunger leidet. 


Nun scheint dieser Marktmecha- 
nismus auch bei uns zu greifen. 
Bald steigen die Lebensmittel- 
preise. Davon haben die Erzeu- 
ger freilich nichts, sie sorgen 
auch nicht für gewinnbringende 
»Verknappung«. Das tun »Anle- 
ger«, Leute, die Getreide horten, 
damit die Preise steigen. Sie 


allein sind im marktwirtschaftli- 
chen Sinne produktiv. 

Bei den Arbeitsplätzen ist es 
umgekehrt. Sie werden billiger, 
je.knapper sie werden. In der 
Bundesrepublik werden sie von 
Jahr zu Jahr knapper. Schließlich 
wäre es auch ungerecht, wollte 
man einer Frau in Srilanka wei- 


CT HWELTSCHUTZ 


terhin weniger bezahlen als je- 
mandem, der hier ähnlich arbei- 
tet. Oder ist es umgekehrt? An- 
leger haben die linken Freunde 
der Dritten Welt schon richtig 
verstanden. 

Aber etwas war den Marktwirt- 
schaftlern bisher fast entgangen. 
Da trinken die Leute doch tat- 
sächlich ihr Wasser fast umsonst. 
Das ist in marktwirtschaftlichen 
Augen glatte Blasphemie. Wie 
viele Jobs ließen sich schaffen, 
wenn wieder Wasserverkäufer 
durch die Straßen zögen? 


Dr. Stephen Lintner von der 
Weltbank, jener Weltinstitution, 
die sich so erfolgreich für preis- 
treibende Verknappungen einge- 
setzt hat, fordert im Londoner 
»Independent«: »Wir müssen 
Wasser als einen verwundbaren 
Rohstoff behandeln.« 


Im gleichen Artikel schrieb Mc- 
Rae: »Man erzielt vernünftigen 
Umgang mit Waser nur durch 
angemessene Preise.« 

»Angemessen« sind für diese 
Leute immer Höchstpreise und 
für die sorgt Verknappung. Wir 
können uns also in nächster 
Zukunft schon auf das Gejam- 


mere von Greenpeace bis zum 
World Watch-Institut über die 
weltweite Wasserknappheit ein- 
stellen. 

Unseren Gemeinden und Finanz- 
minister Waigel wird diese Bot- 
schaft nicht schmecken. Warum? 
Das kann man sich leicht vorstel- 
len: Müssen diese Deppen her- 
ausposaunen, was wir auf be- 
währte deutsche Art langsam und 
Schritt für Schritt schon lange 
tun? 

Wahrscheinlich sind sie aber 
schon einen Schritt weiter und 
überlegen, wie man auch Atem- 
luft knapp und dadurch bezahl- 
bar machen kann. Schließlich 
bekam man auch die Umwelt- 
schützer nicht zum Nulltarif, und 
wofür wären sie denn gut, wenn 
nicht für preistreibende Verknap- 
pungen, der Quintessenz allen 
wirklich marktwirtschaftlichen 
Denkens. 


So denkt auch der Herr Bundes- 
kanzler laut »Bild«-Zeitung über 
die »sinnvolle Verbindung von 
Ökologie und Okonomie« nach 
und hofft auf einen Welt-Um- 
weltrat der UNO, der sorgt dann 
besser noch für die segensreiche, 
preistreibende Knappheit. IE 
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Deutsche Mark 


Die Flucht 
aus der Mark 
hat begonnen 


Die Deutsche Mark galt in den vergangenen Jahren als stabilste 
Währung der Welt. Und dies zu Recht. Zwar war auch die deut- 
sche Wirtschafts- und Finanzpolitik nicht optimal. Insgesamt 
waren aber hierzulande weit weniger Fehler gemacht worden als 
von den anderen Staaten, besonders den USA. Darüber hinaus 
wurde die Mark durch die völlig überzogene Hochzinspolitik der 


Deutschen Bundesbank gestützt. 


Inzwischen hat aber klammheim- 
lich ein Sinneswandel eingesetzt 
und die deutsche Währung steht 
bei vielen Devisenhändlern eher 
auf der Verkaufsliste. 

Grund hierfür ist das starre 
Festhalten der Bundesregierung 
und speziell auch von Bundes- 
kanzler Helmut Kohl und Bun- 
desfinanzminister Theo Waigel 
an der Währungsunion 1999. 
Spätestens dann soll die Mark 
vom ECU, oder wie die gemein- 
same Währung auch sonst immer 
heißen mag, abgelöst werden. 


Die Probleme mit der 
Währungsunion 


Obwohl es noch viele Zweifler 
gibt, daß dieses Datum auch 
wirklich eingehalten werden kann, 
sind die ersten Auswirkungen 
schon jetzt zu spüren. Es fällt 
Emittenten von festverzinslichen 
Wertpapieren nämlich immer 
schwerer, für langlaufende An- 
leihen Käufer zu finden. 


Und dieses ist auch verständlich. 
Während der Schuldner heute 
starke Mark für seine Anleihen 
erhält, wird er diese bei Fällig- 
keit nach 1999, immer vorausge- 
setzt es bleibt bei diesem Termin, 
in mit Sicherheit schwächeren 
ECU zurückgezahlt bekommen. 


Dagegen bezahlt der Gläubiger 
diese Anleihen heute mit einer 
starken Währung, würde aber 
nach 1999 nur eine Weich- 
währung zurückerhalten. 

Demzufolge sind dann viele 
kapitalstarke institutionelle Groß- 
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anleger dann auch nur bereit, ihr 
Kapital in zwei- bis vierjährigen 
Markanleihen zu investieren, um 
damit sicherzustellen, daß sie ihr 
Geld auch in Mark zurückerhal- 
ten. DMark-Anleihen mit einer 


Laufzeit über 1999 hinaus, sind ° 


dagegen immer schwerer an den 
Mann zu bringen. 


Wer aber vor einigen Jahren 
Anleihen kaufte, die erst nach 
1999 fällig werden, fängt nun 
langsam damit an, diese Be- 
stände abzubauen. Dieses ist 
auch verständlich. Je näher näm- 
lich der Termin 1999 rückt, um 
so mehr wird die Zahl der An- 
leger zunehmen, die ihre DMark- 
Anleihen auf den Markt werfen 
werden, um noch ihr Geld in 
deutscher Währung zurückzuer- 
halten. Dabei werden aller Vor- 
aussicht nach auch Verluste in 
Kauf genommen werden, da die- 
se bei einer Reinvestition wohl 
geringer ausfallen werden, als 
wenn man später ECU ausge- 
zahlt bekommen und diese dann 
neu anlegen würde. 


Die Probleme der 
Umschichtung 


Dies bedeutet aber nichts anders, 
als daß in den kommenden Jah- 
ren viele Milliarden Mark zu- 
sätzlich auf den Markt drängen 
werden und damit die deutsche 
Währung schwächen werden. 
Großer Gewinner dürfte bei den 
europäischen Währungen spezi- 
ell der Schweizer Franken, mit- 
telfristig aber auch die italieni- 
sche Lira, die spanische Peseta, 


der portugiesische Escudo und 
der französische Franc werden. 


Der Schweizer Franken dürfte 
dabei von der Stabilität der Wirt- 
schaft des Alpenlandes profitie- 
ren. Der einzige Nachteil ist nur, 
daß es gemessen an der Mark 
und erst recht am Dollar nur ver- 
gleichsweise wenig Franken gibt. 
Würde nun alles in die Schweizer 
Währung strömen, könnte dieser 
auf einmal so fest werden, daß er 
die Schweizer Wirtschaft regel- 
recht abwürgt. Da die Schweizer 
Notenbank aber auf der anderen 
Seite mit einer extremen Nied- 
rigzinspolitik die Inflation nicht 
anheizen kann, ist es sehr wahr- 
scheinlich, daß die Schweizer 
Regierung mit Devisenkontroll- 
vorschriften versuchen wird, eine 
extreme Aufwertung ihrer Wäh- 
rung zu verhindern. 


Weniger dramatisch dürften die 
Auswirkungen für Lira, Peseta, 
Escudo und Franc sein. Zwar 
werden auch diese Währungen 
von der Schwäche der Mark und 
zunehmenden Umschichtungen 
profitieren, doch werden sich 
diese in Grenzen halten, da die 
innenpolitischen Probleme in 
diesen Ländern immer für eine 
Überraschung gut sind, sei es ein 
plötzlicher Regierungswechsel, 
drei Wahlen in einem Jahr oder 
sonst etwas. Aber dennoch dürf- 
ten auf Sicht von drei bis vier 
Jahren auch bei diesen Wäh- 
rungen Gewinne von 20 bis 30 
Prozent und mehr gegenüber der 
Mark erzielt werden können. 


Chancen für den 
US-Dollar 


Am meisten von einer europäi- 
schen Währungsunion dürfte 
aber der Dollar profitieren und, 
falls die britische Regierung sich 
dem ECU nicht anschließt, auch 
das britische Pfund. Kaum ein 
amerikanischer, asiatischer oder 
arabischer Anleger dürfte bereit 
sein, nennenswerte Beträge in 
ECU anzulegen — zumindest so 
lange nicht, bis Klarheit darüber 
herrscht, wie stabil diese Kunst- 
währung ist und in welche Rich- 
tung sie sich entwickelt. 


Also werden diese Gelder erst 
einmal im Dollar geparkt werden 
und damit die US-Währung stär- 
ken. Je nachdem, wie die Rah- 
menbedingungen 1999 sein wer- 
den, ob sich ein zumindest relativ 
stabiler ECU abzeichnet oder die 


Staaten versuchen werden, nur 
um der Schaffung einer gemein- 
samen Währung willen die Wäh- 
rungsunion zu verwirklichen, er- 
scheint aus heutiger Sicht eine 
Spanne von zwei bis 2,50 Mark 
für den Dollar für Ende 1998 
doch sehr wahrscheinlich. 

Sicherlich sind derart langfristige 
Prognosen immer mit sehr gro- 
Ben Risiken behaftet, da es zu 
viele Unwägbarkeiten gibt, etwa 
die weitere Entwicklung auf dem 
Balkan, in der ehemaligen Sow- 
jetunion und auch der Europä- 
ischen Union allgemein. Nie- 
mand weiß auch, wie die Bun- 
destagswahlen 1998 ausgehen 


- werden. Eine rotgrüne Koalition 


würde die Mark zum Beispiel 
noch mehr schwächen. 


Doch auch außenpolitische Ent- 
scheidungen müssen beobachtet 
werden. So dürfte das britische 
Pfund auch ihren Status als 
Fluchtwährung verlieren, wenn 
auf einmal die Labourpartei wie- 
der an die Macht kommen und 
damit ebenfalls ein Pro-Europa- 
Politik betrieben würde. 
Grundsätzlich kann heute aber 
auch dem deutschen Kapitalan- 
leger nur geraten werden, sein 
Geld nicht in DMark-Anleihen 
zu investieren, deren Fälligkeit 
nach 1998 liegt. Wer eine hoch- 
prozentige Anleihe hat, die Ende 
1998 ausläuft, sollte diese dage- 
gen auch halten, da er sie auf 
jeden Fall zu 100 Prozent ausbe- 
zahlt bekommt. Deswegen ist 
auch das Kursrisiko bei diesen 
Anleihen als sehr gering einzu- 
schätzen. 


Langsame, stetige 
Abwärtsbewegung 


Anders dagegen bei DMark- 
Anleihen, die noch bis weit ins 
dritte Jahrtausend laufen. Wessen 
Anleihe heute vielleicht sogar je 
nach Zinssatz über Pari notiert 
oder zumindest sehr nahe am 
Ausgabekurs, der sollte sich 
ernsthaft Gedanken darüber ma- 
chen, ob er sie nicht bereits jetzt 
in Schweizer Franken- oder 
Dollar-Anleihen umtauscht. Auch 
Anleihen in japanischen Yen 
könnten interessant sein, da 
durch die gemeinsame Währung 
auch negative Auswirkungen auf 
die deutsche Wirtschaftsent- 
wicklung nicht ausgeschlossen 
werden können, was aber neben 
der amerikanischen auch die 
japanische Wirtschaft stärken 
würde. 


Banker 


Dominikani- 
sche Republik 
droht das 
Schicksal 


Haitis 


Der Dominikanischen Republik wird das Gleiche widerfahren 
wie Haiti — das heißt, Invasion -, wenn sich Präsident Joaquin 
Balaguer nicht an die Bedingungen des sogenannten Pakts für 
Demokratie hält und im nächsten Jahr sein Amt aufgibt, drohte 
Michael Skol, stellvertretender amerikanischer Außenminister 
für interamerikanische Angelegenheiten, in einem Interview mit 
dem spanischsprachigen Nachrichtendienst von CNN. 


Die Vereinigten Staaten stehen 
voll hinter dem Pakt und die 
Dominikaner sollten darüber 
nachdenken, was mit Haiti 
passiert ist, sagte Skol. »Was 
die internationale Gemeinschaft, 
insbesondere die interameri- 
kanische Gemeinschaft ge- 
gen die Generäle und Obersten 
von Haiti getan hat, sollte für 
jedermann eine Lektion darstel- 
. len.« 


Der Plan 
der USA 


Der Pakt zwang die Dominika- 
nische Republik, die die Insel 
Hispaniola mit Haiti teilt, ihre 
Verfassung über Nacht zu än- 
dern. Die Amtszeit, für die Ba- 
laguer gewählt war, wurde um 
die Hälfte von vier auf zwei 
Jahre reduziert, er darf nicht 
mehr kandidieren und es wurden 
Neuwahlen für den 16. Mai 
nächsten Jahres festgesetzt. Skol 
half im letzten Jahr dabei, die 
Vereinbarung den Dominikanern 
einzutrichtern und behauptete, 
daß die Niederlage von Jose 
Francisco Pena Gömez bei den 
Präsidentschaftswahlen Betrug 
war. 


Der Plan ist, daß Pena Gömez, 
ein Mitglied des Banker-Denk- 


tanks des Interamerikanischen 
Dialogs (IAD), der für die Le- 
galisierung von Drogen ist, dies- 
mal gewinnt. Sobald er einmal an 
der Macht sein wird, soll Pena 
Gömez, der auch Vizepräsident 
der Sozialistischen Internationa- 
len und ein Verbündeter des Sao 
Paulo Forums — der von Kuba 
hervorgebrachten Drogenterror- 
Dachorganisation - ist, die JAD- 
Agenda der britischen Freihan- 
dels-Okonomen durchführen, die 
bewaffneten Streitkräfte zer- 
stören und die Drogen in der 
Dominikanischen Republik le- 
galisieren, genau wie es auf 
der anderen Seite der Insel, in 
Haiti, unter dem entweihten 
Priester Jean-Bertrand Aristide 
geschieht. 


Haiti: Aristide 
greift nach 
der Macht 


Der überwältigende Sieg von 
Aristides Lavalas Partei bei den 
Parlamentswahlen und Kommu- 
nalwahlen am 25. Juni wird von 
Haitianern und Dominikanern 
gleichermaßen als erster Schritt 
von Aristide angesehen, auch 
über das nächste Jahr hinaus — 
wenn seine Amtszeit abgelaufen 
ist -— an der Macht zu bleiben. 
Fast jede politische Partei in 


- 


Haiti hat die Annullierung der 
Wahlen gefordert, weil Betrug 
im Gange war und selbst Jimmy 
Carters Carter-Center Vertreter, 
Robert Pastor, bat die Regierung 
Clinton wegen der weitverbreite- 
ten Unregelmäßigkeiten ihre 
Genehmigung nicht zu geben. 
Die meisten der politischen Spit- 
zenführer Haitis haben angekün- 
digt, daß sie weder an Ergän- 
zungswahlen noch an einer zwei- 
ten Wahlrunde, teilnehmen wer- 
den. 


Zu jenen, die sich dem Boykott 
anschließen, gehören die haitia- 
nische nationalistische progressi- 
ve Revolutionspartei (Panpra), 
deren Führer Duly Brutus, frühe- 
rer Sprecher von Haitis Abgeord- 
netenkammer, nach den Wahlen 
vom 25. Juni von dem Aristide- 
Regime ins Gefängnis geworfen 
wurde und beschuldigt wird, ein 
Wahllokal in Brand gesteckt zu 
haben. Auch die nationale Front 
für Wandel und Demokratie hat 
sich dem Boykott angeschlossen. 
Ihr Führer, Evans Paul, wurde als 
Washingtons bevorzugter Nach- 
folger für Aristide angesehen, 
doch er verlor das Bürgermei- 
steramt der Hauptstadt Port-au- 
Prince an den Popsänger Charle- 
magne Peralte. 


Dominikaner 
fürchten Beherrschung 
durch Haiti 


Berichte darüber, daß Suzie 
Castol — die Frau von Lavalas- 
Chef und Kampagnenleiter Ge- 
rard Pierre Charles, einem kom- 
munistischen Hardliner — die 
nächste Premierministerin wer- 
den soll und Schritte von Ari- 
stide-Anhängern, sein Mandat 
um drei weitere Jahre zu verlän- 
gern, um die Zeit, die er nach sei- 
nem Sturz durch Haitis jetzt auf- 
gelöste bewaffneten Streitkräfte 
im Exil verbrachte, wieder wett- 


. zumachen, tragen ebenfalls zum 


Zögern der Dominikaner bei, den 
Pakt für Demokratie durchzu- 
führen. 


Die Dominikaner. fürchten seit 
jeher die Beherrschung durch 
Haiti, das Land, von dem sie ihre 
Unabhängigkeit gewannen. Ari- 
stide wird als besonders bedroh- 
lich angesehen und das mit 
gutem Grund. Vor seinem Sturz 
legte er ein äußerst feindseliges 
Verhalten gegenüber ihrem Land 
an den Tag und seine geistige 
Stabilität kann angezweifelt wer- 


den. Schließlich ist dies der 
Mann, der sich in seiner Bio- 
graphie als Bewunderer von 
Robespierre und der anderen 
Führer der Terrorherrschaft in 
der Französischen Revolution 
bezeichnete. 


Die Dominikaner fürchten vor 
allem, daß es zur Verschmelzung 
der beiden Länder kommen wird, 
wenn Pena Gömez in ihrem Land 
an die Macht kommt, während 
Haiti von Aristide — auch ein 
Mitglied des Sao Paulo Forums, 
dessen Wiederherstellung der 
Macht im vergangenen Jahr von 
der IAD befürwortet wurde - 
regiert wird — ein Plan, der in 
Großbritannien ausgeheckt wur- 
de, wie Präsident Balaguer in sei- 
ner Rede zum Amtsantritt im ver- 
gangenen Jahr meinte. 


Eine peinliche 
politische Lage 


Eine hochrangige Quelle aus der 
Dominikanischen Republik mein- 
te :vor kurzem: »Der einzige 
Grund, warum Balaguer den Pakt 
für Demokratie aufgeben würde, 
wäre, wenn Aristide im Amt 
bleibt. In dem Fall wird Balaguer 
nicht gehen.« 


Was in Haiti passiert, sollte die 
Regierung Clinton dazu veran- 
lassen, dem IAD nicht mehr län- 
ger zu erlauben, die U.S. Politik 
für die Dominikanische Republik 
zu bestimmen, bevor beide Sei- 
ten der Insel in Bürgerkriege ver- 
sinken. Bill Clintons Chancen für 
eine Wiederwahl stehen eben- 
falls auf dem Spiel. Wie die 
»Financial Times« von London 
nicht ohne Schadenfreude mein- 
te: »Mr. Clinton wäre in einer 
peinlichen politischen Lage, 
wenn Mr. Aristide weiter bleiben 
würde.« 


Wenn die Regierung Clinton den 
IAD in der Vergangenheit vom 
Ruder entfernt hat, dann hat das 
immer deutliche Vorteile für die 
Interessen der Vereinigten Staa- 
ten gebracht. Das trifft auch für 
Peru zu, wo die Vereinigten Staa- 
ten trotz der BAD-Proteste wegen 
seiner »autoritären Herrschaft« 
im Drogenkrieg mit Präsident 
Alberto Fujimori zusammenge- 
arbeitet haben. Auch in Kolum- 
bien, wo in diesem Jahr durch die 
pragmatische Zusammenarbeit 
einige bedeutende Siege gegen 
das Cali Kokainkartell errungen 
werden konnten. a) 
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Internationaler Währungsfonds 


Im Blick 
Venezuela 
und Brasilien 


Die internationale Finanzelite war über die Initiative, die der 
venezuelanische Präsident Rafael Caldera und der brasilianische 
Präsident Fernando Henrique Cardoso Anfang Juli in Richtung 
Stärkung eines strategischen Bündnisses zwischen ihren beiden 
Ländern getroffen haben, nicht sehr glücklich. In kleinem Rah- 
men kann ein solches Bündnis, das sich in einer Reihe von Verein- 
barungen über bilaterale Integration und Entwicklung wider- 
spiegelt, die von den beiden Staatsoberhäuptern während Car- 
dosos Besuch in Caracas unterzeichnet wurden, den Weg zu einer 
echten Integration in der Hemisphäre führen und zwar auf der 
Grundlage dessen, was die Bekräftigung der nationalen Souve- 
ränität und das Konzept sozialer Gerechtigkeit für den ganzen 


Kontinent erreichen könnte. 


Präsident Caldera, der sich der 
Forderung des Internationalen 
Währungsfonds (IWF), seine 
Sparmaßnahmen-Diktate durch- 
zuführen, widersetzt hat, hat 
Brasilien als Partner Venezuelas 
ausgewählt. Mitte Juni sagte sein 
Außenminister Miguel Angel 
Burelli Rivas auf einem Seminar 
in Brasilien: »Wir haben absicht- 
lich den Nachbarn ausgewählt, 
mit dem wir immer in Frieden 
gelebt haben, mit dem wir offen 
sprechen können und dem ge- 
genüber wir alle unsere Karten 
aufdecken können.« 


Das zweitägige Treffen in Cara- 
cas kommt in einem Augenblick, 
wo die Mehrheit der lateinameri- 


- kanischen Volkswirtschaften un- 


ter dem Gewicht der Freimarkt- 
Diktatur des IWF zusammen- 
bricht. Die optimistische Integra- 
tions-Agenda, die die beiden 
Führer auf den Tisch gelegt ha- 
ben, verursacht der internationa- 
len Bankenelite Kopfschmerzen, 
denn sie kämpft darum, die 
Kontrolle über Lateinamerika zu 
behalten, während die Weltwirt- 
schaft am Zusammenbrechen ist. 


Der britischen Welt- 
politik die Stirn bieten 


Diese Initiative der bilateralen 
Integration wirkt auch den Ver- 
suchen des britischen Agenten 
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Sir Henry Kissinger entgegen, 
der zwischen seiner Gruppierung 
in den Vereinigten Staaten und 
Brasilien eine »besondere Be- 
ziehung« etablieren will, um 
sicherzustellen, daß Brasilien 
nicht vom geopolitischen Weg 
der Briten abkommt. Kissinger 
machte dies während eines Be- 
suchs Mitte Mai in Brasilien klar, 
als er die »besondere Bezie- 
hung« zwischen den USA und 
Brasilien, die er sichvorstellte, 
mit der »besonderen Beziehung, 
die die USA mit Großbritannien« 
hatte, verglich. Unter dem Vor- 
wand, einen besonderen konsul- 
tativen Mechanismus mit Brasi- 
lien einzurichten, besteht Kis- 
singers Plan darin, diesen süda- 
merikanischen Riesen in einen 
Gendarm für die anglo-amerika- 
nische Politik des ganzen Kon- 
tinents zu verwandeln. 


Vom ersten Augenblick an, als er 
in Caracas eintraf, wo er zu den 
Feierlichkeiten der 148. Jahrfeier 
von Venezuelas Unabhängigkeit 
eingeladen war — das erste aus- 
ländische Staatsoberhaupt, dem 
diese Ehre zuteil wurde —, brach- 
te Präsident Cardoso wiederholt 
seine Unterstützung und Bewun- 
derung für seinen venezuelani- 
schen Kollegen zum Ausdruck. 
Der venezuelanische Präsident 
ist derzeit der einzige lateiname- 
rikanische Führer, der darum 
kämpft, mit den ernsten Wirt- 


schaftsproblemen seines Landes 
außerhalb des vom IWF definier- 
ten Rahmens fertigzuwerden. 


Beispielhaft war ein Vorfall, der 
während einer gemeinsamen 
Pressekonferenz im Präsident- 
schaftspalast von Miraflores 
nach der Unterzeichnung der ge- 
meinsamen Integrationsabkom- 
men geschah. Ein brasilianischer 
Journalist fragte beide Staats- 
oberhäupter, wie sie die Notwen- 
digkeit nach ausländischem Ka- 
pital und die Reformierung des 
Staates im Kontext einer globali- 
sierten Welt mit den Idealen 
sozialer Gerechtigkeit, die von 
den Sozialdemokraten Brasiliens 
und Venezuelas sozial-christli- 
cher Partei proklamiert werden, 
in Einklang bringen wollen. 


Einig in den politischen 
Vorstellungen 


Cardoso ließ Dr. Caldera für 
beide antworten: »Ich denke, daß 
die Regierungen von Brasilien 
und Venezuela beide für auslän- 
dische Investitionen offen sind. 
Wir wollen ausländische Investi- 
tionen. Natürlich wollen wir aus- 
ländische Investionen nicht zur 
Spekulation mit dem Potential 
des Landes ermuntern, sondern 
dazu, legitimen Nutzen aus kon- 
struktiven Investitionen zu zie- 
hen, die uns bei unserem Wirt- 
schaftsentwicklungsprogramm 
helfen. Doch wir sehen keine 
Inkompatibilität in dem Wunsch, 
Wirtschaftsaktivitäten zu för- 
dern, während gleichzeitig die 
Belange des Staates in Richtung 
eines sozialen Ziels gelenkt wer- 
den.« 


Präsident Cardoso meinte, daß 
»es dem nichts hinzuzufügen 
gibt, denn Präsident Caldera hat 
genau das gesagt, was ich den- 
ke«. 


Diese Ansicht wurde in der Er- 
klärung von Caracas erneut be- 
stätigt, die am Schluß ihrer Be- 
sprechungen: veröffentlicht wur- 
de. Es handelt sich dabei um eine 
Prinzipienerklärung, die die Be- 
ziehungen zwischen den beiden 
Ländern regelt: 


»Unsere Beziehungen basieren 
auf dem festen politischen Wil- 
len unserer Regierungen und auf 
der Entschlossenheit unserer Ge- 
sellschaften, eine gemeinsame 
Zukunft der Demokratie, sozia- 
len Gerechtigkeit, des Wohl- 


stands und der zunehmenden In- 
tegration aufzubauen.« 


In Richtung einer 
lateinamerikanischen 
Integration 


Obwohl keiner der beiden Führer 
den kritischen Schritt unternom- 


‘men hat, offen mit dem In- 


ternationalen Währungsfonds zu 
brechen, brachten sie doch beide 
zum Ausdruck, daß die Tendenz 
in Richtung Globalisierung der 
Wirtschaft — mit Eliminierung 
der nationalen Souveränität und 
der Vorherrschaft spekulativer 
Finanzmärkte gegenüber natio- 
nalen Wirtschaftsinteressen - 
nicht die einzige historische 
Alternative ist und auch nicht die 
lebensfähigste, wie sich durch 
die zahllosen Warnungen gezeigt 
hat, die auf den bevorstehenden 
Zusammenbruch des internatio- 
nalen Finanzsystems, wie es sich 
derzeit darstellt, hindeuten. 


Die Alternative zu dieser Ten- 
denz ist die wirtschaftliche Inte- 
gration von Lateinamerika. Die- 
ses Ziel kann nach einer Er- 
klärung des brasilianischen Bot- 
schafters in Caracas, Clodoaldo 
Hugueney, in den nächsten zehn 
Jahren, also sogar noch vor dem 
Termin, der auf dem Amerika- 
Gipfel in Miami im letzten Jahr 
zur Etablierung einer Freihan- 
delszone in der Hemisphäre ent- 
lang den von Kissinger geforder- 
ten Grenzen gesetzt wurde, er- 
reicht werden. 


Hugueney zufolge würde die 
»Globalisierungs«-Tendenz die 
Länder der Region dazu zwin- 
gen, mit den stärksten Volkswirt- 
schaften der Welt »freien Han- 
del« zu treiben. Was verlangt 
wird, so betonte er, ist nicht not- 
wendigerweise die Bildung von 
Blöcken, sondern der Versuch, 
nationale und regionale Volks- 
wirtschaften bis zu einem Punkt 
zu entwickeln, wo sie sich zu 
gleichen Handelsbedingungen in 
den Welthandel »integrieren« 
können. 


Zu diesem Zweck sind in den 
Dokumenten, die von den beiden 
Staatshäuptern unterzeichnet wur- 
den, Pläne zur Einrichtung von 
Transport-, Kommunikation- und 
Energieverbindungen zwischen 
den beiden Ländern integriert, 
besonders zwischen Venezuelas 
weniger entwickeltem Süden und 
Brasiliens verarmtem Nordosten. 


% 
ee 


Michael Camdessus und 
sein IWF übt eine Frei- 
markt-Diktatur über die la- 
teinamerikanischen Volks- 
wirtschaften aus. 


»Wenn wir unsere Bemühungen 
vereinen, so werden wir die un- 
geheuere Herausforderung der 
Entwicklung dieser Regionen 
leichter überwinden«, heißt es in 
der Erklärung von Caracas, den 
»Urkunden von Miraflores«. 
Botschafter Hugueney erläuterte 
ausländischen Pressekorrespon- 
denten wie Brasilien zwischen 
dem Pakt der Anden und Mer- 
cosur eine Integrationsrolle spie- 
len könnte. Brasilien, so meinte 
er, könnte die Handelsdefizite 
aller Länder absorbieren, mit 
denen es Grenzen hat, ohne 
Wettbewerbskonflikte mit brasi- 
lianischen Firmen auszulösen. 


Historisch gesehen waren die 
größten Hindernisse bei. der 
Integration des Pakts der Anden 
beispielsweise das Problem, 
einen Rahmen der Komplemen- 
tarität festzulegen, denn die 
Länder der Region produzieren 
mehr oder weniger die gleichen 
Produkte. Folglich tendieren die 


E 


nationalen Wirtschaftsinteressen 
eher dazu, bei der Übernahme 
einer gemeinsamen Zollpolitik 
Hindernisse in den Weg zu legen. 
Brasilien könnte diesen Teufels- 
kreis wegen der Größe seiner 
eigenen Volkswirtschaft und de- 
ren Qualität und Vielfalt unter- 
brechen und könnte so die Volks- 
wirtschaften seiner Nachbarn 
durch günstige Handelsbedin- 
gungen ergänzen. Brasilien könn- 
te unterdessen seine eigene Han- 
delsbilanz mit Handel außerhalb 
der Region erfüllen. 


Integration 
des Ols 


Beide Regierungen betrachten 
die Rolle, die ihre jeweiligen 
staatlichen Olfirmen spielen müs- 
sen, als einen fundamentalen 
Aspekt in ihrer Beziehung. Das 
von Joel Mendes Renno, dem 
Präsidenten von Brasiliens staats- 
eigener Olfirma Petrobras, und 
von Luis Giusti, dem Präsidenten 
von Petröleos de Venezuela 
(PDVSA), unterzeichnete Ab- 
sichtsprotokoll, legt für beide 
Firmen die Grundlage zur Bil- 
dung einer strategischen Verbin- 
dung, Petroamerica, fest, ohne 


eine der beiden nationalen Fir- 
men zu opfern. 


Bereits verhandelt wird ein Plan 
zum Bau einer Raffinerie in 
einem von Brasiliens nördlichen 
Staaten und die Beteiligung von 
Petrobras — sobald der brasiliani- 
sche Senat es genehmigt — an der 
Ölsuche in Venezuela. 

Eine solche Integration von Be- 
mühungen kommt in einem kriti- 
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schen Augenblick der Debatte 
über die venezuelanische Olpoli- 
tik. Der venezuelanische Kon- 
greß genehmigte beispielsweise 
einen Gesetzentwurf, demzufol- 
ge der private Sektor — sowohl 
der nationale als auch der auslän- 
dische - sich an Such-, Bohr- und 
Nutzungsaktivitäten beteiligen 
dürfte, die traditionell nur dem 
Staat allein vorbehalten waren. 


O 
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Europa- 
Journal 


Wie die Briten 
die Lage auf 
dem Balkan 
wendeten 


Die amerikanische, deutsche und 
französische Regierung sind ei- 
ner strategischen Fehlkalkulation 
gegenüber dem Vereinigten Kö- 
nigreich erlegen. In den Tagen 
vor der Abstimmung über die 
Führung der britischen Konser- 
vativen stellten sich Washington, 
Paris und Bonn zu Recht hinter 
Premierminister John Major, um 
die Herausforderung durch den 
überzeugten Thatcheristen John 
Redwood abzuwehren. Man nahm 
an, ein Sieg Majors würde nicht 
nur die »radikalen Freimarkt- 
ideologen« in Britannien schwä- 
chen, sondern auch Major be- 
schädigen, so daß Großbritan- 
nien seine obstruktive Rolle bei 
der Lösung von Problemen wie 
der Lage auf dem Balkan, in der 
ehemaligen Sowjetunion und bei 
der Weltfinanzkrise nicht weiter 
spielen könne. 


Das Problem war aber, daß Was- 
hington, Paris und Bonn nach 
Majors Sieg nicht mit Maßnah- 
men zur Isolierung Britanniens 
nachstießen, um es zukünftig aus 
den wichtigen politischen Ent- 
scheidungen herauszuhalten. Der 
Fehler war, London wieder eine 
prominente Rolle besonders im 
Balkan-Konflikt zuzugestehen. 


Bezüglich der USA etwa haben 
die Briten, die Präsident Clinton 
wiederholt angegriffen und zahl- 
reiche Skandale gegen ihn insze- 
niert haben, ihre »Frontalangrif- 
fe« plötzlich eingestellt und Be- 
reitschaft zu verbesserten Be- 
ziehungen zum Weißen Haus 
sowie »Unterstützung« in der 
Frage der Aufhebung des Waf- 
fenembargos gegen Bosnien sig- 
nalisiert. Der üblichen britischen 
Praxis folgend hintergehen sie 
Clinton jedoch gleichzeitig und 
versuchen ihn politisch zu 
schwächen. 


Britische oder probritische ame- 
rikanische Kreise geben die Li- 
nie aus - in Moskau, Peking, To- 
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kio, Neu-Delhi, dem Nahen und 
Mittleren Osten -, Clinton sei 
politisch eine »lahme Ente«, pa- 
ralysiert durch den republika- 
nisch dominierten Kongreß. Er 
sei in der Formulierung der US- 
Außenpolitik nicht mehr tonan- 
gebend, statt dessen sollten Ent- 
scheidungsträger in anderen Län- 
dern auf die Republikaner hören, 
etwa Kongreßsprecher Newt Ging- 
rich und/oder Henry Kissinger 
und/oder George Bush, wenn sie 
die »wahre« Politik der USA 
kennenlernen wollten. 


Das ist reiner Unfug. Die US- 
Außenpolitik wird von Clintons 
Weißem Haus gemacht. Darüber 
hinaus ist Clinton alles andere als 
eine »lahme Ente«. Wenn er 
nicht physisch eliminiert wird 
oder andere unvorhersehbare Ka- 
tastrophen eintreten, wird Clin- 
ton 1996 wieder der Präsident- 
schaftskandidat der Demokraten 
sein. Die pausenlos gegen ihn 
vorgebrachten Skandale hatten 
wenig greifbare Auswirkungen 
und bewirkten vielleicht sogar 
einen Anstieg seiner Sympathien. 


Jüngste Umfragen zeigen die 
Zustimmung für Clinton in der 
Bevölkerung bei fast 50 Prozent 
und beweisen auch, daß die Zu- 
stimmung immer dann steigt, 
wenn er als ausgesprochener 
Opponent von Gingrichs Politik 
auftritt. Allerdings hat sich Clin- 
ton durch die falsche Strategie 
gegen Major verwundbar für bri- 
tische Obstruktion gemacht. Die 
Briten mit »Samthandschuhen« 
zu behandeln, ist Ausdruck einer 
Tendenz zum Krisenmanage- 
ment seitens des Präsidenten und 
seiner Berater, nachdem jetzt der 
Präsidentschaftswahlkampf 1996 
ernsthaft begonnen hat. 


Tschernomyrdin 
unter Druck 


Alle »Prognosen«, der russische 
Ministerpräsident Tschernomyr- 
din und sein Wahlblock »Unsere 
Heimat — Rußland« würden aus 
den Parlamentswahlen am 17. De- 
zember als Sieger hervorgehen, 
sind mit Skepsis zu behandeln. Je 
mehr die russische Industrie und 
Landwirtschaft auf ihren Zusam- 
menbruch zusteuern, desto schär- 
fer wird die Kritik an Tscherno- 
myrdins Politik der »Kannibali- 
sierung« der Wirtschaft, durch 
die Rußland in einen reinen Ex- 


porteur von Erdgas und -öl sowie 
anderer Rohstoffe verwandelt 
werde. Tschernomyrdins politi- 
sches Credo lautet: »Was gut ist 
für Gasprom, ist auch gut für 
Rußland.« Das gigantische Un- 
ternehmen Gasprom bildet prak- 
tisch Tschernomyrdins Machtba- 
sis. 


Der wachsende Widerstand ge- 
gen Tschernomyrdin zeigte sich 
besonders im Verlauf der Sitzung 
der russischen Staatsduma am 
19. Juli. Allein fünf verschiedene 
Ausschußvorsitzende widerspra- 
chen der absurden Behauptung 
Tschernomyrdins, es gehe wirt- 
schaftlich bergauf. So sagte der 


“ Vorsitzende des Landwirtschafts- 
“ ausschusses A. Tschernischew: 


»Viele wollen wissen, warum die 
Behörden in Moskau versuchen, 
den agro-industriellen Komplex 
zu zerstören.« 


Und W. Iljuchin, Vorsitzender 
des sicherheitspolitischen Aus- 
schusses, berichtete, bei 19 von 
20 Hauptindikatoren der nationa- 
len ökonomischen Sicherheit sei 
das Land längst in die Gefah- 
renzone abgesunken. Jetzt drohe 
der Zusammenbruch der Ge- 
samtgesellschaft, und die Sicher- 
heit des Staates sei in Gefahr. Zu 
den Indikatoren gehören der 
Rückgang des BIP, der Indu- 
strieproduktion, des Lebensstan- 
dards sowie der Niedergang des 


Erziehungswesens, der Lebens- 


erwartung und das Sinken der 
Geburtenraten. Lediglich die Ar- 
beitslosigkeit und der Anteil aus- 
ländischen Kapitals an Schlüs- 
selindustrien wachse. 


Der Leiter des Ausschusses für 
Arbeit und Soziales S. Kala- 
schnikow fügte hinzu, Tscherno- 
myrdins Behauptung einer »fi- 
nanziellen Stabilisierung« sei ein 
Märchen; auch steige die Infla- 
tion weiter an. Der Vorsitzende 
des Ausschusses für Haushalt, 
Steuern, Banken und Finanzen 
M. Sadornow erklärte, aufgrund 
der Sparpolitik sei die Lage in 
den Bereichen Verteidigung. So- 


ziales und Investitionen äußerst’ 


kritisch. 


Der Leiter des wirtschaftspoliti- 
schen Ausschusses Sergej Glas- 
jew unterstrich die Beschleuni- 
gung des industriellen Zusam- 
menbruchs und des Absinkens 
des Lebensstandards: »Der Trend 
zur Deindustrialisierung hat sich 
in der verarbeitenden Industrie, 
der Konsumgüterproduktion und 


vor allem in High-Tech-Indu- 
strien verstärkt.« 


In der ersten Hälfte dieses Jahres 
sei der Reallohn um ein Drittel 
niedriger ausgefallen, und das 
Durchschnittseinkommen der so- 
zial benachteiligten Schichten 
der Bevölkerung liege jetzt noch 
25 Prozent unter den Kosten des 
Minimumwarenkorbs. Er forder- 
te die Duma auf, noch vor Ende 
September der Regierung zum 
zweiten Mal das Mißtrauen aus- 
zusprechen. 


Bedeutsam in diesem Zusam- 
menhang ist auch, daß Präsident 
Boris Jelzin in der Duma weniger 
scharf kritisiert wurde als der 
Ministerpräsident. Offensichtlich 
sehen die Kritiker Tschernomyr- 
dins aus der Industrie, dem mi- 
litärisch-industriellen Komplex, 
aus Wissenschaftskreisen und 
der Duma in Jelzins Präsidial- 
apparat ein Potential für einen 
entscheidenden Schlag gegen 
Tschernomyrdin. 


EU-Kommis- 
sion über 
Nahrungs- 
mittelengpässe 
besorgt 


Die Europäische Kommission 
hat vorgeschlagen, die Flächen- 
stillegungsprogramme für Ge- 
treide von 15 auf zehn Prozent 
zu verringern. Agrarkommissar 
Franz Fischler erklärte, dieser 
Schritt sei aufgrund der »ange- 
spannten Versorgungslage« auf 
den europäischen wie internatio- 
nalen Märkten notwendig gewor- 
den. Mit den neuen Maßnahmen 
werde nach Ansicht von EU- 
Experten die Getreideproduktion . 
um 3,4 Millionen Tonnen anstei- 
gen. Um einen ausgeglichenen 
Markt zu erreichen, seien tat- 
sächlich sieben Millionen Ton- 
nen erforderlich, hieß es aus 
Kommissionskreisen. 


Der Internationale Weizenrat 
(IWC) in London rechnet mit 
einem Absinken der diesjährigen 
Weltgetreideproduktion auf 535 
Millionen Tonnen. Dem steht ein 
Mindestbedarf von 542 Millio- 
nen Tonnen gegenüber. Bereits 
im vergangenen Jahr sei die Pro- 
duktion 27 Millionen Tonnen 


niedriger als der Bedarf ausgefal- 
len, erklärte der IWC. Ende die- 
ses Jahres werden die Lagerbe- 
stände nur noch 17 Prozent des 
Verbrauchs ausmachen. Damit 
liegen sie noch niedriger als 
zur Zeit der letzten internationa- 
len Hungerkrise 1972/73. Da- 
mals betrugen die Lagerbestände 
19 Prozent. 


Interessanterweise werden die 
Verbrauchszahlen in den Berech- 
nungen immer niedriger ange- 
setzt. Lag der Weltverbrauch 
1990/91 trotz geringerer damali- 
ger Weltbevölkerung noch bei 
571 Millionen Tonnen, so bezif- 
ferte man ıhn 1994 nur noch mit 
555 Millionen Tonnen. 


Russische 
Einschätzung 
des Bosnien- 
krieges 


Die britische Regierung und gro- 
ße Teile der internationalen Me- 
dien verbreiten gezielt die Propa- 
gandalinie, daß Rußland den 
Serben zu Hilfe eilen würde, 
wenn die NATO Luftangriffe und 
andere wirksame militärische 
Maßnahmen gegen Serbien un- 
ternähme. Der Hintergrund hier- 
für sei angeblich eine lange Ge- 
schichte gefühlsmäßiger »pan- 
slawischer« oder »panorthodo- 
xer« russischer Solidarität mit 
»unseren serbischen Brüdern«. 


Die Realität sieht jedoch anders 
aus. Außer innenpolitisch »eine 
Menge Lärm zu machen«, wie es 
ein russischer Insider formulier- 
te, werden die Russen keine sub- 
stantiellen Handlungen unterneh- 
men, um den Serben zu helfen. 
Statt dessen werden sie sich von 
nüchternen Überlegungen leiten 
lassen. 


Die russische Führung, das Mili- 
tär eingeschlossen, wird ihre mo- 
mentanen weltweiten Beziehun- 
gen nicht wegen des Balkans 
aufs Spiel setzen. Natürlich wird 
Rußland den Serben gern noch 
mehr Waffen verkaufen als schon 
bisher. Aber es sollte festgehalten 
werden, daß Rußland auch Waf- 
fen an Kroatien und sogar Bos- 
nien verkauft. Es ist auch weiter 
an einer Marinebasis an der mon- 
tenegrinischen Adriaküste inter- 
essiert. 


Aber Rußland wird keine Kon- 
frontation mit den USA, Frank- 
reich oder Deutschland über 
Serbien suchen. Das russische 
Oberkommando hält eine serbi- 
sche Niederlage für unausweich- 
lich, wenn die gegenwärtigen 
Trends sich fortsetzen. Zudem ist 
Rußland angesichts der sensiti- 
ven Verhandlungen mit Tsche- 
tschenien auf ein gutes Verhältnis 
zu den islamischen Ländern an- 
gewiesen. Weiter wollen die Rus- 
sen nicht, daß die Nachbarstaaten 
Serbiens - Bulgarien, Rumänien, 
Ungarn und selbst Griechenland 
—- zu Gegnern werden, die alle 
einem russischen »militärischen 
Engagement« für Serbien - in 
welcher Form auch immer — 
negativ gegenüberstehen. 


Wie aus Gesprächen in den letz- 
ten Tagen zu entnehmen war, 
gehen führende Militärexperten 
in Rußland davon aus, daß sich 
der Krieg in Bosnien in den kom- 
menden Tagen oder Wochen aus- 
weiten wird. Luftschläge gegen 
die Serben in naher Zukunft wer- 
den als fast unvermeidlich ange- 
sehen. Moskau hält den »Faktor 
Kroatien« für entscheidend. 
Kroatien werde die Gelegenheit 
»beim Schopf ergreifen« und die 
Krajina angreifen. Diese Lage 
schaffe insgesamt die Bedin- 
gungen für eine Niederlage der 
Serben. Die kürzlichen mili- 
tärischen Erfolge der Serben 
seien »Pyrrhussiege«. 


Neue 
Dimension der 
amerikanisch- 
französischen 
Beziehungen 


Eine wesentliche strategische 
Entwicklung im Zusammenhang 
mit der Verschärfung der Krise 
im früheren Jugoslawien ist die 
neue Qualität der Zusammenar- 
beit zwischen US-Präsident Bill 
Clinton und dem französischen 
Staatspräsidenten Jacques Chi- 
rac. Vor allem die sich abzeich- 
nende Absprache der Militärpo- 
litik gegenüber Serbien steht in 
deutlichem Gegensatz zur frü- 


'heren Ara Mitterrand, als das 


Schwergewicht der französi- 
schen Politik auf engen Be- 
ziehungen zu Großbritannien lag 
(der »neuen Entente cordiale«). 


Die neue amerikanisch-französi- 
sche Beziehung könnte sich 
grundlegend auch auf andere 
strategische Bereiche der Welt- 
politik wie etwa die Finanzkrise 
positiv auswirken. 


In den Tagen unmittelbar vor und 
nach der Londoner Bosnien- 
Konferenz am 21. Juli standen 
die beiden Staatschefs in regel- 
mäßigem Telefonkontakt, der 
auch während Chiracs Afrika- 
reise von 19.-23. Juli nicht ab- 
brach. Berichten zufolge stimmte 
Chirac in einem dieser Gesprä- 
che am 20. Juli den amerikani- 
schen Plänen für massive Luft- 
angriffe gegen serbische Positio- 
nen zu. So lautete eine Schlag- 
zeile der Pariser Tageszeitung 
»Le Figaro«: »Chirac-Clinton: 
Entente cordiale«. 


Der anschließende Artikel ging 
auf die »positive amerikanische 
Einschätzung« des »amerikano- 
philen« französischen Präsiden- 
ten vor allem hinsichtlich der 
Bosnien-Politik ein. Und der 
stellvertretende US-Außenmini- 
ster Richard Holbrooke gab vor 
dem Kongreßausschuß für inter- 
nationale Politik seiner »großen 
Bewunderung für Präsident« 
Chirac Ausdruck. Die franzö- 
sisch-amerikanischen Beziehun- 
gen würden in der näheren Zu- 
kunft eine erhebliche Wendung 
erfahren, meinte er. Die beiden 
Präsidenten seien sich persönlich 
nahe gekommen. Gleichzeitig 
dementierte Holbrooke Pressebe- 
richte, wonach Chirac Luftschlä- 
ge ablehne. 


Am Sonnabend, dem 22. Juli, tö- 
teten die Serben bei zwei Angrif- 
fen in und um Sarajevo zwei 
französische Blauhelmsoldaten. 
Tags darauf wurde die selbster- 
nannte Hauptstadt der bosni- 
schen Serben Pale von mehreren 
Explosionen erschüttert, deren 
Ursache zunächst unklar blieb. 
Aber die französische Zeitung 
»Liberation« berichtete am 24. Ju- 
li, Urheber der Explosionen sei 
vermutlich ein französischer Mi- 
rage-Jagdbomber gewesen, der 
eine lasergesteuerte Bombe ab- 
warf. 


Am 23. Juli ging dann in der 
Pariser Metrostation St. Michel 
eine Bombe hoch. Innenminister 
Jean-Louis Debre& erklärte, es 
werde vordringlich in zwei Rich- 
tungen ermittelt, gegen algeri- 
sche Islamisten und gegen die 
Serben. Jean-Christophe Rufin, 


ein Berater des französischen 
Verteidigungsministers, erklärte 
am 26. Juli, er zweifle nicht da- 
ran, daß die Serben hinter dem 
Anschlag stünden. E 


Von Über- 
produktion zu 
Nahrungsmittel 
knappheit 


Die Europäische Kommission 
hat eine Art Notstandsprogramm 
für den europäischen Getreide- 
markt beschlossen. Sobald die 
Agrarminister zustimmen, wird 
jeglicher Export von Getreide 
untersagt. Die »Frankfurter All- 
gemeine Zeitung« berichtete von 
Gerüchten aus Brüssel, wonach 
die Kommission sogar Export- 
abgaben auf Getreide erwäge. 
Außerdem schlägt die Euro- 
päische Kommission vor, die 
Stillegungsrate um weitere zwei 
Prozent auf zehn Prozent zu ver- 
ringern. Als Gründe werden die 
»angespannte Versorgungslage« 
und die hohen Getreidepreise 
angegeben. 


Die Getreidevorräte der EU lie- 
gen bei lediglich sechs Millionen 
Tonnen, der niedrigste Stand seit 
1983. Unterdessen steigen die 
Getreidepreise an den Börsen 
kräftig. An der Warentermin- 
börse in Chicago setzten die 
Notierungen für Weizen ihren 
Höhenflug fort und erreichten 
23,64 DM Pro Dezitonne; vier 
Wochen zuvor lagen sie noch bei 
20,53 DM pro Dezitonne. Au- 
Berst ungewöhnlich ist, daß diese 
Hausse während der laufenden 
Ernte stattfindet. Als Gründe 
werden sich ständig verschlech- 
ternde Ernteaussichten bei gleich- 
zeitig »historisch niedrigen Be- 
ständen« genannt. 


Gegenüber dem Vorjahresniveau 
beträgt der Abstand über 40 Pro- 


‘zent. Parallel dazu beginnen nun 


auch die Notierungen für Futter- 
getreide zu steigen; die Preise für 
Mais zogen binnen der letzten 
zwei Wochen um zehn Prozent 
an. Mitte Juli des Jahres 1994 
war der Mais in Chicago noch 
über ein Drittel billiger. Seit Be- 
ginn der Getreideernte vor drei 
Wochen sind andererseits die 
Erzeugerpreise für Getreide be- 
reits um rund acht Prozent gefal- 
len. ii) 
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Italien 


Neue Beweise 
zur Ermor- 
dung des 
Industriellen 
Enrico Mattei 


Neue Beweise in den Händen der Staatsanwaltschaft von Pavia 
zeigen, daß Enrio Mattei, Führer des italienischen Wiederauf- 
baus der Nachkriegszeit, von einer Bombe, die am 27. Oktober 
1962 in seinem Flugzeug detonierte, absichtlich getötet worden 
ist. Mattei war bereits eine legendäre Figur, die weltweit für ihren 
Kampf gegen das Londoner Ölmarktkartell und für seine Anti- 
Kolonialpolitik bekannt war. Als er starb, wüßte die Welt, daß er 
ermordet worden war, doch nach den Ermittlungen über seinen 
Tod lautete die offizielle Version: »Unfall«. 


Am 22. Juni verkündete der 
Staatsanwalt von Pavia, Vincen- 
zo Calia, daß sein Büro schlüssi- 
ge Beweise dafür habe, die der 
»Unfall«-Version widersprechen 
würden und er ordnete die Ex- 
humierung von Matteis Leich- 
nam an, der derzeit von Gerichts- 
medizinern in Turin untersucht 
wird. Die Entscheidung wurde 
getroffen, nachdem bei einer 
erneuten Untersuchung einiger 
Teile von Matteis Flugzeug 
Sprengstoff nachgewiesen wur- 
de. 


Spuren von Sprengstoff 
an den Flugzeugresten 


»Wir hatten schlüssige Beweise 
dafür, daß Enrico am 9. Dezem- 


ber 1962 getötet wurde, als pri- 


vate Experten uns sagten, daß sie 
an den Flugzeugüberresten Spu- 
ren von Sprengstoff gefunden 
hätten«, erklärte Matteis Neffe 
Angelo gegenüber einer Zeitung. 


Ein Oberst des italienischen Ge- 
heimdienstes, Brizzi, hatte von 
dem abgestürzten Flugzeug ein 
Stück aufbewahrt und es der 
Familie übergeben. Dieses Be- 
weisstück wurde vor etwas mehr 
als zwei Jahren von Raffaele 
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Morini, einem früheren Mitglied: 


von Matteis Widerstandsarmee 
und Vertreter seiner Familien- 
kreise an die Staatsanwaltschaft 
von Pavia übergeben. 


Eine öffentliche 
Debatte beginnt 


Matteis Neffe Angelo berichtete 
der Presse kürzlich, sie hätten 
über 30 Jahre lang darauf gewar- 
tet, diesen Beweis vorzulegen, 
denn sein Vater Italo und sein 
Onkel Umberto, Enricos Bruder, 
fürchteten um das Leben ihrer 
Familien. 


Kurz nachdem sie den Beweis 
geliefert hatten, informierte Mo- 
rini die Öffentlichkeit über die 
Existenz des neuen Beweises. 
An dieser Konferenz nahm ne- 
ben dem Manager von ENI Che- 
micals, Marcello Colitti, und 
Professor Nico Perrone, die 
beide ihre Karriere bei ENI unter 
Mattei begannen, auch Matteis 
Bruder Umberto teil. Die italieni- 
schen Behörden wurden aufge- 
fordert, die Ermittlungen über 
Matteis Tod wieder aufzuneh- 
men. Dieser Aufruf ist von allen 
Teilnehmern unterzeichnet wor- 
den. 


Quellen, die Staatsanwalt Calia 
kennen, berichten, daß er ent- 
schlossen ist, die Ermittlungen 
wieder aufzunehmen und nicht 
nur die Mörder herauszufinden, 
sondern auch die höchsten Ebe- 
nen, die Matteis Ermordung be- 
schlossen haben. Fulvio Bellini, 
ein Journalist, der die erste veröf- 
fentliche Untersuchung über den 
Mord an Mattei durchgeführt hat, 
sagte, daß seine Arbeit und Ana- 
lyse über den Fall Mattei in Ca- 
lıas Händen sind. 


Durch Calias Schritt ist eine 
öffentliche Debatte in Gang 
gesetzt worden, die für Italien 
von höchstem Nutzen sein könn- 
te, wenn sie sich darauf konzen- 
triert, wer ein Interesse an Mat- 
teis Tod hätte und was Matteis 
Politik war. Trotz der Tatsache, 
daß Italien seinen Wiederaufbau 
der Nachkriegszeit und sein 
»Wirtschaftswunder« fast aus- 
schließlich der Politik Matteis 
verdankt, wurde seine Politik seit 
seinem Tod nach und nach aufge- 
geben und wird jetzt sogar umge- 
kehrt. 


Der wichtigste Aspekt dieser 
Umkehr ist die geplante Priva- 
tisierung des nationalen Olkon- 
zerns EN], den Mattei gegründet 
hat, zusammen mit dem Rest 
der Industrieunternehmen unter 
staatlicher Kontrolle - ein Plan, 
der zwischen britischen Vertre- 
tern und italienischen Persön- 
lichkeiten aus Finanz und Politik 
auf Königin Elizabeths Jacht 
»Britannia« ausgearbeitet wurde, 
als diese am 2. Juni 1992 vor der 
Küste Italiens in der Nähe von 
Rom vor Anker lag. 


Die Entwicklung, die mit der 
Ermordung von Mattei begann 
und sich mit der wirtschaftlichen 
Zerstörung des Landes fortsetzt, 
spiegelt sich unter anderem 
in einem Artikel wider, der in 
der italienischen Tageszeitung 
»L’Unitä« erschien. In einem 
Kommentar über Matteis letzte 
Reise nach Sizilien, wo sein 
Flugzeug wahrscheinlich sabo- 
tiert wurde, schreibt der Autor 
Giovanni Laccabö: »Wenn sich 
die Gegenwart von Calogero 
Minacori, alias Carlos Marcello, 
dem mächtigen Mafiaboß aus 
New Orleans, in Sizilien bestä- 
tigt, so würde einen das auf die 
konspirative Gruppe zurück- 
führen, die mit dem organisierten 
Verbrechen in Verbindung steht.« 
Der »parallele Geheimdienst« ist 
die Organisation, genannt Perm- 


index (Permanent Industrial Ex- 
position), und deren Tochterge- 
sellschaft Centro Mondiale Com- 
merciale in Rom. Diese Organi- 
sation kommt sowohl in den 
Ermittlungen des Staatsanwalts 
Jim Garrison von New Orleans 
über den Mord an Kennedy als 
auch im Fall Mattei vor. Oberst 
Louis Mortimer Bloomfield war 
Chef der Permindex und er war 
auch Berater des FBI-Direktors 
J. Edgar Hoover. 


Die Permindex- 
Connection 


Sowohl bei der Ermordung 
Kennedys und Matteis als auch 
bei den gescheiterten Anschlägen 
auf Charles de Gaulle handelte 
der Permindex-Apparat auf Be- 
fehl von London. Obwohl Ken- 
nedy die Olkartellpolitik gegen 
Mattei zuvor unterstützt hatte, 
gibt es Gründe dafür, anzuneh- 
men, daß der amerikanische Prä- 
sident im Jahre 1962 bereit war, 
mit dem italienischen Führer ein- 
verstanden zu sein, der plante, 
sich in Washington mit ihm zu 
treffen. 

Matteis Neffe Angelo hatte 
gesagt, das Treffen war für den 4. . 
November geplant: »Italo Pietra, 
Herausgeber von »Il Giorno« 
(ENIS Tageszeitung) und Freund 
meines Onkels, wußte davon. Es 
existieren Tonbänder, die das 
bezeugen. Und der Geheimdienst 
wußte davon. Mein Onkel wurde 
getötet, um die Einigung mit 
Kennedy zu verhindern.« 


Mattei hatte darum gekämpft, 
das Kolonialsystem, das dem 
Ölkartell, das aus den »Sieben 
Schwestern« — wie er es nannte — 
bestand, auferlegt wurde, zu zer- 
schlagen. Ein solches System 
basierte auf einem absoluten 
Monopol für Olsuche, Olbohrun- 
gen und Raffinerien und einer 
Konzession für eine 5Oprozenti- 
ge Gebühr auf die Einnahmen an 
die »Ölproduzierenden« Länder, 
die vom Produktionsprozeß aus- 
geschlossen waren. 


Es ging auch 
damals um Ol 


Mit Mattei wurde eine neue revo- 
lutionäre Formel — die »Mattei- 
Formel« genannt — eingeführt: 
Die Gebühren für ENI wurden 
auf 25 Prozent reduziert; die 
Suche wird kostenlos durchge- 
führt; falls Ol gefunden wird, 


werden die Kosten vom Eigner- 
land ersetzt; das Ol wird durch 
ein Joint Venture bestehend aus 
ENI und einer regionalen, staats- 
eigenen Firma genutzt, die Tech- 
nologie- benutzt, die von den 
Italienern und regionalen, von 
ENI geschulten Arbeitskräften 
zur Verfügung gestellt werden. 


Matteis erstes Geschäft mit die- 
ser revolutionären Formel wurde 
im Jahre 1957 mit dem Iran 
geschlossen, bei dem es um ein 
kleineres Olfeld ging. Als noch 
im gleichen Jahr ein ähnliches 
Geschäft mit Libyen geschlossen 
wurde, mobilisierte das Ölkartell 
alle seine Kräfte und der libysche 
König Idris entließ unter Druck 
vom amerikanischen Außenmini- 
sterium die Regierung und stor- 
nierte das Geschäft. 


Mattei stand kurz vor dem 
Durchbruch mit seiner Strategie, 
als Algerien im Jahre 1962 die 
Unabhängigkeit erlangte. So- 
wohl Mattei als auch Kennedy 
hatten die Unabhängigkeitsbe- 
wegung unterstützt. ENI hatte 
die Unabhängigkeitskräfte groß- 
zügig finanziert. 


Immer die 
gleichen Netzwerke 


Obwohl die französische Ölge- 
sellschaft — die »siebte Schwe- 
ster« — im Friedensvertrag von 
Evian (1962) ausdrücklich als 
bevorzugter Partner für die 
Ausbeutung des algerischen Ols 
genannt wurde, war die neue 
Situation sehr günstig für Mattei. 
Frankreich hatte tatsächlich mit 


seiner Kolonialvergangenbheit 
sehr dramatisch gebrochen und 
Mattei arbeitete bereits daran, de 
Gaulles Frankreich, zusammen 
mit Adenauers Deutschland in 
ein Projekt mit einzubeziehen, 
um das Ol von Afrika und Nahost 
über von ENI gebaute Pipelines 
direkt nach Italien und Mitteleu- 
ropa zu bringen. Man glaubte zu 
der Zeit, daß Algerien über die 
größten, noch ungenutzten Olfel- 
der verfügte und wenn Mattei mit 
de Gaulle einen Vertrag gemacht 
hätte, so wäre das Monopol des 
Ölkartells endgültig zerbrochen. 


Heute dirigieren die Feinde 
Matteis den Privatisierungspro- 
zeß des italienischen Staates und 
der italienischen Wirtschaft. Um 
dies tun zu können, haben sie 
einen Verleumdungsprozeß be- 
endet, der mit der Charakteri- 
sierung von Mattei als dem 
Initiator der politischen Korrup- 
tion begann. Ein Buch wurde vor 
kurzem vom Piero Ottone, einem 
früheren Redakteur des »Corrie- 
re della Sera«, veröffentlicht, in 
dem Mattei als »Faschist« be- 
zeichnet wird, trotz der Tatsache, 
daß er der Führer der katholi- 
schen Partisanenarmee gegen 
Mussolini war! 


Ottone sitzt im Vorstand von »La 
Repubblica«, einer liberalen Zei- 
tung, die Graf Carlo Caracciolo, 
Sohn von Prinz Tommaso Carac- 
ciolo, gehört, den Bellini in sei- 
nem Interview erwähnte. Prinz 
Caracciolo war ein britischer 
Special Operations Executive 
Agent, der den Codenamen 
»Commander Thompson« trug. 
m) 
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Britannien 


Wird Major 
die sinkende 
Tory-Titanic 
überleben? 


Während die internen Kämpfe in der britischen konservativen 
Partei in der Woche vom 26. Juni eskalierten, blieb es in wichti- 
gen Kreisen in London nicht unbemerkt, wie herzlich der 
bedrängte britische Premierminister John Major von dem deut- 
schen Bundeskanzler Helmut Kohl und dem französischen 
Präsidenten Jacques Chirac begrüßt wurde, als er am 26. Juni 
auf dem Gipfeltreffen der Führer der Europäischen Union ein- 


traf. 


Diese Wahrnehmung verstärkte 
sich noch mehr, als Major auf 
einer Pressekonferenz am 27. Ju- 
ni von Gastgeber Chirac gelobt 
wurde: »In der schwierigen Posi- 
tion Britanniens sollte man die 
Aufgabe von John Major, der mit 
viel Eleganz und Intelligenz ein 
England verkörpert, das gleich- 
zeitig modern und traditionell ist, 
nicht noch schwieriger machen.« 
Chirac berichtete, daß er absicht- 
lich Punkte von der Tagesord- 
nung des Gipfels weggelassen 
habe, die für einen John Major, 
der sich von den anti-europäi- 
schen, sogenannten »Euro-Skep- 
tikern« in der Konservativen 
Partei einer massiven Herausfor- 
derung gegenübersieht, vielleicht 
zu heikel gewesen wären. Kohl 
pflichtete bei, daß alle Streit- 
punkte vermieden worden sind, 
die für »unseren Freund« Major 
Probleme im Inland hätten schaf- 
fen können. 


Londons geschwächte 
und gefügige Regierung 


Beobachter betonen, daß Chirac, 
Kohl und auch U.S. Präsident 
Bill Clinton hoffen, daß Major 
kurzfristig seinen Kampf inner- 
halb der Tories überleben wird. 


Das beruht nicht auf einer großen 
Liebe zu Major, der schon mit 
einem leeren Anzug verglichen 
wurde. Zunächst einmal wäre es 
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vielmehr im Interesse des Wei- 
ßen Hauses und der Führer Kon- 
tinentaleuropas, die Thatcher- 
schen Berserker in der Konserva- 
tiven Partei, die die Anschuldi- 
gungen gegen Major vorbringen, 
in. Schach zu halten. Zweitens 
würden diese westlichen Führer 
wünschen, daß Britannien über 
eine genügend geschwächte und 
gefügige Regierung verfügt, die 
die Pläne zur infrastrukturellen 
Entwicklung Europas und die 
Reformmaßnahmen, die nötig 
sind, um dem abzuhelfen, was 
Chirac den »AIDS-Virus« un- 
kontrollierter Spekulation nann- 
te, die die Weltwirtschaft verwü- 
stet, nur minimal behindern wür- 
den. 


Das Optimistischste, aber nicht 
unbedingt wahrscheinliche Sze- 
nario ist, daß der Tumult in 
Britannien einen neuen Begriff 
von politischer Selbstidentität 
unter Segmenten der Elite und 
Bevölkerung in England, Schott- 
land und anderswo ins Leben 
ruft, und daß das Vereinigte Kö- 
nigreich sich aus dem Würgegriff 
der oligarchischen »veneziani- 
schen Partei« befreien wird, der 
das Land in den letzten drei 
Jahrhunderten kontrolliert hat. 
Diese Möglichkeit wird »denk- 
bar« zu einer Zeit, in der sich das 
weltweite System, das diese 
Oligarchie von London aus lenkt, 
in einer Endphase einer histori- 
schen Krise befindet. Chiracs 


Lob Englands in dieser ankla- 
genden Form könnte auf die 
Unterstützung von außen für 
einen solchen Trend hinweisen. 


Das pessimistischere Szenario 
sieht so aus, daß kurz- bis mittel- 
fristig zwischen den ungewöhn- 
lich unversöhnlichen Thatcheri- 
sten und der Labour Party unter 
Führung von Tony Blair ein 
Arrangement getroffen werden 
wird. Sie würden sich ‚darauf 
einigen, daß diese autoritäre, auf 
Sparmaßnahmen hin orientierte 
Politik »nach dem Wohlfahrts- 
staat« in Kraft gesetzt werden 
muß — wahrscheinlich unter einer 
von Blair geführten Regierung. 
Unter solchen Bedingungen wür- 
de Britannien eine noch destabi- 
lisierendere weltweite Rolle spie- 
len als es sie unter der außen- 
politischen Führung des schei- 
denden Außenministers Douglas 
Hurd schon gespielt hat. Das ge- 
genseitige Lob, das sich Thatcher 
und Blair in der letzten Zeit aus- 
gesprochen haben, deutet auf 
diese Möglichkeit hin. 


»Wir sind bereits auf 
den Eisberg aufgelaufen« 


Es könnte sehr gut sein, daß die 
Versuche der Führer der Ver- 
einigten Staaten, Frankreichs und 
Deutschlands, Major ein Ret- 
tungsboot zukommen zu lassen, 
bereits zu spät sind. Am 26. Juni 
sagte eine Londoner Quelle, was 
passieren wird: »Wissen Sie, die 
Situation hier in Britannien ist 
eher wie die auf der »Titanic«. Ich 
finde all dies Gerede von der 
Ernennung eines neuen Kapitäns 
für das Schiff amüsant — nach- 
dem wir bereits auf den Eisberg 
aufgelaufen sind! Wir sind schon 
vor einiger Zeit auf ihn aufgelau- 
fen und das Schiff ist am Sinken, 
doch einige Leute wollen das 
nicht wahrhaben. Die Band spielt 
immer weiter, aber die >Titanic< 
geht unter.« 


Majors Strategie war die der 
Verzweiflung. Am 18. Juni kehr- 
te er vom Gipfel der Gruppe der 
Sieben aus Halifax, Novia Scotia 
zurück, wo Fragen über seine 
Probleme zu Hause seine Pres- 
sekonferenz beherrschten. Bei 
seiner Rückkehr nach Großbri- 
tannien war die britische Presse, 
angeführt vom Londoner »Sun- 
day Telegraph« der Hollinger 
Corporation voll mit »Andeutun- 
gen« darüber, daß er vielleicht 


bald zurücktreten werde oder mit 
Leitartikeln darüber, daß er sei- 
nen Hut nehmen sollte. 


Unter solchen Umständen ver- 
suchte Major ein Manöver, daß 
die »Selbstmord-Option« genannt 
wird. Am 22. Juni trat er als 
Parteiführer zurück und meinte 
dabei, die konservative Partei 
würde ins Chaos stürzen und bei 
den nächsten Wahlen zunichtege- 
macht werden, wenn sie nicht 
aufhört, sich zu zerfleischen und 
sich hinter seiner Führung zu- 
sammenzuscharen. Er bekräftig- 
te, daß er als Premierminister sei- 
nen Hut nehmen werde, wenn er 
als Parteichef nicht wiederge- 
wählt werden würde. 


Am nächsten Tag kündigte Hurd 
an, daß er zurücktreten werde 
und zwar in dem Augenblick, wo 
eine Regierung — wie immer sie 
aussehen mag - in den kommen- 
den Tagen eine Umbesetzung des 
Kabinetts vornehmen werde. Der 
Informant meinte, »indem er dies 
tut, signalisiert Hurd, daß er ein 
sinkendes Schiff verläßt«. 


Am Wochenende vom 24./23. 
Juni zirkulierten dann Gerüchte 
in Britannien, daß ein Mitglied 
von Majors Kabinett, der Mini- 
ster für Wales, John Redwood, 
Major herausfordern werde. Be- 
richten zufolge arbeitete Red- 
wood mit dem früheren Schatz- 
minister Norman Lamont eine 
Einigung aus, derzufolge Lamont 
seine eigenen Pläne für eine 
Anti-Major Herausforderung fal- 
lenlassen würde. Lamont wollte 
schon immer Rache gegen Major 
nehmen, seit er als Schatzmi- 
nister entlassen worden war, weil 
er für das Fiasko im Zusammen- 
hang mit Britanniens Rückzug 
aus dem europäischen Wechsel- 
kurssystem im September 1992 
verantwortlich gemacht wurde. 
Inzwischen ist er ein Direktor 
von N.M. Rothschilds Handels- 
bank geworden. 


Der Kampf 
um den Posten 


Es ist sicherlich kein Zufall, daß 
auch Redwood zu Beginn seiner 


Karriere mit N.M. Rothschilds 


zusammengearbeitet hat. Diese 
Handelsbank hat bei der Bera- 
tung der britischen und anderer 
Regierungen über Maßnahmen 
zur »Privatisierung« großer Teile 
der Wirtschaft eine Schlüsselrol- 
le gespielt. Sowohl Redwood als 


auch Lamont sind überzeugte 
»Thatcheristen«. 


Am 26. Juni erklärte Redwood 
mit Lamont an seiner Seite, daß 
er aus dem Kabinett Major aus- 
scheiden und die Führung selbst 
beanspruchen wolle. 


Per dem 28. Juni stellte sich die 
Situation wie folgt dar: Nachdem 
Redwoods Nominierung am 
29. Juni wohl bestätigt werden 
wird, wird die Wahl zum Führer 
der Konservativen Partei am 
4. Juli stattfinden. Um zu gewin- 
nen, braucht Major eine Mehr- 
heit von 329 Tory-Parlamenta- 
riern, die ein Stimmrecht besit- 
zen, und er muß 15 Prozent mehr 
Stimmen haben als sein Heraus- 
forderer. Die Abstimmung ist 
geheim, was allen möglichen 
Arten von Intrigen viel eher Tor 
und Tür öffnet. Unter diesen 
Umständen werden Stimment- 
haltungen besonders wichtig. 
Wenn es eine große Anzahl von 
Stimmenthaltungen, kombiniert 
mit einem Block von Redwood- 
Stimmen gäbe, könnten ihm die 
erforderlichen 165 fehlen. 


Sollte Major scheitern, wird es 
am 11. Juli eine zweite Abstim- 
mung geben. Seine Position wird 
auf jeden Fall so unterminiert 
sein, daß es unwahrscheinlich ist, 
daß er in weiteren Runden antre- 
ten wird. Andere Kabinettsmit- 
glieder könnten dann auf den 
Zug aufspringen. Londoner Quel- 
len sprechen von einem daraus 
folgenden »Kampf der Micha- 
els« zwischen dem Präsidenten 
des Board of Trade, Michael 
Heseltine, der als ein Gemäßigter 
in Wirtschaftsfragen und Bezie- 
hungen zu Europa angesehen 
wird und dem Staatssekretär für 
Beschäftigung, Michael Portillo, 
einem Thatcheristen des harten 
Kerns. 


Rees-Moggs 
blutiges Drama 


Redwood selbst wurde von der 
ehemaligen Premierministerin, 
Baronin Margaret Thatcher, im 
Nationalen Presseclub von Was- 
hington gelobt. Sie erinnerte 
daran, daß er in den Jahren 1984 
bis 1986 in der Downing Street 
No. 10 als einer ihrer Direktoren 
fungiert hat. 


Redwood wurde in einem Kom- 
mentar vom ehemaligen Heraus- 
geber der Londoner »Times«, 


Britanniens Premierminister John Major wird in seinem 
Land »mit einem leeren Anzug« verglichen. 


Lord William Rees-Mogg, ge- 
lobt. In dem Artikel teilte Rees- 
Mogg gegen Major eine Reihe 
böser Hiebe aus und zwar unter 
solch Überschriften wie »John 
Major hat ein Drama in Gang 
gesetzt, das er nicht kontrollieren 
kann. Der zweite Akt steht kurz 
vor dem Beginn.« Er verglich 
Major mit dem Hauptcharakter 
in einem Stück von Joseph Ad- 
dison aus dem Jahre 1713, »Ca- 
to«, in dem der Römer Cato »im 
fünften Akt Selbstmord begeht«. 


In dem Drama des wirklichen 
Lebens, das jetzt abläuft, verlor 
Major die Kontrolle über das 
Drehbuch und der neue Aspekt 
im Spiel ist der Auftritt des »ern- 


sten Herausforderers« Redwood 
im Rennen. »Das Drama beginnt 
außer Kontrolle zu geraten«, 
betonte seine Lordschaft. »Die 
meisten Konservativen würden 
Redwood gegenüber Major vor- 
ziehen«, behauptete er. Redwood 
steht für traditionelle Werte, 
Marktwirtschaft, weniger Regie- 
rung und niedrigere Steuern.« 


Rees-Mogg ist Chefsprecher für 
den Club of the Isles, eine Eli- 
tegruppe, die von dem britischen 
Haus Windsor angeführt wird. In 
jüngsten Artikeln hat er wieder- 
holt beharrlich die Meinung ver- 
treten, daß der« Wohlfahrtsstaat« 
demontiert werden muß. Sein 
krimineller Partner, Sir Peregrine 


Worsthorne, hat in einem Kom- 
mentar im Londoner »Sunday 
Telegraph« behauptet, die Durch- 
führung von Rees-Moggs Re- 
zepten würde eine »Form von 
autoritärer Politik« erforderlich 
machen, damit »der Gürtel enger 
geschnallt und bittere Medizin 
den Schlund der Politik hinunter- 
gezwungen werden kann«. 


Sir Henry und 
die Götterdämmerung 
der Oligarchie 


Der Hintergrund für die Äuße- 
rungen von Rees-Mogg und die 
politischen Intrigen, die jetzt in 
Britannien stattfinden, ist eine 
unglaubliche Dichte von Akti- 
vitäten.des Club of the Isles auf 
höchster Ebene, die zur Zeit in 
und um London stattfinden. 


Als die Angriffe auf Major inner- 
halb Britanninens immer stärker 
wurden, erhielt Mrs. Thatcher am 
19. Juni einen von Britanniens 
höchsten Ritterorden, den Order 
ofthe Garter. Lord Peter Carring- 
ton führte den Vorsitz bei der Ze- 
remonie. Im »Daily Telegraph« 
vom 20. Juni war sie in Farbe 
abgebildet, dekoriert mit ihrem 
Ordenskostüm, das sie wie eine 
aufgeblasene Gans aussehen ließ, 
während ihr Ehemann Sir Denis 
das Ganze lächelnd betrachtete. 


Ebenfalls am 19. Juni waren der 
frühere U.S. Außenminister Hen- 
ry Kissinger und Frau Ehrengä- 
ste bei einem Essen, das von’ 
Hurd gegeben wurde. Am näch- 
sten Tag wurde Kissinger von 
Königin Elizabeth II. zum »Ho- 
norary Knight Commander in the 
Most Distinguished Order of 
Saint Michael and Saint George« 
ernannt — eine Ehre, die Kissin- 
ger in Anerkennung seines Bei- 
trags für die anglo-amerikani- 
schen Beziehungen« zuteil wur- 
de, wie es in einer Presseverlaut- 
barung des britischen Außenmi- 
nisteriums vom 13. Juni hieß. 


Doch die Stimmung in solchen 
Kreisen ist vielleicht nicht 
zwangsläufig beschwingt. Die 
Atmosphäre der Götterdämme- 
rung, die in den höheren Ebenen 
der Konservativen Partei vor- 
herrscht, spiegelt die Stimmung 
einer Oligarchie wider, die weiß, 
daß die Saat ihrer eigenen 
Zerstörung in dem sich rasch 
beschleunigenden Zerfallsprozeß 
des Weltfinanzsystem enthalten 
ist. oO 
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Bosnien 


Die Rolle 


der UNO ist 
beendet 


In einer Rede vor dem Nationalen Presseclub in Washington sagte 
der bosnische Außenminister Muhamed Sacirbey, daß die 
Vereinten Nationen in Bosnien fertig seien, daß jede Nation, die 
Bosnien helfen will, dies bilateral tun sollte. Im folgenden geben 
wir Sacirbeys Erklärung sowie Auszüge aus seinen Antworten auf 


Fragen wieder. 


Zunächst einmal, die UNO- 
Mission in Bosnien und Herze- 
gowina ist an ihrem Ende ange- 
kommen. Der Rahmen der UNO 
ist keine akzeptable Grundlage 
mehr für die Gegenwart interna- 
tionaler Truppen innerhalb von 
Bosnien und Herzegowina. 


Zweitens, das Waffenembargo 
muß aufgehoben werden und es 
ist die einzige Option, über die 
Bosnien sich noch verteidigen 
kann. 


Wer kämpft mit 
wem gegen wen? 


Drittens, während andere darüber 
streiten, wo die Linie gezogen 
werden sollte für die erneute 
Glaubwürdigkeit Bosniens, sind 
wir der Meinung, daß es jetzt 
gerade nur eine Linie gibt und 
die verläuft bei Zepa. Diejeni- 
gen, die die Linie irgendwo 
anders ziehen wollen, versuchen 
einen leichten Weg zu finden, um 
ihre eigene Glaubwürdigkeit 
wiederherzustellen, indem sie die 
Fähigkeit der bosnischen Kräfte 
nutzen, um damit ihr eigenes Ziel 
zu erreichen. 


Bei meinem kürzlichen Besuch 
in Frankreich wurde ich bei meh- 
reren Treffen auf höchster Ebene 
gefragt: »Sind die Bosnier bereit, 
für Gorazde zu. kämpfen?« Ich 
sagte: »Wir sind bereit, für Zepa 
und Gorazde zu kämpfen.« 


Die nächste Frage war: »Nun, 
sind die Briten eigentlich wirk- 
lich bereit, sich den Franzosen 
im Kampf mit den Bosniern 
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anzuschließen, um Gorazde zu 
retten?« Das ist natürlich eine 
Frage, die die Briten beantworten 
müssen. »Sind die Amerikaner 
bereit, den Franzosen und Briten 
Unterstützung und Ausrüstung 
zu geben, um Gorazde zu vertei- 
digen?« Das ist eine Frage für die 
Amerikaner. 


Doch während jedermann sich 
darauf konzentriert, ob die Bos- 
nier bereit sind zu kämpfen oder 
nicht, um Gorazde oder Srebre- 
nica oder Sarajewo zu retten, 
fragt interessanterweise nie- 
mand: »Was benötigen die Bos- 
nier, damit sie dies allein durch- 
führen können oder damit sie 
neben diesen Verbündeten kämp- 
fen können?« 


Es scheint so als wollten manche, 
daß wir neben ihnen kämpfen, 
daß sie uns aber immer noch die 
Waffen verweigern, um den 
Kampf wirksam durchführen zu 
können. Ich finde diese Position 
unverständlich und moralisch 
falsch. 


Wenn Sie wollen, daß jemand 
neben Ihnen kämpft, um deren 
Territorium und Ihre Ehre zu ver- 
teidigen, dann haben Sie auch ein 
Recht auf die Mittel, um sich zu 
verteidigen. Und übrigens, die 
Geschichte von Srebrenica ist 
keineswegs vorüber. Tausende 
von Menschen werden vermißt — 
hauptsächlich Zivilisten. Für die 
Männer und Jungen, für die es 
nur noch eine ungewisse Zukunft 
gibt, muß Verantwortung über- 
nommen werden. Für die Frauen, 
die vergewaltigt wurden und die 
anderen, denen ebenfalls eine 


schreckliche Zukunft bevorsteht, 
muß Verantwortung übernom- 
men werden und sie müssen in 
Sicherheit gebracht werden. Und 
schließlich wissen wir, daß es 
viele bosnische Flüchtlinge gibt, 
die jetzt versuchen, ihren Weg 
zurückzufinden zu von der Re- 
gierung kontrolliertem Territo- 
rium, seit sie innerhalb von Sre- 


. brenica selbst von dem Haupt- 


flüchtlingsstrom abgetrennt wur- 
den. 


Frage bezüglich der Präsenz 
der UNO-Friedenstruppen in 
Bosnien. 


Die UNO-Mission wird sich ent- 
weder freiwillig zurückziehen 
oder wir werden spätestens bis 
zum November schauen, daß sie 
beendet wird. Ich muß betonen, 
daß die Unsicherheit in unserem 
Timing nur mit den praktischen 
Konsequenzen zu tun hat, um 
sowohl für die UNO als auch für 
die Zivilbevölkerung das gering- 
ste Risiko zu schaffen. Dies kann 
in gewissem Maße durch einen 
Rückzug der Unprofor-Truppen 
erreicht werden. Doch der UNO- 
Rahmen für die derzeitige Mis- 
sion muß, was uns betrifft, so 
bald wie möglich enden. Und das 
heißt, sogar noch vor Novem- 
ber... 


Die UNO-Mission 
muß beendet werden 


Zunächst einmal, wenn alle 


UNO-Truppen zurückgezogen - 


werden sollen, so sind wir bereit, 
mit dieser Eventualität zu leben. 
Zweitens, sind wir sicherlich 
bereit, mit denjenigen auf einer 
bilateralen Basis oder in einem 
anderen Rahmen zusammenzuar- 
beiten, die wirklich glauben, daß 
sie in Bosnien etwas Gutes errei- 
chen können, sei es für die 
Bosnier oder für die internationa- 
le Gemeinschaft. Damit geben 
wir ihnen die Möglichkeit, ihre 
gute Arbeit fortzusetzen. 


Beispielsweise wissen wir, daß 
einige Truppen in Zentralbos- 
nien, die in eine traditionellere 
Friedensmission verwickelt sind, 
bei dieser Mission produktiv 
sind. Aber man braucht innerhalb 
von Bosnien und Herzegowina 
einfach keine 30.000 UN-Trup- 
pen, um die Aufgabe von höch- 
stens 3.000 bis 5.000 zu erledi- 
gen. Die übrigen Truppen sind 
von der wirtschaftlichen wie der 
politischen Perspektive her über- 


flüssig. Sie sind sogar zu einem 
Hindernis, einer unbeholfenen 
Mahnung an die Fehlschläge der 
UNO geworden. Und ich denke, 
es steht selbstverständlich nicht 
zur Diskussion, entweder eine 
neue Mission für diese Truppen 
zu finden oder sie hinauszuwer- 
fen. Doch der UNO-Rahmen hat 
sich selbst als fehlerhaft und 
äußerst unangemessen gezeigt... 


Einige sehen lieber 
ein totes Bosnien 


Natürlich denke ich, daß einige 
innerhalb des UN-Gefüges lieber 
ein totes Bosnien sehen als ein 
lebendiges Bosnien, das zurück- 
schlägt. Doch ich bin nicht 
sicher, daß irgendjemand bereit 
ist, das zuzugeben. Doch die 
Reaktion der Vereinten Nationen 
und vieler in Europa auf Bos- 
niens Überlebenskampf war die, 
daß man ihn als einen unbeque- 
men Faktor für den Aufbau eines 
neuen Europa bezeichnet hat... 


Zeit ist von entscheidender Be- 
deutung. Doch ich bin nicht 
sicher, daß wir irgendwelche 
anderen Alternativen haben. 
Wenn die internationale Gemein- 
schaft handeln will, um die Arten 
von Tragödien zu verhindern, 
von denen Sie sprechen, dann 
verfügt sie über Bodentruppen 
und sie kann diese Truppen ein- 
setzen, um außerhalb des UNO- 
Rahmens zu agieren. Es liegt an 
ihnen, zu entscheiden, ob sie das 
tun wollen oder nicht. Der 
Rückzug der UNO-Truppen aus 
Bosnien-Herzegowina wird eini- 
gen Leuten zufolge eine NATO- 
Präsenz in Bosnien erforderlich 
machen. Eine solche NATO- 
Präsenz wurde nicht genehmigt. 


In dem Maße, wie wir also darü- 
ber sprechen, daß einige Truppen 
kommen sollen, um Unprofor 
herauszuhelfen, sollten wir auch 
von einer potentiellen Truppe 
sprechen, die hereinkommen 
kann oder bleiben kann, um den 
Bosniern zu helfen. Doch ich 
betone, wir sind bereit, ohne 
Truppen zu leben. Und folglich 
denken wir, daß die Bosnier 
selbst unter diesen schwierigen 
Umständen mit dieser Zukunft 
besser dran sind als mit dem 
Status quo. Im Ganzen gesehen, 
nicht in jedem einzelnen Fall, 
doch im Ganzen gesehen ist die 
UNO-Präsenz in Bosnien zu 
einem Hindernis für eine grö- 
Bere, effektivere Aktion gewor- 


den, um den Bosniern dabei zu 
helfen, sich selbst zu verteidigen 
oder sogar unserer Zivilbevöl- 
kerung humanitäre Hilfe zu brin- 
gen... 


Frage über die Möglichkeit 
internationaler Brigaden, die 
mit den Bosniern kämpfen sol- 
len. 


Soweit ich weiß gibt es in diesem 
Land allein 5.000 Menschen, die 
bereit sind, nach Bosnien zu 
gehen — Nicht-Moslems, so weit 
ich weiß — und für Bosnien zu 
kämpfen. Sicherlich ist Bosnien 
etwas viel größeres als ein isla- 
mischer Kreuzzug. Es ist ein 
internationaler Kreuzzug. 


Wenn ich Präsident Havel von 
der tschechischen Republik zitie- 
ren darf, der kürzlich das Men- 
schenrechtsgebäude in Straßburg 
eröffnete. Er sagte, der Krieg in 
Bosnien wird zwischen den 
Serben und den anderen geführt 
und er sagte, die anderen sind 


Der Krieg in Bosnien und 
das hilflose Bemühen der 
Friedenstruppe hat dem An- 
sehen der UN geschadet. 


wir. Es gibt also viele von uns in 
Amerika, in Afrika, in Asien und 
in Europa. 


Wir warten auf niemanden mehr. 
Das einzige, was ich tun möchte, 
ist, auf der Hut sein, so daß ich 
jenen, die in dem UNO-Gefüge 
gefangen sind, die größtmögliche 
Chance geben kann, in den näch- 
sten Wochen zu überleben, be- 
sonders den Leuten von Zepa 
und Gorazde. Doch offen gesagt, 
es scheint so, daß selbst ihre 
Zukunft wenig mit der UNO zu 
tun hat, aber viel mit unserer 
eigenen Fähigkeit, uns selbst zu 
verteidigen. 


Ich stelle eines fest, das Sie sag- 
ten und. zwar, daß unter den 
Bedingungen, die Senator Dole 
für die U.S. Beteiligung an einem 
NATO-Rückzug von Unprofor 
festgelegt hat, klar gesagt wird, 
daß die USA keine Waffen, son- 
dern nur Unprofor-Personal ret- 
ten wird... 


Frage über den französischen 
und britischen Ansatz. 


Der französische, und ich betone, 


der britische Ansatz, haben ein- 
deutig. nicht funktioniert. Des- 


halb befinden wir uns bereits im 
nächsten Stadium. Was zwischen 
Griechenland und der Türkei 
passiert, ist nicht so sehr ein 
Faktor dessen, was in Bosnien 
getan wird, sondern vielmehr 
dessen, was in Bosnien nicht 
getan worden ist. Das Versagen 
darin, konstruktive Maßnahmen 
zu ergreifen, um diesen Krieg zu 
einem Ende zu bringen, hat eine 
neue Reihe von potentiellen 
Konfrontationslinien geschaffen. 
Diese Konfrontationslinien kön- 
nen nicht eliminiert werden, 
indem man Bosnien in Schach 
hält. Sie werden dadurch nur ver- 
stärkt. 


Ich betone noch einmal, daß wir 
nicht verlangen, daß ausländi- 
sche Truppen nach Bosnien kom- 
men. Ich betone noch einmal, 
daß wir nur bereit sind, auf uns 
selbst zu zählen und niemand 
sonst. Doch gleichzeitig sind wir 
bereit, diejenigen, die glauben, in 
Bosnien eine konstruktive Rolle 
spielen zu müssen, zu empfangen 
und mit ihnen im Kontext einer 
bilateralen Beziehung oder der- 
gleichen zu kooperieren. 


Doch das UNO-Gefüge ist auf 
jeden Fall gescheitert. 


Frage über die Rolle des Serbien- 
Führers Slobodan Milosevic. 


Mr. Milosevics Rolle beim letz- 
ten Angriff war durch Folgendes 
offensichtlich: Ich habe verläßli- 
che Informationen darüber, daß 
General Mladic dabei war, als 
sich Mr. Carl Bildt (der frühere 
schwedische Premierminister) 
am letzten Wochenende und das 
Wochenende vor dem Angriff auf 
Srebrenica mit Milosevic getrof- 
fen hat. Weder Mr. Mladic noch 
Mr. Bildt konnten Mr. Milosevic 
davon überzeugen, seinen An- 
griff auf Srebrenica zu unterneh- 
men. Ich denke, das ist, zumin- 
dest von mir, als die Geschichte 
von Frankenstein und seinem 
Monster ausführlich beschrieben 
worden und das Monster ist 
manchmal unter der Kontrolle 
von Mr. Milosevic und manch- 
mal handelt es, als sei es außer 
Kontrolle geraten. Doch ich kann 
Ihnen jederzeit versichern, es ist 
Frankenstein, der in Wirklichkeit 
den Einfluß hat. 


Es ist manchmal praktischer, es 
zu bestätigen und manchmal 
weniger praktisch es so aussehen 
zu lassen, als sei das Monster 
außer Kontrolle. 


= 
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Deshalb möchte ich Ihnen eine 
wichtige Veränderung in unserer 
Politik ankündigen. Wir sind zu 
dem Schluß gekommen, daß es 
sich gezeigt hat, daß der jetzige 
Tanz mit Mr. Milosevic, der von 
Mr. Bildt und in der Vergangen- 
heit durch Mr. Robert Frasure 
und der Kontaktgruppe unter- 
nommen wurde, zuende ist und 
daß er sich eher in eine anhalten- 
de Aggression gegen Bosnien 
verwandelt hat als in eine Har- 
monie für den Frieden. Wir sind 
der Meinung, daß wir einen 
neuen Rahmen finden müssen, 
durch den Mr. Milosevic für den 
Frieden gewonnen werden kann. 


Die Kontakte zur 
jüdischen Gemeinde 


Frage über die jüdische Ge- 
meinde. 


Ich bin froh, daß Sie dieses 
Thema angesprochen haben. In 
der Vergangenheit hatte ich unter 
vielleicht weniger dringlichen 
Umständen die Gelegenheit, die 
Rolle der amerikanisch-jüdi- 
schen Gemeinschaft bei der poli- 
tischen und praktischen Hilfe für 
das bosnische Volk in dieser 
Aggression, diesem Völkermord, 
zu bestätigen. Ich denke, das bos- 
nische Volk, Moslems, Serben, 
Kroaten, Juden und andere sowie 
die Juden der internationalen 
Gemeinde, insbesondere in den 
Vereinigten Staaten, haben in den 
Worten »Niemals wieder« eine 
Gemeinsamkeit gefunden. Wäh- 
rend andere den Holocaust eher 
als eine Hürde betrachten, nach 
der alle anderen Kriegsverbre- 
chen und Völkermorde beurteilt 
werden müssen, haben die ameri- 
kanisch-jüdische Gemeinde und 
die jüdische Gemeinde als Ganze 
erkannt, daß es sich dabei nicht 
um eine Hürde handelt, sondern 
daß es eine Verpflichtung der 
jüdischen Gemeinde ist, sich 
jedem Völkermord zu widerset- 
zen, darunter auch jenem, der zu- 
mindest in der Zahl im Vergleich 
zu dem, was im Zweiten Welt- 
krieg geschah, gering erscheinen 
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mag. Ich habe es zu meiner 
Richtlinie gemacht, das jüdische 
Volk für seine ungeheuere 
Freundschaft und sein Engage- 
ment anzuerkennen und das zum 
Ausdruck zu bringen, wann 
immer ich kann, auch bei Treffen 
von Moslems und vor skepti- 
schem Publikum. 


Und in den nächsten Wochen 
werde ich unsere Regierungs- 
politik dahin lenken, die Freund- 
schaft auf jede jüdische Gemein- 
de auf der ganzen Welt auszu- 
dehnen, darunter die jüdische 
Gemeinde in Israel und die 
Kooperation zwischen unserem 
Volk und dem jüdischen Volk 
fortzusetzen. 


In diesem Zusammenhang denke 
ich, ist es auch wichtig festzuhal- 
ten, daß Bosnien nicht nur ein 
Nutznießer von Hilfe ist. Wenn 
Bosnien .die Chance erhält, als 
eine multi-kulturelle Gesell- 
schaft erfolgreich zu sein und 
fortzudauern, als eine Gesell- 
schaft, deren Überleben von 
Juden, Christen und Moslems 
gleichermaßen abhängt, so wäre 
es wieder eine Brücke zwischen 
Religionen, Kulturen und Län- 
dern, ja eine Brücke zwischen 
Ost und West. 


Frage darüber, ob die bosni- 
sche Regierung den UNO-Si- 
cherheitsrat konsultiert hat. 


Ich habe heute und in den letzten 
Tagen mit der US-Regierung 
über diesen Punkt gesprochen. 
Wie Sie wissen habe ich an den 
Sicherheitsrat der Vereinten Na- 
tionen am 28. Juni einen Brief 
geschrieben und mitgeteilt, daß 
wir unsere Zustimmung überprü- 
fen. Ich denke, dieses Schreiben 
sagt alles, bis ich bereit bin, das 
endgültige Schreiben zu schik- 
ken, in dem es dann heißt, daß 
unsere Zustimmung nicht mehr 
länger gegeben ist. Ich habe die- 
ses Schreiben noch nicht abge- 
schickt, aber es könnte sehr, sehr 
bald kommen... 


Frage darüber, ob Bosnien 
schwere Waffen bekommen 
könnte. 


Es gibt zahlreiche Quellen für 
Waffen, darunter natürlich die 
Vereinigten Staaten. Der ameri- 
kanische Kongreß hat erwogen, 
uns mit Defensiv-Waffen zu ver- 
sorgen und wir würden das sicher 
begrüßen. Wir würden unter kei- 
nen Umständen nach »Beratern« 


Ausschau halten, die in unser 
Land kämen und uns bei der 
Benutzung dieser Waffen helfen 
würden. Wir sind der Meinung, 
daß es da draußen Waffen gibt, 
mit denen wir vertrauter sind und 
die sehr effektiv sein könnten. 


Was wir ständig gesagt bekom- 
men ist: »Sie haben im Augen- 
blick praktisch nicht viel mehr 
als einfache Granatwerfer und 
Gewehre. Wissen Sie, wie man 
F-16er benutzt?« Und die Ant- 
wort ist, wir brauchen einfach 
etwas, mit dem wir gegen die 
serbischen Truppen angehen 
können. Wir brauchen einfach 
ein bißchen mehr, einfach Muni- 
tion. Meiner Meinung nach sind 
diejenigen, die uns ständig fra- 
gen, ob wir F-16er brauchen, ent- 
weder äußerst falsch informiert 
darüber, um was es bei dem 
ganzen Krieg in Bosnien über- 
haupt geht, was die Ausgereift- 
heit der Waffen angeht, oder sie 
versuchen unseren legitimen 
Aufruf nach Diskussion darüber, 
welche Waffen in Bosnien und 
Herzegowina nützlich wären, zu 
unterminieren. 


Meiner Meinung nach sind 
Schätzungen von Waffen im 
Wert von 500 Millionen bis fünf 
Milliarden Dollar, die für die 
bosnische Armee gebraucht wer- 
den, einfach nicht berechtigt. Ich 
denke, sie sind überzogen, um 
die Kongreßabgeordneten hin- 
sichtlich der Hilfe, die die Bos- 
nier brauchen, abzuschrecken. 
Wir brauchen lediglich Waffen 
im Wert von ein paar Hundert 
Millionen Dollar — sicher weit- 
aus weniger als Unprofor die 
Vereinigten Staaten und die 
internationale Gemeinde derzeit 
kostet. 


Zweifel an 
Majors Integrität 


Und wenn ich sage, was Unpro- 
for kostet, dann spreche ich über 
die finanziellen Bedingungen 
dort. Ich spreche nicht. über 
Glaubwürdigkeit und die effekti- 
ve langsame Zerstörung des 
Systems der Vereinten Nationen 
selbst. 


Frage über Senator Robert 
Dole und seine Forderung nach 
Aufhebung des Waffenembar- 
gos, und es heißt, die Aufhe- 
bung des Waffenembargos ein- 
seitig durch die Vereinigten 
Staaten könnte die Möglichkeit 


einer verstärkten Truppe zur 
Verteidigung oder zum Schutz 
der Zufluchtsorte verschließen, 
und man fragt, ob er bereit sei, 
diese Option durch Aufhebung 
des Waffenembargos zu ver- 
hindern. 


Das ist natürlich eine schwierige 
Frage. Und die Frage ist wirk- 
lich, in welchem Ausmaß ist 
diese Option real? 


Es scheint, als wäre sie auf der 
Grundlage dessen, was in Lon- 
don passiert ist, nicht sehr real 
und ich habe in Britannien darauf 
hingewiesen, daß die Forderung 
von Premierminister Major nach 
einem Treffen der Außen- und 
Verteidigungsminister in London 
eine Verzögerungstaktik dar- 
stellt, mit der man versucht, die 
Schritte zu vermeiden, die nötig 
sind, um die sicheren Gebiete zu 
schützen. 


Es ist sicherlich eine Maßnahme, 
mit der beabsichtigt ist, Zepa 
sterben zu lassen. Auf dieser 
Grundlage bezweifle ich Pre- 
mierminister Majors Integrität in 
diesem Punkt oder zumindest 
behaupte ich, daß seine Beur- 
teilung rücksichtslos ist. 


Wenn man diese Dinge nun 
berücksichtigt, so denke ich, daß 
die einzige Schlußfolgerung, die 
wir machen können, lautet, daß 
wir es sind, die den Job erledigen 
müssen. Wir sind es, die den Job 
erledigen müssen und auf dieser 
Grundlage sollten wir nicht 
erwarten, daß die Kavallerie 
oben auf dem Hügel erscheint, 
wie Außenminister Hurd es for- 
mulierte. Wir müssen unsere 
eigene Kavallerie und unsere 
eigenen Beschützer sein und wir 
sollten uns jetzt unserer Zukunft 


* stellen. 


Offen gesagt bin ich nicht der 
Meinung, daß wir irgendwelche 
Optionen verhindern und wie ich 
in der Diskussion mit den 
Franzosen klargemacht habe, 
gingen wird davon aus, daß die 
Bosnier sowieso den größten Teil 
der Verpflichtung, Gorazde zu 
verteidigen, tragen müssen. Ich 
frage also, warum ist es mit den 
Briten und Franzosen oder ohne 
die Briten und Franzosen inkon- 
sequent, die Bosnier zu bewaff- 
nen, um ihnen zu helfen, Go- 
razde zu verteidigen oder werden 
wir diejenigen sein, die übrig 
sind, um die Briten und Ukrainer 
dort zu schützen?« Q 


Vatikan 


Johannes 
Paul Il. 
wendet sich 
an alle Frauen 


In einem Brief des Papstes, der am 10. Juli im Vatikan veröffent- 
licht wurde und »direkt an jede Frau« adressiert war, stellt 
Johannes Paul II. richtig, was die Themen auf der von den 
Vereinten Nationen gesponserten Vierten Weltkonferenz über 
Frauen in Beijing der Katholischen Kirche nach sein sollten. 
Während sich die Weltmedien auf die Verurteilung des »aggressi- 
ven männlichen Verhaltens« durch den Papst konzentriert haben, 
wurden andere Schlüsselaspekte von der Presse außer acht gelas- 
sen. Der Papst lehnt die feministische Idee der Frauen ab und 
stellt die Befreiung der Frau erneut in den Kontext von »Imago 
Dei« (Das Bildnis Gottes) und der Vernunft, was gemeinsame 
Gaben von Frauen und Männern sind. 


Die Konferenz von Beijing »lie- 
fert eine günstige Gelegenheit, 
sich die vielen Beiträge, die von 
Frauen für das Leben ganzer 
Gesellschaften und Nationen 
geleistet wurden, stärker bewußt 
zu machen. Dieser Beitrag ist in 
erster Linie geistiger und kultu- 
reller Natur, doch auch sozio- 
politisch und wirtschaftlich. Die 
verschiedenen Bereiche der Ge- 
sellschaft, Staaten, nationale Kul- 
turen und der Fortschritt der 
ganzen Menschheit stehen durch 
Beiträge von Frauen sicherlich 
tief in deren Schuld!« 


Das Genie 
der Frauen 


Der Papst schreibt weiter: »Sie 
können also sehen, liebe Schwe- 
stern, daß die Kirche viele Grün- 
de dafür hat, darauf zu hoffen, 
daß die bevorstehende UNO- 
Konferenz in Beijing die volle 
Wahrheit über Frauen hervor- 
bringen wird. Die nötige Beto- 
nung sollte auf das »Genie der 
Frauen« gelegt werden, nicht nur, 
indem man große und berühmte 
Frauen der Vergangenheit oder 
Gegenwart berücksichtigt, son- 
dern auch jene normalen Frauen, 
die die Gabe ihrer Weiblichkeit 
dadurch enthüllen, daß sie sich 


selbst täglich in den Dienst von 
anderen stellen.« 


»Ich denke dabei«, schreibt der 
Papst im dritten Kapitel seines 
Briefes, »insbesondere an. jene 
Frauen, die die Kultur und die 
Kunst liebten und ihnen ihr 


‘Leben widmeten trotz der Tat- 


sache, daß sie häufig von Anfang 
an im Nachteil waren, ausge- 
schlossen von gleichen Bil- 
dungschancen, unterbewertet, ig- 
noriert und daß ihre intellektuel- 
len Beiträge nicht gewürdigt 


wurden. 


..Dieser großen, ungeheuer »fe- 
mininen< Tradition gegenüber 
steht die Menschheit in großer 
Schuld, die niemals zurückge- 
zahlt werden kann.« 


Anerkennung 
der Würde der Frau 


Das Oberhaupt der Katholischen 
Kirche erklärte, daß sowohl »Ge- 
rechtigkeit« wie »Notwendig- 
keit« die Beseitigung aller Hin- 
dernisse erforderlich machen, die 
die volle Integration von Frauen 
in das soziale, politische und 
wirtschaftliche Leben verhindern 
und er betonte: »Wir müssen nur 
daran denken, wie das Geschenk 


der Mutterschaft oft bestraft 
anstatt belohnt wird, auch wenn 
die Menschheit ihr Überleben 
diesem Geschenk verdankt.« 


Der Papst lobt dann den Kampf 
für die Befreiung der Frauen, der 
»nicht ohne seinen Anteil an 
Fehlern« im wesentlichen als 
»positiv beurteilt wird«. Die 
»Reise muß weitergehen!« sagt 
er, »mit einer effektiven und 
intelligenten Kampagne zur För- 
derung der Frauen« beginnend 
mit einer »allgemeinen Anerken- 
nung der Würde der Frauen. Un- 
sere Fähigkeit, diese Würde trotz 
historischer Konditionierung an- 
zuerkennen, kommt von dem 
Einsatz der Vernunft selbst, die 
in der Lage ist, das Gesetz Gottes 
zu verstehen, das im Herzen 
eines jeden Menschen geschrie- 
ben steht. Mehr als alles andere 
befähigt uns das Wort Gottes 
dazu, die letztendliche anthropo- 
logische Basis der Würde der 
Frauen klar zu verstehen und sie 
ganz deutlich zu einem Teil des 
Plans Gottes für die Menschheit 
zu machen.« 


Das Mandat des Ersten 
Buchs Moses für 
beide Geschlechter 


»Das Erste Buch Moses«, schreibt 
der Papst im sechsten Kapitel, 
»spricht von der Schöpfung in 
zusammenfassender Form in 
einer poetischen und symboli- 
schen Sprache, die doch voll- 
kommen richtig ist: »Gott erschuf 
den Menschen nach Seinem ei- 
genen Bildnis, im Bildnis Gottes 
erschuf er ihn: er erschuf Mann 
und Frau.< Der Schöpfungsakt 
Gottes findet nach einem präzi- 
sen Plan statt. Zunächst einmal 
wird uns gesagt, daß der Mensch 
»im Bildnis und als Abbild Got- 
tes« geschaffen wird. Dies macht 
sofort klar, was den Menschen 
von dem Rest der Schöpfung 
unterscheidet.« 


Der Brief widerlegt implizit Be- 
mühungen unter Führung von 
Britanniens Prinz Philip, das 
Christentum und andere ‘große 
Religionen als Verehrung von 
Mutter Erde umzugestalten. In 
Kapitel Acht schreibt der Papst: 
»Nachdem er Mann und Frau 
geschaffen hat, sagt Gott zu bei- 
den: »Erfüllt die Erde und macht 
sie euch untertan.< Er gibt ihnen 
nicht nur die Fähigkeit zur Fort- 
pflanzung, damit die menschli- 
che Spezies durch die Zeit hin- 


durch fortbestehen kann, sondern 
Er übergibt ihnen auch die Erde 
und beauftragt sie mit der verant- 
wortlichen Nutzung ihrer Res- 
sourcen. Als ein rationales und 
freies Wesen wird der Mensch 
aufgerufen, das Gesicht der Erde 
zu verwandeln. In dieser Auf- 
gabe, die im wesentlichen die 
einer Kultur ist, teilen Frau und 
Mann gleichermaßen von An- 
fang an die Verantwortung.« 


Die Bedeutung 
von Autorität 


Das »Genie der Frauen« ist Got- 
tes Plan, schreibt der Papst in 
Kapitel Zehn. »So hoffe ich, lie- 
be Schwestern, daß sie sorgfältig 
darüber nachdenken, was es 
bedeutet, wenn man vom »Genie 
der Frauen< spricht und zwar 
nicht nur, um in diesem Satz 
einen speziellen Teil von Gottes 
Plan zu erkennen, der akzeptiert 
und gewürdigt werden muß, son- 
dern auch, damit dieses Genie im 
Leben der Gesellschaft als Gan- 
zes sowie im Leben der Kirche 
einen umfassenderen Ausdruck 
findet.« Er verwies auf die 
Mutter Christi als »den höchsten 
Ausdruck des »femininen Ge- 
nies< und eine Quelle konstanter 
Inspiration«. 


Der Papst erläutert, daß die Jung- 
frau Maria von »vielen Nationen 
und Völkern« als »Königin des 
Himmels und der Erde« angeru- 
fen wird, weil »für sie »regieren« 
dienen bedeutet« und »ihr Dienst 
ist es, »zu regieren««. 


»So,« schreibt er, »muß Autorität 
sowohl in der Familie als auch in 
der Gesellschaft und in der Kir- 
che verstanden werden. Die 


grundlegende Berufung eines 
jeden zeigt sich in diesem »Re- 
gieren«, denn jeder wurde im 
»Bildnis< desjenigen geschaffen, 
der der Herr des Himmels und 
der Erde ist.« 
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Hintergrund- 
Journal 


Der Völker- 
mord von 
Srebrenica 


Erst jetzt werden in der Öffent- 
lichkeit nach und nach die Greuel- 
taten bekannt, die Serbische/ 
Tschetnik-Kräfte in Srebrenica 
begangen haben. Bis zum 21. Juli 
hatte die holländische Regierung 
aus Gründen der »nationalen Si- 
cherheit« die Augenzeugenbe- 
richte in Srebrenica stationierter 
niederländischer Unprofor-Sol- 
daten unter Verschluß gehalten. 


Dann sagte Außenminister Janis 
Voorhoeve in London, »Hunder- 
te, wenn nicht Tausende Men- 
schen wurden ermordet«. Die 
Soldaten hätten »eine große An- 
zahl Leichen gesehen und viele 
Gewehrschüsse gehört«. Die Ser- 
ben hätten Tausende von Män- 
nern in ein Fußballstadion in 
Bratunac gebracht. Dies sei ein 
Fall von Völkermord, so Voor- 
hoeve: »Völkermord ist die Er- 
mordung von Gruppen. Das in 
Bosnien bezeugte Modell besteht 
in der Ermordung von Men- 
schengruppen.« 


Der schockierendste Bericht er- 
schien auf der Titelseite des Lon- 
doner »Independent«. Nach An- 
gaben hauptsächlich serbischer 
Quellen hieß es, in dem Stadion 
sei man »knietief in Blut gewa- 
tet«. 4000 'gefangene muslimi- 
sche Männer seien dort von bos- 
nischen Serben ermordet wor- 
den. Der »Independent« schrieb, 
wenn die Zahlen sich bestätigten, 
überstiege dies noch die Zahl der 
Exekutionen in serbischen La- 
gern seit Kriegsbeginn - mehr als 
in Sucica und Omarska, den be- 
rüchtigten Lagern in Nord- und 
Ostbosnien zu Anfang des Krie- 
ges. 


Zur Zeit ist das Schicksal von 
mindestens 10 000 Einwohnern 
Srebrenicas noch ungewiß. Min- 
destens 3000 starben bei dem 
sechstägigen Todesmarsch nach 
Tuzla an Hunger und Erschöp- 
fung oder wurden von Tschetniks 
erschossen. In einigen Fällen tru- 
gen letztere Unprofor-Uniformen 
und lockten die Flüchtenden in 
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dieser Verkleidung aus ihrem 
Unterschlupf, bevor sie sie dann 
kaltblütig erschossen. 


Weiter muß noch geklärt werden, 
inwieweit Teile von Unprofor 
den Serben bei ihren Aktionen 
geholfen haben. Die kroatische 
Wochenzeitung »Globus« be- 
richtete über die Massaker und 
zitierte Zeugen, wonach Unpro- 
for-Truppen die Bevölkerung 
Srebrenicas zuerst in falscher 
Sicherheit über die serbischen 
Intentionen wiegten, und den 
Serben dann bei der »administra- 
tiven« Übernahme der Stadt und 
beim Abtransport der Leichen 
halfen. 


Prinz Philip 
kritisiert F. D. 
Roosevelt 


Mitte Juli unternahm der briti- 
sche Prinzgemahl und internatio- 
nale Präsident des World Wide 
Fund for Nature Prinz Philip eine 
Reise nach Rußland. Am 19. Juli 
hielt er zusammen mit dem russi- 
schen Umweltminister Viktor 
Danilow-Daniljan eine Presse- 
konferenz ab, um die Pläne des 
WWF für Rußland zu spezifizie- 
ren. 


Ein Journalist fragte: »Vor 50 
Jahren schlug Präsident Franklin 
Delano Roosevelt zur Überwin- 
dung der Folgen der großen 
Depression ein Naturschutzpro- 
gramm vor, das Tennessee Val- 
ley-Projekt. Können die Aktivi- 
täten des WWF unter den Be- 
dingungen in Rußland von die- 
sem Standpunkt gesehen wer- 
den?« 


Das Tennessee Valley-Projekt 
stand im Zentrum von Roose- 
velts Bemühungen, den Süden 
der USA zu industrialisieren. 
Im Tennessee Valley wurde ei- 
ne Reihe von Staudämmen zur 
Energiegewinnung gebaut, zahl- 
reiche Industrien siedelten sich 
an. Aus dem Projekt ging die 
Tennessee Valley Authority her- 
vor, der größte Stromerzeuger 
der USA. 


Prinz Philip antwortete, dies 
seien nicht die Pläne des WWF, 
denn die Dinge hätten »sich seit 
den Tagen Delano Roosevelts 
dramatisch verändert. Es ist nicht 
gut zurückzuschauen, wie die 


Dinge damals gehandhabt wur- 
den.« 


Philip verlangte, Rußland müsse 
seine Infrastruktur- und Wirt- 
schaftspläine dem Artenschutz 
unterordnen. »Die erste Priorität 
ist, Rußland dabei zu helfen, sein 
existierendes Netz an Reservaten 


‚und Naturschutzgebieten auszu- 


weiten, und weitere sensitive Ge- 


biete zu lokalisieren, die Schutz 


brauchen.« Nach Angaben Dani- 
low-Daniljans hat Rußland be- 
reits acht Millionen Quadratkilo- 
meter wirtschaftlich nicht ge- 
nutztes »natürliches« Land. 


Gefahren in 


. Ostasien 


Vertreter der Clinton-Admini- 
stration haben gewarnt, daß die 
Krise zwischen den USA und 
China »weit schwerwiegender 
ist, als angenommen wird«. Dies 
sagte Professor Ezra Vogel, Be- 
rater von Präsident Clintons Na- 
tionalem Sicherheitsrat in asiati- 
schen Angelegenheiten, bei einer 
Konferenz, auf der auch der stell- 
vertretende Außenminister für 
Asien Winston Lord sprach. Bei- 
de machten für die Zunahme der 
chinesisch-amerikanischen Span- 
nungen die Vertreter der »Kon- 
servativen Revolution« im Kon- 
greß um Newt Gingrich und 
Senator Jesse Helms verantwort- 


lich, weil diese alles getan hätten, 


dem Besuch des Präsidenten Tai- 
wans Lee Teng-Hui eine extrem 
antichinesische Richtung zu ge- 
ben. Vogel sagte: »Wir müssen 
verstehen, wie ernst die Lage ist. 
Der Schlüssel liegt in der Debatte 
innerhalb Chinas, ob die USA 
versuchen, China den Weg zur 
Großmacht zu versperren. Präsi- 
dent Lee Teng-Huis Besuch wird 
als Bestätigung dieser Vermu- 
tung gesehen.« 


China wisse, so Vogel, daß der 
beim neokonservativen Hoover- 
Institut angestellte Harry Wu das 
Regime stürzen wolle, und sehe 
die starke Reaktion in Amerika 
auf Wus kürzliche Verhaftung in 
China deshalb nicht als »Men- 
schenrechtsfrage«, sondern als 
Destabilisierungsversuch. »Die 
Unabhängigkeitsfrage dominiert 
die Politik in Taiwan, und China 
ist auch sehr besorgt, daß der 


Kongreß die Unabhängigkeit Ti- 


bets unterstützt. Peking glaubt, 
daß die USA versuchen, die wirt- 


schaftliche Entwicklung Chinas 
zu stoppen, und daß der US- 
Kongreß meine, China sei zu 
groß und müsse aufgespalten 
werden.« 


Es gibt Anzeichen, daß Präsident 
Clinton Schritte unternimmt, die 
Spannungen abzubauen, indem 
er den chinesischen Präsidenten 
Jiang Zemin nach Washington 
eingeladen hat. Das Sprachrohr 
der Londoner City hingegen, der 
»Economist«, enthielt am 27. Ju- 
li eine Titelgeschichte über die 
Notwendigkeit einer »Eindäm- 
mung Chinas«. 


Neue Enthül- 
lungen über 
Kennedy sind 
bedeutsam für 
die wirtschafts- 
politische 
Debatte 


Donald Gibson von der Universi- 
tät Pittsburgh ist der Verfasser 
des jüngst erschienenen Buches 
»Kampf gegen die Wall Street: 
Kennedys Präsidentschaft«. Das 
Buch beleuchtet die Wirtschafts- 
und Finanzpolitik des ermorde- 
ten Präsidenten John F. Kennedy. 
Er porträtiert Kennedy als An- 
hänger dirigistischer Maßnah- 
men und Fürsprecher einer aus- 
drücklich Hamiltonischen Fi- 
nanzpolitik. Das Buch zeigt, daß 
Kennedys Wirtschaftsphiloso- 
phie in schroffem Gegensatz zu 
den Vorstellungen einer »nachin- 
dustriellen Gesellschaft« stand. 
Der Leser wird angeregt, darüber 
nachzudenken, wie die USA und 
die Welt insgesamt heute ausse- 
hen würden, wenn der Präsident 
weitergelebt und die in dem 
Buch dargelegte Politik hätte 
durchsetzen können. 


Gibson schreibt: »Kennedy be- 
tonte 1961, daß die Vereinigten 
Staaten ihre Stromerzeugungska- 
pazitäten bis 1980 verdreifachen 
müßten... Er schlug ausdrücklich 
vor, die Atomenergiekommission 
müsse durch die schnelle Ent- 
wicklung der Kernenergie eine 
wichtige Rolle dabei spielen.« 

Kennedy erklärte 1962 in einer 
Rede, »das Ziel dieser Regierung 
ist es, eine ausreichende Versor- 


x 


gung aller Verbraucher mit billi- 
gem Strom sicherzustellen... In 
Hinsicht auf die natürlichen Res- 
sourcen ist es hilfreich, daß deren 
Quantität in der Praxis nicht fest- 
gelegt ist — die Nutzbarkeit und 
Vielzahl der Rohstoffe vergrö- 
Bert sich in dem Maß, wie die 
Technik fortschreitet. Wir haben 
gelernt, eine Reihe von Stoffen 
zu nutzen, die zuvor keinen Wert 
oder nur begrenzte Verwend- 
barkeit besaßen.« 


Gibson dokumentiert die Unzu- 
friedenheit der Redakteure des 
Magazins »Fortune« mit Kenne- 
dys Politik. Anfang 1962 drück- 
ten sie »ihre Sorge aus, daß die 
Allianz für Fortschritt und ande- 
re Programme der Regierung 
Kennedy stark von der Doktrin 
beeinflußt seien..., die den Diri- 
gismus der Regierung befürwor- 
tet, das heißt eine Art wirtschaft- 
lichen Nationalismus, der wirt- 
schaftliche Planung einschließt, 
um schnelles Wirtschaftswachs- 
tum herbeizuführen. »Fortune< 
proklamierte, es sei >verrückt«, 
wenn die. Regierung Kennedy 
Dirigismus betreibe.« Gibson 
schreibt, daß Kennedys Pro- 
gramm den Hauptzweck hatte, 
»durch Steuern, Programme und 
Ausgaben der Regierung und 
durch die Geld- und Kreditpo- 
litik... die Produktivkräfte der 
Nation« zu entfalten. Kennedy 
habe versucht, »die Investitions- 
politik, Bildungspolitik und wis- 
senschaftlich-technische Entwick- 
lung zu beeinflussen, um das 
Potential des Landes zu realisie- 
ren«. Kennedy sei zur Politik des 
ersten amerikanischen Finanzmi- 
nisters Alexander Hamilton zu- 
rückgekehrt, der Friedrich List 
wesentlich beeinflußte. 


Kennedy verfolgte eine Politik 
langfristiger Regierungskredite 
zu niedrigen oder gar ohne Zin- 
sen speziell zur Förderung des 
Wachstums und der wirtschaftli- 
chen Entwicklung in der Dritten 
Welt. Der Präsident erklärte, daß 
diese Politik »nicht der normalen 
Bankenpraxis entspricht«. 1959 
habe er die Weltbank kritisiert, 
sie setze zu sehr »auf starre, harte 
Kredite... mit festgelegten Rück- 
zahlungsterminen, die die wirt- 
schaftliche Entwicklung brem- 
sen, anstatt sie zu stimulieren«. 
1961 habe Kennedy in Kolum- 
bien über die Mitarbeit der USA 
an der Industrialisierung der 
lateinamerikanischen Volkswirt- 
schaften gesprochen. Schon als 
Senator habe Kennedy Projekte 


zur Entwicklung des Nahen 
Ostens unterstützt. 

In Kennedys Regierung gab es 
intensive Auseinandersetzungen 
über die Wirtschafts- und Fi- 
nanzpolitik. Den sogenannten 
»Aktivisten«. standen die soge- 
nannten »Konservativen« gegen- 
über, die vom »Wall Street Jour- 
nal« (WSJ) unterstützt wurden, 
dazu gehörten Finanzminister C. 
Douglas Dillon, Dillons Staats- 
sekretär Robert V. Roosa, und 
der Vorstand der. Federal Reser- 
ve. Zu den »Aktivisten« gehörten 
der Okonom Walter Heller und 
Staatssekretär Franklin D. Roose- 
velt jr.. 


Am 3. Oktober 1962, eineinhalb 
Monate vor Kennedys Ermor- 
dung, beklagte sich das WSJ in 
einem Artikel mit der Überschrift 
»Amerikanische Unterstützung 
für eine Weltwährungsstudie ist 
ein Sieg der >Aktivisten< in der 
Regierung« über eine »Wende« 
der Regierung Kennedy in der 
Währungspolitik seit Ende 1962. 
Die Zeitung beschwerte sich, die 
»Aktivisten« hätten die Forde- 
rung nach fiskalischer und mone- 
tärer Austerität abgelehnt und 
argumentierten, es sei kontrapro- 
duktiv, wenn die »USA und an- 
dere Nationen« eine solche Poli- 
tik verfolgten, um mit vorüberge- 
henden Problemen der Handels- 
bilanz umzugehen. Das WSJ är- 
gerte sich darüber, daß »Kennedy 
immer mehr zu der Überzeugung 
gekommen ist, daß große und 
globale Probleme des Bankwe- 
sens zu wichtig sind, um sie ganz 
den Bankiers zu überlassen«. 


Gibson nutzt sein Buch, um 
Präsident Clinton einige Rat- 
schläge zu erteilen. Er erkennt 
die Wirkung der englandkriti- 
schen Ideen Professor C. Quig- 
leys von der Georgetown-Uni- 
versität auf Präsident Clinton: 
»Präsident Clinton wird sich ent- 
scheiden müssen, welche Bedeu- 
tung sein Leben und seine Prä- 
sidentschaft letztendlich haben 
werden. Wenn er nur ein paar 
freundliche Worte vom Estab- 
lishment hören will oder neben 
den Präsidenten Ford, Carter, 
Reagan und Bush als einer der 
Präsidenten aufgeführt werden 
will, die während des Nieder- 
gangs (der- USA) regierten, dann 
braucht er sich nicht anstrengen. 
Wenn er aber will, daß sein 
Lebenswerk größere Bedeutung 
besitzt, dann muß er den Feind 
angreifen, und zwar eindeutig 
und öffentlich.« ji) 


Worsthorne 
fordert 
Polizeistaat 


Der führende Kommentator des 
zum Hollinger-Konzern gehö- 
renden »Sunday Telegraph« Pe- 
regrine Worsthorne hat seine 
Forderung nach »autoritären« 
Regierungen, die den heutigen 
»Wohlfahrtsstaat« ersetzen sol- 
len, noch schärfer gefaßt. 


Er verwendet jetzt den unge- 
schminkten Begriff, »Polizei- 
staat«. Unter der Überschrift 
»Ein Polizeistaat ist besser als 
ein Wohlfahrtsstaat« beschreibt 
er eine Zukunft, bei der man sich 
an Darstellungen von Thomas 
Hobbes aus dem 17. Jahrhundert 
erinnert fühlt. 


Er schreibt: »Das Wohlfahrtsden- 
ken ist eine Idee, deren Zeit ver- 
gangen ist. Das bedeutet nicht, 
daß es keine Wohlfahrt mehr 
geben wird; sondern einfach nur, 
daß im allgemeinen nur diejeni- 
gen in ihren Genuß kommen 
werden, die über genügend Grips 
und Rücksichtslosigkeit verfü- 
gen, sie für sich zu ergattern. Es 
wird sich um individuelle, nicht 
kollektive Wohlfahrt handeln. 


Das ist keine Frage der Ideo- 
logie, sondern der Notwendig- 
keit. Nur eine geringe Zahl hoff- 
nungsloser Fälle wird keine 
andere Wahl haben, als sich 
selbst helfen zu müssen. Das 
Leben für viele »unserer Leute< 
im ausgehenden 20. und 21. Jahr- 
hundert wird unangenehm, brutal 
und sogar kürzer sein.« Des wei- 
teren lobt er diejenigen, die sich 
mit allen Mitteln bemühen, Reich- 
tum anzuhäufen; dabei handele 
es sich nicht in erster Linie um 
Habsucht, sondern um »Verant- 
wortungsbewußtsein«. 


Nach einem Lob für den Spre- 
cher. des US-Repräsentanten- 
hauses Newt Gingrich schreibt 
Worsthorne weiter: »Ich schlage 
nicht vor, daß wir uns vom Wohl- 
fahrtsstaat direkt auf einen Poli- 
zeistaat zubewegen müssen, aber 


ein solcher Vorschlag kommt - 


dem Ziel näher als alle anderen 
Wohlfahrtssysteme. In revolu- 
tionären Zeiten liefern nicht 
Denkfabriken, sondern wirkliche 
Panzer die einzige Form der 
Sicherheit für Eigentum und die 
Bourgeoisie.« Ei 


Zur Ermor- 
dung des 
moderaten 
FIS-Führers 


Die Ermordung Scheich Abdel- 
baki Sahraouis in einer Pariser 
Moschee am 11. Juli ist für die 
anhaltenden Versuche bezeich- 
nend, den »nationalen Dialog« 
für eine Beendigung des Bür- 
gerkrieges in Algerien zunichte 
zu machen. Sahraoui gehörte zu 
den Mitbegründern der algeri- 
schen Islamischen Heilsfront 
(FIS). Er galt als gemäßigt und 
war das einzige FIS-Führungs- 
mitglied, dem in Frankreich poli- 
tisches Asyl gewährt worden 
war. Seit sich die französische 
Regierung jüngst aktiv für Ge- 
spräche zwischen der FIS und 
der algerischen Regierung ein- 
setzt, war er der wesentliche Ver- 
mittler zwischen der Regierung 
in Paris und der FIS. Man sollte 
annehmen, daß Sahraoui in die- 
ser sensitiven Funktion rund um 
die Uhr Personenschutz erhalten 
würde. Seine Ermordung erinnert 
an den Tod des iranischen Oppo- 
sitionsführers Baktiar in Paris 
vor zwei Jahren. 


Die extremistische Terrororgani- 
sation »Bewaffnete Islamische 
Gruppe« (GIA) hat offiziell die 
Verantwortung für den Anschlag 
übernommen. Aus informierten 
Kreisen wird jedoch auf den al- 
gerischen Geheimdienst verwie- 
sen. Auch die Rolle mit England 
verbündeter Kreise des französi- 
schen Sicherheitsdienstes sollte 
untersucht werden. Die GIA gilt 
als stark vom algerischen Geheim- 
dienst unterwandert und verkün- 
dete in einer am Tag vor dem _ 
Anschlag in London verbreiteten 
Erklärung »Todesurteile« gegen 
Sahraoui, Rebah Kebir und drei 
weitere FIS-Führungsmitglieder. 


Die Ermordung Sahraouis er- 
folgte kurz nach dem britisch 
gesteuerten Attentatsversuch auf 
den ägyptischen Präsidenten 
Hosni Mubarak. Und während 
der schwierigen Verhandlungen 
über eine Ausweitung des Auto- 
nomiestatus zwischen Jassir Ara- 
fat und dem israelischen Außen- 
minister Schimon Peres ermor- 
dete ein Selbstmordkommando, 
das der Hamasbewegung zuge- 
rechnet wird, am 24. Juli fünf 
Israelis in Tel Aviv. iM 
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Bill Clinton 
und die 


soziale 


Lage 


er Nation 


Präsident William Clinton betonte in einer Rede an der George- 
town Universität über »den verantwortungsvollen Bürger und die 
amerikanische Gemeinschaft«, daß Lohnstagnation und wirt- 
schaftliche Unsicherheit unter den Wählern die Quellen von 
Angst und Frustration sind. Während in der von den Briten ver- 
breiteten Propaganda Präsident Clinton und die Bundesre- 
gierung für die Unzufriedenheit in der Bevölkerung verantwort- 
lich gemacht werden, wies Präsident Clinton auf die sinkenden 
Einkommen als das wirkliche Problem hin. Es gibt »wirkliche 
Gründe dafür, daß der Durchschnittswähler ärgerlich, frustriert 
und regelrecht desorientiert ist«, doch diese Gründe liegen in der 
wirtschaftlichen Unsicherheit begründet, sagte Clinton. 


Die Rede kennzeichnet eine be- 
deutende Wende in den Ansich- 
ten zur wirtschaftlichen Lage. 
Vor den Wahlen des Jahres 1994 
hat Clinton zwar den wirtschaft- 
lichen »Wiederaufschwung« be- 
tont, doch in den letzten Monaten 
hat er zunehmend von dem Sin- 
ken der Reallöhne und der Tat- 
sache gesprochen, daß der »Wie- 
deraufschwung« für den größten 
Teil der arbeitenden Bevölke- 
rung nicht spürbar ist. In der 
Rede an der Georgetown Uni- 
versität meinte er ausdrücklich, 
daß die Wahlen des Jahres 1994 
einen Wendepunkt in seinem 
Denken repräsentieren. 


Ein Trend von 
zwei Jahrzehnten 


Präsident Clinton brachte seine 
Enttäuschung über die Ergebnis- 
se dieser Wahl zum Ausdruck. 
»Ich tat mir fast selbst leid«, sag- 
te er. »Und dann fragte ich mich, 
wie konnten sie (die Wähler) in 
den zwei Jahren bloß etwas spü- 
ren?... Diese Lohntrends erstrek- 
ken sich über zwei Jahrzehnte. 


Dahinter stehen ungeheuere in- 


ternationale Kräfte. Billionen an 
Dollar passieren die Grenzen auf 
der Suche nach den niedrigsten 
Lohnkosten, was die Löhne 


28 Mache 10/1995 


drückt. Zahllose Verbesserungen 
durch Automatisierung — die so 
rasch vor sich gehen, daß nicht 
genügend Arbeitsplätze mit ho- 
hem Einkommen geschaffen 
werden können, um die zu erset- 
zen, die in einigen Sektoren der 
Wirtschaft weggefallen sind.« 


Während die »Gesamt-Indizes« 
sagen, »daß die Wirtschaft gut 
dasteht — fast sieben Millionen 
neue Arbeitsplätze, der Aktien- 
markt liegt bei über 4.500 — sind 
die mittleren Einkommen gesun- 
ken. Immer mehr Menschen ar- 
beiten nur noch zeitweise«, sagte 
der Präsident. 


»Dies ist das einzige fortge- 
schrittene Land auf der Welt, wo 
ein geringerer Prozentsatz von 
Arbeitnehmern unter 65 Jahren 
krankenversichert ist als noch 


.vor zehn Jahren«, sagte Clinton. 


»Millionen von Amerikanern ge- 
hen abends von ihrer Arbeit nach 
Hause, setzen sich an den Abend- 
brotstisch, betrachten ihre Kinder 
und fragen sich, was sie falsch 
gemacht haben. 


Was haben sie getan, daß sie so 
gescheitert sind. Das fragen sie 
sich immer wieder. Und Millio- 
nen mehr, die arm sind, haben es 
einfach aufgegeben, daran zu 


glauben, daß sie jemals dazu in 
der Lage sein werden, sich einen 
stabileren Lebensstil zu erarbei- 
ten.« 


»Meiner Meinung nach sehen 
wir uns Herausforderungen von 
wahrhaft historischen Dimen- 
sionen gegenüber«, sagte der 
Präsident. »Herausforderungen 
hier zu Hause, die vielleicht grö- 
ßer sind als alles, was wir seit 
Beginn dieses Jahrhunderts, das 
seinem Ende entgegengeht und 
dem Beginn des Industriezeit- 
alters gesehen haben.« Um die- 
sen Herausforderungen zu be- 
gegnen, »ist Versagen keine Op- 
tion«, sagte er und zitierte damit 
den NASA-Flugkontrolldirektor 
Gene Kranz, der den Ausdruck 
verwendete, als er im Jahre 1969 
mit der Aufgabe konfrontiert 
war, die beschädigte Apollo-13 
zurück zur Erde zu bringen. 


»Versagen ist 
keine Option« 


Präsident Clinton unterstrich die 
Notwendigkeit für eine solch 
entschiedene Haltung, um die 
Probleme zu lösen, denen sich 
die Nation und die Welt heute 
gegenübersehen. »Lesen Sie die 
Unabhängigkeitserklärung und 
die, Verfassung«, sagte der Prä- 
sident. »Dieses Land ist eine 
Idee. Und sie geht jetzt in unser 
220. Jahr, weil wir alle einen 
Sinn für die Möglichkeiten hat- 
ten. Wir glaubten niemals, daß es 
einen Berg gibt, den wir nicht 
erklimmen könnten, einen Fluß, 
den wir nicht überquern könnten 
oder ein Problem, das wir nicht 
lösen könnten... Man muß an die 
Möglichkeit glauben. Und wenn 
man zynisch ist, kann man nicht 
an Möglichkeiten glauben.« 


Eine sachlichere wirt- 
schaftliche Beurteilung 


Der Präsident hat eine sachliche- 
re und realistischere Sicht über 
die wirtschaftlichen Verhältnisse 
eingenommen und warnt vor den 
vielen Schwierigkeiten, die vor 
uns liegen und die in scharfem 
Gegensatz zu den verheerenden 
Wahlkampagnen der Demokra- 
ten des Jahres 1994 stehen. Im 
Jahre 1994 charakterisierten die 
optimistischen Verweise auf die 
»X Monate anhaltenden wirt- 
schaftlichen Wiederaufschwungs« 
nur allzu sehr die politischen 
Slogans der Demokraten. Die 


verheerenden Wahlergebnisse des 
Jahres 1994 sollten die demo- 
kratische Partei aufwecken, eine 
Warnung, daß es in einer Zeit 
ernsthafter finanzieller Erschüt- 
terungen wie denen der Gegen- 
wart einem Todeskuß gleich- 
käme, eine Wahlstrategie auf opti- 
mistische Zahlen zu basieren, die 
»führenden wirtschaftlichen Indi- 
katoren« entnommen wurden. 


Die jüngste Senkung der Zins- 
sätze durch die Federal Reserve — 
eine Maßnahme, die die Regie- 
rung Clinton schon seit einiger 
Zeit gefordert hat — zeigt, daß 
erhebliche Sorge darüber besteht, 
daß der »Wirtschaftsaufschwung«, 
der von Regierungssprechern so 
zungenfertig gepredigt wird, 
nicht etwas ist, mit dem die Po- 
litiker in der Regierung tatsäch- 
lich rechnen. 


Der bevorstehende finanzielle 
Zusammenbruch, der beim jüng- 
sten Gipfel der Gruppe der 
Sieben, auf dem die Führer der 
wichtigsten Industrienationen in 
Halifax zusammenkamen, nicht 
zur Sprache kam, hat auch die 
politische Rhetorik eingefärbt. 
Wenn sich das Weltfinanzsystem 
während Präsident Clintons er- 
ster Amtszeit auflöst, was wahr- 
scheinlich ist, dann wird er harte 
Entscheidungen für Notmaßnah- 
men treffen müssen, um dieser 
Krise zu begegnen und seine 
Wiederwahl wird weitgehend 
von seiner Fähigkeit abhängen, 
damit fertigzuwerden. 


Wenn die Finanz- 
situation explodiert 


Wenn sich die Finanzexplosion 
bis nach den Wahlen des Jahres 
1996 verzögert — eine weniger 
wahrscheinliche Option -—, wird 
er die Bevölkerung auf die Mo- 
bilisierung vorbereiten müssen, 
die nötig ist, um die Art von 
Notmaßnahmen durchzuführen. 


Präsident Clintons Versuch, sein 
Thema von »verantwortungsvol- 
ler Regierung« dem Versuch der 
Republikaner, die »Regierung« 
zum Buhmann zu machen, entge- 
genzustellen, ohne die »führen- 
den Wirtschaftsindikatoren« als 
Beweis für den Erfolg der Re- 
gierung ins Feld zu führen, könn- 
te die psychologische und politi- 
sche Basis für die erforderlichen 
Maßnahmen liefern, die ergriffen 
werden müssen, wenn die Fi- 
nanzsituation explodiert. 


w 


+ 


Im Jahre 1994 mußten viele De- 
mokraten erfahren, wie dumm es 
ist, zu versuchen, die gleiche 
Melodie anzustimmen wie ihre 
republikanischen Kollegen. Dies 
unterstrich Senator Edward Ken- 
nedy in einer Rede am 11. Januar 
im Nationalen Presseclub, in der 
er auf die Probleme hinwies, die 
viele Clinton Kandidaten für sich 
selbst geschaffen haben, indem 
sie vorgaben, etwas zu sein — 
nämlich Republikaner — was sie 
nicht waren. 


»Ich lehne solche Charakterisie- 
rungen wie »neue< Demokraten 
oder »alte«e Demokraten oder 
»Neo«-Demokraten ab«, sagte 
Kennedy. »Ich bin den fortdau- 
ernden Prinzipien der demokrati- 
schen Partei verpflichtet und ich 
bin stolz auf ihre große Tradition 
des Dienstes am Volk, das das 
Herz und die Stärke dieser Na- 
tion ist: die Arbeiterfamilien und 
die Mittelklasse.« 


Wenn die Demokraten versuchen 
wie die Republikaner zu sein, 
wie das viele demokratische 
Amtsinhaber im November ver- 
sucht haben, werden sie immer 
verlieren, sagte er. Kennedy selbst 
lag bei den Meinungsumfragen 
zunächst weit hinten und war 
eine Zielscheibe der republikani- 
schen Strategen bezüglich EIi- 
minierung, doch er gewann seine 
Wahl schließlich mit klassischen 
demokratischen Themen mit be- 
achtlichem Vorsprung. 


»Ich bin in Überzeugung und 
dem Namen nach als ein Demo- 
krat angetreten«, sagte er. »Das 
hat sich nicht nur im Prinzip als 
richtig erwiesen. Es war auch die 
beste Politik. Ich sprach über die 
Themen, die die Arbeiterfamilien 
interessierten und über das, was 
ich im Hinblick auf ihre Bedürf- 
nisse und Belange versucht habe, 
zu tun. Wenn wir wären, was wir 
traditionell gewesen sind, kön- 
nen wir gewinnen.« Er drängte 
die Demokraten, »den Arbeiter- 
familien und den Durchschnitts- 
bürgern zu beweisen, daß wir auf 
ihrer Seite stehen und hart für sie 
kämpfen« und nicht, daß wir die 
Tagesordnung der Republikaner 
übernehmen. 


Echte Alternativen 
sind nötig 


Im Jahre 1991 hielt Präsident 
Clinton seine »New Covenant« 
Rede an der Georgetown Univer- 


sität, die zum Kennzeichen sei- 
ner erfolgreichen Präsident- 
schaftskampagne im Jahre 1992 
wurde. Am 8. November 1994 
hielt er die Carroll Quigley Vor- 
lesung, eine Gedenkvorlesung, 
die nach dem irisch-amerikani- 
schen‘ Geschichtsprofessor von 
Georgetown : benannt ist, der 
einen folgenreichen Einfluß auf 
die Entwicklung der politischen 
Philosophie des Präsidenten hat- 
te. In jener Vorlesung reichte der 
Präsident den Republikanern den 
Ölzweig der Kooperation, die in 
ihrer Euphorie darüber, daß sie in 
beiden Häusern des Kongresses 
die Mehrheit gewonnen hatten, 
ganz aufgeregt waren. Als er jetzt 
nach Georgetown (seine Alma 


In seiner jüngsten Rede in Ge- 
orgetown griff Clinton seine Geg- 
ner an, weil sie auf einer populi- 
stischen Linie von »Gegen eine 
große Regierung« herumreiten, 
ohne echte Alternativen zu brin- 
gen und damit die Hysterie schü- 
ren anstatt an die Vernunft zu ap- 
pellieren. »Die Amerikaner wol- 
len >nicht einfach Nein sagen zur 
Politik««, sagte Clinton. »Wenn 
sie die Wahrheit erfahren kön- 
nen, dann werden sie in 99 von 
100 Fällen die richtige Ent- 
scheidung treffen. Und wir haben 
eine Alternative anzubieten. Und 
sie (die Republikaner) auch... 
Wenn wir verschiedener Meinung 
sind, sollten wir sagen, wofür wir 
sind und nicht wogegen wir sind.« 


US-Präsident Bill Clinton ist besorgt, daß der Wirt- 
schaftsaufschwung nur herbeigeredet wird und nichts 


handfestes ist. 


mater) zurückkehrte, präsentierte 
der Präsident ein ähnliches Ko- 
operationsangebot, um das Land 
zusammenzubringen. Obwohl es 
unwahrscheinlich erscheint, daß 
die Republikaner, die im Wahl- 
fieber sind, eher auf das Angebot 
des Präsidenten eingehen werden 
als im November, könnten die 
Wähler, an die die Botschaft 
letztendlich gerichtet ist, anders 
darüber denken. 


Oberflächlich betrachtet war 
seine Botschaft zweiseitig, for- 
derte »mehr Gespräch und weni- 
ger Kampf« und die Suche nach 
»Gemeinsamkeiten« und nicht 
die Rückkehr zu »extremer Rhe- 
torik und übermäßiger Parteien- 
wirtschaft«. »Wir können den 
American Dream nicht wieder- 
herstellen, wenn wir nicht einen 
Weg finden können, um das ame- 
rikanische Volk wieder näher 


zusammenzubringen«, sagte der 
Präsident und beschwor den 
Geist des »Vermittlers« herauf 
im Gegensatz zu der Angriffs- 
parole der konservativen Revo- 
lution. 


Die Forderung 
nach Verantwortung 


Doch Clinton zog auch über die 
»Anti-Regierungs«-Parole seiner 
republikanischen Gegner her, die 
»mit den Leuten immer mehr« in 
»30-Sekunden Werbespots kom- 
munizieren, die eher in Wut ver- 
setzen als informieren«. Er mein- 
te, es müsse Bemühungen geben, 
die Regierung zu ändern, um sie 
effektiver zu machen und warnte 
vor Versuchen, sie »inhalts- und 
bedeutungslos zu machen«. 


»Wir haben es mit schwacher 
Regierung, mit nicht existieren- 
der Regierung in einer komple- 
xen Industriegesellschaft ver- 
sucht, in der mächtige Interessen, 
die nur von kurzfristigen Überle- 
gungen angetrieben werden, das 
Sagen haben«, meinte Präsident 
Clinton. »Wir haben es Jahrzehnt 
um Jahrzehnt versucht. Es hat 
nicht sehr gut funktioniert. Es 
kam noch nicht einmal eine sehr 
gute Wirtschaftspolitik dabei 
heraus. Es hatte etwas mit dem 
Beginn der Depression zu tun.« 


Um diese Herausforderungen zu 
erfüllen, sagte der Präsident, 
»müssen wir jeden Amerikaner 
in jedem Sektor unserer Gesell- 
schaft herausfordern, seinen Teil 
dazu beizutragen. Die Herausfor- 
derung muß in eine positive 
Richtung gehen und die Leute 
zur Verantwortung ziehen, die 
behaupten, für die Folgen ihrer 
Taten, die sie nicht speziell beab- 
sichtigt haben, nicht verantwort- 
lich zu sein — ob in Regierung, 
Wirtschaft, Unterhaltung, Me- 
dien, Religion... Keiner von uns 
kann sagen, daß wir für unsere 
Taten nicht rechenschaftspflich- 
tig sind, weil wir die Konsequen- 
zen nicht beabsichtigt haben.« I 
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Terrorismus 


Clintons 
Feinde haben 
die Massaker 


von Waco 
und Ruby 


Creek 


inszeniert 


Wenn man Rush Limbaugh, Jerry Falwell und den konservativen 
Revolutionären im US-Kongreß Glauben schenken will, so wur- 
den die tragischen Angriffe des FBI und des Bureau of Alcohol, 
Tobacco und Firearms (ATF) auf den Sitz der Davidianer-Sekte 
in Waco, Texas, im Jahre 1993 von Präsident William Clinton und 
Justizministerin Janet Reno persönlich angeordnet und die bei- 
den tragen die alleinige Verantwortung für die Aktionen der 


Bundesbeamiten. 


Für einige der größten Clinton- 
Hasser trägt der Präsident irgend- 
wie auch die Verantwortung für 
den Hinterhalt, den FBI-Agenten 
und U.S. Marshals der Familie 


von Randy Weaver in Ruby. 


Creek, Idaho gelegt hatten. 


Der Wahlkampf 
hat begonnen 


Dies alles ist absurde, heimtücki- 
sche, politische Propaganda, die 
von dem britischen Club of the 
Isles angeheizt wird, der vom er- 
sten Tag seiner Amtszeit an dar- 
auf aus war, Clinton zu Fall zu 
bringen. Diese Richtung ist in 
den Vereinigten Staaten von nai- 
ven Populisten und opportunisti- 
schen Republikanern aufgegrif- 
fen worden, die hoffen, sich das 
Argernis in der Öffentlichkeit 
über Waco und den Fall Weaver 
zunutze machen zu können und 
es im November 1996 in einen re- 
publikanischen Präsidentschafts- 
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sieg umsetzen zu können. Die 
elftägige Belagerung der Hütte 
von Randy Weaver begann am 
21. August 1992 — drei Monate 
bevor Bill Clinton zum Prä- 
sidenten gewählt wurde. Sowohl 
der Fall Weaver als auch der Fall 
Waco wurden von einer Regie- 
rungsbürokratie durchgeführt, 
die voller Bush-Loyalisten war. 


Die Tragödie von Waco begann 
am 28. Februar 1993 mit der 
Razzia des Sitzes der Davidia- 
ner-Sekte durch das Bureau of 
Alcohol, Tobacco and Firearms 
(ATF) -— ganz am Anfang der 
Amtszeit von Präsident Clinton. 
Sie geschah 48 Stunden nach 
dem Bombenattentat auf das 
World Trade Center in New York 
City, mit dem das Weiße Haus in 
dem Augenblick beschäftigt war, 
als der Showdown auf die Davi- 
dianer-Sekte begann. Janet Reno 
war noch nicht einmal für das 
Amt der Justizministerin nomi- 
niert worden. Der letztendliche 


Angriff des FBI auf die Davi- 
dianer am 19. April 1993fand im 
ersten Monat von Janet Renos 
Amtszeit statt. 


In beiden Fällen war die Kon- - 


trolle über die Logistik, die 
Leitung vor Ort und alle anderen 
Faktoren, die zu den Entschei- 
dungen, unnötigerweise tödliche 
Gewalt anzuwenden, führten, 
eindeutig in den Händen eines 
korrupten, permanenten Apparats 
mächtiger Bürokraten. Diese 
Bürokraten aus FBI, Finanzmini- 
sterium und Justizministerium 
arbeiteten ihrerseits mit einer 
Reihe von noch korrupteren ex- 
ternen Organisationen — ange- 
führt von der Anti-Defamations- 
Liga von B’nai B’rith (ADL), der 
American Family Foundation 
(AFF) und dem Cult Awareness 
Network (CAN) — zusammen 
und standen teilweise auch unter 
deren anmaßendem Einfluß. Die- 
se Organisationen taten alles, 
was in ihrer Macht stand, um die 
Massaker heraufzubeschwören, 
die dann geschahen. 


Es begann unter 
George Bush 


Eine detaillierte Untersuchung 
der Fakten im Fall Waco zeigt: 
Die Ermittlungen gegen die Da- 
vidianer begannen im Juni 1992 
— zur Zeit der Regierung Bush. 
Justizminister war zu der Zeit 
William Barr, ein enger Freund 
von Bush. Finanzminister war 
Nicholas Brady, ebenfalls ein 
Bush-Verbündeter. 


Die Razzia auf die Davidianer 
wurde von der Regierung Bush 
genehmigt. Die Schulung der 
speziellen ATF-Einheiten, die an 
der Razzia teilnehmen sollten, 
begann Monate vor der Amtsein- 
führung Clintons in Fort Hood, 
Texas. Ab 11. Januar 1993 war 
ein permanenter Kommandopo- 
sten für die Operation auf dem 
Besitz, der an den Mount Carmel 
angrenzte, bereits in Betrieb ge- 
nommen worden. Am 13. Januar 
1993 waren die Genehmigung 
zum Einsatz der National Guard 
Forces und Befehle für den 
Einsatz von Militärausrüstung 
erteilt worden, darunter sieben 
Bradley Fighting Vehicles, um 
»einer Belagerung standzuhal- 
ten«, so die Worte in einer offizi- 
ellen Chronologie des Finanzmi- 
nisteriums. 

Am Tag der fatalen Schießerei 
zwischen ATF-Agenten und Mit- 


gliedern der Davidianer-Sekte 
war Stephen Higgins der Chef 
des Bureau of Alcohol, Tobacco 
und Firearms. Er war von Bush 
ernannt worden. Nach den Ereig- 
nissen vom 28. Februar wurde er 
innerhalb von wenigen Tagen 
durch Präsident Clinton von die- 
sem Posten entfernt. 


Ziel dieser Bürokraten der »Bush- 
Liga« und das der externen Or- 
ganisationen war es, »für die 
Regierung Clinton ein Chaos zu 
schaffen«, ein Chaos, das man 
für die Interessen, die dieser 
Regierung gegenüber feindlich 
gesinnt sind, immer wieder aus- 
nutzen könnte. 


Einige der Beweise gegen diese 
Kriminellen sind bereits ans 
Licht gekommen. Viele weitere 
Einzelheiten müssen noch ge- 
klärt werden. Ernsthafte Anhö- 
rungen im Kongreß, die weitere 
Beweise bringen, könnten eine 
wichtige, positive Rolle dabei 
spielen, diesen abscheulichen 
Vorfällen von staatlicher Tyran- 
nei auf die Spur zu kommen. 
Doch wenn die Anhörungen im 
Kongreß von parteiischen Poli- 
tikern dazu benutzt werden, 
Punkte gegen den Präsidenten zu 
sammeln, dann verliert die ganze 
Nation. 

Solche Anhörungen könnten Prä- 
sident Clinton, Justizministerin 
Reno und die, jeweiligen Kon- 
greßausschüsse mit der Munition 
versorgen, die nötig ist, um die 
seit langem überfällige Säube- 
rung im Justizministerium durch- 
zuführen. Sie könnten auch den 
verderblichen Einfluß von ADL 
und CAN auf die. amerikanische 
Rechtsdurchsetzung auf allen 
Ebenen zu einem Ende bringen. 
Und das sollte von den ehrlichen 
Kräften in den beiden großen 
politischen Parteien begrüßt wer- 
den. 


ADL und CAN haben 
es auf die Davidianer 
abgesehen 


Bis zum heutigen Tage ist nicht 
völlig klar, warum die Anti- 
Defamations-Liga und das Cult 
Awareness Network mit der Da- 
vidianer-Sekte auf dem Kriegs- 


pfad stehen. Sicher ist jedoch, 


daß die Ereignisse, die zwischen 


. dem 28. Februar und 19. April 


1993 in Waco, Texas, stattfan- 
den, von ADL und CAN lange 
vor der ersten Razzia provoziert 
worden sind. 


Pr 


Die tragischen Angriffe des 
FBI auf den Sitz der Davi- 
dianer-Sekte in Waco wur- 
de vom damaligen Präsi- 
denten George Bush ge- 
nehmigt. 


Die Schreckensgeschichten über 
eine Davidianer-Sekte, die bis an 
die Zähne bewaffnet kurz davor 
steht, ein Armageddon gegen die 
Bundespolizei zu führen, wurden 
von CAN fabriziert und von den 
korrupten einflußreichen Perso- 
nen des weltweiten ADL-Netzes 


in die US-Regierung einge- 


schleust. 


Fast zwei Jahre vor dem ersten 
Showdown in Waco wurde ein 
australischer Privatdetektiv na- 
mens Geoff Hossack von ehema- 
ligen Davidianern »angeheuert«, 
um die Gruppe zu »untersu- 
chen«. Viele der ehemaligen Da- 
vidianer wurden von professio- 
nellen Kidnappern und Verrük- 
kten des CAN »deprogrammiert«. 


Hossack stand sogar auf der 
Gehaltsliste der australischen 
Anwaltskanzlei Arnold, Bloch, 
Leibler, der hervorragenden An- 
waltskanzlei von ADL und dem 
Weltjudenkongreß im Land. Isi 


Leibler ist der Mitvorsitzende 
des Weltjudenkongresses und ist 
der Hauptakteur von Edgar 
Bronfman (ADL-Vizevorsitzen- 
der und Präsident des Weltjuden- 
kongresses) für ganz Asien. Sein 
Bruder Mark ist ein Seniorpart- 
ner in der Kanzlei. 


Bei mindestens drei Gelegen- 
heiten reiste Hossack in die 
Vereinigten Staaten, um »seinen 
Fall aufzubauen« und sich mit 
Vollstreckungsbeamten in Texas 
zu beraten. Sie waren von seinen 
übertriebenen und verzerrten 
Berichten über die Gruppe nicht 
beeindruckt. In den Tagen, die zu 
dem ersten ATF-Angriff auf die 
Davidianer führten, brachten 
Sheriffs und Vertreter der Staats- 
anwaltschaft von Waco ihre 
Nichtübereinstimmung mit der 
Beurteilung der Bundesregierung 
über das Gewaltpotential der 
Gruppe zum Ausdruck und warn- 
ten gleichzeitig vor einer offenen 
Provokation — nach einem frühe- 
ren Zwischenfall auf dem Ge- 
lände, bei dem es zu einer 
Schießerei gekommen war, hat- 
ten Sheriffs den Sektenführer 
David Koresh dazu gebracht, 
sich zu stellen und er wurde vor 
Gericht gestellt. Er und andere 
wurden freigesprochen —. Wo 


kam diese Einschätzung des ATF 
also her? Von Hossack und CAN. 
Nachdem er bei den Vertretern 
von Texas abgeblitzt war, kehrte 
Hossack nach Australien zurück, 
wo er sein »Dossier« über die 
Davidianer-Sekte an die ameri- 
kanische Konsularbeamtin San- 
dra Stevens weitergab. Dabei 
profitierte er von dem politischen 
Einfluß der Leiblers. Mrs. Ste- 
vens leitete Hossacks Warnungen 
über die Davidianer dann durch 
die offiziellen Kanäle des Außen- 
ministeriums zurück nach Was- 
hington. Hossack behauptete, 
daß Davidianer-Führer Koresh 
die Gruppe auf eine von drei 
Aktionen vorbereite: einen Mas- 
senmord im Stile von Jonestown, 
eine bewaffnete Konfrontation 
mit Bundesbehörden oder ir- 
gendeine andere bizarre Aktion 
wie den Mordversuch an einer 
prominenten, in der Offentlich- 
keit stehenden, Persönlichkeit. 


Propaganda 
mit einer Story 


Das Telegramm aus dem Außen- 
ministerium wurde über das 
Justizministerium an das Bureau 
of: Alcohol, Tobacco and Fire- 
arms (ATF) weitergeleitet. 


Zurück in Australien erzählte 
Hossack unterdessen der Presse, 
daß es »sehr wahrscheinlich« sei, 
daß am Yom Kippur, dem jüdi- 
schen Versöhnungstag, ein Kind 
geopfert werden würde. Er sagte 
im Fernsehen in Melbourne auf 
Channel 10, daß es auf dem 
Mount Carmel in Waco einen 
»geheimen Friedhof« gäbe, wo 
Menschenopfer begraben wür- 
den. 


Juwelendieb 
und Kidnapper 


Sobald das ATF in die Unter- 
suchungen über die Davidianer 
hineingezogen worden war, wur- 
de sie mit »freundschaftlichem 
Rat« von CAN überhäuft. Ein 
CAN-Kidnapper und Depro- 
grammer hat sich lange vor der 
Razzia vom 28. Februar 1993 
Beamten des Finanzministeriums 
als »der Experte« für die Davi- 
dianer angepriesen. Rick Ross, 
den CAN-Präsidentin Cynthia 
Kisser als »zu den sechs besten 
Deprogrammierern im Land ge- 
hörig« beschrieben hat, besitzt — 
gelinde gesagt — eine dubiose 
Vergangenheit. Im November 
1975 ist er wegen Juwelenraubs 
verhaftet worden. Selbst nach der 
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Razzia in Waco, wo Ross im 
Rampenlicht der Öffentlichkeit 
stand und in Rundfunk und 
Fernsehen auftrat, schaffte er es 
nicht, sich aus Schwierigkeiten 
herauszuhalten. Er wurde in 
Washington wegen Kidnapping 
verhaftet, doch konnte die An- 
klage schließlich widerlegen, 
während seine zwei Mitange- 
klagten überführt und zu einer 
Gefängnisstrafe verurteilt wur- 
den. 


Diese kriminelle Vergangenheit 
schien einige ATF-Vertreter kalt 
zu lassen und sie nahmen Ross’ 
»Bestätigung« von Hossacks 
Warnungen über einen bevorste- 
henden Krieg der Davidianer 
gegen die Bundesregierung gie- 
rig auf. 


Teile des Bureau of Alcohol, 
Tobacco and Firearms sind seit 
Anfang der achtziger Jahre durch 
Kollusion mit ADL und CAN 
kontaminiert worden. Als die 
Polizei von San Francisco im 
Jahre 1992 in ADL-Büros in San 
Francisco und Los Angeles 
Razzien machte, um einen lan- 
desweiten Spionagering zu zer- 
schlagen, stellte sie fest, daß die 
ADL und ATF-Agenten vor Ort 
die gleichen Dienste eines ehe- 
“ maligen Strafgefangenen in An- 
spruch nahmen, der Gruppen 
infiltrierte, die die Vorherrschaft 
der Weißen propagieren, und ver- 
suchte, Gewalt gegen jüdische 
Organisationen zu schüren. 


Das paranoide 
Klima 


Wie ‚die Untersuchung des Fi- 
nanzministeriums vom Septem- 
ber 1993 über den Zwischenfall 
von Wacö am 28. Februar — 
»Bericht des Finanzministeriums 
über die Ermittlungen des Bu- 
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reau of Alcohol, Tobacco and 
Firearms gegen Vernon Wayne 
Howell, auch bekannt als David 
Koresh« — gezeigt hat, unterhielt 
der ATF-Agent Davy Aguilera 
aus Houston, der bei der Unter- 
suchung der Davidianer im Juni 
1992 einer der führenden Er- 
mittler wurde, von Dezember 
1992 bis zum Tage der Raz- 
zia regelmäßigen Kontakt zu 
Hossaks Haupt-»Ex-Davidianer« 
Marc Breault. 


Im Januar 1993 wurde Aguilera 
und anderen ATF-Agenten be- 
fohlen, in Kalifornien mit einem 
halben Dutzend anderer depro- 
grammierter »ehemaliger Mit- 
glieder« erhärtende Interviews 
zu führen. Einige dieser ehemali- 
gen Mitglieder waren von CAN 


entführt worden. 


Kurz gesagt, die Untersuchung 
der ATF war von Anfang an 
durch das Cult Awareness Net- 
work und Hossacks eigennützige 
»Informationen« kontaminiert. 
Die Kontaminierung der ATF 
wurde noch durch die Tatsache 
verschlimmert, daß CAN und 
Hossack gleichzeitig eng mit 
einem lokalen Zeitungsreporter, 
Mark England, zusammenarbei- 
teten, dessen durch CAN einge- 
färbte Geschichte über Koresh 
und die Davidianer mit dem Titel 
»Sündiger Messias« am Sonntag, 
den 27. Februar 1993 in der »Wa- 
co Tribune-Herald« zu erschei- 
nen begann — also an dem Tag 
vor der Razzia. Dies trug sehr 
stark zum Aufbau eines paranoi- 
schen Klimas in Waco bei. 


Die von CAN beeinflußten loka- 
len Medien schufen zusätzliche 
Probleme. Neun Reporter der 
Zeitung sowie das regionale 
Fernsehen erhielten Tage vor der 
ATF-Razzia Hinweise auf dieses 
Ereignis und sie hielten sich alle 
am Schauplatz auf. 


Die Verhaltens- 
wissenschaftler aus 
Quantico übernehmen 


Nach der Schießerei mit der ATF 
am 28. Februar, bei der vier ATF- 
Agenten und eine größere An- 
zahl von Davidianern starben, 
übernahm das FBI und das 
Ganze entwickelte sich rasch zu 
einer Belagerung. FBI-Agenten 
trafen mit über 400 Leuten, vier 
Bradley-Panzern, dem Elite-Gei- 
selrettungsteam (HRT) und Leu- 
ten aus dem Nationalen Zentrum 


des FBI für die Analyse von 
Gewaltverbrechen in Quantico, 
Virginia, ein. 


Die Einheit für Verhaltenswis- 
senschaften der NCAVC, damals 
unter Leitung von FBI-Spezial- 
agent John E. Douglas, wurde 
zusammen mit einem Feldak- 
tionsteam aus der Investigative 
Support Unit entsendet. Die 
Special Operations and Research 
Unit des FBI befand sich eben- 
falls auf dem Schauplatz und 
wurde in den folgenden 51 Tagen 
der Belagerung den Davidianern 
gegenüber zunehmend feindse- 
lig. Sie empfahl solch billige 
Maßnahmen psychologischer 
Kriegführung wie laute Rock- 
musik rund um die Uhr oder 
Geschrei von Tieren, die getötet 
werden. 


Das FBI brachte auch eine Reihe 
von NCAVC-Spitzenexperten der 
Psychiatrie auf den Plan, die von 
Koresh ein »Täterprofil« anferti- 
gen sollten. Zu den beiden wich- 
tigsten Mitgliedern dieses Teams 
gehörten FBI-Direktor William 
Sessions zufolge Dr. Park Elliot 
Dietz und Murray Miron. 


Dr. Dietz traf nur 24 Stunden 
nach dem FBI in der Komman- 
dozentrale in der Nähe des An- 
wesens der Davidianer ein und er 
blieb zwei Tage lang dort, um 
mitzuhelfen, Verhandlungen zwi- 
schen den Davidianern und Per- 
sonal der Special Operations and 
Research Unit des NCAVC in 
Gang zu bringen. Der verant- 
wortliche Spezialagent aus San 
Antonio, Jeff Jamar, der die 
Verantwortung für die Feld- 
Kommandozentrale hatte, be- 
zeugte, daß Dietz vor allem der 
Behauptung Vorschub leistete, 
daß bei den Davidianern dort 
»Kindesmißbrauch« stattfinden 
würde, obwohl das Jugendamt 
des Staates Texas kurz zuvor eine 
zweijährige Untersuchung der 
von CAN propagierten Behaup- 
tungen des Kindesmißbrauchs 
mit dem Ergebnis abgeschlossen 
hatte, daß es dafür keinerlei 
Beweise gibt. 


Jamar zufolge betonte Dietz, daß 
die Gefahr für die Kinder mit 
jedem Tag, der vergeht, steigen 
würde. Diese Behauptung, mit 
der auch CAN hausieren ging, 
wurde von Mark Richard, dem 
stellvertretenden Assistenten der 
Justizministerin, an Justizmini- 
sterin Reno weitergeleitet und 
das war ein zwingender Faktor 


bei Renos zögernder Entschei- 
dung, sich dem Drängen von 
Richard und dem FBI nach dem 
Tränengasangriff vom 19. April 
anzuschließen. 


Am 25. April 1993 berichtete die 
Londoner »Sunday Times« ba- 
sierend auf einem Interview mit 
Dietz und Miron: 


Ein manipulierter 
krimineller Psychopath? 


»Die FBI-Chefs befahlen den 
Angriff auf den Sitz der Sekte, 
nachdem ihnen von psychiatri- 
schen Experten gesagt worden 
war, daß Koresh nicht ein Mann 
wäre, der Selbstmord begehen 
würde. Man sagte ihnen auch, 
wenn das Bureau nicht ent- 
schlossen handelt, könnte die 
Belagerung zwei Jahre dauern 
und Koresh würde die Frauen 
und Kinder eher verhungern las- 
sen als aufzugeben. 


Nach Wochen der Verhandlun- 
gen entschloß sich die Behörde, 
zwei von Amerikas Spitzenpsy- 
chiatern mit der Anfertigung 
eines »Täterprofils< von Koresh 
zu beauftragen. Stunden nach- 
dem ihre Schlußfolgerungen an 
das FBI-Hauptquartier nach 
Washington gesendet worden 
waren, wurde die Entscheidung 
getroffen, Panzer und Tränengas 
einzusetzen.« 

Im Laufe der Jahre seiner Arbeit 
als Berater von NCAVC hatte Dr. 
Miron ein Computerprogramm 
entwickelt, das, so behauptete er, 
durch Analyse schriftlicher und 
mündlicher Redemuster eine 
psychologische Beurteilung über 
eine Person erstellen konnte. Auf 
der Grundlage seiner Computer- 
beurteilung sagte Miron dem 
FBI, es solle Koresh religöse 
Überzeugungen außer Acht las- 
sen und ihn stattdessen wie einen 
manipulierenden kriminellen Psy- 
chopathen behandeln. 


Miron sagte einem Interviewer: 
»Wir haben es mit einem Ver- 
brecher und Psychopathen zu 
tun, der sich verbarrikadiert hat. 
Das Gesetz muß durchgesetzt 
werden. Es hat einen rechtskräf- 
tigen Durchsuchungsbefehl ge- 
geben’und der muß durchgeführt 
werden. Der Einsatz von Gewalt 
ist nötig, weil das FBI darauf 
reduziert wurde, dumm und übel 
gesinnt auszusehen.« 


.Dr. Alan A. Stone, M.D. trat 


Mirons Ansicht in seinem »Be- 


richt und Empfehlungen für den 
Umgang mit Vorfällen wie dem 
der Davidianer in Waco, Texas« 
entgegen und meinte: 

»Die Teilnehmer sind vielleicht, 
wie ich, von FBI-Vertretern bei 
den ursprünglichen Lagebespre- 
chungen in die Irre geführt wor- 
den, bei denen der Eindruck ver- 
mittelt wurde, daß sie David 
Koresh für einen typischen Kri- 
minellen hielten und ihn auch so 
behandelten. Sie vermittelten 
auch den Eindruck, daß sie der 
Meinung sind, seine Gefolgs- 
leute seien Betrogene und er 
habe sie reingelegt... 


Zeigen, wer 
hier der Boß ist 


In meinem ersten Bericht vom 
3. August (1993) habe ich aus- 
führlich jene Aspekte von David 
Koreshs klinischer Geschichte 
und Psychopathologie betont, die 
zu dem stark vereinfachenden 
und irreführenden Eindruck, der 
bei den ersten Lagebesprechun- 
gen vermittelt wurde, in Wider- 
spruch standen. Man hat noch 
viel mehr Informätionen über 
seinen Geisteszustand, seine Ver- 
haltensanomalien, seine sexuel- 
len Aktivitäten und seine Reak- 
tionen unter Streß erhalten. Alle 
diese Beweise vereinbaren sich 
nicht mit der Vorstellung, daß 
Koresh als der herkömmliche 
Kriminelle mit antisozialer Per- 
sönlichkeit zu verstehen ist und 
auch so behandelt werden sollte... 


Leider haben diejenigen, die für 
die letztendliche Entscheidung in 
Waco verantwortlich waren, 
nicht auf diejenigen gehört, die 
die Bedeutung und psychologi- 
sche Signifikanz von David Ko- 
reshs »Manie« verstanden haben. 
Stattdessen versuchten sie, ihm 
zu zeigen, wer der »Boß« ist. Was 
in Waco falsch gelaufen ist... (ist 
die Tatsache), daß der Befehls- 
haber und andere, die sich den 
taktisch-aggressiven, traditionel- 
len Rechtsdurchsetzungsprakti- 
ken verschrieben haben... ver- 
suchten, die Kontrolle sicherzu- 


stellen und Koresh zu demon- 


strieren, daß sie die Führung in 
der Hand haben.« 


Die Entscheidung, 
Tränengas einzusetzen 


In dem »Bericht an den stellver- 
tretenden Justizminister über die 
Ereignisse in Waco, Texas, vom 


28. Februar bis 19. April 1993« 
heißt es: »Die Hauptverantwor- 
tung des Hauptquartiers in Was- 
hington für die Planung und 
Entscheidungsfindung lag bei 
der Abteilung für Terrorismus 
und Gewaltverbrechen in der 
Kriminalabteilung des Justiz- 
ministeriums (TVCS/CRM)... 
und der stellvertretende Assistent 
der Justizministerin (DAAG), 
Mark Richard, leitete die Akti- 
vitäten dieser Abteilung. Justiz- 


ministerin Reno verließ sich in ' 


den letzten Tagen der Krise sehr 
stark auf Richard.« 


Richard unternahm zwei Reisen 
nach Waco, die beide halfen, den 
Weg dafür frei zu machen, daß 
das FBI freiere Hand bekommt. 
Bei seiner zweiten Reise am 
7. April 1993 beschloß er, »daß 
das FBI die Entscheidungsgewalt 
über Waco behalten würde... Ri- 
chard hörte auch zum ersten Mal 
von dem Vorschlag des FBI, Gas 
einzusetzen, um dem Ganzen ein 
Ende zu machen.« 


Am 9. April war Richard nach 
Washington zurückgekehrt, wo 
er in Begleitung von James 
Reynolds, seinem Untergebenen 
als Leiter der Abteilung für Ter- 
rorismus und Gewaltverbrechen, 
der erste war, der. Justizmini- 
sterin Reno über den Plan, Gas 
einzusetzen, unterrichtete. Zahl- 
reichen Berichten zufolge zöger- 
te Mrs. Reno sehr, den Razzia- 
Plan des FBI zu genehmigen, 
doch Richard, der von seinen 
bürokratischen Handlangern un- 
terstützt wurde, übte Druck auf 
sie aus. 


So trägt Mark Richard die 
schwere Verantwortung für den 
Tod von 86 Davidianern. 


Das CS-Gas, das ausgewählt 
wurde, war leichtendzündlich 
und es wurde am 19. April 1993 
ab 7 Uhr morgens auf das Ge- 
lände geblasen. Es war so töd- 
lich, das sein Einsatz in Vietnam 
verboten worden war. 


Massaker in 
Ruby Creek 


Der oben erwähnte Dr. Alan 
Stone, der einen separaten und 
abweichenden Bericht an den 
stellvertretenden Justizminister 
Philip Heymann lieferte, ‚wies 
darauf hin, daß CS-Gas nicht nur 
zu brennenden Schmerzen und 
Verbrennungen ersten Grades 


führen kann, sondern daß sich 
die Lungen mit Flüssigkeit fül- 


len, wenn man ihm länger ausge- : 


setzt ist, so daß das Opfer prak- 
tisch ertrinkt. 


An dem Massaker von Ruby 
Creek in Idaho waren sowohl 
U.S. Marshals als auch das FBI 
beteiligt. Wie sechs Monate spä- 
ter bei der Belagerung und 
Invasion in Waco, wandten sich 
die Bürokraten in Washington 
zur Orientierung an sogenannte 
staatliche psychiatrische »Exper- 
ten« und an die ADL. Die Folgen 
waren tragisch. 


Gerichtsunterlagen zufolge wur- 
de Randy Weaver im Oktober 
1989 von einem verdeckten 
Agenten des FBI wegen illegalen 
Waffenverkaufs fälschlicherwei- 
se beschuldigt. Es ging dabei um 
zwei abgesägte Schrotflinten. 
Randy Weaver war ein chemali- 
ger Angehöriger der Special 
Forces der U.S. Army und war 
mit seiner Familie in ein Haus in 
der Nähe von Ruby Creek in 
Boundary County, Idaho, gezo- 
gen, das er selbst gebaut hatte. 
Bald nach dem Verkauf der 
Schrotflinten an den verdeckten 
Agenten sah sich Weaver FBI- 
Agenten gegenüber, die versuch- 
ten ihn zu erpressen. Er sollte ein 
Regierungsinformant über die 
Aryan Nation, eine Gruppe, die 
die Vorherrschaft der Weißen 
propagiert und die ihren Haupt- 
sitz in Idaho hatte, werden. 


Weaver ging auf diese Erpres- 
sung nicht ein, was eine Reihe 
von Ereignissen in Gang setzte, 
die schließlich zum Massaker an 
seiner Frau Vicki und seinem 
14 Jahre alten Sohn Samuel und 
einem um ein Haar tödlichen 
Schuß auf einen Hausgast führ- 
ten. 


Im Dezember 1990 wurde Wea- 
ver von einem großen Geschwo- 
renengericht in Boise, Idaho 
wegen Herstellung und Verkaufs 
illegaler Waffen angeklagt. Am 
17. Januar 1991 wurden Weaver 
und seine Frau verhaftet. 


Im folgenden Monat sollte Wea- 
ver vor Gericht erscheinen, doch 
in letzter Minute änderte die 
Regierung den Termin für die 
Anhörung und aufgrund der 
Verwirrungen über die Termine 
ist Weaver nicht erschienen. Es 
wurde sofort ein Haftbefehl 
gegen ihn erlassen, doch es wur- 
den keinerlei Anstrengungen un- 


ternommen, ihn tatsächlich zu 
verhaften oder die Verwirrung 
über den Anhörungstermin zu 
klären. Stattdessen begannen 
U.S. Marshals mit einer langan- 
haltenden Überwachung von 
Weavers Haus, die die nächsten 
18 Monate lang andauerte. 


Die Marshals 
eröffneten das Feuer 


Am 21. August 1992 inszenierten 
die Marshals eine Provokation, 
indem sie mit Steinen nach 
Weavers Hunden warfen. Wegen 
des Gebells kamen Randy Wea- 
ver, Kevin Harris, der gerade zu 
Besuch war, und der 14 Jahre alte 
Samuel Weaver aus dem Haus 
gelaufen, um zu sehen, ob die 
Hunde vielleicht Wild gewittert 
hatten. Die Hunde rannten hinter 
den Marshals her und die Familie 
Weaver hinter ihnen her. 


An diesem Punkt eröffneten die 
U.S. Marshals das Feuer auf 
Weavers Hunde und töteten 
dabei einen von ihnen. Dann 
schoß Sie Samuel Weaver zwei 
Mal in den Rücken. Der Junge 
war sofort tot. An diesem Punkt 
schoß Kevin Harris in die 
Richtung zurück, woher die 
Schüsse kamen und soll einen 
der Marshals getötet haben. Von 
einem Gericht wurde Harris 
allerdings später von dieser An- 
klage freigesprochen. 


Die Marshals hatten weder für 
Harris noch für den Jungen einen 
Haftbefehl und unmittelbar nach 
der von der Regierung provozier- 
ten Schießerei informierten die 
U.S.Marshals weder Washington 
noch die lokalen Medien darüber, 
daß Samuel Weaver getötet wor- 
den ist. Sie sagten lediglich, es 
sei zu einer Schießerei gekom- 
men und ein Bundesbeamter sei 
getötet worden. 


Zu der Zeit als die Marshals den 


“ Anschlag auf die Weavers provo- 


zierten, wurde der U.S. Marshals 
Service von Henry Hudson, dem 
ehemaligen Staatsanwalt für den 
Ostbezirk von Virginia, geleitet. 
Hudsons Amtszeit beim Mar- 
shals Service war gekennzeich- 
net durch einen starken Antrieb, 
den Ruf des Service als »rascher 
Eingreiftruppe«, die ausgeklü- 
gelte terroristische Situationen 
schnell handhabt, wiederzubele- 
ben. 

Als Reaktion auf den sehr stark 
eingefärbten Bericht der Mar- 
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‘shals über die erste Schießerei 
bei Weaver mobilisierte das FBI 
seine Hostage Rescue Teams 
(Geiselrettungsteams) aus dem 
ganzen Land. Es war die gleiche 
Mannschaft, die auch am Mas- 
saker von Waco beteiligt gewe- 
sen ist. Schließlich wurden Hun- 
derte von Bundesbeamten ent- 
sendet. 


Die Kampfregeln 
des FBI 


Der Bericht der Marshals veran- 
laßte eine allzu eifrige FBI- 
Hierarchie dazu, Kampfregeln 
aufzustellen, die es den Scharf- 
schützen ermöglichten, auf je- 
den der Bewohner der Hütte zu 
schießen, den man zu Ge- 
sicht bekam. Auf der Grundlage 
der Berichte der Marshals wurde 
die Situation in Ruby Creek 
vom FBI fälschlicherweise als 
»anhaltende Schießerei« be- 
zeichnet. 


Wie im Fall Waco sechs Monate 
später wurde die FBI-Einheit 
für Verhaltenswissenschaften in 
Quantico angewiesen, ein »Tä- 
terprofil« von den Weavers anzu- 
fertigen, das weitgehend auf den 
Einsatzbesprechungen der Mar- 
shals basierte. 


Bei dem Profil, das an die 
Heckenschützen des FBI weiter- 
gegeben wurde, handelte es sich 
um weiteres, von CAN einge- 
färbtes Psychogeschwätz, hinter 
dem eine tödliche Absicht stand. 
In dem Profil wurde Vicki Wea- 
ver als »echte Fanatikern« be- 
zeichnet, die Mutterfigur aus 
einer religiös-fanatischen Sekte, 
die ihre Kinder eher töten als sich 
den Bundesbeamten ergeben 
würde. 


In der FBI-Studie, die sich viel- 
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leicht auch auf ADL-Propagan- 
damaterial stützte, das zu der 
Zeit sämtliche FBI-Büros im 
Land überflutete, ‘wurden die 
Weavers auch mit der Aryan 
Nation und einer anderen weißen 
Separatistengruppe — dem Orden 


- in Verbindung gebracht - eine 


Falschinformation, die die Reak- 
tionen des FBI während der rest- 
lichen 11 Tage Belagerung ge- 
prägt hat. 


Das FBI versuchte schließlich 
sogar die Sympathie der Medien 
zu gewinnen, indem es behaupte- 
te, die Weaver-Kinder würden als 
Geiseln gehalten und von ihren 
Eltern als »menschliche Schutz- 
schilde« benutzt. 


Paradoxerweise hat sich Kenneth 
Lanning, Spezialagent und Leiter 
der Einheit für Verhaltenswis- 
senschaften in Quantico für seine 
wiederholten Erklärungen, es 
gäbe keinen satanischen Kindes- 
mißbrauch, einen landesweiten 
Ruf und die unendliche Dank- 
barkeit der Satanisten auf aller 
Welt erworben. 


Brutalität, Spott 
und Zynismus 


Am 22. August 1992 traf der 
FBI-Heckenschütze Lon Horiu- 
chi unter Berufung auf diese fri- 
sierten psychologischen Profile 
und illegalen Kampfregeln Vicki 
Weavers mit einem Schuß in den 
Kopf, als sie mit ihrem Baby auf 
dem Arm in der Türöffnung ihrer 
Hütte stand. Der Schuß traf auch 
noch Harris, als die Kugel durch 
Vicki Weavers hindurchging und 
führte zu einer beinahe tödlichen 
Wunde in der Lunge. 


Für die restliche Zeit der Belage- 
rung lag Vicki Weavers Leiche 
im Weaäaver-Haus, während das 
FBI Randy Weaver über das 
Lautsprechersystem mit solchen 
Fragen verspottete wie: »Wir 
hatten Pfannkuchen zum Früh- 
stück. Was hatten Sie zum Früh- 
stück, Mrs. Weaver?« Aller 
Wahrscheinlichkeit nach hätte 
die Belagerung mit einem totalen 
Massaker - und einer Vertu- 
schung — geendet, wenn nicht der 
ehemalige Oberstleutnant der 
Spezialstreitkräfte, James »Bo« 
Gritz, auf dem Plan erschienen 
wäre, dem es zunächst gelang, 
Kevin Harris zur bedingungslo- 
sen Kapitulation und am näch- 
sten Tag Randy Weaver zur 
Aufgabe zu überreden. 


Ägypten 


Finger- 
abdrücke 


beim Mord- 
anschlag auf 


Mubarak 


Kurz nachdem am 26. Juni bekannt wurde, daß der ägyptische 
Präsident Hosni Mubarak in Addis Abeba, Athiopien knapp 
einem Mordanschlag entkommen war, fragten Experten, ob der 
Anschlag die Arbeit eines Geheimdienstes gewesen ist und man 
den ägyptischen Präsidenten nicht habe töten wollen, sondern 
vielmehr die zahlreichen politischen Prozesse in der Region 
behindern und den Sudan weiter zum Angriffsziel nehmen woll- 
te. Untersuchungen in den Vereinigten Staaten und Europa 
brachten reichhaltige Informationen, um diese These zu unter- 
stützen und auch festzustellen, daß der britische Geheimdienst in 


die Sache verwickelt ist. 


Die Ereignisse sollten auf drei 
Stufen analysiert werden. Er- 
stens, die Grundstufe des »mo- 
dus operandi« der Angreifer; 
zweitens, der unmittelbare Kon- 
text, innerhalb dessen er geschah, 
und drittens, der weitere poli- 
tisch-strategische Kontext aus 
einer historischen Perspektive 
heraus. 


Seltsame Äußerungen 
auf der Pressekonferenz 


Auf der Grundstufe werden 
durch die verschiedenen beunru- 
higenden Aspekte der Operation 
ernste Frage aufgeworfen. Da 
Mubarak in einem schwer gepan- 
zerten Wagen fuhr, fragte man 
sich, wieso die schätzungsweise 
sieben bis neun Angreifer dach- 
ten, sie könnten ihr Ziel mit 
Kalashnikov-Automatikwaffen 
erreichen. Wenn die Angreifer 
Presseberichten zufolge in der 
Villa, in der sie untergebracht 
waren, und in einem der beiden 
Fahrzeuge, das sie bei dem An- 
schlag benutzt haben, schwere 
Waffen zur Verfügung hatten wie 
Granatwerfer und Sprengstoffe, 


warum haben sie diese dann 
nicht benutzt? 


Warum hat Mubarak auf einer 
Pressekonferenz in Kairo nach 
seiner Rückkehr einen so seltsa- 
men Bericht über seine Sicher- 
heitssituation abgegeben? In ei- 
nem von der ägyptischen Bot- 
schaft herausgegebenen Bulletin 
vom 26. Juni soll Mubarak 
gesagt haben, die Umstände bei 
der Fahrt vom Flughafen nach 
Addis Abbeba seien nicht unge- 
wöhnlich gewesen. Alle seine 
»persönlichen Sicherheitsoffi- 
ziere«, sagte er, wurden in einen 
Wagen gesetzt, was ziemlich ver- 


dächtig war. 


Mubarak fuhr fort: »Innerhalb 
von Sekunden stürzten sie aus 
dem Wagen und feurten auf die 
Angreifer zurück und schossen 
drei von ihnen nieder, während 
der Rest der Angreifer floh.« Er 
fügte den seltsamen Kommentar 
hinzu: »Natürlich haben die 
Angreifer niemals damit gerech- 
net, daß von unseren Fahrzeugen 
aus auf sie geschossen würde, 
vielleicht dachten sie, sie seien 
auf einem Picknick.« 


wi 


F 


Yes: 


m. 


Ist der Mordanschlag auf 
den ägyptischen Präsiden- 
ten Hosni Mubarak in Addis 
Abeba die Arbeit eines Ge- 
heimdienstes gewesen? 


Presseberichten zufolge eröffne- 
ten die Bewaffneten das Feuer, 
nachdem sie die Autokolonne 
bestehend aus drei Fahrzeugen 
mit einem Jeep gestoppt hatten. 
Die Männer im Jeep und andere, 
die sich auf den Dächern befan- 
den, feuerten mit Automatik- 
waffen auf den gepanzerten Wa- 
gen. Zwei äthiopische Polizisten 
und zwei Angreifer wurden getö- 
tet, während die anderen sieben 
oder acht entkommen konnten. 
Mubaraks Wagen kehrte sofort 
zum nahegelegenen Flughafen 
zurück, wo der Präsident an Bord 
eines Flugzeugs in Richtung 
Kairo ging. 


Das Ziel 
ist der Sudan 


Während seiner Kairoer Presse- 
konferenz lehnte Mubarak es 
zunächst ab, mit erhobenem Zei- 
gefinger auf die Täter zu zeigen. 


Doch als Antwort auf die beharr- 
lichen Fragen der Presse hin- 
sichtlich Berichten über »suda- 
nesische Terroristen und Waf- 
fen«, die Tage zuvor von den 
ägyptischen Behörden in Süd- 
Agypten gefunden worden wa- 
ren, brachte Mubarak dann doch 
seine Meinung zum Ausdruck, 
daß seine Attentäter vom glei- 
chen Schlag gewesen sein könn- 
ten. 


In der amtlichen Veröffent- 
lichung seiner Erklärungen durch 
die ägyptische Regierung heißt 
es: »Auf die Frage, ob es mög- 
lich ist, sich vorzustellen, daß die 
Attentäter und die Waffen, die sie 
benutzt haben, aus dem Sudan 
kamen, sagte er ja: Das ist mög- 
lich. Der Sudan strebt die An- 
näherung mit uns an, doch die 
»Turabi front< (der sudanesische 
Religionsführer Dr. Hassan Tu- 
rabi) arbeitet gegen uns. In der 
letzten Woche hat mich ein 
Staatsoberhaupt besucht, der mir 
sagte, daß »Omar Al Bashir«, der 
sudanesische Präsident, ihm ge- 
sagt habe, er hätte mit »Turabi« 
nichts zu tun. Wie kann das sein? 
Der Staat auf der einen Seite und 
»Turabi< auf der anderen Seite? 


Das ist das erste Mal, daß ich so 
etwas höre. Das sudanesische 
Volk sind auf jeden Fall gute 
Menschen und die anormale 
Situation ist jetzt die Gründung 
des Regimes und >Hassan EI 
Turabi< ist Teil von diesem 
Regime.« 


Der Version in der »International 
Herald Tribune« vom 28. Juni 
zufolge sagte Mubarak: »Eine 
Gruppe von Sudanesen hat an der 
Straße eine Villa gemietet und 
den Terroristen einen Zufluchts- 
ort geboten. Dies wurde entwe- 
der unter der sudanesischen Re- 
gierung organisiert — und ich 
denke, das ist unwahrscheinlich 
— oder von Turabi und seiner 
Gruppe.« 


Aufforderung zum 
Sturz der sudanesischen 
Regierung 


In ersten Presseberichten wurde 
der Sudan als der Hauptver- 
dächtige genannt, obwohl es 
dafür nicht den leisesten Hauch 
eines Beweises gab. Der sudane- 
sische Staatsminister Dr. Ghazi 
Salahuddin Attabani sagte der 


Presse in Khartoum am 27. Juni, 
daß die Anschuldigungen von 
Agypten gegen den Sudan »ver- 
ständlich sind, wenn man den 
Schock im ersten Augenblick 
berücksichtigt, doch daß die 
Beschuldigungen weiter anhalten 
ist unannehmbar«. Dr. Ghazi 
drückte seinen Unmut über die 
Art und Weise aus, wie der ägyp- 
tische Präsident mit der Ange- 
legenheit umgehe und Anschul- 
digungen ausspreche ohne. die 
Ergebnisse der äthiopischen Er- 
mittler abzuwarten. 


Die sudanesischen Aufforderun- 
gen zur Umsicht trafen in Kairo 
auf eine rücksichtslose Eskala- 
tion. Wie in der Presse weithin 
berichtet wurde, erschien Muba- 
rak in der Öffentlichkeit mit 300 
sudanesischen Oppositionsper- 
sönlichkeiten, die sich in Kairo 
aufhalten. Die Sudanesen sollen 
durch die Stadt marschiert sein 
und Waffen für einen Aufstand 
gegen die Regierung in Khar- 
toum gefordert haben. Mubarak 
sprach zu der Menge und sagte, 
Agypten würde sich zwar nicht 
in die internen Angelegenheiten 
des Sudan einmischen, »doch 
wenn wir wollten, könnten wir 
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innerhalb von zehn Tagen in 
Khartoum einen Staatsstreich 
organisieren« — so schrieb die 
Pariser Tageszeitung »Libera- 
tion«. 


Der Kern seiner Rede, die im 
Fernsehen übertragen wurde, 
war, daß er das Recht der Op- 
position zum Sturz der sudanesi- 
schen Regierung unterstützte. 
Seine eigene Regierung hatte am 
Tag zuvor eine drohende Er- 
klärung abgegeben, in der es 
hieß, man habe beschlossen, 
»diejenigen, die von ausländi- 
schen Mächten und Ländern, die 
die nationale Sicherheit Agyp- 
tens unterminieren wollten, fi- 
nanziert und geschult werden, zu 
vernichten«. 


Schließlich lockte Mubarak den 
ehemaligen sudanesischen Prä- 
sidenten Gaafar Nimieri aus sei- 
ner Abgeschiedenheit hervor und 
ließ ihn Anschuldigungen gegen 
Turabi im Zusammenhang mit 
dem Mordanschlag aussprechen. 


Während die ägyptische Presse 
weiterhin Ol in das Feuer goß, 
griff ägyptisches Militär in der 
von Ägypten besetzten Region 
Halaib eine sudanesische Einheit 
an und tötete den Stationschef 
und einen weiteren Polizei- 
beamten. Sieben weitere Men- 
schen wurden verletzt. 


Am 29, Juni soll Mubarak gesagt 
haben, er habe sein Militär ange- 
wiesen, die 900 sudanesischen 
Soldaten aus Halaib zu vertrei- 
ben - praktisch eine Kriegserklä- 
rung. 


Die OAU in 
Addis Abeba 


Der Mordanschlag auf Mubarak 
wurde in der äthiopischen Haupt- 
stadt kurz vor Eröffnung des 
Gipfels der Organisation für afri- 
kanische Einheit (OAU) insze- 
niert. Bei dem Treffen der Staats- 
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oberhäupter sollten neben den 
offiziellen Tagesordnungspunk- 
ten verschiedene kritische The- 
men in informellen Sitzungen 
besprochen werden. In allererster 
Linie sollte die britische Sub- 
version auf dem Kontinent be- 
sprochen werden. 


Wie dokumentiert ist, haben die 
Briten über die Ministerin für 
überseeische Entwicklung, Lady 
Lynda Chalker, den ugandischen 
Diktator Yoweri Museveni bei 
seinen Aktivitäten in Ruanda und 
in Burundi sowie im Süd-Sudan 
geleitet. Es gibt Hinweise darauf, 
daß Nigeria, Kenia und der 
Sudan geplant hatten, die briti- 
sche Frage bei dem Gipfel aufzu- 
werfen. j 

Doch was noch wichtiger ist, auf 
dem Gipfel hätte es ein Zusam- 
mentreffen zwischen Mubarak 
und General Bashir geben kön- 
nen. Kontakte auf hoher Ebene 
haben zwischen den beiden Re- 
gierungen in den letzten Mona- 
ten stattgefunden, darunter auf 
Außenministerebene und — wie 
ägyptische und sudanesische 
Quellen bestätigt haben — wurde 
eine Verständigung erzielt. Eine 
solche Annäherung hätte die 
Versuche der Briten, sie gegen- 
einander auszuspielen, vereitelt. 


Durch die Überwindung der 
langjährigen Streitigkeiten zwi- 
schen den beiden Ländern im 
Niltal hätte sich eine Möglichkeit 
eröffnet, viele ihrer drängenden 
wirtschaftlichen Probleme zu 
lösen und innerhalb Agyptens 
eine Verständigung mit der isla- 
mistischen Opposition zu erzie- 
len. Stattdessen hat man es so 
aussehen lassen, als wäre die 
eine Seite damit beschäftigt, das 
Staatsoberhaupt der anderen Sei- 
te ermorden zu lassen. 


Auch Algerien wäre sicherlich 
ein Diskussionsthema gewesen. 
Die Kontakte zwischen Präsident 
Zeroual und Vertretern der Is- 
lamischen Heilsfront (FIS) wei- 
sen auf eine ausgehandelte Lö- 
sung für den Bürgerkrieg, der in 
diesem Land wütet, hin. In 
Gesprächen mit Mubarak in 
Kairo, die eine Woche bevor der 
OAU-Gipfel beginnen sollte, 
geführt wurden, soll Zeroual die 
Perspektiven für ein Überinkom- 
men mit der FIS diskutiert haben. 
Obwohl die Meinung Agyptens 
nicht bekanntgemacht worden 
ist, hätte eine Aussöhnung inner- 
halb Algeriens eindeutig weitrei- 
chende Konsequenzen für Agyp- 


ten. Es ist wohl bekannt, daß Dr. 
Turabi, der wiederholt angeboten 
hat, in diesen und ähnlichen 
Krisen zu vermitteln, unter alge- 
rischen und ägyptischen Isla- 
misten großen Respekt genießt. 


Der andere unmittelbare Nachbar 
des Sudan, der betroffen ist, ist 
Athiopien. Die guten Beziehun- 
gen, die zwischen Addis Abeba 
und Khartoum existiert haben, 
waren sehr wichtig, um den De- 
stabilisierungsbemühungen von 
Eritrea, das sich kürzlich von 
Athiopien abgespaltet hat, zu be- 
gegnen. Athiopien wie Eritrea 
sind beide formelle Mitglieder 
der IGAAD, die die Verantwor- 
tung dafür übernommen hat, in 
dem von den Briten unterstützten 
Krieg im Süd-Sudan gegen die 
Regierung zu vermitteln. 


Doch ungefähr zehn Tage vor 
dem Mordanschlag hat in Eritrea 
eine Konferenz stattgefunden, 
bei der Vertreter verschiedener 
sudanesischer Oppositionsgrup- 
pen, darunter John Garangs suda- 
nesischer People’s Liberation 
Army, der führenden Rebellen- 
gruppe, die gegen die sudanesi- 
sche Zentralregierung kämpft, 
zusammenkamen. 


Der Londoner 
»Economist« zeigt die 
Beteiligung der Briten 


Zwei Tage vor dem Mordan- 
schlag auf Mubarak berichtete 
der Londoner »Economist« aus- 
führlich über die von Eritrea 
gesponserte Konferenz und 
drängte externe Kräfte dazu, die 
Opposition zu unterstützen. 
»Amerika und Europa - und alle 
anderen, die sich anschließen 
möchten — sollten zu solchen 
Treffen ihre Diplomaten entsen- 
den, um zu zeigen, daß sie den 
Wandel unterstützen«, hieß es in 
dem Sprachrohr des britischen 
Geheimdienstes. 

Der Artikel schloß mit einer 
expliziten Aufforderung, die Re- 
bellen zu bewaffnen: »Es könnte 
erforderlich sein, eine harte Wahl 
zu treffen und der Opposition zu 
geben, was immer sie braucht, 
um mitzuhelfen, Mr. Turabi zu 
entfernen.« 


Aus dem Artikel ging eindeutig 
hervor, daß der britische Ge- 
heimdienst sehr wahrscheinlich 
die Organisation ist, die hinter 
dem Mordanschlag steht. Die 
Botschaft des »Economist« ist 


Lee 


eindeutig: Mobilisierung von 
Kräften, um die sudanesische 
Regierung zu stürzen und vor 
allem anderen Dr. Turabi zur 
Zielscheibe zu machen. 


Der britische Geheimdienst hat 
ein brennendes Interesse daran, 
Dr. Turabi zu entfernen. Um das 
zu entfesseln, was der britische 
Geopolitiker Bernard Lewis den 
»Zusammenprall der Zivilisatio- 
nen« bezeichnet, müssen jene 
moslemischen Intellektuellen eli- 
miniert werden, die einen Dialog 
mit gleichgesinnten Kräften in 
der christlichen Welt anstreben, 
um damit alle Moslems als »fun- 
damentalistische Terroristen« 
darzustellen. 


Turabis Einfluß war nicht nur, in 
Algerien, sondern auch innerhalb 
des schwierigen palästinensi- 
schen Lagers spürbar, wo sich 
die Führer von Hamas und palä- 
stinensischer Befreiungsorgani- 
sation mit Unterstützung. des 
sudanesischen Führers treffen 
sollten. 


Britanniens alter Krieg 
gegen den Sudan 


Im Jahre 1992 wurde auf dem 
Flughafen von Ottawa in Kanada 
unter Mitwirkung der kanadi- 
schen Sicherheitsstreitkräfte ein 
ernster Mordanschlag gegen ihn 
verübt. Jetzt verlangt der briti- 
sche Geheimdienst auf den Sei- 
ten des »Economist« seinen 
Sturz. Wie könnte man den 
Sudan besser destabilisieren und 
so seinen Einfluß in der islami- 
schen Welt ausschalten als das 
Land mit feindlichen Nationen 
zu umgeben und seine Führung 
als »terroristisch« zu bezeich- 
nen? 

Britannien hat auch immer auf 
die Kooperation der manipulier- 
baren ägyptischen Stellvertreter 
gezählt. Wenn der Mordanschlag 
tatsächlich eine Operation des 
britischen Geheimdienstes gewe- 
sen ist, so war die Botschaft für 
Mubarak dabei, daß er in Über- 
einstimmung mit der britischen 
Politik lieber die Konfrontation 
verfolgen solle. 

Was innerhalb Agyptens gesche- 


- hen wird, ist unklar. Mubarak 


könnte den Anschlag auf sein 
Leben als Vorwand dafür benut- 
zen, gegen seine Opposition im 
Land hart vorzugehen, wie Nas- 
ser das im Jahre 1956 nach einem 
simulierten Anschlag auf sein 
Leben getan hat. oO 


N Naher Osten Osten 


Ägypten und 


Alserien 
steuern auf 
eine Kon- 


frontation zu 


Als kurz vor der Eröffnung des Gipfels der Organisation für 
Afrikanische Einheit (OAU) gegen den ägyptischen Präsidenten 
Mubarak ein Attentat verübt wurde, verurteilten Experten dies 
als eine vom britischen Geheimdienst inszenierte Operation, die 
darauf abzielte, den ägyptischen Präsidenten auf einen Kon- 
frontationskurs mit dem benachbarten Sudan zu setzen. Außer- 
dem erläuterten sie, daß mit dem Vorfall mehrere Treffen auf 
höchster Ebene sabotiert werden sollten, die bei dem Gipfel in 
Adis Abeba hätten stattfinden sollen, darunter Gespräche zwi- 
schen dem sudanesischen Präsidenten General Omar Al-Bashir 
und Mubarak sowie Diskussionen im Zusammenhang mit dem 
Bürgerkrieg in Algerien über Perspektiven, um durch Gespräche 
der Regierung mit der Oppositionsbewegung Islamische Heils- 
front (FIS) eine Lösung zu finden. 


Beide Annäherungsprozesse, die 
für die Stabilität in der Region 
wichtig wären, sind nach dem 
Attentatsversuch fallengelassen 
worden und es wurde eine Dyna- 
mik entwickelt, die zu einer es- 
kalierenden militärischen Kon- 
frontation führt. Der Name des 
Spiels ist in beiden Fällen »Kon- 
flikt der Zivilisationen«, ein 
Begriff, der von dem britischen 
Geopolitiker Bernard Lewis ge- 
prägt wurde, um das Szenario zur 
Destabilisierung zu bezeichnen, 
das unter der Rubrik »Reli- 
gions«-Konflikt läuft. 


Schuldzuweisung 
an den Sudan 


Seit dem Attentat von Adis 
Abeba hat Präsident Mubarak Ol 
ins Feuer des Konflikts gegos- 
sen, indem er dem Sudan und 
insbesondere dem geistigen Füh- 
rer des Sudans, Dr. Hassan al- 
Turabi, die Verantwortung für 
den Mordanschlag gab. Sudane- 
sische Regierungssprecher warn- 
ten vor Schuldzuweisungen be- 


vor die in Äthiopien durchge- 
führten Untersuchungen irgend- 
welche Beweise erbracht haben, 
doch Mubarak hat die Massen- 
medien dazu benutzt, seine An- 
schuldigungen auszuposaunen, 
hat die Bevölkerung gegen ihren 
Nachbarn im Süden aufge- 
peitscht und auch Spannungen 
mit Athiopien hervorgerufen. 


Die in Adis Abeba durchgeführ- 
ten Untersuchungen stellten Mu- 
baraks Behauptungen in Abrede 
und deuteten darauf hin, daß es 
sich bei den Attentätern um 
ägyptische Staatsbürger und 
nicht um Sudanesen gehandelt 
hat. Als Mubarak beharrlich die 
Meinung vertrat, daß die Atten- 
täter dennoch »durch und vom« 
Sudan geschickt worden sind, 
antworteten die äthiopischen 
Behörden, daß die Attentäter von 
jedem der fünf angrenzenden 
Länder, mit dem sie eine offene 
Grenze haben, in das Land hätten 
hineinkommen können. 


Außerdem waren die ägypti- 
schen Ermittler, die zur Unter- 


stützung nach Adis Abeba gereist 
waren, so unbeholfen bei ihren 
Versuchen, die Untersuchungen 
in eine bestimmte Richtung zu 
lenken und - einem Informanten 
zufolge — äthiopische Beamte zu 
bestechen, daß das Gastland sie 
nach Kairo zurückschickte. Statt- 
dessen, so wurde berichtet, arbei- 
tete ein Team des FBI mit den 
äthiopischen Investoren zusam- 
men. 


Eine Kampagne zur 
Kriegsvorbereitung 


Doch den durch die polizeilichen 
Ermittlungen ausgegrabenen Fak- 
ten zum Trotz inszenierte die 
ägyptische Presse weiterhin eine 
Kampagne zur Kriegsvorberei- 
tung. Führenden ägyptischen In- 
tellektuellen zufolge, wird in Ha- 
laib mit einem militärischen 
Schritt gerechnet, »es sei denn, 
kluge Menschen können ihn in 
letzter Minute verhindern«. »Man 
kann es förmlich riechen«, sagte 
ein Informant. 


Die Feindseligkeiten waren kurz 
nach dem Mordanschlag in der 
umstrittenen Region von Halaib 
ausgebrochen, wo das ägyptische 
Militär mehrere sudanesische 
Polizeibeamte, die dort statio- 
niert waren, angegriffen und ge- 
tötet hatte. Halaib ist der Ort, an 
dem in der Vergangenheit solche 
Zusammenstöße auftraten, wenn 
die Spannungen zwischen den 
beiden Ländern den Siedepunkt 
erreicht hatten. Doch diesmal, so 
der Herausgeber eines führenden 
ägyptischen Presseorgans, könn- 
te eine Militärkampagne, die in 
Halaib anfängt, Teil einer grö- 
Beren Kampagne gegen den Su- 
dan sein, die möglicherweise 
auch internationale Sanktionen 
umfaßt. In diesem Zusammen- 
hang wurden militärische Manö- 
ver, die in der zweiten Juliwoche 
am Roten Meer durchgeführt 
wurden, als Teile eines umfas- 
senderen Szenarios mit Argwohn 
betrachtet. 


Übung für 
eine Blockade 


Die britisch-amerikanisch-ägyp- 
tischen Manöver, die ein Jahr 
dauern sollten, wurden erst eine 
Woche vor ihrem Beginn be- 
kannt gemacht. Außerdem be- 
stand der Zweck der Manöver 
darin, die Auferlegung einer 
Blockade zu exerzieren. Als sie 


vor der Küste von Port Sudan 
begannen, wurden sie in Khar- 
toum als Übung einer Seeblocka- 
de gegen dieses Land angesehen. 


Eine weitere Überlegung, die die 
Hypothese unterstützt, daß Sank- 
tionen auf der Agenda stehen 
könnten, bezieht sich auf die 
jüngsten Veränderungen in der 
ägyptischen Gesetzgebung, mit 
der die Einreise von Sudanesen 
in das Land geregelt wird. 


Während zuvor Sudanesen und 
Agypter ohne Visum aus beiden 
Ländern ungehindert ein- und 
ausreisen konnten, verlangen die 
Agypter von den Sudanesen nun 
ein Visum zur Einreise sowie 
eine Aufenthaltsgenehmigung, 
um dort bleiben zu können. 
Diese Änderungen in den gesetz- 
lichen Bestimmungen könnten 
eine Präventivmaßnahme sein, 
falls eine Blockade auferlegt 
wird: das würde Sudanesen, die 
ein Embargo umgehen wollen, 
daran hindern, nach Agypten ein- 
zureisen. 


Sanktionen gegen den Sudan 
sind die Standardforderung einer 
Vielzahl von Institutionen und 
Personen, die sich am Kreuzzug 
der Briten gegen Khartoum 
beteiligen wie der stellvertreten- 
de Sprecher des britischen House 
of Lords, Baronin Caroline Cox, 
Frank Wolf, Mitglied des ameri- 
kanischen Repräsentantenhau- 
ses, Amnesty International, die 
Gesellschaft für gefährdete Völ- 
ker und so weiter. Ziel der Sank- 
tionen wäre es, die Wirtschaft 
des Landes zu zerstören, die 
Unzufriedenheit im Land zu 
schüren, die aus solcher Not 
sicherlich entstehen würde und 
einen Staatsstreich gegen die jet- 
zige Regierung vorzubereiten. 


Wenn der ägyptische Präsident 
sich in ein umfangreiches mili- 
tärisches Abenteuer gegen den 
Sudan stürzt, spielt er mit dem 
Feuer. Widersprüchliche Berich- 
te von Presseorganen und Regie- 
rungsbehörden in der letzten 
Woche weisen auf Verwirrung 
und Unstimmigkeiten innerhalb 
des ägyptischen Establishments 
hin, das die Wut, in die sich 
Mubarak verrannt hat, nicht ein- 
hellig unterstützt. Ein Krieg 
gegen den Sudan wäre auch für 
Agypten eine Katastrophe, der 
die schwere Krise des von einer 
Depression geschüttelten Landes 
in einen regelrechten Bürger- 
krieg verwandeln würde. 
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Naher Osten 


Ägypten und 
Algerien 
steuern auf 
eine Kon- 
frontation zu 


Die andere große Krise, die auf 
dem OAU-Gipfel diskutiert wor- 
den wäre — tatsächlich bereits 
Thema inoffizieller Gespräche 
zwischen Mubarak und dem 
algertschen Präsidenten Liamine 
Zeroual — war der Bürgerkrieg in 
Algerien. Es ist bekannt, daß 
Zeroual Mubarak über das 
Gespräch, das er mit Vertretern 
der FIS im Land eröffnet hatte, 
unterrichtet hat. 


Der zweite 
Algerienkrieg 


Zeroual war durch Druck aus 
dem Ausland, durch die Regie- 
rung Clinton und das neue Re- 
gime von Jacques Chirac in 
Frankreich praktisch dazu ge- 
zwungen worden, mit der FIS zu 
reden. Doch in Übereinstimmung 
mit der anti-islamistischen Rhe- 
torik, die von Kairo kam, änderte 
Zeroual auch bald seine Meinung 
und kehrte offiziell zu einer 
Politik der Konfrontation zurück. 


Am 5. Juli hielt er eine Rede zur 
Feier der Unabhängigkeit des 
Landes und er versprach darin, 
die Opposition. »auszurotten« 
oder zu »entwurzeln«. Das Mili- 
tär hinter Zeroual, das einen har- 
ten Kurs vertritt und sich der 
Aufgabe verschrieben hat, die 
Opposition zu vernichten, ist als 
die »Ausrotter« bekannt. 


Am 12. Juli kündigte Zeroual an, 
daß die Gespräche mit der FIS 


»zusammengebrochen« seien, an- . 


geblich wegen der Unnachgie- 
bigkeit der Gesprächspartner. 
Die Pattsituation ergab sich der 
Regierung zufolge aus der Tat- 
sache, daß die FIS einem Waf- 
fenstillstand nicht zustimmen 
wollte, bevor die Regierung ihre 
Führer nicht aus der Untersu- 
chungshaft entlassen hat. 


Der FIS zufolge, die in Deutsch- 
land ein Kommunique veröffent- 
licht hat, lehnte die algerische 
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Regierung es ab, den Begriff des 
Islam als Eingebung des Geset- 
zes zu akzeptieren, »obwohl die 
algerische Verfassung bestimmt, 
daß der Islam die Staatsreligion 
ist.« Die FIS sagte, dies zeige, 
daß die Regierung es mit ihrem 
Versuch, eine Lösung für den 
Krieg auszuhandeln, nicht ernst 
meine. 


Quellen innerhalb Algeriens be- 
haupten, Zeroual habe in den 
Verhandlungen in einer Taktik 
von »Teilen und Erobern« ver- 
sucht, die FIS-Sprecher in drei 
getrennte Gruppen zu spalten. 
Zerouals frühere Behauptungen, 
die Gespräche voranzubringen, 
werden für Regierungspropagan- 
da gehalten, die dazu dienen soll, 
den politischen Kräften in Eu- 
ropa und dem Internationalen 
Währungsfonds zu versichern, 
daß die Situation unter Kontrolle 
ist. 


Was die Ziele der algerischen 


Regierung in Wahrheit sind, 


wurde am gleichen Tag in Paris 
deutlich, als eine führende Per- 
sönlichkeit der FIS kaltblütig 
ermordet wurde. Scheich Abdel- 
baki Sahraoui, 85jähriger Alge- 
rier und Mitbegründer der FIS, 
wurde von zwei Attentätern er- 
schossen, die seine Moschee in 
der Rue Myrha betraten und ihn 
mit Maschinengewehren mitten 
ins Gesicht schossen. Eine zwei- 
te Person, die versuchte, den 
alten Imam zu schützen, wurde 
ebenfalls von Kugeln durch- 
bohrt. 


Eine dramatische 
politische Erklärung 


Die Ermordung des Imam stellt 
eine dramatische politische Er- 
klärung dar. Sahraoui war ein 
Gemäßigter, der einzige FIS- 
Führer, der in Frankreich. leben 
durfte und der eine inoffizielle 
Verbindung zur französischen 
Regierung darstellte. 


Einem Profil in der Pariser 
Tageszeitung »Le Monde« zufol- 
ge war Sahraoui in Algier Lehrer 
für Arabisch gewesen und hatte 
nach seiner Emigration nach 
Frankreich im Jahre 1956 in der 
Gewerkschaftsbewegung gear- 
beitet, um die algerischen Ar- 
beiter darin zu integrieren, bevor 
er im Jahre 1989 die FIS mit 
begründete. Nach der Erlangung 
der Unabhänigkeit im Jahre 1962 
kehrte er nach Hause zurück, um 


seine Karriere als Lehrer fortzu- 
setzen und ging dann in die 
Politik. 


Als Mitbegründer der FIS wurde 
er deren Vizepräsident und unter- 
stützte die demokratische Metho- 
de der Gewinnung politischer 
Macht durch Wahlen. Im Juni 
1991 ging er nach Zusammen- 
stößen in Algerien nach Frank- 
reich, wo er im Exil lebte. Er war 
der Ehrenpräsident der FIS-Exe- 
kutive im Ausland und FIS- 
Sprecher in: Frankreich. Sahroui 
wurde im französischen Fernse- 
hen regelmäßig interviewt, um 
die politischen Ereignisse in 
Algerien zu analysieren und er 
hat sich wiederholt gegen den 
Mord an Zivilisten von Seiten 
der Bewaffneten Islamischen 
Gruppe (GIA) ausgesprochen. 
Dies brachte ihm — sogar unter 
den größten Anti-Islamisten im 
französischen Polizeiapparat, 
darunter auch der frühere Innen- 
minister Charles Pasqua — den 
Ruf eines Gemäßigten ein. Bei 
Razzien gegen algerische und 
andere in Frankreich lebende 
Moslems blieb Sahraoui immer 
verschont — eine Tatsache, die 
auf eine besondere Beziehung 
hinweist, die er zu den Behörden 
hatte. Dies wirft die beunruhi- 
gende Frage auf: wenn Pasqua 
ihm hold war, warum genoß er 
dann keinen Schutz durch fran- 
zösische Sicherheitskräfte? 


Der Mord war 
eine Kriegserklärung 


In seiner Moschee in der Rue 
Myrha war Sahraoui bekannt als 
jemand, der sich sozialen Pro- 
blemen widmete. In »Le Monde« 
wird er zitiert als jemand, der den 
Begriff »Fundamentalist« lachend 
abtat: »Unser Hauptziel ist es, 
sich den moslemischen Gemein- 
schaften zu nähern und gegen 
Kriminalität und Drogen zu 
kämpfen.« | 


Sahraoui beim Gebet in einer 
Moschee zu töten war eine 
Kriegserklärung von Seiten der 
algerischen »Ausrotter«. Dies 
war das erste Mal, daß ein algeri- 
sches FIS-Mitglied im Exil getö- 
tet wurde und ist als solches eine 
Warnung für andere führende 
FIS-Vertreter in Europa und in 
den Vereinigten Staaten. 


Augenzeugen beschrieben die 
Attentäter als Angehörige des 
algerischen Sicherheitsdienstes, 


doch in Presseberichten heißt es, 
sie seien von der terroristischen 
GIA gewesen, die der Londoner 
»Al Hayat« zufolge auch die 
Verantwortung für den Mord 
übernommen hat. Den Mord der 
GIA zuzuschreiben ist eine Art, 
den internen Zwist in der FIS und 
der algerischen Opposition als 
ganzer zu schüren. Es ist be- 
kannt, daß die GIA von algeri- 
schen Sicherheitskräften infil- 
triert ist und von ihnen manipu- 
liert wird, die oft Greueltaten be- 
gehen, die dann »den Islamisten« 
zugeschrieben werden. 


Die dramatische Wende in Alge- 
rien kann nicht als »algerische« 
Entscheidung angesehen werden. 
So wie der Weg zum Dialog im 
Dezember letzten Jahres durch 
Intervention von Kräften außer- 
halb Algeriens geöffnet wurde — 
in dem Fall von katholischen 
Kreisen, die in Rom eine Kon- 
ferenz der Oppositionsparteien 
organisiert haben — so wurde 
auch der Konfrontationskurs im- 
mer vom Ausland aus gesteuert. 
Die Politik wurde in London 
festgelegt und französische Kräf- 
te, die mit der früheren Regie- 
rung in Verbindung standen, ha- 
ben mitgemischt. Diese Kompli- 
zenschaft zeigte sich am deut- 
lichsten in der engen Koopera- 
tion, die Pasqua in der Algerien- 
politik mit seinen britischen Kol- 
legen unterhielt. 


Wenn außerhalb Algeriens keine 
energischen Maßnahmen unter- 
nommen werden, um diese Re- 
gierung dahingehend unter Druck 
zu setzen, daß sie Verhandlungen 
über eine friedliche Lösung ak- 
zeptiert, dann droht der Bürger- 
krieg, der das Land in den letzten _ 
drei Jahren ausgeblutet hat, zu 
einem zweiten Krieg von Algier 
zu werden. ® 


Jordanien 


Inszenierung 


zur Destabili- 
sierung 


des Landes 


Obwohl Jordanien in der Presse routinemäßig als ein Modell für 
Stabilität und ein kooperativer Partner im Friedensprozeß dar- 
gestellt wird, vermittelt ein genauerer Blick auf die Situation in 
dem haschemitischen Königreich ein ganz anderes Bild. Innere 
Spannungen sind in den letzten Monaten derart eskaliert, daß ein 
Absinken in die Gewalt, die an die Krise des Schwarzen Sep- 
tember im Jahre 1970 erinnert, nicht ausgeschlossen werden 
kann. Heute wie damals, als die Regierungstruppen Tausende von 
Palästinensern töteten, wird die Krise im Inland von externen 


Kräften künstlich manipuliert. 


Oberflächlich betrachtet erscheint 
die Krise in Jordanien als das 
Ergebnis des Friedensvertrags 
mit Israel, der im Oktober 1994 
unterzeichnet wurde. Die Oppo- 
sition gegen den Friedensplan, 
besonders unter den Palästinen- 
sern, die 60 Prozent der jordani- 
schen Bevölkerung ausmachen, 
und unter den Verfechtern eines 
harten Kurses, die ideologisch 
gegen einen Umgang mit Israel 
sind, war von Anfang sehr stark. 
Sie wurde vorübergehend ge- 
dämpft durch die großen Erwar- 
tungen, daß der Friedensvertrag 
wirtschaftliche Kooperation und 
folglich mehr Arbeitsplätze und 
einen höheren Lebensstandard 
im Königreich mit sich bringen 
würde. 


Der König wird zur Ziel- 
scheibe offener Kritik 


Als dann klar wurde, daß die in- 
ternationale finanzielle Unter- 
stützung für die umfangreichen 
Infrastrukturprojekte, die im Ver- 
trag vorgesehen waren, nicht 
kam, brachen die Hoffnungen, 
die man auf den Frieden gesetzt 
hatte, zusammen. Die Jordanier 
haben keine Verbesserung in 
ihrem Lebensstandard erlebt und 
das allgemeine Klima der Un- 
sicherheit hinsichtlich der Ab- 
sichten der Regierung auf der 


Ebene der Legislative hat Teile 
der Wirtschaft paralysiert. 


Der Ansatz der Regierung und 
der von König Hussein bestand 
darin, noch härter durchzugrei- 
fen, um den Normalisierungspro- 
zeß mit Israel zu beschleunigen. 
Paradoxerweise wurde die Krise 
immer schwerwiegender, je »er- 
folgreicher« man damit war. 
Nicht nur die Opposition wurde 
stärker. Zum ersten Mal wurde 
der König selbst zur Zielscheibe 
offener Kritik und seine Autorität 
wurde angezweifelt. Außerdem 
hat die Konfrontation zu politi- 
schen Unruhen und obskuren 
Todesfällen geführt. 


Die Kritik gegen die Regierung 
und die Monarchie betrifft die 
Art und Weise, in der die Be- 
ziehungen zu Israel normalisiert 
werden und wie die Regierung 
mit der Opposition im Land 
umgeht. Am 29. Mai wurde ein 
geplantes Treffen von Opposi- 
tionsgruppen von der Regierung 
plötzlich abgesagt. Danach trat 
der Staatsminister für Angele- 
genheiten des Ministerium des 
Premierministers zurück, was als 
ein Protest gegen das Verbot von 
Seiten der Regierung angesehen 
wurde. Kurz danach — in der 
ersten Juniwoche — wurde von 
einem Mann aus einer führenden 
Familie in Ostjordanien berich- 


tet, der in seinem Haus von 
Sicherheitskräften getötet wor- 
den sein soll. 


Der Mann, Mahmoud Al Awa- 
mleh, hatte seine Kritik am Nor- 
malisierungsprozeß vom Stand- 
punkt des Koran aus zum Aus- 
druck gebracht und er hatte seine 
Überlegungen dem König und 
Premierminister Sherif Zaid Ben 
Shaker zukommen lassen. Der 
Korrespondent der deutschen 
Tageszeitung, »Frankfurter All- 
gemeine Zeitung«, in Kairo, 
Wolfgang Köhler, brachte die 
Story, die die Nation gelähmt 
hatte, wie er sagte. Köhler unter- 
strich die Bedeutung der Tatsa- 
che, daß der Mann, der die Kritik 
geäußert hatte, zu einer promi- 
nenten Familie in Ostjordanien 
gehörte, die traditionell die 
Säulen der Unterstützung für den 
König darstellte. Die meisten 
Jordanier, schrieb Köhler, be- 
trachteten den Tod dieses Man- 
nes »als eine Exekution ohne 
Gerichtsprozeß«. Das drei Tage 
andauernde Begräbnis nahm das 
Format einer politischen Aussage 
an, während die Trauernden, 
ganz in Weiß gekleidet, den 
Toten als einen Märtyrer feierten. 


Shubeilat fordert eine 
formelle Untersuchung 


Zu den prominenten Jordaniern, 
die bei dem Begräbnis anwesend 
waren, gehörte Laith Shubeilat, 
ein früherer unabhängiger isla- 
mistischer Parlamentarier, der 
offen Kritik an der Art und Weise 
geäußert hat, wie die Beziehun- 
gen zu Israel gestaltet werden. 
Shubeilat forderte eine formelle 
Untersuchung der Umstände von 
Awamlehs Tod, über den die 
Regierung keinerlei offizielle 
Erklärungen abgegeben hat. Shu- 
beilats Forderungen wurden indi- 
rekt durch eine massive Attacke 
gegen ihn beantwortet, die vom 
Kultusminister kam und die in 
allen wichtigen Presseorganen 
erschien. Eine Antwort von Shu- 
beilat, die er an alle wichtigen 
Zeitungen schickte, wurde nicht 
veröffentlicht. Außerdem wählte 
sich der König Ende Juni in einer 
Rede vor einer Gruppe von Chef- 
redakteuren Shubeilat für Kritik 
aus, auch wenn sein Name dabei 
nicht ausdrücklich genannt wur- 
de. 


Der Druck gegen Shubeilat wur- 
de so stark, daß der frühere Par- 
lamentarier in einem Interview 


mit »Al Quods« sagte, er denke, 
daß er mit der Möglichkeit, 
ermordet zu werden, rechnen 
muß. Shubeilat. war im Jahre 
1992 das Opfer eines juristischen 
Komplotts, das von der politi- 
schen Maschinerie George Bushs 
durch korrupte Elemente im jor- 
danischen Sicherheitsapparat 
inszeniert worden ist. Premiermi- 
nister war zu der Zeit Sherif Ben 
Shaker, derselbe, dem nach sei- 
ner Rückkehr in dieses Amt, 
heute die Organisation der Welle 
der Unterdrückung im Land zu- 
geschrieben wird. 


Eine weitere Person, die seltsa- 
merweise als ein Sammelpunkt 
für die Opposition erscheint, ist 
Ahmad Obeidat, ein früherer 
Premierminister und früherer, 
jahrelanger Geheimdienstchef. 
Obeidat hatte seinen Sitz im 
Senat verloren, nachdem er sich 
offen gegen den Vertrag mit 
Israel ausgesprochen hatte und 
Anfang Juli wurde er in der in 
Texas erscheinenden »Arab Ti- 
mes« mit einem Angriff auf 
Kronprinz Hassan zitiert. Be- 
richte über seine Kommentare in 
Jordanien veranlaßten ihn dazu, 
zu leugnen, daß er derartige Aus- 
sagen gemacht hat. 


Der Tropfen, der das Faß zum 
Überlaufen brachte, war die Art 
und Weise, wie die Kommunal- 
wahlen vom Il. Juli durchge- 
führt wurden. Kandidaten: von 
der oppositionellen Islamischen 
Aktionsfront (IAF) erhielten bis 
zu 50 Prozent der Stimmen. In- 
mitten von Anschuldigungen 
über massive Manipulationen 
wurden ihnen stattdessen aber 
nur 3,02 Prozent zugeschrieben. 
Die Regierung hatte kurz vor den 
Wahlen Truppen in die Stadt 
Zarga, wo die Islamisten beson- 
ders stark sind, entsandt. Selbst 
die Regierungspresse hatte be- 
stätigt, daß die Islamisten in 
Zarqua, der zweitgrößten Stadt 
im Land, in der sie Universitäten, 
Krankenhäuser und soziale und 
gemeinnützige Organisationen 
kontrollieren, mühelos einen 
Sieg hätten davontragen können. 


Wahlen rufen 
Proteste hervor 


Aus Protest zogen sich die Is- 
lamisten von den Wahlen zurück, 
während die Regierung die Er- 
gebnisse als eindeutiges Mandat 
»für den Normalisierungprozeß« 
propagierte. Formelle Proteste 
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Jordanien 


Inszenierung 
zur Destabili- 
sierung 

des Landes 


werden von der IAF vor Gericht 
geltend gemacht, die behauptet 
Zeugen und dokumentarische 
Beweise für Wahlbetrug zu ha- 
ben, angefangen mit diskriminie- 
renden Aktionen gegen Befür- 
worter der Islamisten bei den 
Wähler-Registrierungsverfahren. 
Eine radikale Reaktion, darunter 
auch Demonstrationen und Un- 
ruhen, die an die sozialen Un- 
ruhen des Jahres 1989 erinnern, 
wurden nicht ausgeschlossen. 


Umfassender 
Frieden angestrebt 


Was den Kern des Themas der 
Normalisierung betrifft, so ist 
das Hauptziel der Kritik eine 
Reihe von Gesetzesinitiativen, 
die von Premierminister Zaid 
Ben Shaker vorangetrieben wer- 
den. Am 28. Juni scheiterte die 
Opposition damit, einen Gesetz- 
entwurf der Regierung zu blok- 
kieren, um den Boykott gegen 
Israel aufzuheben, den Jorda- 
nien, wie andere arabische Staa- 
ten, seit Jahrzehnten auf der 
Tagesordnung stehen hat. Zu den 
Forderungen der Gegner gegen 
die Aufhebung des Boykotts ge- 
hört, daß ein umfassender Frie- 
densvertrag geschlossen werden 
soll, darunter die Erfüllung der 
UNO-Resolutionen 242 und 338 
hinsichtlich der Rückgabe von 
besetztem Land an die Palästi- 
nenser. 


Die Bevölkerung hinterfragt die 
Klugheit der Aufhebung . des 
Boykotts gegen Israel, wenn 
gleichzeitig ein internationales 
Embargo gegen den Irak beste- 
hen bleibt. König Hussein hat 
seine Forderung, daß die Sank- 
tionen gegen den Irak aufgeho- 
ben werden müssen, wiederholt 
offen ausgesprochen, zuletzt 
während eines Staatsbesuchs in 
Paris. 


Noch umstrittener ist ein Gesetz- 
entwurf der Regierung, der den 
Kauf von Land durch Israelis in 
Jordanien legitimieren würde. 
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Der parlamentarische Sprecher 
der IAF, Hamzeh Mansour, 


. meinte, das Gesetz würde einer 


»Abtretung« von Territorium an 
Israel gleichkommen. Andere 
meinten, dies wäre, trotz der 
Versicherung von Zaid Ben Sha- 
ker, daß ausländisches Landei- 
gentum bestimmten Einschrän- 
kungen unterliegen würde, eine 
Verletzung der Verfassung. Die 
größte Befürchtung der jordani- 
schen Bürger besteht darin, daß 
solche Gesetzesänderungen das 
Land durch Landkäufe für eine 
»Kolonisierung« durch Israel 
öffnen würde. 

Weitere Gesetzesentwürfe, mit 
denen das Land für ausländische 
Investoren attraktiver gemacht 
und die Forderungen des Inter- 
nationalen Währungsfonds er- 
füllt werden sollen, beinhalten 
Vorschläge zur Aufhebung von 
Preiskontrollen für einige Grund- 
nahrungsmittel, Preiserhöhungen 
für Wasser zur Bewässerung und 
neue Steuergesetze. 


Die von der Opposition vorge- 
brachten Argumente sind von 
großer Bedeutung. Der Norma- 
lisierungsprozeß wurde mit we- 
nig Rücksicht auf den kulturell 
und historisch geformten, sub- 
jektiven Faktor durchgedrückt. 
Man kann eine Bevölkerung 
nicht dazu zwingen, einen ehe- 
maligen Feind als Verbündeten in 
die Arme zu schließen, ohne daß 
es einen konkreten Nachweis da- 
für gibt, daß der Frieden gerecht, 
förderlich und dauerhaft ist. 


Doch bei der Krise in Jordanien 
geht es noch um mehr als die 
Themen an sich. Gut informier- 
ten Experten in der Region zufol- 
ge gibt es Spannungen im Land, 
die sich durch sämtliche Insti- 
tutionen des Königreichs ziehen 
- vom Sicherheitsapparat über 
die Regierung bis in die Königs- 
familie selbst hinein — und die 
sich um die Frage der Nachfolge 
drehen. Es wird berichtet, daß 
Premierminister Zaid Ben Sha- 
ker eine Gruppe anführt, die die 
derzeitigen Prozesse zum Kippen 
bringen und die Macht an den 


“Bruder des Königs, Kronzprinz 


Hassan, und die Nachfolge auf 
den ältesten Sohn des Königs 
übergehen sehen möchte. Zaid 
Ben Shaker, der ein Mann des. 
Militärs ist, wurde in Sandhurst 
ausgebildet und er soll den Briten 
sehr nahestehen. 


Es gibt zwei Entwicklungen, die 
von den Experten genannt wer- 


den, um diese Hypothese zu 
unterstützen. Erstens, ist da der 
Fall des jüngsten Coups in Qua- 
tar, einem winzigen Emirat am 
Persischen Golf, das traditionell 
von den Briten kontrolliert wird. 
Der herrschende Emir, Scheich 
Kalifa Ibn Hamad Al Thani, 
wurde dort von seinem Sohn 
Sheik Hamad gestürzt, als Kalifa 
außer Landes war. Zu den ersten 
Maßnahmen, die von dem neuen 
Scheich eingeführt wurden, ge- 
hörte eine formelle Anderung in 
den Regeln der Nachfolge: die 
Macht muß nicht mehr an den 
Bruder des herrschenden Emir 
weitergegeben werden, sondern 
von jetzt an soll sie an den älte- 
sten Sohn übergehen. 


Die Frage 
der Nachfolge 


Der friedliche Coup in Qatar 
wurde unter anderem weithin als 
ein von den Briten unterstützter 
Schritt zur Etablierung eines 
Präzedenzfalls in der Region 
interpretiert. Es ist bekannt, daß 
Hamad - auch ein Absolvent von 
Sandhurst — zwei Wochen vor 
seiner Machtergreifung in Lon- 
don gewesen ist und daß die bri- 
tische Krone und die britische 
Regierung die ersten waren, die 
den neuen Führer anerkannten. 
Die Anderung in den Nachfolge- 
regeln hat tiefgreifende Auswir- 
kungen auf den amerikanischen 
Verbündeten Saudi Arabien, der 
sich bereits inmitten einer Nach- 
folgekrise befindet. Es wird erör- 
tert, daß die Ereignisse von Qatar 
in Jordanien dazu benutzt wer- 
den könnten, einen ähnlichen 
Schritt zu rechtfertigen. 


Die eskalierende 
Konfrontation 


Zweitens, hat König Hussein 
übermäßig viel Zeit außer Lan- 
des, vor allem in London, ver- 
bracht, was zu Spekulationen 
über seinen Gesundheitszustand 
führte. Vor ein paar Wochen gab 
es die ungewöhnliche Situation, 
daß der König, der Kronprinz 
und der Premierminister alle 
gleichzeitig außer Landes waren. 
Die Person, die in dieser Zeit alle 
Vollmachten hatte, war der Sohn 
des Königs. Außerdem wurde 
bekanntgemacht, daß es sich bei 
dem schloßartigen Anwesen in 
der Nähe von Wien, daß nach 
jahrelanger Bauzeit nun bald fer- 
tiggestellt sein wird, um das 


Eigentum von König Hussein 
handelt. Plant er, sich dorthin 
zurückzuziehen, vielleicht nach- 
dem er die Macht übergeben hat? 


Die eskalierende Konfrontation 
innerhalb Jordaniens muß im 
Zusammenhang mit anderen dra- 
matischen Verschiebungen in 
Richtung Konfrontation in den 
letzten Wochen in der Region 
gesehen werden. Zunächst ein- 
mal gab es da der zeitlichen Rei- 
henfolge nach den Mordanschlag 
auf den ägyptischen Präsidenten 
Hosni Mubarak, der eine Kam- 
pagne gegen den Sudan von Kai- 
ro aus in Gang setzte. Sodann 
brach die algerische Regierung 
die Gespräche mit der Islami- 
schen Heilsfront (FIS), der oppo- 
sitionellen islamistischen Partei, 
ab und der 84jährige Mitbegrün- 
der der FIS wurde in einer Pari- 
ser Moschee ermordet. Beide 
Ereignisse entsprechen der von 
den britischen geopolitischen 
Denktanks entwickelten Strate- 
gie sogenannter Kriege des 
»Nordens« gegen den »Süden« 
unter der Rubrik eines Angriffs 
auf den »islamischen Fundamen- : 
talismus«. 


Chaos ist der 
Name des Spiels 


Die Anti-Islam Strategie der Bri- 
ten sieht den Ausbruch von 
Chaos im ganzen Mittelmeer- 
raum, von Nordafrika bis zum 
Nahen Osten und ostwärts über 
den Golf bis zum indischen 
Subkontinent, vor. In einer sol- 
chen Perspektive müssen die 
Hoffnungen auf eine dauerhafte 
Beilegung des arabisch-israeli- 
schen Konflikts durch eine für 
beide Seiten vorteilhafte Wirt- 
schaftskooperation um jeden 
Preis zunichtegemacht werden. 
Chaos ist der Name des Spiels, 
Chaos, das zu wirtschaftlichem 
und sozialem Zerfall und demo- 
graphischem Niedergang führt. 


Eine lokale Variante des briti- 
schen Chaos-Plans zieht den 
Bürgerkrieg unter der palästinen- 
sischen Bevölkerung in den auto- 
nomen Gebieten und den besetz- 
ten Territorien nach sich. Ein sol- 
cher gegenseitiger Vernichtungs- 
krieg, der von der Opposition der 
Gaza-Jericho Vereinbarung ent- 
facht würde, würde sich rasch in 
das benachbarte Jordanien aus- 
weiten, dessen Bevölkerung weit- 
gehend aus Palästinensern be- 
steht. Mm] 
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Einer der Gründe dafür, warum die Briten einen solch abgrund- 
tiefen Haß gegen den Sudan hegen, ist, daß sie sich von den 
Erfahrungen mit dem mahdistischen Staat, der von Anfang der 
achtziger Jahre des 19. Jahrhunderts bis zum Jahre 1898 dauer- 
te, nie ganz erholt haben. Dies war ein unabhängiger souvärener 
Staat, der von einem charismatischen Führer — einem »islami- 
schen Fundamentalisten« — gegründet wurde, der die britischen 
Kolonialherren behandelte wie kein anderer Staat das getan 


hatte. 


Der Mahdi war einem in der 
- Monatszeitschrift von Khartoum, 
»Sudanow«, im Dezember 1991 
veröffentlichten Artikel zufolge 
»der Führer der ersten afrikani- 
schen Nation, die aus eigener 
Anstrengung heraus gegründet 
wurde« und er »legte den Grund- 
stein für einen der größten Staa- 
ten im 19. Jahrhundert, der noch 
13 Jahre nach seinem Tod weiter- 
dauerte.« Seine »größte Leistung 
war, daß er auf einem zentrali- 
sierten Staat beharrte und ihn 
erfolgreich aufgebaut hat.« 


Es ist keine Übertreibung, wenn 
in bestimmten Aspekten des 
Kampfes des modernen Sudan 
‘um nationale Einheit und Sou- 
veränität das mahdistische Erbe 
anklingt, auch wenn die derzeiti- 
ge sudanesische Regierung kei- 
nerlei Sympathien für die islami- 
sche Sekte hegt, die der Mahdi 
angeführt hat. Die Tatsache, daß 
die mahdistische Erfahrung zu 
Lebzeiten der Großeltern der 
heutigen Sudanesen stattfand, er- 
klärt mit, wie die sudanesische 
Identität von diesem Erbe ge- 
prägt worden ist. 


Die Natur 
des Mahdi 


Der Mahdi wurde im Jahre 1881 
von Dunqulawi Muhammad Ah- 
mad b.’Abdallah geschaffen, als 


er sich selbst zum Mahdi, das 
heißt »der Erwartete« erklärte, 
veranlaßt durch den Propheten, 
um die Gesellschaft von Korrup- 
tion und den Ungläubigen zu 
säubern. Muhammed Ahmad 
wurde im Jahre 1844 als Sohn 
eines Bootsbauers in der Provinz 
Dongola geboren und die Fami- 
lie zog nach Kereri in der Nähe 
der Hauptstadt Khartoum, als er 
noch ein Kind war. Er zeigte eine 
Neigung für das religiöse Stu- 
dium und begann im Jahre 1861 
bei Scheich Muhammad Sharif 
Nur al-Da’im zu studieren, des- 
sen Großvater im Sudan den 
Religionsorden Sammaniya ge- 
gründet hatte. Als die beiden 
durch eine Meinungsverschie- 
denheit auseinandergebracht wur- 
den, studierte er danach bei 
Scheich al-Qurashi w. al-Zayn, 
einem rivalisierenden Führer der 
Sammaniya und übernahm nach 
dem Tode des letzteren im Jahre 
1880 dessen Platz als Führer und 
dann als der Mahdi. Der Mahdi 
war nach der sunnitischen Tra- 
dition »der Geleitete«, von dem 
man erwartet, daß er die islami- 
sche Gemeinschaft führt und 
Gerechtigkeit wiederherstellt. 
Sein Kommen sollte der zweiten 
Ankunft Christi vorausgehen. 


Nach Jahren der Abgeschieden- 
heit und des Studiums präsentier- 
te sich Mohammad Ahmad zu- 
nächst nur einer kleinen Gruppe 


von Gefolgsleuten als der Mahdi, 
sodann den Angesehenen von 
Kordofan und EI Obeid, der 
Provinzhauptstadt. Von seinem 
Zufluchtsort auf der Insel Aba 
aus schickte er dann Briefe an die 
Angesehenen und verkündete, 
daß er der Mahdi sei und forder- 
te sie auf, sich ihm in einer 
»hijra«, einer Glaubensflucht, 
nach dem Vorbild der Flucht des 
Propheten von Mecca nach Me- 
dina, anzuschließen. Der Mahdi 
begab sich in die Nuba- Berge an 
der Grenze zwischen den Pro- 
vinzen Kordofan und Fashoda, 
wo ihn der Stammeschef will- 
kommen hieß. 


Der Appell des Mahdi war so- 
wohl geistig wie auch sozial. Es 
war ein Aufruf, zum ursprüngli- 
chen Geist des Islam zurückzu- 
kehren. Es war auch ein Protest 
gegen die unterdrückerischen 
Praktiken des ägyptischen Khe- 
dive, der seit dem Jahre 1821 
unter ottomanischer Oberhoheit 
den Sudan regiert hatte. Die 
ägyptische Regierung, bekannt 
als die »Turkiya«, beutete die 
armen Stämme mit Steuern aus 
und schickte die bashi-bazooks, 
Milizen, die mit Peitschen aus 
Nilpferdhaut bewaffnet waren, 
aus, um die Zahlungen einzutrei- 
ben. 


Der Appell 
des Mahdi 


In einer irgendwann zwischen 
November 1881 und November 
1882 veröffentlichten Prokla- 
mation schrieb der Mahdi: 


»Diese Tyrannen glaubten wahr- 
lich, daß das Königreich und die 
Herrschaft über (Gottes) Apostel 
und Seine Propheten und ihn, der 
sie befehligte, damit sie ihn 
nachahmen, ihres ist. Sie urteil- 
ten nach anderen Dingen als der 
Offenbarung Gottes und änderten 
den >Shari’a« unseres Herrn 
Mohammed, dem Apostel Got- 
tes, ab und beleidigten den Glau- 
ben Gottes und erhoben Kopf- 
steuern (al-jizya<) auf Euch und 
den Rest der Moslems... Wahr- 
lich die Tyrannen holten Eure 
Männer und warfen sie in Fes- 
seln ins Gefängnis, nahmen Eure 
Frauen und Kinder gefangen und 
mordeten die Seele unter Gottes 
Schutz in unrechtschaffener Art 
und Weise.« 


Sein Aufruf zu den Waffen 
basierte auf den gleichen Pro- 


testen: »Ich bin der Mahdi«, so 
wird er zitiert, »der Nachfolger 
des Propheten Gottes. Hört auf 
damit, an die ungläubigen Ty- 
rannen Steuern zu zahlen und 
laßt jeden, der einen findet, ihn 
töten, denn sie sind ungläubig.« 


Regierungsstreitkräfte, die sein 
Potential fürchteten, zogen los, 
um ihn zu verhaften, doch ver- 
schiedene Feldzüge dahingehend 
schlugen fehl. Nach jedem mi- 
litärischen Erfolg des Mahdi und 
seiner Gefolgsleute, genannt die 
Ansar (auch die Bezeichnung für 
die Gefolgsleute von Moham- 
med), stieg sein Rang und sein 
Prestige. 


Der Mahdi organisierte Stam- 
mesführer, die selbst in verschie- 
denen Stadien der Revolte gegen 
die Regierung waren, hinter sich 
zu einer aufkeimenden nationa- 
len Bewegung. Im Sommer 1882 
begann in verschiedenen Ge- 
bieten in der Provinz Kordofan 
eine Reihe von Stammesan- 
griffen gegen die Regierung und 
ein zentraler Angriff auf die Pro- 
vinzhauptstadt El Obeid. Obwohl 
sie in ihrem ersten Angriff 
im September zurückgeschlagen 
wurden, kehrten die Ansar zu- 
rück, ausgestattet mit gekaperten 
Gewehren und geschultem Mili- 
tär der Regierungstruppen, die 
zum Mahdi (genannt der Jiiha- 
diya) übergelaufen waren und im 
Januar 1883 zwangen sie den 
Feind zur Kapitulation. El Obeid 
wurde das Hauptquartier des 
Mahdi. 


Britische Invasionen: 
Hicks und Gordon 


Zwei weitere Feldzüge scheiter- 
ten, die für die Briten von unge- 
heuerer Bedeutung waren. Im 
Jahre 1882 kam Agypten unter 
britische Besatzung und Britan- 
nien regierte über Kairo auch den 
Sudan. Die zwei Feldzüge waren 
die von Oberst William Hicks 
und »dem Helden« Charles Gor- 
don (»Chinese«), der seinen 
Spitznamen wegen seines Er- 
folgs beim Niederschlagen der 
Taiping-Rebellion in China be- 
kommen hatte. 


Hicks, ein pensionierter Offizier 


der indischen Armee, wurde im ° 


Namen der ägyptischen Regie- 
rung als Stabschef entsendet, um 
den Mahdi zu stoppen. Ausge- 
rüstet mit insgesamt 10.000 
Männern marschierte Hicks von 
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Khartoum (der ägyptischen Re- 
gierungshauptstadt) vom Norden 
aus über Bara in Richtung El 
Obeid. Unter seinen Führern, die 
er nicht kannte, befanden sich 
eine Reihe mahdistischer Agen- 
ten, die die Informationen an den 
Ansar weitergaben. 


Hicks und seine Truppen hatten 
zu wenig zu essen und vor allem 
kein Wasser, ihre Kommunika- 
tionslinien waren abgeschnitten, 
bis sie schließlich im November 
1883 in Shaykan von dem Ansar 
umzingelt und angegriffen wur- 
den. Als der Angriff begann, 
stürzten Hicks Truppen, die in 
der britischen quadratischen For- 
mation aufgestellt-waren, in Ver- 
wirrung und begannen aufeinan- 
der zu feuern. Bis auf 250 wur- 
den alle getötet, darunter auch 
Hicks und eine Reihe britischer 
Journalisten. 

Das Massaker mit Hicks’ Streit- 
kräften konnten die Briten nicht 
verstehen. Gordon soll geglaubt 
haben, daß alle verdurstet sind 
und daß überhaupt keine militäri- 
sche Begegnung stattgefunden 
hat! Der Fall von Shaykan führte 
zum Erfolg der mahdistischen 
Revolte in Darfur und Bahr al- 
Ghazal und Stammeseinheiten 
schlossen sich weiterhin den 
Ansar-Kräften an. 


Gordons Feldzug und Schicksal 
sind in die Geschichte eingegan- 
gen. Der Feldzug begann im 
Jahre 1874, als Gordon vom 
Khedive zum Gouverneur der 
Provinz Equatoria ernannt wur- 
de. Unterstützt von einem euro- 
päischen Stab arbeitete Gordon 
daran, diese Region am Oberen 
„Nil unter zentrale Kontrolle zu 
bekommen, was unter anderem 
bedeutete, den Sklavenhändlern 
die Macht zu nehmen. Er ordnete 
ein Regierungsmonopol für den 
Elfenbeinhandel an, Verbot den 
Import von Munition und stoppte 
die Gründung von Privatarmeen. 
Er reorganisierte das Finanzsy- 
stern und schuf dort Militärsta- 
tionen mit einem Hauptquartier 
in Lado. 
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Im Jahre 1877 übernahm Gordon 
das Gouverneursamt für den 
gesamten Sudan. Im gleichen 
Jahr schloß Britannien das Skla- 
venhandels-Abkommen mit dem 
Khedive, während sich Agypten 
mit Abessinien im Krieg befand 
und der Protest in der Bevöl- 
kerung gegen höhere Steuern 
immer mehr zunahm. Im Skla- 
venhandels-Abkommen wurde 
die Beendiung des Durchgangs 
abessinischer und anderer Skla- 
ven’ durch Ägypten verlangt und 
der gesamte Sklavenhandel im 
Sudan bis spätestens 1899 verbo- 
ten. Gordon setzte in seiner Re- 
gierung Europäer und Sudanesen 
an die Stelle von ägyptischen Be- 
amten. Als er sich der Rebellion 
am Oberen Nil gegenübersah, 
griff Gordon auf brutale repressi- 
ve Taktiken zurück und hetzte 
die Stämme gegeneinander auf. 
Als der Khedive im Juni 1879 
abgesetzt wurde, verließ auch 
Gordon seinen Posten und trat im 
Jahre 1880 aus dem ägyptischen 
Dienst aus. 


Der Kampf 
gegen den Mahdi 


Jahre später, nachdem der Mahdi 
durch eine Provinz nach der 
anderen gefegt war, rief eine 
alarmierte britische Regierung 
erneut nach Gordon. Im Januar 
1884 war es die erklärte Absicht 
der britischen Regierung, die 
Evakuierung der ägyptischen 
Offiziere und Zivilisten aus dem 
Sudan vorzubereiten. So bestand 
Gordons ursprüngliches Mandat 
einfach nur darin, nach Suakin 
am Roten Meer zu gehen und 
»die beste Möglichkeit zur Eva- 
kuierung des Inneren des Sudan 
zu überlegen«. 


Auf dem Weg nach Kairo ent- 
warf Gordon ein Memo, in dem 
er seine Mission skizzierte: Vor- 
bereitung der ägyptischen Eva- 
kuation und Schaffung einer sta- 
bilen Nachfolgeregierung in ei- 
nem unabhängigen Sudan, indem 
er die Sultans wieder an die 
Macht bringt, die vor der Über- 
nahme durch Agypten regiert 
hatten. 


Um diese Führungsfunktion aus- 
zuführen, bestand Gordon dar- 
auf, daß er zum Generalgou- 
verneur ernannt wird. Als er zu 
Gesprächen mit Sir Evelyn Ba- 
ring, dem Banker-Agenten in 
Kairo, eintraf, bekam Gordon, 
was er wollte. Während er in 


Kairo war, traf Gordon auch mit 
al-Zubayr Pasha, einem führen- 
den Sklavenhändler, zusammen, 
der in Ägypten im Gefängnis 
gesessen hatte. Gordon ‚schlug 
sofort vor, daß dieser Mann als 
alternativer Führer zum Mahdi 
eingeführt werden sollte. 


Bis zum Februar 1894 hatten die 
Truppen des Mahdi ihre Kon- 
trolle über Trinkitat und Sinkat 
an der Küste des Roten Meeres 
durch die Militärfeldzüge eines 
von Ansars fähigsten Führern, 
Osman Digna, erweitert. 


Der Sklavenhandel 


wird legalisiert 


Bei seiner Ankunft in Berber und 
später in Khartoum, kündigte 
Gordon rasch die Entlassung der 
ägyptischen Offiziere an, die 
durch Sudanesen ersetzt würden 
sowie die Pläne für die Evaku- 
ierung. Er erkärte auch, daß die 
Steuern für das Jahr 1883 abge- 
schafft und die für das Jahr 1884 
um die Hälfte reduziert würden. 
Schließlich verkündete er, daß 
das Abkommen des Jahres 1877 
gegen den Sklavenhandel nicht 
funktioniert. Der Grund hinter 
dieser plötzlichen Umkehr briti- 
scher Politik schien zu sein, daß 
der einzige Weg, die Rückkehr 
der herrschenden Sultanate si- 
cherzustellen, darin bestand, den 
Sklavenhandel, in den sie ver- 
wickelt waren, zu legalisieren. 


In Khartoum organisierte Gordon 
ein dramatisches Happening, bei 
dem Steuerbücher und die 
verhaßten Peitschen, die von den 
Steuereintreibern benutzt worden 
sind, auf einen öffentlichen Platz 
gebracht und dort verbrannt wur- 
den. In schmeichlerischen Be- 
richten ist davon die Rede, daß 
sich die Frauen Gordon zu Füßen 
geworfen haben. Oberstleutnant 
Stewart, der ihn begleitete, 
schrieb: »Gordon hat ihrer aller 
Herzen gewonnen. Er ist der 
Diktator dort. Der Mahdi hat 
keine Bedeutung mehr.« 


Scheinbar überzeugt davon, daß 
er es einfach nur mit einem wei- 
teren, kleinen Tyrannen zu tun 
hat, der wie alle kleinen Tyran- 
nen einen Preis hat, schickte 
Gordon an den Mahdi einen 
Brief und kündigte seine groß- 
mütige Entscheidung an, dem 
Mahdi die Position des Sultans 
von Kordofan zu verleihen. Dies 
einem Mann, der Kordofan nicht 


nur bereits kontrollierte, sondern 
der auch kurz davor stand, 
Khartoum einzunehmen und so 
die Vereinigung der Nation zu 
vollenden! Indem er der Be- 
leidigung auch noch eine Ver- 
letzung hinzufügte, schickte Gor- 
don feierliche rote Roben und 
einen »tarbush« zusammen mit 


der Botschaft. 


Der Mahdi antwortete: »Wisse, 
daß ich der Erwartete Mahdi bin, 
der Nachfolger des Apostels 
Gottes. So brauche ich kein 
Sultanat und auch kein König- 
reich von Kordofan oder anders- 
wo noch den Reichtum dieser 
Welt und ihre Eitelkeit. Ich bin 
nur der Sklave Gottes, der zu 
Gott hinführt und zu dem, was 
bei Ihm ist...« 


Drei Derwische aus dem Gefolge 
des Mahdi überbrachten die 
Botschaft an Gordon, gaben ihm 
die roten Roben zurück und 
boten ihm das Gewand, das der 
Ansar trug: eine »jubba«, mit der 
Einladung, zum Islam überzutre- 
ten und dem Mahdi zu folgen. 
Gordon lehnte das Angebot des 
Mahdi mit Empörung ab. 


Dies geschah im März 1884. Bis 
zum April hatte der Mahdi 
beschlossen, die Belagerung von 
Khartoum zu organisieren. Ende 
Februar, nachdem Gordon die 
Nachricht erhalten hatte, daß sein 
Vorschlag, al-Zubayr solle als 
Marionette wieder eingesetzt 


‚werden, in London abgelehnt 


worden ist, machte er den folgen- 
den Vorschlag: 


Gordons schändliche 
Niederlage 


»Wenn Ägypten ruhig gehalten 
werden soll, muß der Mahdi ver- 
nichtet werden... Wenn Sie sich 
dazu entschließen, den Mahdi zu 
vernichten, dann schicken Sie 
weitere 100.000 £ und 200 Trup- 
pen nach Wadi Halfa und Offi- 
ziere nach Dongola unter dem 
Vorwand, daß sie nach Quartier 
für die Truppen schauen sollen... 
Eine Evakuierung ist möglich, 
doch Sie werden sich in Agypten 
als Wirkung fühlen und gezwun- 
gen werden, eine weitaus ernste- 
re Sache zu beginnen, um Agyp- 
ten zu schützen. Zur Zeit wäre es 
relativ einfach, den Mahdi zu 
zerstören.« 


Den ganzen Sommer über hat 
sich Gordon in Khartoum ver- 


Der Sudan erfüllt die Briten 
schon seit dem vorigen 
Jahrhundert mit Haß und 
Kriegsgelüsten. 


steckt, verwickelte die dort sta- 
tionierten Truppen in Geplänkel 
mit dem Ansar, doch machte er in 
militärischer Hinsicht keinerlei 
Fortschritte. Der Mahdi er- 
weiterte seine Kontrolle unter- 
dessen fortwährend, nahm die 
Stadt Berber am Nil ein und iso- 
lierte Gordon somit weiter in 
Khartoum. Osman Digna an der 
Rotmeer-Küste und Mohammed 
al-Khayr, der Berber kontrollier- 
te, blockierte den Zugang von 
Khartoum nach Osten oder Nor- 
den. 


Gordon erzählt, daß die Men- 
schen in der Stadt Glassplitter 
auf dem Boden verteilten, andere 
Minen. Er konzentrierte sich dar- 
auf, Waren für die Belagerung zu 
horten und über Baring dringen- 
de Forderungen nach Verstär- 
kung nach London zu schicken. 


Im September schickte Gordon 
die britischen und französischen 
Konsuln auf einem Dampfschiff 
den Nil hinunter, um gegen 


die Blockade der mahdistischen 
Truppen vorzugehen und die 
Nachrichten über die Situation 
des belagerten Khartoum in die 
Welt hinauszubringen. Der Damp- 
fer wurde angegriffen, bevor er 
Abu Hamed erreichte und alle 
Europäer wurden getötet. Im 
Oktober stieß der Mahdi mit sei- 
nen Truppen bis nach Omdurman 
vor und bereitete den Angriff auf 
das nahegelegene Khartoum vor. 


Britische Schiffe kehrten 
um und flohen 


Schließlich beschloß die briti- 
sche Regierung, eine Hilfsex- 
pedition zu schicken, doch zu 
dem Zeitpunkt, als die Dampf- 
schiffe Khartoum am 28. Januar 
1885 tatsächlich erreichten, sa- 
hen die britischen Offiziere keine 
ägyptische Flagge mehr und 
schlußfolgerten richtig, daß die 
Stadt an den Mahdi gefallen war. 
Die Dampfschiffe kehrten um 
und flohen. 


Um das Ende von Gordon herr- 
scht gewissermaßen ein Myste- 
rium. Die geläufige Version lau- 
tet, daß er auf den Treppen sei- 
nes Palastes von mahdistischen 


Truppen, die mit Speeren bewaff- 
net waren, im Kampf getötet 
wurde. Sein enthaupteter Kopf 
wurde zur Identifikation Rudolf 
Slatin, dem österreichischen 
Gouverneur von Darfur, für die 
ägyptische Regierung gebracht. 


Der tote Gordon wurde in Bri- 
tannien zu einem Objekt der 
Heldenverehrung, vorwiegend zu 
dem Zweck, chauvinistische Un- 
terstützung für eine Expedition 
unter General Herbert (später 
Lord) Kitchener zusammenzu- 
trommeln, der die Mahdia und 
den Sudan zerstören sollte. 


Ein paar Worte über Gordon, den 
Mann, sozusagen. Obwohl er 
von seinen Verehrern fast als 
Gott dargestellt wurde — zum 
Beispiel: »Gordon: der Held von 
Khartoum. Ein Lebensbild nach 
Originalquellen«, Frankfurt am 
Main, 1885 -, stellt sich heraus, 
daß er nur ein weiterer Perverser 
im Dienste Ihrer Majestät war. 


Wie Ronald Hyam in »Britain’s 
Imperial Century 1815-1914: A 
Study of Empire and Expansion« 
schrieb: »Der Prinz der Päde- 
rasten (im Sinne von Liebhaber 
kleiner Jungs) war zweifellos 


eine noch wichtigere Figur: Ge- 
neral Charles Gordon, Held der 
Feldzüge in den Sudan und nach 
China. Total und hoffnungslos 
Jungenorientiert, war er sicher zu 
ehrenhaft oder zu gehemmt, um 
jemals der körperlichen Versu- 
chung nachzugeben und so 
wurde dieses Gefühl stark subli- 
miert und er diente Gott, dem 
Empire und der Arbeit. Er ver- 
brachte sechs Jahre seines Le- 
bens (von 1865 bis 1871) damit, 
in London sein eigenes kleines 
Land zu schaffen, wo das Kind 
Prinz sein könnte, wo er zer- 
lumpten Bengeln - seinen »Köni- 
gen«, wie er sie nannte — Unter- 
kunft bot, bis er sie schließlich 
bei Beginn der Pubertät aufs 
Meer schickte.« 


Die Herrschaft 
Khalifas 


Gordons schimpfliche Niederla- 
ge signalisierte die Fertigstellung 
der Schaffung der Mahdia als 
einer nationalen Institution. Der 
Mahdi etablierte sein Hauptquar- 
tier in Khartoum, doch dort lebte 
er dann nicht mehr lange. Er 
starb am 22. Juni 1885 und sein 
Nachfolger war der Khalifa, der 
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Fr nn nn 


Sudan 


Der Krieg 
der Mahdias 
gegen 
London 


den Sudan regierte, bis General 
Kitcheners Truppen im Jahre 
1898 einfielen. 


Es gab nie eine Frage darüber, 
wer der Nachfolger des Mahdi 
nach dessen Tod sein würde. Der 
Mahdi. hatte seine Herrschaft 
nach dem Vorbild des Propheten 
geschaffen und Khalifas (Ge- 
folgsleute oder Nachfolger, Stell- 
vertreter) ernannt und in einer 
Proklamation am 26. Januar 
1883 Abdellahi b. Muhammed zu 
seinem Nachfolger bestimmt. 
Doch die Konsolidierung des 
Nationalstaats wurde durch Wirt- 
schaftskrisen stark behindert, die 


teilweise durch die vielen Jahre. 


einer Kriegswirtschaft ausgelöst 
und durch schlechte Ernten, die 
zu Hungersnot führten, noch ver- 
schlimmert wurden. 


Nach dem Tod des Mahdi organi- 
sierte Abdellahi den Bau einer 
Grabstätte und gegenüber dieser 
Grabstätte den Bau des Hauses 
und der dazugehörigen Gebäu- 
deteile, von denen aus er den ver- 
einigten Sudan regieren sollte. 
Wie der Mahdi war Abdellahi — 
nach einigen Clan-Konflikten - 
der anerkannte Führer, indem er 
von den führenden Stämmen 
einen Treueeid abgenommen hat- 
te. Der Staat, den der Mahdi 
gegründet hatte, hatte drei insti- 
tutionelle Zweige — das Ober- 
kommando, die richterliche Ge- 
walt und die Finanzen. 


Der Khalifa war auch der Be- 
fehlshaber der Armeen der Mah- 
dia, eine Art Stabschef, und wie 


die anderen Khalifas, führte er ' 


eine Division der Armee unter 
seiner Fahne. Unter den Khalifas 
waren die Amire oder Befehls- 
haber, die als Militärgouver- 
neure fungierten. Unter ihnen 
waren »mugaddams« oder Prä- 
fekten, und die Gefolgsleute im 
allgemeinen wurden »darawish« 
(Derwische) genannt. Sie trugen 
eine »jubba« mit einem wei- 
ßen Turban und Sandalen, 
Zeichen von Einfachheit und 
Askese. 


4 4 Das andere deutsche 


Hachrichtenmagazin 10/1995 


Die Finanzorganisation der Mah- 
dia basierte auf zwei Einnahme- 
quellen: Kriegsbeute und Steuern. 
Der Mahdi bekam als Imam ein 
Fünftel von der gesamten Kriegs- 
beute. Die anderen vier Fünftel 
wurden »gemäß dem Gebote 


Gottes und Seines Apostels« auf- _ 


geteilt und über die Staatskasse 
an die Bedürftigen verteilt. Au- 
Berdem wurde »zakah«, eine 
Steuer als Lehrsatz des Islam auf 
die Ernte und. das Vieh der 
Stämme erhoben. Obwohl Steuern 
somit in Naturalien bezahlt wur- 
den, wurden Münzen, die vom 
Mahdia ausgegeben wurden (ein 


‚Silberdollar und ein Gold-Pfund) 


im Handel verwendet. 


Stammesrivalitäten 
gefährdeten 
den Nationalstaat 


Der Mahdi (später der Khalifa) 
war der oberste Richter und seine 
Khalifas und Emire agierten auf 
Provinz- und lokaler Ebene als 


“ Richter. Die Hauptaufmerksam- 


keit richtete sich auf den Status 
von Frauen und Landeigentum. 
In Übereinstimmung mit »Sha- 
ri’a« (islamisches Gesetz) wur- 
den Gesetze verkündet, um den 
Status von Frauen zu legalisie- 
ren, deren Männer im Krieg 
getötet worden waren oder deren 
Ehen auf andere Art und Weise 
zerbrochen waren. Bescheidene 
Kleidung war für Frauen vorge- 
schrieben und sie durften nicht 
auf dem Marktplatz umherlau- 
fen. 


Was das Land angeht, so durften 
diejenigen, die von den Tyrannen 
enteignet worden waren, ihr 
Land wieder zurückfordern (ab 
1885 sieben Jahre rückwirkend) 
und diejenigen, die ihr Land ver- 
lassen hatten, weil sie die zu 
hohen Steuern nicht zahlen 
konnten, durften ihr Land zu dem 
angegebenen Preis wieder zu- 
rückkaufen. Schließlich kämpfte 
der Mahdi mit legalen Mitteln 
gegen verschiedene Aberglauben 
im Volk, gegen verbotene Amu- 
lette und dergleichen sowie 
übermäßiges Wehklagen auf Be- 
erdigungen. 


Stammesrivalitäten gefährdeten 
die Integrität des Nationalstaates 
weiterhin und in den Jahren 
1885-87 mußte Abdullahi mit 
Aufständen der Stammesange- 
hörigen von Madibbu, Salih und 
Fur fertigwerden. Seine Politik 
bestand darin, widerspenstige 


oder feindlich gesinnte Stam- 
mesführer nach Khartoum zu 
bringen, um die Differenzen aus 
dem Wege zu räumen und sie für 
die nationale Sache zu gewinnen. 
Diejenigen, die es ablehnten, 
sich zu einigen, wurden mit 
militärischer Macht bedroht und 
die meisten fügten sich. 


Der Khalifa wandte sich anfangs 
nicht nach außen, um militäri- 
sche Eroberungen zu machen. 
Doch im Jahre 1889 entsandte er 
seinen Militärbefehlshaber al- 
Nujumi in einen Agyptenfeld- 
zug, der sich in eine Katastrophe 
verwandelte. Wegen schlechter 
Logistik und schlechtem Nach- 
schub wurde der mahdistische 
Feldzug von anglo-ägyptischen 
Truppen im August 1889 in 
Toshki geschlagen, was für den 
Sudan einen Wendepunkt dar- 
stellen sollte. 


Eine milde, 
populäre Regierung 


Die Kombination von militäri- 
scher Niederlage und ernsthaften 
gesellschaftlichen Problemen, 
die auf die beginnende Hungers- 
not aufgrund der schlechten 
Ernte des Jahres 1888 zurückzu- 
führen war, veranlaßte den Kha- 
lifa dazu, eine Reihe wirtschafts- 
politischer Veränderungen durch- 
zuführen. Er verbot der Armee 
Häuser zu betreten oder die 
Feldfrüchte zu beschädigen und 
ordnete an, daß nur zugelassene 
Kaufleute Getreide verkaufen 
dürfen, um Schwarzmarktten- 
denzen entgegenzuarbeiten und 
um sicherzustellen, daß Garni- 
sonen angemessen beliefert wer- 
den. Er lockerte die Handelsbe- 
schränkungen mit Ägypten, wo- 
durch die Not gelindert wurde 
und er veranlaßte die Rückkehr 
Tausender von Flüchtlingen von 
Ägypten zurück in ihr Heimat- 
land. 


Doch im August 1890 ordnete 
Lord Kitchener unter dem Vor- 
wand .einer Choleragefahr an, 
daß der Hafen von Trinkitat, der 
von den Agyptern eingenommen 
war, geschlossen wird und daß 
Getreidelieferungen blockiert 
werden. »Es scheint, daß die 
Einstellung von Getreideliefe- 
rungen von Suakin an die Der- 
wische aufgrund der Quarantäne- 
bestimmungen die erwartete 
Wirkung hat und zwar löst sich 
das Lager in Handub auf und der 
Handub-Stamm erkennt, daß es 


nötig ist, sich mit der Regierung 
gut zu stellen«, berichtete Kit- 
chener. 


Trotz dieser Kriegführung wegen 
der Lebensmittel und der allge- 
meinen bitteren Not in der Be- 
völkerung war die Herrschaft des 
Khalifa in Ordnung, denn egal 
wie hart die Bedingungen waren, 
sie waren sicher noch besser als 
sie (über die Ägypter) unter den 
Tyrannen gewesen sind. 


Wie Sir Reginald Wingate, Ge- 
heimdienstchef aus Agypten, im 
Jahre 1892 sagte, meinte ein 
Informant namens Mustafa al- 
Amin, ein Händler, daß der Kha- 
lifa versucht, »eine mildere und 
populärere Regierungsform« ein- 
zuführen und daß die islamische 
Monarchie, wie er sie sah, die 
dort installiert wurde, den frühe- 
ren Bedingungen unter ägypti- 
scher Herrschaft weitaus vorzu- 
ziehen ist. Mustafa meinte, daß 
die Sudanesen, wenn auch in 
Not, in Bezug auf die Zukunft 
doch optimistisch sind und daß 
sie sich im Falle einer Invasion 
von Agypten sicherlich zusam- 
menscharen würden, um ihre 
Nation zu verteidigen. 


Die Bedrohung des Sudan kam 
im Jahre 1890 von Osten her, wo 
die Italiener und Anglo-Agypter 
eine Präsenz etabliert hatten. Die 
Italiener hatten im Jahre 1890 
Eritrea eingenommen und im 
Jahre 1891 wurde Tukar von den 
Anglo-Agyptern besetzt. Im Jah- 
re 1894 nahmen die Italiener 
Kassala ein. Doch der wichtigste 
Schauplatz befand sich im Sü- 
den, am Oberen Nil, wo der bri- 
tisch-französische Konflikt, der 
in Fashoda seinen Höhepunkt 
erreichen sollte, den Hintergrund 
für die Kitchener-Invasion des 
Sudan darstellte. 


Kitcheners 
Invasion 


Nach dem nationalistischen Auf- 
stand im Jahre 1881-82 in Agyp- 
ten unter al-Arabi und der Nie- 
derlage Gordons, waren die Bri- 
ten eifrig dabei, ihre militärische 
Macht zu entfalten, um ihre stra- 
tegische Position in Agypten und 
im Sudan zu sichern. Außerdem 
waren sich die Briten der strate- 
gischen Bedeutung der Kontrolle 
über den Oberen Nil voll bewußt: 
derjenige, der den Oberen Nil 
kontrolliert, kontrolliert den Su- 
dan und Agypten. 


Die Briten, die deshalb im Jahre 
1882 Agypten und seine Ter- 
ritorien einnahmen, unterzeich- 
neten im Jahre 1890 einen Deal 
mit den Deutschen, demzufolge 
ein britischer Einflußbereich auf 
Uganda und Kenia anerkannt 
wurde. Dieser Bereich sollte bis 
zur westlichen Wasserscheide am 
Nil gehen und bis »zu den 
Grenzgebieten Agyptens« im 
Norden. 


Die britische Entscheidung, die 
Provinz Dongola wiederzuer- 
obern, wurde Kitchener in einem 
Telegramm am 13. März 1896 
mitgeteilt. 


Die Franzosen müssen den Plan 
der Briten vollständig gekannt 
haben. Der französische Gegen- 
plan bestand darin, das Überle- 
ben des Mahdia-Staats zu si- 
chern, zumindest bis Frankreich 
seine Position am Oberen Nil 
sichern könnte. Die Franzosen 
haben nicht nur Abessinien, son- 
dern auch dem Sudan des Khalifa 
offenbar ein Protektorat angebo- 
ten. In einer geheimen Audienz 
haben die Abessinier dem Kha- 
lifa eine französische Flagge 
überreicht und ihm gesagt, er 
solle »diese Flagge an den Gren- 
zen seines Königreichs hissen, 
um ein unabhängiger König in 
seinem Königreich zu sein und 


Frankreich würde ihn schützen.«- 


Der Khalifa hat das Angebot 
nicht angenommen, weil er sich 
einem unabängigen Sudan ver- 
schrieben hatte. 


Die Briten wollten Kitchener 
nicht stranden lassen, da sie 
Gordon hatten. Um die Nach- 
schublinien sicherzustellen, star- 
teten sie deshalb ein Eisenbahn- 
projekt mit einer Linie vom 
Roten Meer nach Abu Hamed als 
Nachschublinie für Kitcheners 
Armee. Die britisch-ägyptischen 
Streitkräfte waren mit weitaus 
überlegeneren militärischen Mit- 
teln ausgerüstet. 


Hoffnungslose 
Unterlegenheit 


Der Khalifa wußte, daß der 
Angriff kommt und konzentrierte 
seine Kräfte in Omdurman und 
begann die Stadt zu befestigen. 
Kitcheners Truppen marschierten 
vorwärts durch die Provinz 
Dongola nach Fort Atbara, wo 
Kitchener am Karfreitag 1898 
angriff. Trotz ihres tapferen 
Widerstandes wurden die Suda- 


nesen, überwältigt von der besse- 
ren Militärtechnologie, nieder- 
gemäht. Uber 3.000 Menschen 
starben und 4.000 wurden 
verwundet, im Gegensatz zu 
510 Opfern bei den Anglo-Agyp- 
tern. 


Als der französische Hauptmann 
Jean-Baptiste Marchand in Fa- 


shoda sicher war, marschierten 


die Briten im September 1898 
mit 25.800 Mann rasch in Om- 
durman ein. Kitchener hatte 44 
Gewehre und 20 Maschinen- 
gewehre an Land, plus 36 Ge- 
wehre und 24 Maschinenge- 
wehre auf den Kanonenbooten. 
Die Briten hatten die Martini- 
Henry 0,450er, Schnellfeuer- 
Maxim-Nordenfeldts und die 
Krupp-Kanone. 


Trotz ihrer hoffnungslosen Un- 
terlegenheit hinsichtlich Waffen, 
kämpften die mahdistischen 
Truppen bis zum Schluß. Ihre 
Strategie war es, an drei Stellen 
anzugreifen. In einer Phase des 
Kampfes ließ Osman Digna die 
britische Kavallerie ein paar sei- 
ner Truppen zu Gesicht bekom- 
men, um sie in einen Angriff zu 
locken. Er wußte, sobald sie 
angreifen würden, konnten seine 
Männer (ungefähr 700), die in 
einer Schlucht verborgen waren, 
sie aus dem Hinterhalt überfal- 
len, die Kavallerie verwirren und 
den Feind in einen unmittelbaren 
Kampf verwickeln. In dem 
Kampf, der folgte -— Lanzen und 
Speere gegen Gewehre — kam es 
zu 40 Prozent aller britischen 
Opfer in dem Krieg. 


Als die Briten am 2. September 
1898 mit der Bombardierung von 
Omdurman begannen, machten 
sie das »Grabmal Mahdis« zu ih- 
rem primären Ziel. Die Briten 
konnten mit ihren Kanonenboo- 
ten und Maschinengewehren 
militärisch nicht gestoppt wer- 
den. Es wird geschätzt, daß 
innerhalb von wenigen Stunden 
des britischen Angriffs 11.000 
getötet und 16.000 verwundet 
wurden. Die Verwundetenzahlen 
wurden oft in Frage gestellt, weil 
bekannt ist, daß die Verwundeten 
von den Truppen Kitcheners ge- 
tötet wurden. 


Während des Gebets 
niedergeschossen 


Doch als die Briten nach Om- 
durman einmarschierten, stellten 
sie fest, daß der Khalifa ihnen 


ausgewichen war. Sobald sie in 
der Stadt waren, hoben sie das 
Grab des Mahdi aus und Kit- 
chener ordnete an, daß der Kör- 
per des Mahdi verbrannt werden 
sollte. Eine andere Version lautet, 
daß Kitchener angeordnet haben 
soll, die Gebeine des Mahdi in 
den Nil zu werfen und daß er sei- 
nen Schädel an das Royal 
Surgeons College geschickt 
haben soll, offenbar für phreno- 
logische Untersuchungen. Es 
heißt, daß Ihrer Majestät, Köni- 
gin Victoria, die Idee nicht gefal- 
len hat und daß sie anordnete, 
man solle den Schädel begra- 
ben. Anderen Berichten zu- 
folge soll Kitchener den Kopf in 
Wadi Halfa, der Grenzstadt zu 
Agypten, begraben haben. Am 
4. September 1898 hielt Kit- 
cheners Mannschaft für Gordon 
ei-nen Gedenkgottesdienst ab. 
Am 5. September versuchten 
sie, den Khalifa gefangenzu- 
nehmen, doch es gelang ihnen 
nicht. 


Im Januar 1899 unterzeichneten 
Kitcheners Truppen den Kondo- 
minium-Vertrag mit Boutros- 
Ghali, dem Großvater des derzei- 
tigen Generalsekretärs der Ver- 
einten Nationen. Revolten so- 
wohl im Sudan als auch in Agyp- 
ten folgten. Die Briten erkann- 
ten, daß sie die eingenommenen 
Territorien nur würden unterwer- 
fen können, wenn sie den Khalifa 
töteten. 


Im November 1899 ging Win- 
gate mit einer gut ausgerüsteten 
Truppe von 3.700 Mann nach 
Jadid und Um Dibekrat, wo sie 
den Khalifa ausfindig machten. 
Der Khalifa zog sich mit seinem 
engsten Gefolge zurück und setz- 
te sich auf seinen Gebetsteppich. 
Einem Bericht in »Sudanow« 
zufolge griffen seine 2.000 
Kampftruppen Wingates weit 
überlegene Truppen an. Der 
Khalifa wurde zusammen mit 
seinen Amiren Ali Wad Hilu, 
Ahmad Fadil, Bashir Ajab al- 
Fiya, Hamid Ali, Sidig Ibn 
Mahdi und Haroun Mohammed 
niedergeschossen, während sie 
beteten. Ein weiterer der Kha- 
lifas, Mohammed Sherif, der der 
Schwiegersohn des Mahdi war, 
wurde zusammen mit zwei der 
Söhne des Mahdi von den Briten 


- im August 1899 verhaftet. Sie 


wurden der Verschwörung zur 
Wiedereinsetzung des Mahdia 
beschuldigt und wurden sofort 
exekutiert. Sie waren wahr- 
scheinlich unschuldig. 


Wingate, Direktor des Geheim- 
dienstes ab 1899, der Kitchener 
in den Sudan begleitet hat, soll 
von den Mahdia »besessen« ge- 
wesen sein und führte einen 
Propagandakrieg, um zur Unter- 
stützung des volksmörderischen 
Angriffs gegen den Sudan die 
Leidenschaften der britischen 
Durchschnittsbürger zu entfa- 
chen. Zu diesem Zweck brachte 
er Verleger dazu, die Memoiren 
von Europäern veröffentlichten, 
die von den Mahdia gefangenge- 
nommen worden waren, darunter 
des Opportunisten Slatin (»Fire 
and Sword«, 1896), des Priesters 
Ohrwalder (» Aufstand und Reich 
des Mahdi« und »Zehn Jahre Ge- 
fangenschaft«, 1892), von Rosig- 
noli und vielen anderen. 


Mit Bezug auf die Krise im 
Sudan im Jahre 1896 soll der 
Verleger zu der Zeit, als das 
Buch, das Wingate zusammen 
mit Slatin geschrieben hat, her- 
auskam, zu seiner Frau gesagt 
haben: »Es ist ein Spaß zwischen 
mir und meinem Partner hier, daß 
Oberst Wingate die Krise mit 
Hilfe seiner Geheimagenten ge- 
nau zur rechten Zeit geschürt 
hat!« 


Das Bild eines 
Supermannes 


Was Kitchener betrifft, so wird in 
einem der vielen schmeichleri- 
schen Berichte des verstorbenen 
Lords unter dem Titel »Mit 
Kitchener nach Khartoum«, der 
von G.W. Stevens im Jahre 1899 
veröffentlicht wurde, das Bild 
eines Supermannes gezeichnet, 
»über 1,80 m groß, gerade wie 
eine Lanze... Seine Präzision ist 
auf so unmenschliche Weise un- 
fehlbar, daß er mehr wie eine 
Maschine ist als wie ein Mensch... 
Was Ägypten angeht, so ist er der 
Mann des Schicksals — der 
Mann, der sich 16 Jahre lang auf 
ein großes Ziel vorbereitet hat. 
Für Anglo-Agypten ist er der 
Mahdi, der Erwartete. Der 
Mann... der sich sein menschli- 
ches Herz herausgeschnitten hat 
und sich zu einer Maschine 
gemacht hat, um Khartoum wie- 
der einzunehmen.« 


Die letzte Charakterisierung be- 
zieht sich scheinbar auf Kit- 
cheners berühmte Mißachtung 
der Bedingungen für die Men- 
schen im Kampf, egal, ob es sich 
dabei um seine eigene Armee 
oder die des Feindes handelte. 
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Sudan 


London 
bereitet 
einen neuen 


Feldzug vor 


Tränenreiche Demonstrationen der Sorge über »Menschenrechts- 
verletzungen«, um zu rechtfertigen, daß die Briten Land an sich 
rissen und Massenmorde begingen, war im 19. Jahrhundert eine 
beliebte Technik der britischen Kolonialisten. Premierminister 
William Gladstone beispielsweise war ein Meister eines solchen 
Zynismus, wie seine scheinheiligen Hetzreden gegen das 
Ottomanische Reich wegen seiner Massaker an den christlichen 
Bulgaren und Armeniern bezeugen. Leider lebt diese Technik 
weiter und zu ihren modernen Meistern gehört die stellvertreten- 
de Sprecherin des House of Lords, Baronin (Caroline) Cox of 


Queensbury. 


Als geschulte Spezialistin in psy- 
chologischer Kriegsführung wur- 
de Baronin Cox die Aufgabe zu- 
gewiesen, die Regierung Clinton 
in eine Konfrontation mit dem 
Sudan zu locken - ein wichtiges 
geopolitisches Ziel für London. 
Mit ihr arbeiten an dieser Auf- 
gabe ihre alten Freunde, die ehe- 
malige Premierministerin Mar- 
garet Thatcher (jetzt Baronin 
Thatcher of Kesteven) und Baro- 
nin (Lynda) Chalker of Wallasey, 
Ministerin für überseeische 
Entwicklung. ' 


In der ersten Februarwoche führ- 
te Baronin Cox eine Delegation 
nach Washington, die mit dieser 
Aufgabe beauftragt war. Das 
Regime im Sudan hat über 
1,5 Millionen Menschen durch 
die »erzwungene Islamisierung« 
getötet, sagte sie dem Menschen- 
rechtsausschuß des Kongresses 
am 6. Februar und nannte diesen 
»Völkermord« eine Gefahr für 
die Region. Sie forderte, daß die 
amerikanische und britische Re- 
gierung »das Recht auf Selbstbe- 
stimmung« der Rebellen im Süd- 
Sudan anerkennen und »gegen 
den Sudan ein Waffen- und Ol- 
embargo« und »über dem Sudan 
eine Ausschlußzone in der Luft« 
verhängen. Die Delegation von 
Baronin Cox setzte sich aus Mit- 
gliedern von Christian Solidarity 
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International, einer in der Schweiz 
ansässigen, britischen Geheim- 
dienstorganisation, zusammen, 
für die sie die berühmteste Spre- 
cherin ist. 


In ihren inoffiziellen Gesprächen 
hatte die Baronin noch eine wei- 
tere Botschaft zu vermitteln. 
»Wir sind der Meinung, daß die 
Zeit jetzt dafür reif ist, daß die 
US-Regierung mit Unterstützung 
der britischen Regierung dieses 
Regime stürzt«, sagte sie einem 
Kongreßabgeordneten nach ihrer 
Aussage, einer Beurteilung, die 
sie in ihren Gesprächen mit ver- 
schiedenen amerikanischen Ge- 
heimdienstbehörden in dieser 
Woche anscheinend wiederholt 
hat. 


Den Briten geht es 
wieder mal um Ol 


Gleichzeitig mit der Ankunft von 
Baronin Cox traf Baronin That- 
cher in Washington, D.C. ein, wo 
sie mit vielen ihrer alten Freunde 
aus der Regierung Bush zusam- 
mentraf, den sie benutzt hatte, 
um die Vereinigten Staaten im 
Jahre 1991 in ihren Krieg gegen 
den Irak zu locken. 


Ebenfalls gleichzeitig mit Baro- 
nin Cox begann der bankrotte 


Präsident von Eritrea, Assiyas 
Afwerki, einen dreiwöchigen 
Aufenthalt in Washington und 
bot an, sein Land zu einem neuen 
Stützpunkt für US-Operationen 
in der Region zu machen. Zwei 
Monate zuvor hatte Eritrea seine 
diplomatischen Beziehungen zum 
Sudan auf Verlangen Groß- 
britanniens abgebrochen und eine 
Konferenz der sudanesischen 
Opposition gesponsert, auf der 
zum ersten Mal alle Parteien dem 
Recht des Südens, sich ab- 
zuspalten, zustimmten und damit 
den Weg dafür ebneten, daß sich 
die Briten auf die Ölreserven in 
dem Gebiet stürzen können. 


Die Bemühungen der Briten, 
Washington dazu zu verleiten, 
bei ihrem Plan zu helfen, hatte 
gemischte Ergebnisse. Der Re- 
publikaner Frank Wolf, ein Mit- 
glied des amerikanischen Vor- 
stands der Christian Society In- 
ternational, war begeistert ebenso 
wie Elemente des traditionell 
anglophilen US-Außenministe- 
riums. 


Am 24. März kehrte die CSI-De- 
legation für Anhörungen über 
den Sudan zum Unterausschuß 
des Repräsentantenhauses über 
Afrika zurück und es war klar, 
daß von ihrem Standpunkt aus 
Fortschritte gemacht worden wa- 
ren. Wolf forderte »stufenweise 
gesteigerte Operationen« gegen 


den Sudan, während der Helfers- . 


helfer des Außenministeriums 
Edward Brynn sagte, eine »ge- 
schlossene Sitzung« sei nötig, 
damit er die Frage eines Kon- 
greßabgeordneten darüber beant- 
worten könne, ob die Vereinigten 
Staaten den sudanesischen Op- 
positionsstreitkräften, die in Eri- 
trea stationiert sind, jetzt Waffen 
liefern. 


Doch solche US-Aktionen haben 
Baronin Cox sicherlich nicht 
zufriedengestellt. Anfang Mai 
verurteilte sie den früheren Prä- 
sidenten Jimmy Carter vor einer 
Versammlung der sudanesischen 
Oppositionn in Kairo. Carter, der 
inoffizieller Abgesandter von 
Präsidenten Clinton war, hatte 
inzwischen zwischen der Re- 
gierung und den Rebellen im 
Süden einen zerbrechlichen Waf- 
fenstillstand ausgehandelt. Die 
Initiative, so meinte sie, »half nur 
der Regierung« und führte zur 
»Verlagerung von 60.000 Men- 
schen«. Unterdessen ist die Un- 
terhändlerrolle, die Clintons Son- 
dervertreterin in Khartoum, Me- 


lissa Wells, die Donald Petterson 
— den unbequemen US-Botschaf- 
ter dort — häufig umgeht, gespielt 
hat, von CSI-Vertretern wieder- 
holt kritisiert worden. 


Wer ist 
Baronin Cox? 


Als von Thatcher ernannter Life 
Peer begann Baronin Cox ihre 
Karriere als vom Tavistock In- 
stitut geschulte Expertin für 
Pflegeerziehung. Tavistock ist 
die Abteilung des britischen 
Geheimdienstes für psychologi- 
sche Kriegführung und war das 
Zentrum für die Operationen 
psychologischer Kriegführung 
der britischen Armee im Zweiten 
Weltkrieg. Zu ihren Studien zähl- 
ten die Reaktionen des Durch- 
schnittsmitglieds der Gesell- 
schaft, der künftigen Kranken- 
schwester, auf eine Umgebung 
von Leiden ünd Tod. Die 
Manipulationen, die durch eine 
solche Umgebung möglich sind, 
stehen seit langem im Brenn- 
punkt der Tavistock-Untersu- 
chungen. Einer ihrer Mentoren 


“ dort, Dr. R.D. Laing, war schon 


früher für den »Wahnsinn« als 
Mittel der politischen »Befrei- 
ung« eingetreten. 


Die Ausbildung von Baronin 
Cox hat ihr in den achtziger Jah- 
ren gute Dienste geleistet, als sie 
ihren ersten wichtigen Auftrag 
als führende Möchtegern-Ver- 
fechterin der polnischen Freiheit 
von der sowjetisch-russischen 
Aggression begann. 


Bis zum Jahre 1990 tat sich Ba- 
ronin Cox in ihren Bemühungen, 
die armenische ethnische En- 
klave von Nagorno-Karabakh im 
benachbarten Aserbaidschan ein- 
zunehmen, als die wichtigste in- 
ternationale Verfechterin Arme- 
niens hervor. Hier kann man die 
manipulativen Techniken erken- 
nen, die sie seither gegen die 
Regierung des Sudan eingesetzt 
hat. 


Seit dem Jahre 1990 ist Baronin 
Cox auf »Untersuchungsreisen« 
von Christian Solidarity Interna- 
tional über ein Dutzend Mal nach 
Nagorno-Karabakh gereist. Vor 
dem US-Kongreß und europäi- 
schen Parlamenten hat sie wie- 
derholt zu dem Thema gespro- 
chen, daß der »islamische Ex- 
tremismus« und der Haß auf das 
»Christentum« die Ursache für 
den Krieg sind. Sie hat versucht, 


amerikanische protestantische 
Prediger dazu zu bringen, »die 
armenische Sache« zu unterstüt- 
zen. 


Aserbaidschan hat eine aus- 
drückliche Politik der ethnischen 
Säuberung der Armenier aus 
Karabakh eingeführt«, behaupte- 
te sie während des National Pra- 
yer Breakfast in Washington im 
Februar 1995. »Die Armenier 
kämpfen um ihr Überleben und 
ihr — und unser — christliches Er- 
be.« 


Und wie im Fall Sudan hat sie 
internationale »Menschenrechts- 
Überwachungen« gefordert, um 
den »Völkermord« zu stoppen, 
die Lieferung von Nachschub an 
die Armenier über den Luftweg 
und internationale Sanktionen 
gegen Aserbaidschan. 


Im Jahre 1992 begann Baronin 
Cox sich auf den Sudan zu kon- 
zentrieren. Seit der Zeit ist sie 
sieben Mal dorthin gereist und 
trat neben ihren anderen Aufga- 
ben als stellvertretende Spre- 
cherin des House of Lords 
gleichzeitig als die weltführende 
Verfechterin Armeniens und der 
Christen im Süd-Sudan auf. 


Das gemeinsame Merkmal ihrer 
Entfaltungen hinsichtlich Polen, 
Armenien und Sudan ist die 
angebliche Unterstützung der 
westlichen christlichen Werte 
gegenüber dem Orient und im 
Falle der letzten beiden auch des 
Christentums gegenüber dem 
Islam. Doch diese Kampagne hat 
eine geopolitische Seite, die 
genau zu der Zeit kam, als 
Großbritannien versucht hat, eine 
um Rußland konzentrierte Alli- 
anz zwischen Serbien, Griechen- 
land und Armenien gegen eine 
um die Türkei konzentrierte Al- 
lianz zwischen Bosnien, Alba- 
nien und Aserbaidschan zusam- 
menzubringen. 


CSI: ein britisches 
Propagandawerkzeug 


In ihrer ganzen Karriere war Ba- 
ronin Cox eine Führerin von 
Christian Solidarity Internatio- 
nal, die sie als eine »interkonfes- 
sionelle, christliche Menschen- 
rechtsorganisation beschreibt, 
die versucht, Opfern der Unter- 
drückung unabhängig von ihrer 
Farbe, ihrem Glauben oder ihrer 
Nationalität zu helfen«. Nun, das 
stimmt nicht ganz. 


i ; mn 


Die Tatsache, daß weder Baronin 
Cox noch Christian Solidarity 
International jemals die ethni- 
schen Säuberungen der Serben 
und deren Völkermord gegen 
Bosnien angegriffen haben, gibt 
einem zu denken. Auf einer 
Pressekonferenz über Armenien 
im Januar 1993 in Moskau ging 
Baronin Cox sogar so weit und 
verunglimpfte »die Beschäfti- 
gung der Medien mit dem ehe- 
maligen Jugoslawien« und be- 
zeichnete dies »als eines der 
größten Probleme in der gegen- 
wärtigen Situation«, da es dazu 
führt, daß das Leid der Armenier 
ignoriert wird. 

Und in der Jahresbeurteilung von 
CSI darüber, welche Länder auf 
der Welt hinsichtlich religiöser 


schenrechtskampagnen«, die den 
geopolitischen Zielen der Briten 
dienen. 


CSI wurde von Rev. Canon Mi- 
chael Bourdeaux, dem Stabsdi- 
rektor und Gründer des Keston 
Instituts in Oxford, England ge- 
gründet. Viele CSI-Vertreter, 
zum Beispiel deren Experte für 
den Islam, John Eibner, kommen 
aus dem Stab des Keston In- 
stituts. Das Keston Institut arbei- 
tet unter der Schirmherrschaft 
des Erzbischoffs von Canterbury; 
es wurde im Jahre 1969 gegrün- 
det, um »Informationen über das 
religiöse Leben in kommunisti- 
schen Ländern zu liefern« und 
um Missionaren, die dort im 
Untergrund arbieten, zu helfen. 


Die wichtigsten ethnischen Gruppen im Südsudan, Zaire 


und Uganda. 


Freiheit an erster und an letzter 
Stelle stehen — bei der Aser- 
baidschan und der Sudan ganz 
unten auf der Liste rangieren — 
erscheint das ehemalige Jugosla- 
wien überhaupt nicht. Es wird 
berichtet, daß »unzureichende 
Beweise« dafür vorliegen, um 
festzustellen, ob dort religiöse 
Freiheiten verletzt werden. CSI 
hat ihren Sitz in der Schweiz und 
Vertretungsbüros in 20 Ländern: 
Sie spezialisieren sich auf »Men- 


Von Anfang an war es stark in 
Operationen in Osteuropa ver- 
wickelt und arbeitete eng mit 
der BBC, dem Royal Institute 
of International Affairs und mit 
der Oxford Universität zusam- 
men. 


Im Jahre 1984 verlieh Prinz Phi- 
lip, ein erklärter Anti-Christ, 
Bourdeaux den begehrten Tem- 
pleton-Preis für Fortschritte in 
der Religion. Seit dem Fall des 


Kommunismus in Rußland ‘und 
Osteuropa hat das Institut sein 
Mandat erweitert und untersucht 
nun auch das Leben christlicher 
Minderheiten wie jener im Su- 
dan. 


Lügen und 
Propaganda 


Christian Solidarity International 
ließ sich durch Fakten nie von 
seinem Kreuzzug abhalten. In 
äußerst propagandistischer Form 
wird in CSI-Literatur behauptet, 
daß die Türkei — der säkularste 
aller Staaten mit einer moslemi- 
schen Minderheit - »Gewaltver- 
brechen islamischer Extremisten 
gegen Christen unterstützt«. Die 
ägyptische Regierung von Prä- 
sident Hosni Mubarak wird 
bizarrer Weise als »islamischer, 
fundamentalistischer Staat« ein- 
gestuft, der die Minderheit der 
koptischen Christen vernichten 
wolle. 


Doch CSI hat es nicht nur auf 
moslemische Länder abgesehen. 
Ihre Literatur zielt beispielsweise 
auch auf Mexiko ab, wo es heißt, . 
»gewalttätige Anschläge und 
Morde wurden gegen evangeli- 
sche Christen in vorwiegend 
katholisch kontrollierten Gebie- 
ten in Zentralmexiko — nicht weit 
entfernt von der Rebellion in 
Chiapas — verübt«. Es wird auch 
behauptet, daß die peruanische 
Regierung »Gewaltanschläge« 
gegen »Tausende von Christen« 
verübt hat, die es abgelehnt ha- 
ben, sich an Regierungsbemü- 
hungen gegen die Drogenterror- 
gruppe Shining Path zu beteili- 
gen. 


Seit dem Jahre 1990 hat sich die- 
ses Nebenprodukt des britischen 
Geheimdienstes darauf konzen- 
triert, seine US-Organisation auf- 
zubauen und hier stellt man fest, 
daß es in jene Netzwerke, die mit 
dem früheren Präsidenten Geor- 
ge Bush eng verbunden sind, 
stark verwickelt ist. Ein Mitglied 
im US-Vorstand von CSI ist 
Faith Whittlesey, der als US- 
Botschafter in der Schweiz Oli- 
ver Norths »Iran-Contra«-Bank- 
konten eröffnet hat. 


Die Mitglieder des Repräsentan- 
tenhauses Frank Wolf, Chris 
Smith und der frühere Kongreß- 
abgeordnete Mark Siljander - 
alles Anti-Clinton Aktivisten — 
sitzen im US-Vorstand von CSI. 
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Sudan 


Idi Amin - 
Londons 
Handlanger 


Im Februar 1971 kam General Idi Amin durch einen Militärcoup 
gegen Präsident Milton Obote in Uganda an die Macht. Daß die 
Briten den nur teilweise des Lesens und Schreibens Kundigen 
Sohn einer Zauberin unterstützten, wurde rasch deutlich. Bri- 
tannien war eines der ersten Länder auf der Welt, die Amins 
Regierung lange vor irgendeinem Land in Afrika anerkannten. 
Und als sich die Beziehungen zu Britannien verschlechterten, 
nachdem Amin die asiatische Wirtschaftsgemeinde aus Uganda 
hinausgeworfen hatte, blieb der britische Geheimdienstagent 
Robert Astles bis zum Ende als Amins Mentor in Uganda. Amins 
Tyrranei, die bis zum Jahre 1979 dauerte, trat Ugandas politische 
und wirtschaftliche Institutionen mit den Füßen und hinterließ 
das Land in einem Trümmerhaufen, von dem es sich nie erholt 


hat. 


Wie in dem Buch »Ghosts of 
Kampala« von George Ivan Smith 
berichtet wird, war der Sudan der 
Hauptgrund dafür, daß London 
Amins Machtergreifung förderte. 
Idi Amin war bereit, ja sogar er- 
picht darauf, zuzulassen, daß 
Uganda als ein Operationsstütz- 
punkt benutzt wird, um dem Süd- 
Sudan in seinem Krieg gegen 
Khartoum zu helfen. Obote war 
nicht dazu bereit gewesen. 


Wer ist 
Idi Amin? 


Amin, der sich jetzt in Saudi Ara- 
bien sicher versteckt, war ein 
Mitglied des Kakwa-Stammes, 
der sich entlang den Grenzen von 
Uganda, Zaire und Süd-Sudan 
aufhält. Der Stamm verschaffte 
Amin seine Machtposition in der 
ugandischen Armee. 


Als junger Mann schloß sich 
Amin im Jahre 1946 den King’s 
African Rifles an, die im Jahre 
1902 gegründet wurden. Die Bri- 
ten hatten traditionell Soldaten 
dafür aus der Gruppe mit der 
Bezeichnung »Nil-Volk«, insbe- 
sondere Süd-Sudanesen, genom- 
men. Nach dem Londoner Re- 
zept für Kolonialherrschaft wur- 
de Minderheitsgruppen die Durch- 
setzungsrolle zugewiesen, was 
die Zuverlässigkeit erhöhte. 
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Im Jahre 1891 rekrutierte Haupt- 
mann (später Lord) Lugard Kon- 
tingente von Süd-Sudanesen im 
Namen der Imperial British East 
Africa Company für den Dienst 
in Uganda. Nachdem Britannien 
Uganda öffiziell regierte, wurden 
eine große Anzahl von Dinka- 
und Azande-Truppen, die damals 
in Agypten waren, nach Uganda 
geschickt. Obwohl offiziell Mos- 
lems, hatten sie in den achtziger 
Jahren des 19. Jahrhunderts auf 
britischer Seite gegen die Armee 
des Mahdi gekämpft. In Uganda 
wurden sie »Nubis« genannt. 


Nachdem Amin die Macht über- 
nommen hatte, besetzte er sämt- 
liche Posten mit »Nubis« so wie 
die National Resistance Army 
von Yoweri Museveni mit Himas 
oder Tutsis aus Süd-Uganda und 
den Banyarwanda sowie ehema- 
ligen Tutsis aus Ruanda. Wäh- 
rend des sudanesischen Bürger- 
kriegs von 1955 bis 1972 wurde 
der Süd-Sudan direkt in die. 
ugandische Armee gebracht und 
machte damit Uganda zur per- 
fekten Stütze für die Süd-Su- 
danesen, die in Khartoum kämpf- 
ten. 


In den ersten Jahren der Unab- 
hängigkeit hatte Obote Delega- 
tionen aus Israel eingeladen, die 
bei der Durchführung von Agrar- 
projekten in Norduganda und der 


Schulung der Armee helfen soll- 
ten. Israel hatte ein spezifisches 
Interesse an Uganda: seine Nähe 
zum Sudan. Die Israelis sollten 
bald in den Süd-Sudan gehen, 
um der Anyanya-Bewegung ge- 
gen Khartoum direkt zu helfen. 


Doch im Jahre 1966 besuchte. 


Obote Khartoum und kam zu 
einer Einigung, daß Uganda je- 
den Einfluß ausüben würde, um 
im Süden den Frieden wiederher- 
zustellen. Doch die Politik wurde 
vom Verteidigungsministerium 
und von Idi Amin, der bis zu den 
Haarspitzen in Schmuggelge- 
schäfte im Kongo (jetzt Zaire) 
und im Sudan verwickelt war, ig- 
noriert. Amin führte eine Ope- 
ration durch, bei der im Aus- 
tausch gegen Waffen für die 
Rebellen im Kongo Gold und 


. Elfenbein aus dem Kongo her- 


ausgeschmuggelt wurde und er 
wurde vor eine Untersuchungs- 
kommission gestellt, als festge- 
stellt wurde, daß er dabei Tau- 
sende von Dollar eingesteckt hat. 
Die Kommission stellte weiter- 
hin fest, daß Amin über Robert 
Astles in das Kongo-Abenteuer 
verwickelt worden ist, der zwi- 
schen den Rebellen im Kongo 
und der ugandischen Armee 
Kontakt hergestellt hat. Astles 
private Fluggesellschaft hat den 
Schmuggel durchgeführt. 


Obote sträubt sich 
gegen die Politik 


Ugandische Armeeoffiziere ha- 
ben auch behauptet, daß Amin — 
entgegen Regierungsbefehlen - 
mit den sudanesischen Rebellen 
im Sudan zusammengearbeitet 
hat. Sie behaupteten, daß er mit 
einem ausländischen Piloten - 
wahrscheinlich Astles — zahlrei- 
che, nicht genehmigte, Flüge ge- 
macht hat und dafür gesorgt hat, 
daß sie mit Nachschub versorgt 
wurden, der für die bewaffneten 
Streitkräfte in Uganda gedacht 
war. 


Ein deutscher Söldner namens 
Rolf Steiner war ein Komplize 
bei dieser Operation. In seiner 
Autobiographie, »Der letzte 
Abenteurer«, erzählt Steiner, daß 
er in Kampala »unter der Auf- 
sicht von General Idi Amin ein 
Treffen arrangiert habe, um hin- 
sichtlich der Führung der (suda- 
nesischen) Befreiungsfront eine 
Vereinbarung zu erreichen«. Auf- 
grund dieses Treffens erhielt 
Steiner Geld, um Waren einzu- 


kaufen und sie durch Uganda 
hindurch an die Stammeshäupt- 
linge im Süd-Sudan zu transpor- 
tiereri. Steiner schreibt, »obwohl 
nicht allzu mächtig, so war 
(Amin) doch stark genug, um 
seiner Armee zu befehlen, daß 
sie meine Schmuggeldienste 
nicht beachtet«. 


Das Interesse 
der Israelis 
in Uganda 


Unterdessen hat Obote es abge- 
lehnt, Israel Landerechte für 
ihren Nachschub an die Anyanya 
zu gewähren. Die Krise hinsicht- 
lich der Politik im Sudan brach 
im November 1970 aus. Steiner 
wurde von der ugandischen Po- 
lizei verhaftet, als er vom Sudan 
aus wieder nach Uganda einrei- 
sen wollte. 


Als Obote auf seinem Rückweg 
von der Commonwealth Konfe- 
renz in Singapur in Nairobi war, 
fand in seinem Land ein Mili- 
tärcoup statt. Er erzählt: »Es ist 
zweifelhaft, ob Amin ohne Drän- 
gen der Israelis im Jahre 1971 
einen erfolgreichen Coup durch- 
geführt hätte... Israel wollte in 
Uganda einen abhängigen Staat 
haben, den sie manipulieren 
konnten, um den Sudan daran zu 
hindern, seine Truppen nach 


. Agypten zu schicken... Der Coup 


war erfolgreich und ging über 
alle Erwartungen hinaus... Die 
Israelis haben in Uganda ein 
Regime eingesetzt, das in jeder 
Hinsicht auf Amin einschwenkte, 
der seinerseits in Kampala unter 
strenger Kontrolle der Israelis 
stand... Die Israelis und die An- 
yanya waren ausgelassen.. Das 
Regime war unter ihrer Kon- 
trolle.« 


Als der Bürgerkrieg im Sudan im 
Jahre 1972 gestoppt wurde, ver- 
loren die Israelis rasch das 
Interesse an Amin — und da trat 
Libyen auf den Plan. Im Februar 
1972 besuchte Amin Libyen und 
schloß mit Präsident Muammar 
Qaddafi einen Pakt. Im März 
1972 mußten alle Israelis Ugan- 
da verlassen. Im August 1972 
wurde alle Asiaten hinausgewor- 
fen. Daraufhin entzogen die 
Briten Amin ihre Unterstützung. 
Im September 1972 bot Li- 
byen Uganda volle militä- 
rische Unterstützung an und 
schickte 500 Techniker nach 
Kampala. Mm] 


” 


Argentinien 


Wucher wird 
das Schulden- 
problem 
nicht lösen 


Seit Mitte Juni haben Argentiniens Präsident Carlos Menem und 
Finanzminister Domingo Cavallo verzweifelt versucht, die De- 
batte über die Wirtschaftskrise des Landes, die durch Vater 
Osvaldo Mustos Aufruf nach einem ein- bis zweijährigen 
Moratorium auf die Zahlungen der Außenschuld des Landes aus- 
gelöst wurde, zu unterdrücken. Musto, ein Mitglied der Ar- 
beitskommission des argentinischen nationalen Bischofskonzils, 
sagte in einem Rundfunkinterview, wenn sein Vorschlag durchge- 
führt würde, könnte das Geld, was normalerweise für die Zins- 
zahlungen vorgesehen war, stattdessen in die Schaffung von 
Arbeitsplätzen und in die Produktion investiert werden, um eini- 
ges von dem Elend und der Arbeitslosigkeit zu erleichtern, die 
durch das drakonische Freimarkt-Sparprogramm der Regierung 


verursacht wurden. 


Der Präsident und sein Finanz- 
minister haben Grund dafür, ver- 
zweifelt zu sein. Argentiniens 
Wirtschaftsstabilität ist bedenk- 
“lich und der Internationale Wäh- 
rungsfonds (IWF) fordert eine 
verstärkte Ausplünderung der 
menschlichen und natürlichen 
Ressourcen des Landes, um die 
Zahlung der Außenschuld sicher- 
zustellen. Menems eigener Ar- 
beitsminister Armando Caro Fi- 
. gueroa sagte in Radio Mitre, daß 
ein Teil der hohen Arbeitslosig- 
keit in Argentinien — die jetzt bei 
14 Prozent liegt und in den näch- 
sten Monaten bis auf 18 Prozent 
ansteigen soll — durch Cavallos 
Konvertibilitätsprogramm verur- 
sacht wurde, das im Jahre 1991 
eingeführt wurde. 


Die Beschäftigung 
wird zerstört 


Damit wird der Peso in einem 
Verhältnis von 1:1 an den Dollar 
angehängt. »Die schlimmste Ent- 
wicklung im letzten Jahr«, sagte 
er, »ist, daß es viele Arbeiter gibt, 
die Arbeitsplätze hatten und sie 
verloren haben; das heißt, daß 
die argentinische Wirtschaft in 
den letzten beiden Halbjahren 


begann, die Beschäftigung zu 
zerstören.« 

Folglich nehmen die sozialen 
Proteste zu, besonders in den 
ärmeren Provinzen. Der Gewerk- 
schaftsverband CGT fordert, daß 
die Regierung einen nationalen 
Arbeitsrat bildet und ein Gesetz 
verabschiedet, um ein Jahr lang 
weitere Entlassungen zu verhin- 
dern. Mit der Arbeitslosigkeit 
sieht es so aus, daß Monsignore 
Rafael Rey, Präsident der Wohl- 
tätigkeitsorganisation »Caritas« 
von der Katholischen Kirche, 
berichtete, daß viele Arbeitslose 
ihm gesagt haben, »sie wollten 
nicht mehr weiterleben aufgrund 
der Situation, in der sie sich 
befinden«. 


So kam das Thema von der »not- 
wendigen Beziehung zwischen 
Moral und Wirtschaft«, das von 
Vater Musto, wie auch schon von 
Papst Johannes Paul II., wieder- 
holt angesprochen wurde, nicht 
in einem günstigen Augenblick 
für Menem und Cavallo, die eine 
Menge zu tun haben, um die 
Politik von Wucher und Speku- 
lation der Gläubiger aufrechtzu- 
erhalten. 

Wie heikel das Thema ist, das der 
Arbeiterpriester mit seinem Vor- 


schlag angegangen ist, zeigte 
Horacio Liendo, der ehemalige 
Schuldenunterhändler der Regie- 
rung und jetzige Beamte in Ca- 
vallos Finanzministerium, in »La 
Naciön«. Unter der Überschrift 
»Eine ethische Überlegung über 
die öffentlichen Schulden« war 
Liendo vorsichtig damit, Vater 
Musto nicht zu offen zu attackie- 
ren, doch er meinte herablassend, 
daß der Priester vielleicht nicht 
weiß, daß das, was er vorschlägt, 
»in Argentinien bereits gemacht 
wurde«, und zwar über solche 
Programme wie den Brady 
Schuldenreduzierungsplan und 
die Umschuldung der Außen- 
schuld. 


Wenn Argentinien »dem leichten 
Weg, andere für unsere Probleme 
zu beschuldigen, gehen würde«, 
schrieb Liendo, würde es »das 
Vertrauen der Investoren« verlie- 
ren und noch größeres Leid und 
Elend unter den Armen verursa- 
chen. »Ich bin mit Vater Mustos 
Hintergrund vertraut und weiß, 
daß das bei weitem nicht das ist, 
was er beabsichtigt hat«, folgerte 
er. 


»Das Geld läuft uns 
zu den Ohren heraus« 


Menems öffentliche Reaktion auf 
die Intervention der Kirche in die 
Wirtschaftsdebatte war grober. 
Vor einem’ Publikum in Buenos 
Aires deklamierte er, daß »Chri- 
stus die Stummen zum Sprechen, 
die Blinden zum Sehen und die 
Lahmen zum Gehen brachte. 
Doch er versuchte nicht, die 
Wirtschaft in Ordnung zu brin- 
gen.« Scheinbar hat er vergessen, 
daß Jesus die Geldwechsler aus 
dem Tempel geworfen hat. 


Die Regierung hat sich sehr viel 
Mühe damit gegeben, die Argen- 
tinier davon zu überzeugen, daß 
sich das Land von der Krise 
erholt, von der es nach der Ab- 
wertung des mexikanischen Pe- 
sos im Dezember letzten Jahres 
geschüttelt wurde und daß es das 
Vertrauen ausländischer Investo- 
ren wiedergewonnen hat. 


»Das Geld läuft uns zu den 
Ohren heraus«, sagte ein eupho- 
rischer Cavallo nach einem Tref- 
fen mit Gläubigern in New York 
Ende Juni. Er prahlte damit, daß 
Gläubigerbanken die Finanzie- 
rung für das Land bis zum Juli 
1996 garantiert hätten. Im »Wall 
Street Journal« hieß es, die 


Rückkehr der drei Milliarden 
Dollar von den acht Milliarden, 
die in diesem Jahr aus dem Ban- 
kensystem geflossen waren, sei 
ein optimistisches Zeichen. 


Die IWF-Ziele 
nicht erreicht 


Nicholas Brady, Finanzminister 
der Regierung George Bush, traf 
in Argentinien ein und verkünde- 
te, daß »auf internationaler Ebe- 
ne jedermann denkt, daß Domin- 
go Cavallo eine außerordentlich 
gute Arbeit geleistet hat... Der 
Minister ist sehr wichtig, damit 
Argentinien auf den internationa- 
len Märkten erfolgreich ist: er 
erzeugt im Ausland Vertrauen.« 
Zentralbank-Präsident Roque Fer- 
nändez kündigte an, daß »wir die 
Finanzkrise überwunden haben«. 


Doch in einem Interview mit der 
Londoner »Financial Times« 
räumte Cavallo ein, daß es der 
Regierung in der ersten Hälfte 
des Jahres 1995 nicht gelungen 
sei, die vom IWF diktierten 
Finanzziele zu erreichen. Er 
fügte hinzu: »Doch wir sind 
zuversichtlich, daß wir in der 
zweiten Jahreshälfte unsere Ziele 
erreichen werden.« 


Der einzige Weg, wie der Mini- 
ster die Ziele des zweiten Quar- 
tals erreichte, bestand in der Ver- 
zögerung der Löhne für 300.000 
Arbeitnehmer im öffentlichen 
Sektor. Er sagte gegenüber der 
»Times«, daß er trotz aller For- 
derungen von Gewerkschaften’ 
und von der Katholischen Kirche 
nach Senkung der Arbeitslosig- 
keit nicht die Absicht habe, die 
Politik zu ändern. »Der Weg 
nach vorn«, sagte er, »besteht 
sogar vielmehr in einer Verstär- 
kung der Reform.« 
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Mexiko 


Terroran- 
schlag brach- 


te Feinde der 
Zapatistas 


nicht zum 
Schweigen 


Ein Terroranschlag, der am 20. Juni in Paris stattfand und von 
französischen Anhängern der nationalen Befreiungsarmee der 
mexikanischen Zapatistas (EZLN) inszeniert worden war, hat 
sein Ziel, zwei mexikanische Kongreßabgeordnete, Walter Leön 
Montoya und Ali Cancino Herrera, daran zu hindern, eine 
Europareise zu machen und die häßliche Wahrheit über die 
EZLN zu verbreiten, verfehlt. -Die zwei Abgeordneten, die den 
bedrängten Staat Chiapas im Kongreß von Mexiko repräsentie- 
ren, besuchten Frankreich, Deutschland, Italien und den Vatikan. 
Sie wurden von Marivilia Carrasco, dem Führer der lateinameri- 
kanischen Solidaritätsbewegung (MSIA) in Mexiko begleitet. 


Der Besuch vermittelte den Eu- 
ropäern das wahre Bild über den 
fortdauernden Aufstand, der am 
1. Januar 1994 von der EZLN in 
Gang gesetzt worden ist: Es han- 
delt sich hier nicht um eine 
Rebellion der »Maya-Indianer«, 
wie es in den Medien allge- 
mein dargestellt wird, sondern 
vielmehr will sich die internatio- 
nale Oligarchie das an Res- 
sourcen reiche Chiapas greifen, 
sagten die Kongreßabgeord- 
neten. 


Es geht nicht um 
Arme und Unterdrückte 


Weil sie offenbar fürchteten, daß 
die Reise das Lügengewebe zer- 
stören würde, das sie auf interna- 
tionaler Ebene um Chiapas ge- 
sponnen haben, und damit die 
politische und finanzielle Unter- 
stützung von wichtigen Schich- 
ten der europäischen Gesell- 
schaft an die EZLN gefährden 
könnte, haben Kontrolleure der 


50 Meinem 10/1995 


EZLN den Terroranschlag vom 
20. Juni angeordnet. Als die 
Abgeordneten in Paris gerade zu 
einem Gespräch zu-sammenge- 
kommen waren, betraten 20 
Personen, einige von ihnen mit 
Skimasken im Stile der EZLN 
bekleidet, die Halle, blockierten 
die Türen und griffen die mexi- 
kanischen Parlamentarier und die 
Zuhörer mit chemischem Gift, 
Stinkbomben und Knallkörpern 
an. Eine Reihe von Konfe- 
renzteilnehmern wurde verletzt, 
darunter ein Vertreter der mexi- 
kanischen Botschaft und zwei 
Journalisten. Die Mehrheit der 
Angreifer waren französische 
Skinheads, die sich mit der Liste 
der Teilnehmer davonmachten. 
Bevor sie gingen sprühten sie die 
Sprüche auf die Wand: »Land 
und Freiheit: EZLN«, »EZLN« 
und »Viva EZLN«. 


Die Aktionen der Angreifer zeig- 
ten mehr als Worte hätten sagen 
können. Sie bewiesen endgültig, 
daß die 'Zapatistas nicht für 


Chiapas »Arme und Unterdrück- 
te« kämpfen, sondern daß sie zu 
einer internationalen Terrorope- 
ration gehören, deren Ziel der 
institutionelle und territoriale 
Zerfall Mexikos ist. Über Ein- 
zelheiten des Anschlags und die 
Botschaft der Kongreßabgeord- 
neten wurde in den mexikani- 
schen und internationalen Me- 
dien berichtet. 


Der Effekt des Anschlags war, 
daß die britischen Sponsoren 
hinter der EZLN nun enthüllt 
worden sind. Teile eines Inter- 
views, das Hugo Löpez Ochoa, 
Sprecher für die MSIA, einem 
Radiosender in Chiapas gab, 
wurden von Notisistema Mexi- 
cano aufgegriffen und in ganz 
Mexiko gesendet. Löpez Ochoa 
kritisierte die französische Re- 
gierung wegen der Nachlässig- 
keit der französischen Polizei, 
die den Kongreßabgeordneten 
keinen ausreichenden Schutz ge- 
boten hat. Er lieferte auch einen 
detaillierten Bericht darüber, wie 
die internationale Oligarchie, die 
sich um die britische Monarchie 
herum gruppiert, die EZLN und 
ihren internationalen Unterstüt- 
zungsapparat entfaltet und ge- 
lenkt hat, indem sie mit Hilfe sol- 
cher Personen und Institutionen 
wie Prinz Philips World Wide 
Fund for Nature, dem Elite-Club 
of the Isles, dem Medienimpe- 
rium Hollinger Corporation, dem 
Kolumnisten Ambrose Evans- 
Pritchard und den Multimillionä- 
ren Jimmy und Teddy Goldsmith 
agiert. 


Ruiz, der 
Erste-Klasse Terrorist 


Die Reise der Kongreßabgeord- 
neten fand parallel zu einem 
Vorstoß von Samuel Ruiz, dem 
Bischof von San Cristöbal de las 
Casas in Chiapas, nach Europa 
statt. Ruiz, der als Oberbefehls- 
haber der bewaffneten Rebellion 
der EZLN bekannt ist, war in 
Europa, »nicht nur, um auf den 
Friedensnobelpreis Einfluß zu 
nehmen, was für Mexiko fatal 
wäre«, sagte Löpez Ochoa, son- 
dern auch um die Finanzierung 
für den Aufstand, den die EZLN 
— »wenn der schmerzlichste Teil 
des Wirtschaftspakets des inter- 
nationalen Währungsfonds durch- 
gesetzt werden wird« — plant, zu 
besorgen. 


Der Sprecher der MSIA sagte, 
daß »Samuel Ruiz wegen seines 


Anschlags seinen Nobelpreis 
verloren haben könnte. Jetzt 
weiß Europa, daß die EZLN 
nicht nur ein mexikanisches Pro- 
blem ist, sondern auch ein euro- 
päisches.« Die Tageszeitung von 
Chiapas, »Es«, brachte unter 
einer Schlagzeile auf der Titel- 
seite eine Berichterstattung über 
die Anklagen, die von dem 
MSIA-Sprecher erhoben worden 
sind. 


Bischof Ruiz, der sich der exi- 
stentialistischen Befreiungstheo- 
logie verschrieben hat, flog zu- 
fällig im gleichen Flugzeug nach 
Frankreich wie die Kongreßab- 
geordneten — »allerdings mit 
dem großen Unterschied, daß wir 
in der zweiten Klasse flogen, 
während Bischof Ruiz in der 
ersten Klasse flog«, spöttelte der 
Kongreßabgeordnete L&on Mon- 
toya in einem Telefoninterview 
mit einem mexikanischen Rund- 
funksender. 


Es geht um Ressourcen 
nicht um Indianer 


Wie im Falle des Friedensnobel- 
preises, der im Jahre 1992 dem 
guatemaltekischen Terroristen 
Rigoberta Menchü verliehen 
worden ist, wäre ein Nobelpreis 
für Ruiz ein politischer Spreng- 
kopf, der auf Mexiko und ganz 
Mittelamerika abzielt — und letzt- 
endlich auf die Vereinigten Staa- 
ten selbst, da die Auswirkung 
eine dramatische Ausweitung des 
Aufstandes wäre, der die separa- 
tistischen Tendenzen innerhalb 
Mexikos schürt und auch das von 
Ruiz innerhalb der römisch- 
katholischen Kirche geführt 
Schisma fördern würde. 


Die beiden Abgeordneten erklär- 
ten auf einer Pressekonferenz, 
daß die Gewalt der EZLN mit der 
strategischen Bedeutung von 
Chiapas für die Entwicklung Me- 
xikos zusammenhängt. »Chiapas 
besitzt mehr als 15 Prozent der 
potentiellen Olreserven auf der 
ganzen Welt, 10 Prozent des 
Urans und über ein Drittel von 
Mexikos strategischen Rohstof- 
fen und Ressourcen«, sagte der 
Abgeordnete Cancino Herrera. 
Er fügte hinzu, daß Chiapas 
»70 Prozent der Elektrizität für 
Mexico City liefert und elektri- 
schen Strom an 22 weitere Staa- 
ten. Ungefähr 80 Prozent der 
Wasserkraftressourcen des Lan- 
des sind in Chiapas konzen- 
triert.« 


Peru 


Fujimori 


beschwört 
den Zorn 
Londons 


Nach einem Kabinettstreffen am 16. Juni, das bis in die frühen 
Morgenstunden hinein dauerte, unterzeichnete Perus Präsident 
Alberto Fujimori ein Gesetz, das der Kongreß zwei Tage vorher 
verabschiedet hatte und das Personen aus dem Militär, von der 
Polizei sowie Zivilisten Amnestie gewährt, die der Taten beschul- 
digt oder überführt wurden, »die sich aus Aktionen zur Be- 
kämpfung des Terrorismus herleiten oder daraus folgen« und die 
an dem Coupversuch vom November 1992 teilgenommen haben 
oder wegen Untreue oder einer Straftat gegen das Land und die 
bewaffneten Streitkräfte angeklagt worden sind. 


Das Amnestiegesetz war eine 
geschickte Reaktion der Regie- 
rung Fujimori auf den brutalen 
internationalen Druck, der auf 
Peru ausgeübt wurde, nachdem 
sein Oberstes Militärgericht am 
6. Juni die Verurteilung von Ge- 
neral Carlos Mauricio durch ein 
untergeordnetes Gericht wegen 
Untreue und Straftaten gegen die 
Nation und die bewaffneten 
Streitkräfte aufgrund von Öffent- 
lichen Erklärungen, die während 
des Grenzkonflikts mit Ecuador 
im Januar/Februar gemacht wor- 
den waren, aufrechterhalten hat. 


Die Faust 
der Terroristen 


General Mauricio wurde als Top- 
Berater des geschlagenen Kandi- 
daten der britischen Monarchie 
für das Präsidentenamt in Peru, 
Javier Perez de Cuellar, als ein 
»Unberührbarer« angesehen. Trotz 
seiner vernichtenden Niederlage 


bei den Wahlen führt Pörez de . 


Cuellar, ein Mitglied des Interna- 
tionalen Aufsichtsrats von Prinz 
Philips World Wide Fund for 
Nature und ehemaliger UN-Ge- 
neralsekretär und Ehrenpräsident 
des Inter-American Dialogue, 
eine politische Frontgruppe, die 
Union für Peru (UPP), in der sich 
die sehr »Intellektuellen« befin- 
den, die die Terroristen scho- 


nungslos verteidigt haben, wäh- 
rend sie das Militär in den 12 Jah- 
ren des Krieges angriffen. 


Die Kampagne Nummer Eins der 
UPP bestand darin, das Militär 
als Feind des Friedens zu skizzie- 
ren und nicht die Terroristen. 


In den Tagen bevor Mauricios 
Berufung stattgegeben wurde, 
erklärte Amnesty International 
ihn zu ihrem »Gefangenen des 
Gewissens« und verlangte seine 
»sofortige und bedingungslose 
Freilassung«. Sechzig pensio- 
nierte amerikanische Militäroffi- 
ziere unterzeichneten ein Schrei- 
ben, das die gleiche Forderung 
enthielt, während Perez de Cuel- 
lar den General zum Mitglied des 
Exekutivausschusses der UPP 
ernannte. . 


Dennoch hat es Perus höchstes 


Militärgericht nicht nur abge- 
lehnt, seinen Schuldspruch rück- 
gängig zu machen, sondern es 
hat sein Urteil sogar von 12 auf 
14 Monate Gefängnis erhöht. 


Wut in 
Großbritannien 


Doch auch wenn Mauricio und 
die anderen militärischen Feinde 
der peruanischen Regierung be- 
freit worden sind, sind London 


und seine Freunde fuchsteufels- 
wild. Dadurch daß die Offiziere, 
die der Exzesse im Krieg gegen 
die Terroristen angeklagt wur- 
den, befreit wurden, blockiert 
das Amnestiegesetz ihre Strate- 
gie, einen endlosen Strom von 
Menschenrechtsfällen gegen das 
Militär zu erzeugen - egal, ob die 
Anschuldigungen durch »Fak- 
ten« bestätigt werden oder nicht. 
Doch die Amnestie zeigt, daß das 
peruanische Militär nicht deshalb 
vor Gericht gestellt wird, weil sie 
den Krieg gegen Shining Path 
und die anderen Terroristen ge- 
wonnen haben. 


Inmitten einer durchgängigen 
Kampagne gegen das Militär von 
ganz Lateinamerika mit den 
gleichen unechten »Menschen- 
rechts«-Motiven hat London sei- 
nen Unwillen nicht verborgen. 
John Illman, der britische 
Botschafter in Lima, hat das 


Amnestiegesetz angegriffen, weil . 


wirkliche Verbrechen mit »aus- 
gedachten Verbrechen« gleichge- 
setzt werden. Man muß unter- 
scheiden zwischen Personen, die 
ihre Position, ihre persönlichen 
Ideen zum Ausdruck gebracht 
haben und anderen Kriminellen«; 
meinte er. 


Todesdrohungen 
aus London 


Der Londoner »Guardian« kriti- 
sierte den »autokratischen Stil« 
von Fujimori, der sich in solch 
»autoritären« Maßnahmen zeigt 
wie der Bekanntmachung des 
Gesetzes und meinte, daß dieser 
»Akt, der als eine Konzession 
gegenüber dem Militär angese- 
hen wird... die Wiederherstellung 
von Perus internationaler Posi- 
tion gefährdet«. Das Letztere ist 
eine nicht allzu verhüllte Dro- 
hung, daß London Peru finanziell 
erneut isolieren könnte. 


Der Sprecher des amerikani- 
schen Außenministeriums, Ni- 
cholas Burns, ahmte die britische 
Linie nach und kritisierte am 
15. Juni »die Substanz des Am- 
nestiegesetzes« sowie »die end- 
gültige Art und Weise, in der es 
verabschiedet worden ist«. Burns 
fügte hinzu, daß Fujimori da- 
mit »der Welt zeigt, daß ihm 
ein ernsthaftes Engagement für 
den Schutz der Menschenrechte 
fehlt«. 


Die peruanische Zeitschrift »Oi- 
ga« erinnerte Fujimori in ihrem 


Leitartikel daran, daß einige in 
London Todesdrohungen gegen 
ihn ausgestoßen hätten und zi- 
tierte noch einmal die Frage, die 
Sally Bowen von der »Financial 
Times« Fujimori kürzlich gestellt 
hatte: »Was würde mit Peru pas- 
sieren, wenn der Hubschrauber 
des Präsidenten abstürzen oder 
die Kugel eines Attentäters ihr 
Ziel treffen würde?« 


Die nationalen 
Interessen stehen 
an erster Stelle 


Fujimori bestonte, daß das Am- 
nestiegesetz zur »nationalen 
Aussöhnung« verabschiedet wor- 
den ist und nannte das Gesetz 
»die beste Huldigung an jene, die 
im Kampf gegen den Terroris- 
mus gefallen sind, die Mitglieder 
der Ordnungskräfte, die Zivili- 
sten, Bauern, Studenten und auch 
die fehlgeleitete Jugend, die sich 
gegen den Staat erhoben hat... 
Das verabschiedete Amnestiege- 
setz bietet sicherlich die Grund- 
lage für wahre Aussöhnung.« 


Der Leiter des Kongresses, Vic- 
tor Joy Way, fügte hinzu: »Hier 
in Peru verabschiedet niemand 


- Gesetze auf der Grundlage, den 


Vereinigten Staaten, dem Wa- 
shingtoner Office on Latin Ame- 
rica — eine der prominentesten 
nicht staatlichen Organisationen, 
die die Rechte von Terroristen in 
Nord- und Südamerika schützt - 
oder Amnesty International zu 
gefallen. Wir machen Gesetze 
zum Wohle unseres Landes«. 


Der kürzlich ernannte Erzbischof 
von Ayacucho, Juan Luis Cipri- 
ani, befürwortete das Gesetz, 
weil es »zum Ziel hat, die Peru- 
aner zu besänftigen, auszusöhnen 
und ihnen Ruhe und Frieden zu 
bringen«. Er meinte, man solle 
»nicht aus Rache handeln« und 
fügte hinzu: »Was ich verlange 
ist Mäßigung von den Politikern, 
die offensichtlich mehr nach per- 
sönlichem Aufstieg als nach 
Wahrheit und Gerechtigkeit stre- 
ben.« Viele betrachteten dies als 
einen Hinweis auf P£rez de Cuel- 
lar. 


Machen 1 


10/1995 


Venezulea 


Der Kampf 


um die 


Souveränität 


Der venezuelanische Präsident Rafael Caldera sieht sich zwar 
einer heftigen politischen Offensive sowohl aus dem Inland als 
auch aus dem Ausland gegenüber, doch er fährt dennoch damit 
fort, mit Brasilien Entwickungsverträge anzustreben, die mit 
dem übereinstimmen, was nötig ist, um die echte wirtschaftliche 
Integration von Lateinamerika zu erreichen. 


Bis jetzt hat Caldera sein Land 
durch Devisenkontrollen und die 
Ablehnung der Unterzeichnung 
einer Absichtserklärung, wie sie 
vom Internationalen Währungs- 
fonds gefordert wurde, geschützt. 
Caldera hat auch gesagt, daß er 
nicht irgendeine wirtschaftliche 
Orthodoxie verfolgt und daß das 
Problem der Last der Außen- 
schuld vom Standpunkt der un- 
abänderlichen Gesetzesprinzi- 
pien gesehen werden muß, die 
vorsehen, daß auch Verträge 
geändert werden müssen, wenn 
sich Umstände ändern. 


Der britische Feind 
und seine Piraten 


Doch die Situation kann nicht so 
weitergehen, wenn Venezuela 
nicht weitere Entwicklungsver- 
träge schließt wie der, der mit 
Brasilien angestrebt wird und 
dem sich unter anderem Henry 
Kissinger unverändert entgegen- 
stellt, wie er selbst Anfang Mai 
in seiner Reise durch mehrere 
Länder Lateinamerikas erklärte. 


Was Venezuela erlebt ist im 
wesentlichen nichts anderes als 
das, was auch die anderen Län- 
der in Lateinamerika durchma- 
chen. Der Unterschied ist, daß 
Caldera zurückschlägt. 


Obwohl Venezuela nicht das 
politische und wirtschaftliche 
Gewicht Brasiliens, Mexikos 
oder Argentiniens hat, ist sich 
Caldera der Tatsache bewußt, 
daß ein Land wie Venezuela in 
der jetzigen Krise als ein Modell 
des Widerstandes dafür, wie man 
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den Feind erfolgreich konfrontie- 
ren kann, eine strategische Rolle 
spielen kann, genau wie Peru 
unter Präsident Alberto Fujimori 
das getan hat. Deshalb ist es kein 
Zufall, daß der Feind — unter 
Führung der Briten — mit Caldera 
auf dem Kriegsfuß steht. 


Die britische Offensive gegen 
Caldera durch verschiedene Or- 
ganisationen und Strohmänner 
ist deutlich. Wie die gegen Cal- 
dera eingestellte Tageszeitung 
»El Nacional« berichtete, haben 
Weltbankvertreter vom 27. bis 
31. Mai eine Reise unternommen 
und die verschiedenen Wirt- 
schaftsmaßnahmen, die von der 
Regierung Caldera in Angriff 
genommen worden sind, unter- 
sucht. Der Bericht der Weltbank 
über diese Untersuchung im Ko- 
lonialstil, von der »El Nacional« 
Auszüge veröffentlicht hat, sagt, 
daß die Maßnahmen »kein voll- 
ständiges Stabilisierungspaket 
darstellen« und deshalb »haben 
wir gegenüber Regierungsver- 
tretern darauf bestanden, daß die 
Benzinpreise auf internationales 
Niveau angehoben werden müs- 
sen, daß der Kurs zwischen Dol- 
lar und Bolivar auf Wettbewerbs- 
höhe angehoben werden muß 
und daß zusammen mit der Sta- 
bilisierung von Venezuelas Wäh- 
rungs- und Fiskalpolitik auch die 
Devisenkontrollen beseitigt wer- 
den müssen.« 


Ablehnung der 
Weltbank-Forderungen 


Einem EFE-Artikel zufolge, der 
von »El Diario de Caracas«, dem 


Vierteljahresbericht der »Econo- 
mist Intelligence Unit« — die mit 
dem Londoner »Economist« ver- 
bunden ist — veröffentlicht wur- 
de, werden Auslandsinvestitio- 
nen in Venezuela als »riskant« 
bezeichnet und mit 75 Punkten in 


Kategorie »D« eingestuft. Das . 


Risikopunktsystem geht von 0 
bis 100. 


Am Ende der Roundtable-Dis- 
kussion, die vom »Economist« in 
Caracas organisiert worden ist 
und an der mehrere Minister der 
venezuelanischen Regierung teil- 
nahmen, lehnte Caldera am 31. 
März die Forderung von Welt- 
bank und Konsorten ab: 


Die Benzinpreise, sagte er, wür- 
den nicht angehoben: »Wir ak- 
zeptieren das Dogma nicht, daß 
wir den Zorn und die Achtung 
der internationalen Wirtschafts- 
organisationen auf uns ziehen, 
wenn wir diese Maßnahmen nicht 
ergreifen.« 


»Ich kann Ihnen versichern, daß 
die Vorstellung eines Staats- 
streichs oder eines gewalttätigen 
Eingriffs in das Verfassungssy- 
stem Venezuelas absolut unmög- 
lich ist. Ich bin vollständig über 
alles informiert, denn ich unter- 
halte eine perfekte und konstante 
Kommunikation mit den bewaff- 
neten Streitkräften und mit den 
aktiven Kräften des Landes.« 


»Wir müssen Vertrauen einflö- 
Ben, so daß das ausländische 
Kapital, das für das Wohl der 
Nation eingesetzt werden soll, in 
das Land zurückkehrt. Wir wol- 


-len keine spekulativen Investi- 


tionen, denn wenn es Probleme 
gibt, verflüchtigen sie sich und 
verschlimmern die Probleme auf 
dem Markt nur noch und schädi- 
gen das Land.« 


»Vierunddreißig Prozent des 
nationalen Haushalts in diesem 
Jahr sind für Zahlungen der 
Außenschuld vorgesehen, so daß 
diese Ressourcen nicht in Ar- 
beiten von öffentlichem Interesse 
gehen können... 


Venezuela hat seine internationa- 
len Verpflichtungen eingehalten 
und wird dies auch weiterhin 
n... Diese internationalen Or- 
ganisationen, die an der Redu- 
zierung der Inflation und an 
Venezuelas Eigenkapital interes- 
siert sind, sollten uns dabei hel- 
fen, diese schwere Last der 
Außenschuld zu erleichtern.« 


Die Devisenkontrollen werden 
»nach Ansicht der Regierung 
weiterhin vorübergehend sein. 
Wir setzen keine Grenzen... Im 
Grunde können wir diese Maß- 
nahmen nicht aufgeben, die in 
anderen Ländern verwendet wor- 
den sind und die unerläßlich 
sind, um die Kapitalflucht zu 
verhindern.« 


Die Karte. 
Chavez 


Die britische Antwort auf Cal- 
deras Trotz kam sofort. In seiner 
Ausgabe vom 8. April veröffent- 
lichte der »Economist« einen 
Artikel mit dem Titel »Der König 
der Küchenschaben«, womit ver- 
achtungsvoll Caldera gemeint 
war. Die Londoner Zeitschrift hat 
das venezuelanische Staatsober- 
haupt nicht nur offen beleidigt, 
sondern sie drohte mit Desta- 
bilisierung und sogar einem 
Staatsstreich, indem behauptet 
wurde, Caldera hätte die verfas- 
sungsmäßigen Rechte ausgesetzt 
unter dem Vorwand, »anti-demo- 
kratische Aktivitäten« zu verei- 
teln. 


In unnachahmlich britischem Stil 
fügte der »Economist« hinzu, 
daß »das Land in den letzten 
Jahren sogar zwei Coupversuche 
erlebt hat. Doch Hugo Chävez, 
der Armeeoffizier, der hinter 
ihnen stand, ist aus dem Gefän- 
gnis — dank einer von Mr. Cal- 
dera gewährten Amnestie — und 
er ist dabei, weitere Probleme zu 
schüren. Vielleicht muß die 
Feder tatsächlich mehr gefürch- 
tet werden als die Maschinen- 
pistole.« 


Ein paar Tage zuvor, am 29. 
März, hatte Chävez in Buenos 
Aires eine Pressekonferenz gege- 
ben, auf der er betonte, daß »die 
britische Botschaft uns beispiels- 
weise eingeladen hat, England in 
den kommenden Monaten zu 
besuchen, doch als die venezue- 
lanische Regierung von diesem 
offiziellen Gespräch gehört hat, 
das wir mit den Briten führen, 
beschloß sie, die Einladung zu 
sabotieren«. 


Am 25. Mai veröffentlichte die 
Tageszeitung von Caracas, »Eco- 
nomia Hoy« eine Analyse, die 
von der amerikanischen Zeitung 
»Christian Science Monitor« 
veröffentlicht worden war und 
die den Titel trug: »Ein zweites 
Mexiko? Venezuela am Rande 


des Ruins.« Es hieß darin, daß 
die Inkompetenz der Regierung 
die Wirtschaft in eine Katastro- 
phe getrieben hat und daß da- 
durch ein Machtvakuum entstan- 
den ist, das nur entweder von 
dem Bürgermeister von Chacao — 
der früheren Miss Universum 
Irene Sa&nz — oder vom früheren 
Befehlshaber Hugo Chävez ge- 
füllt werden kann. 


»Wenn man sich 
selbst schützt, so schafft 
das Feinde, doch...« 


Am 18. Juni schrieb der Heraus- 
geber der Tageszeitung von Ca- 
racas, »El Nuevo Pais«, Rafael 
Poleo, daß sich Chav&z »in Paris 
mit Ignacio Quintana, der glei- 
chen Person treffe, die Tage vor 
den Präsidentschaftswahlen den 
damaligen Verteidigungsminister 
dazu gebracht hat, dem U.S. 
Außenministerium einen Staats- 
streich vorzuschlagen, der ver- 
hindern sollte, daß Wahlen statt- 
finden und somit auch den Sieg 
eines Feindes des Kapitalismus 
namens Rafael Caldera. Die 
Amerikaner haben Quintana wie 
einen Idioten behandelt.« 

In einer Rede vor einem Kollo- 


quium über »Das 21. Jahrhun- 
dert, die Zukunft der Kommuni- 
kationstechnik« erklärte Präsi- 
dent Caldera; »Wir sehen uns ei- 
ner höchst interessanten Situa- 
tion gegenüber, und ich bin der 
Meinung, daß Venezuela seine 
Stellung bezieht. Das heißt, es 
schützt und verteidigt seine eige- 
nen Realitäten und seine eigenen 
Interessen. Das schafft Feinde, 
die böswillige Kampagnen gegen 
uns in Gang setzen werden und 
die Tatsachen verfälschen wer- 
den, um zu versuchen, ein völlig 
negatives Bild von unserem 
Land zu präsentieren«, aber »wir 
sind ruhig. Ohne zu übertreiben 
und zu prahlen werden wir unser 
Recht verteidigen, unsere eige- 
nen Entscheidungen zu treffen«. 


In einer Rede vor der Zweiten 
Nationalversammlung der Kon- 
vergenz, einer unparteiischen 
Bewegung, die seine Präsident- 
schaftskampagne unterstützt hat, 
sagte Caldera, »wir werden uns 
von. Diktaten aus dem Ausland 
nicht in die Knie zwingen lassen. 
Und denjenigen, die alle Schwel- 
lenländer und besonders jene in 
Lateinamerika gerne auf ihren 
Knien sehen und um Gnaden bit- 
ten, Befehle befolgen sehen 


möchten und gerne sehen möch- 
ten, daß wir unsere Fähigkeiten 
der Gier der großen Wirtschafts- 
organisationen in den Rachen 
schmeißen, wird dies nicht gefal- 
len. Das ist den Menschen alles 
bekannt und die Leute sind der 
Meinung, daß wir kämpfen sol- 
len, um die Würde Venezuelas zu 
retten.« 


Integration und die 
Abkommen mit Brasilien 


»Lateinamerika erkennt, daß in 
dem Maße, wie die Welt mehr 
voneinander abhängig wird, es 
für uns nötig wird, daß wir unse- 
re eigene Persönlichkeit anneh- 
men und unseren eigenen Weg 
gehen«, sagte Caldera am 8. Juni 
am Gründungstag der Andean 
Development Corporation. 


Seit Monaten arbeitet Caldera an 
einer Vereinbarung mit Brasilien, 
zu der die Gründung von Petro 
Americas, einem riesigen bina- 
tionalen Unternehmen, gehören 
würde, zu dem Venezuela das Ol 
und Brasilien hochtechnisierte 
Technologie beitragen. Zu der 
Vereinbarung gehört auch, daß 
Venezuela Elektrizität an Brasi- 


liens verarmten Nordosten liefert 
und sich am Bau von Autobah- 
nen und anderen Infrastrukturar- 
beiten in diesem Gebiet von 
Brasilien beteiligt. 


Im Mai dieses Jahres haben - 
Brasilien und Venezuela in Sao 
Paulo ein Seminar über Wirt- 
schaftsintegration zwischen den 
beiden Ländern abgehalten. An 
dem Seminar, das innerhalb des 
Kontextes von Mercosur — der 
Handelsallianz Südamerikas — 
abgehalten wurde, nahmen die 
Außenminister beider Länder 
teil. 


Am 22. Mai veröffentlichte »El 
Diario de Caracas« unter dem 
Titel »Venezuela präsentiert sich 
als integrierender Führer Süd- 
amerikas« die Aussagen des ve- 
nezuelanischen Außenministers 
Miguel Angel Burelli Rivas, der 
gesagt hat, »unsere Priorität kon- 
zentriert sich auf die Fortschritte 
bei der regionalen Integration 
und wir werden das Treffen (der 
Außenminister der Rio-Gruppe 
in Quito) dazu nutzen, Informa- 
tionen auszutauschen und den 
Fortschritt des Andean Pact und 
den von Mercosur zu überprü- 
fen«. DO 
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Vertrauliches 


Kolumbiens 
Präsident 
Samper Pizano 
hatte Verbin- 
dungen zum 
Cali-Kartell 


Am 2. August erschien in der 
kolumbianischen Tageszeitung 
»El Tiempo« der vollständige 
Text des Geständnisses von San- 
tiago Medina, dem Wahlkampf- 
finanzchef des kolumbianischen 
Präsidenten Ernesto Samper Pi- 
zano. Das Dokument enthält ex- 
plosive und handfeste Beweise 
für Sampers Verbindungen zum 
Cali-Kartell des internationalen 
Rauschgifthandels, die es un- 
wahrscheinlich machen, daß 
Samper noch länger als einen 
Monat im Amt bleibt. Medina 
gestand unter anderem: 


Auf Bitte von Sampers Wahl- 
kampfleiter Fernando Botero, der 
am 2. August als Verteidigungs- 
minister zurücktrat, bat Medina 
die Gebrüder Gilberto und Mi- 
guel Rodriguez-Orejuela, die das 
Cali-Kartell leiten, um eine 
Wahlkampfspende von zwei Mil- 
liarden Pesos. Als Gegenleistung 
sollte Medina den Drogenhänd- 
lern folgendes übermitteln: Den 
Dank Sampers für ihre Großzü- 
gigkeit; ‘die Zusicherung des 
Kandidaten, die bestehende Po- 
litik »juristischer Absprachen« 
zur Strafreduzierung für Drogen- 
bosse fortzusetzen; seine Zusi- 
cherung, den damals amtieren- 
den Generalstaatsanwalt Gustavo 
de Greiff zu unterstützen; und 
seine Zusicherung, alles nach der 
Verfassung in seiner Macht Ste- 
hende zu tun, um die Frage des 
Drogenhandels »in einer für alle 
Beteiligten günstigen Weise« zu 
lösen. 


Die Gebrüder Rodriguez-Ore- 
juela versprachen die zwei Mil- 
liarden Pesos und übergaben 
Medina ein an Samper gerichte- 
tes und von beiden Brüdern un- 
terzeichnetes Memorandum. Da- 
rin »drückten die Brüder auf- 
grund der langjährigen bestehen- 
den Freundschaft ihre bedin- 
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gungslose Unterstützung (für 
Samper) aus, und ihre Hoffnung, 


daß er Präsident der Republik 


werde«, sagte Medina, der be- 
hauptet, er habe das Dokument 
»Samper in dessen Büro persön- 
lich übergeben«. Samper sei, als 
Medina ihm von diesem Ge- 
schäft berichtete, nervös gewor- 
den und habe ihm gesagt, er solle 
ihn selbst heraushalten und alles 
mit Botero absprechen. 


»Während der zweiten Runde 
des Wahlkampfes waren wir in 
einer echten Krise. Das Wahl- 
komitee hatte keinen Pfennig 
mehr, und außerdem hatte es die 
gesetzliche Grenze von vier Mil- 
liarden Pesos bereits überschrit- 
ten«, sagt Medina. Wiederum 
habe ihn Botero gebeten, nach 
Cali. zu fahren und weitere vier 
Milliarden Pesos von den Brü- 
dern Rodriguez-Orejuela zu. er- 
bitten. »Sie sagten, sie hätten 
nicht nur Dr. -Samper geholfen, 
sondern in geringerem Ausmaß 
auch dem Kandidaten der kon- 
servativen Partei.« Trotzdem ver- 
sprachen sie die vier Milliarden 
Pesos, unter der Bedingung, daß 
sie von Botero eine Quittung für 
das Geld erhielten. Medina zu- 
folge ist Rodriguez-Orejuela im- 
mer noch im Besitz dieser Quit- 
tung und droht damit, sie dem 
Generalstaatsanwalt zu über- 
geben. Ki 


Die »Hiroshima- 
Debatte« und 
die Gegenwart 


Am 6. August jährte sich der 
Atombombenabwurf auf Hiro- 
shima zum 50. Mal. Einige wich- 
tige Aspekte der Mediendebatte 
über den Abwurf zeigen, daß es 
dabei nicht um abstrakte histori- 
sche Fragen geht, sondern daß 
diese für die derzeitige politisch- 
strategische Lage große Bedeu- 
tung haben. Die britischen Me- 
dien räumten in den vergangenen 
Tagen den Ansichten des ameri- 
kanischen Historikers Gar Alpe- 
rovitz breiten Raum ein, der En- 
de der sechziger Jahre mit seiner 
Polemik gegen den Vietnamkrieg 
bekannt geworden war und in 
Kürze ein neues Buch über seine 
Hiroshima-These veröffentlichen 
wird. 


Positiv zu bemerken ist, daß Al- 
perovitz bei der Durchsicht des 


relevanten Archivmaterials eini- 


ge grundlegend neue Aspekte 
zutage gefördert hat. So zeigte 
sich, daß die überwältigende 
Mehrheit der amerikanischen 
Militärführung, wie etwa der 
Oberkommandierende der Pazi- 
fikregion General Douglas Mac- 
Arthur, den Abwurf der Bombe 
kategorisch ablehnten. Sie wuß- 
ten, daß Japan im Sommer 1945 


: praktisch besiegt war und füh- 


rende Kreise Japans bereits vor- 
sichtige Kapitulationsverhand- 
lungen führten. In dieser Hin- 
sicht leistet Alperovitz den sinn- 
vollen Beitrag, die Geschichts- 
lüge zu beseitigen, die nukle- 
are Bombardierung japanischer 
Städte sei »notwendig« gewesen, 
»um das Leben Hunderttausen- 
der amerikanischer Soldaten zu 
retten«. MacArthur und andere 
Militärführer wußten, daß eine 
amphibische Landung in Japan 
mit massiven amerikanischen 
Opfern gar nicht erforderlich 
war, da die japanische Führung 
die Niederlage bereits eingestan- 
den hatte. 


Harry S. Truman, der nach dem 
Tode Franklin Roosevelts im 
April 1945 US-Präsident gewor- 
den war, stand jedoch unter dem 
negativen Einfluß seines Außen- 
ministers Byrnes und anderer. 
Truman überging den Rat der 
Militärs und ordnete die Abwürfe 
der Bomben auf Hiroshima und 
Nagasaki an. 


Außerdem stellt Alperovitz die 
Behauptung auf, das eigentliche 
Ziel der Atombombe sei nicht 
Japan, sondern die Sowjetunion 
gewesen. Diese stark verdrehte 
historische »Halbwahrheit« wird 
von britischen und französischen 
Medien hochgespielt und über 
verschiedene Kanäle auch in 
Rußland verbreitet. Damit wird 
versucht, von der Tatsache abzu- 
lenken, daß vor allem hochrangi- 
ge britische Kreise um Lord 
Bertrand Russell und ihre ameri- 
kanischen Freunde auf die 
Abwürfe gedrängt hatten. Durch 
einen derartigen Akt nuklearen 
Terrors sollten führende Vertreter 
der Weltöffentlichkeit zur Unter- 
stützung eines System gedrängt 
werden, in dem eine Weltre- 
gierung die . Kontrolle über 
Nuklearwaffen und die Nutzung 
der Kernenergie allgemein aus- 
übte. . Daraus sollte der Haupt- 
pfeiler eines Weltsystems der 
gerade neu entstehenden Organi- 
sation der Vereinten Nationen 
(UNO) werden, das die Institu- 


tion der souveränen National- 
staaten drastisch zurückdrängt. 


Die Behauptung, Rußland sei das 
»eigentliche Ziel« gewesen, bei 
gleichzeitiger Unterschlagung der 
Pläne Russells beziehungsweise 
der UNO, ist von großer Bedeu- 
tung für die gegenwärtige Ge- 
schichte. Die britische Geopoli- 
tik zielt damit darauf ab, einen 
Keil zwischen die USA und Ruß- 
land zu treiben, zu einem Zeit- 
punkt, wo eine neue Phase der 
Zusammenarbeit in der wichti- 
gen Wirtschafts- und Infrastruk- 
turpolitik zwischen den beiden 
Staaten dringend notwendig ist. 
Präsident Clinton sieht die Poli- 
tik Franklin Roosevelts, der kon- 
krete Vorstellungen über. eine 


. Zusammenarbeit zwischen den 


USA und der damaligen Sowjet- 
Union nach dem Kriege hatte, als 
Vorbild. Die britischen Mani- 
pulationen erscheinen in dem 
Maße in Rußland um so glaub- 
würdiger, wie fehlgeleitete Per- 
sönlichkeiten aus dem 'amerika- 
nischen Militär, den Nachrich- 
tendiensten und der Politik im- 
mer noch den Abwurf der Atom- 
bomben verteidigen. 


Die zweigleisige 
britische Stra- 
tegie gegenüber 


Clinton 


Während absolut lebenswichtige 
Fragen wie die Militäraktionen 
in Bosnien und die Maßnahmen 
gegen die herannahende globale 
Finanzkrise auf eine Entschei- 
dung zulaufen, verfolgt das briti- 
sche Establishment eine zwei- 
gleisige Politik gegenüber der 
Regierung Clinton. Ziel ist dabei, 
effektive und souveräne Schritte 
der USA in diesen und anderen 
Fragen in den kommenden Wo- 
chen zu verhindern. 


Einerseits wurde der erpresseri- 
sche Druck, unter dem Clinton 
aufgrund einer Reihe britisch 
gelenkter Skandale steht, noch 
deutlich verstärkt. Seit dem 19. 
Juli finden im Repräsentanten- 
haus die von uns schon angekün- 
digten Anhörungen über Waco 
und Weaver statt. Einen Tag zu- 
vor begannen im Senat Anhö- 
rungen über die Whitewater- 
Affäre, die der neokonservative 
Senator Alphonse d’Amato ver- 


anstaltet. Er sucht nach »Bewei- 
sen« für eine »Verwicklung« 
Clintons am Tod Vincent Fosters 
im Juli 1993. Offizielle Ermitt- 
lungen kamen zu dem Schluß, 
der enge Mitarbeiter Clintons 
habe sich erschossen. D’Amato 
könnte auch versuchen, die an- 
gebliche »Verwicklung« des da- 
maligen Gouverneurs Clinton in 
den Waffen- und Rauschgift- 
schmuggel von Mena zum The- 
ma zu machen. Wie wir wieder- 
holt berichteten, wird die gesam- 
te schwarze Propaganda gegen 
Clinton um Whitewater, die Fo- 
.ster-Verschwörung und Mena 
von britischen Handlangern wie 
Lord William Rees-Mogg von 
der Londoner »Times« und Am- 
brose Evans-Pritchard vom Lon- 
doner »Sunday Telegraph« aus- 
gegeben und manipuliert. 


Gleichzeitig rechnet das britische 
Außenministerium damit, daß es 
einen durch britische Operatio- 
nen »geschwächten Präsidenten« 
beispielsweise in der Frage der 
Aufhebung des Waffenembargos 
gegen Bosnien und möglicher- 
weise auch in anderen Angele- 
genheiten gegen den Kongreß 
manipulieren kann. Ein Insider 
höchster britischer Kreise sagte, 
die Entscheidung der britischen 
Regierung, statt des deutsch- 
französischen Kampfhubschrau- 
bers Tiger für 3,5 Milliarden 
Dollar das amerikanische Modell 
AH-64 (»Apache«) anzuschaf- 
fen, sei ein »politischer Schritt, 
sich die Vereinigten Staaten zu 
verpflichten«. Britischen Quellen 
zufolge spielte bei dieser Ent- 
scheidung David Hart, ein un- 
durchsichtige Berater des briti- 
schen Verteidigungsministeriums, 
eine wesentliche Rolle. Hart ist 
einer der Architekten der proser- 
bischen Politik des MOD. 


Eine wichtige Rolle bei diesen 
Einschmeichelungsversuchen 
spielt auch der britische Bot- 
schafter in Washington Sir Robin 
Renwick, der demnächst nach 
London zurückkehren wird. Ins- 
besondere in der Bosnien-Frage 
bemühte er sich unermüdlich, 
Regierungsbeamte und das poli- 
tische Establishment in Wa- 
shington im Sinne Londons zu 
beeinflussen. Renwick nimmt für 
sich in Anspruch, durch uner- 
müdlichen Einsatz einen völligen 
Bruch zwischen der US-Regie- 
rung und Großbritannien wegen 
Bosniens verhindert zu haben. Er 
besteht darauf, daß die Grund- 
lagen der »Sonderbeziehung« 


zwischen den beiden Ländern 
nicht irreparabel zerstört seien, 
und wird demnächst ein Buch 
über dieses Thema veröffentli- 
chen. An einem Empfang der bri- 
tischen Botschaft anläßlich sei- 
nes Abschieds nahmen die frühe- 
re britische Premierministerin 
Margaret Thatcher und der ame- 
rikanische Verteidigungsminister 
William Perry teil. Renwick und 
seine Frau waren auch Ehren- 
gäste bei einem Diner der He- 
rausgeberin der »Washington 
Post« Katherine Graham. 


Energiepreis- 
schock für die 
deutsche 
Industrie 


Nachdem zwischen 1991 und 
1994 mehrere Millionen Indu- 
striearbeitsplätze in Deutschland 
verloren gegangen sind, droht 
sich dieser Prozeß mit der Ein- 
führung einer Energiesteuer wei- 
ter zu beschleunigen. Die Ener- 
giepreise in Deutschland liegen 
heute bereits höher als die der 
meisten Nachbarländer. Da die 
Nutzung der Kernenergie syste- 


matisch zurückgeführt wurde, ' 


sind die Strompreise in Deutsch- 
land um die Hälfte teurer als 
etwa in Frankreich. Gegenwärtig 
geraten alle politischen Parteien 
unter Druck, der Einführung 
einer neuen »Energieverbrauchs- 
steuer« zuzustimmen, was an die 
drei Millionen weitere Arbeits- 
plätze in den energieintensiven 
Industrien kosten wird: etwa 
800.000 in der Produktion und 
Verarbeitung von Papier und 
Holz, weitere 600 000 in der che- 
mischen und petrochemischen 
Industrie, 600 000 in der Stahl- 
und Metallindustrie sowie 400 000 
in den Bereichen Energie- und 
Wasserversorgung. 


In einer Studie der Vereinigung 
Industrieller Kraftwirtschaft (VIK) 
von 1995 wird die gegenwärtige 
Belastung durch hohe Energie- 
kosten und Mehrbelastungen 
aufgrund von Umweltauflagen 
so eingeschätzt: 


Die Produktionskosten für eine 
Tonne Stahl liegen trotz des 
Einsatzes modernster Teehnolo- 
gien um DM 70 höher als in 
Frankreich. 

Für die chemische Industrie in 


Deutschland fallen jährlich Strom- 
mehrkosten in Höhe von 2,5 Mil- 
liarden DM gegenüber den EU- 
Nachbarländern an. 


Die Produktion einer Tonne Alu- 
minium ist in Deutschland 400 
DM teurer als im EU-Durch- 
schnitt und liegt damit 20 Pro- 
zent über dem Weltmarktpreis 
für Aluminium. 


Bei der Zementproduktion betra- 
gen die Mehrkosten etwa 15 Pro- 
zent des Gesamtumsatzes. 


Die deutsche Papierindustrie muß 
im Vergleich zur Konkurrenz in 
Frankreich, Schweden oder Finn- 
land Mehraufwendungen für 
Strom von bis zu 650 Millionen 
DM in Kauf nehmen. 


Eine zusätzliche »Energiever- 
brauchssteuer« würde ganze In- 
dustriebereiche in ihrer Existenz 
bedrohen. Sämtliche Vorschläge 
laufen praktisch auf eine Bestra- 
fung energieintensiver Produk- 


tion hinaus. Nach den Vorstel- . 


lungen von Greenpeace und dem 
DIW sollen innerhalb der kom- 
menden 15 Jahre jährlich etwa 
205 Milliarden DM aus den pri- 
vaten Haushalten und der Indu- 
strie herausgeholt werden. Die 
Mehrkosten liegen für die chemi- 
sche Industrie bei 23 Milliarden 
DM, für die Stahlindustrie bei 
11 Milliarden sowie für die 
Bereiche Zement und Papier bei 
jeweils zwei Milliarden DM. 


Die Bereitstellung preisgünstiger 
Energie ist nur auf der Grundlage 
der Kernenergie möglich. Gerade 
aber die vielversprechendsten 
Technologien des kommenden 
Jahrhunderts wie die industrielle 
Anwendung von Plasmen, La- 
sern und Teilchenstrahlen wären 
von einer Energiesteuer am 
schlimmsten betroffen. 


Der britische 
Rasputin 


Eine der einflußreichsten Figu- 
ren, die hinter den Kulissen die 
proserbische Politik Londons im 
ehemaligen Jugoslawien und an- 
deren Bereichen lenkt, ist der 
wenig bekannte, superreiche 
Grundstückshändler David Hart. 
Wie der russische Rasputin soll 
er Einfluß auf den ehemaligen 
britischen Verteidigungsminister 
und jetzigen Außenminister Mal- 


colm Rifkind ausüben. Auch dem 
neuen Verteidigungsminister Mi- 
chael Portillo soll er nahestehen, 
und es wird erwartet, daß er auch 
unter Portillo seine Position 
als Mitglied eines vierköpfigen, 
von Rifkind eingerichteten Son- 
derberaterkomitees des Vertei- 
digungsministeriums behalten 
wird. 


Hart ist ein starker Befürworter 
britischer »Out-of-area«-Einsätze 
in Nord-Süd-Konflikten mit Hilfe 
der schnellen Eingreiftruppe. Er 
tritt außerdem für die »Priva- 
tisierung« verschiedener Verteidi- 
gungsbereiche ein. In den 80er 
Jahren machte sich Hart einen 
Namen, als er sich für die Wirt- 
schaftspolitik Margaret Thatchers 
stark machte. Im letzten Jahr 
schrieb Hart im Hollinger-Ma- 
gazin »Spectator«, das Beste, was 
dem Westen geschehen könnte, 
sei ein »schneller serbischer Sieg«, 
dem sich umfangreiche Verhand- 
lungen mit Serbien anschließen 
würden. 


Kannibalismus 
und die Umwelt 


Ein zweiseitiger Artikel in der 
»Financial Times«, in dem die 
Auffassung vertreten wird, Kan- 
nibalismus sei gut für das »öko- 
logische Gleichgewicht«, gibt 
treffenden Aufschluß über den 
Geisteszustand führender Kreise 
des britischen Establishments. 
Der Artikel stammt vom briti- 
schen Anthropologen Lyall Wat- 
son und trägt die Überschrift 
»Argumente für den Kannibalis- 
mus« und den Untertitel »Kopf- 
jagd Könnte gute Okologie sein«. 


Seinen Bericht über den Asmat- 
Stamm von etwa 20000 Men- 
schen aus dem indonesischen 
Neuguinea beginnt Watson mit 
den Worten: »Einige meiner be- 
sten Freunde sind Kannibalen«. 


} 
Des weiteren ist er des Lobes 
über das »Umweltbewußtsein« 
der Asmaten voll. Ihre Men- 
schenfresserei habe nichts mit 
Krieg zu tun, sondern sei »der 
formale und rituelle Ausdruck 
der Notwendigkeit, die Dinge im 
Gleichgewicht zu halten«. Es sei 
eine »radikale, aber realistische 
Lösung des Problems der Über- 
bevölkerung«. Was immer man 
auch darüber denke, man müsse 
zugeben, daß es funktioniere. 
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Banken 


Vermögens- 
beratung 
nützt meist 
nur den 
Banken 


Die Banken gelten, besonders in Deutschland, als Inbegriff der 
' Seriosität. Hat ein Kunde Geld, das er anlegen möchte, führt ihn 
sein Weg in den allermeisten Fällen zu einer Bank oder 
Sparkasse. Seriöse Vermögens- und Finanzberatungen, die ihren 
Kunden aus dem ganzen Wust der Kapitalanlagemöglichkeiten 
die für sie günstigste heraussuchen, folgen erst mit großem 


Abstand. 


Inzwischen ist das Image der 
Banken aber ganz gewaltig ins 
Schwanken geraten. Hierzu bei- 
getragen hat sicherlich auch eine 
Studie der Verbraucher-Zentra- 
len, die die Beratung von zehn 
Banken testeten. Nur ganze zwei 
Banken erhielten die Note „gut“. 
Alle anderen Banken wurden da- 
gegen nur mit ausreichend bis 
mangelhaft bewertet. 


Zuerst kommen die 
eigenen Gewinner 


Einer der Hauptkritikpunkte war, 
daß die Banken weniger das 
Interesse ihrer Kunden, sondern 
vielmehr ihr ureigenstes Inter- 
esse im Sinn hatten und danach 
auch ihre Beratung ausrichteten. 


Grundsätzlich ist dagegen natür- 
lich auch nichts einzuwenden; 
schließlich sind auch die Banken 
gewinnorientierte Unternehmen, 
die ihren Aktionären verpflichtet 
sind, und keine sozial ausgerich- 
tete Hilfsorganisation. Nur darf 
dies doch nicht so weit gehen, 
daß den Kunden mit schönen 
bunten Prospekten, seriös auftre- 
tenden Beratern und teurer Ein- 
richtung etwas vorgegaukelt wird, 
daß dann in der Wirklichkeit 
nicht einer ernsthaften Überprü- 
fung standhält. 


56 Macineiiemaem 10/1995 


Dies soll an wenigen Beispielen 
dargestellt werden: Üblich ist es 
bei allen Banken, Kunden, die ihr 
Geld in festverzinslichen Wert- 
papieren anlegen möchten und 
von Investmentfonds (zu Recht) 
nichts halten, erst einmal bank- 
oder sparkasseneigene Inhaber- 
schuldverschreibungen anzudre- 
hen. 


Dieses hat direkt mehrere Vor- 
teile. Der für die Kreditinstitute 
wichtigste Punkt ist der, daß das 
Geld im eigenen Haus bleibt und 
mit ihm gearbeitet werden kann. 
Dieses erspart noch teurere Re- 
finanzierungskosten. Auch kön- 
nen die Institute relativ sicher 
sein, daß das Geld von den An- 
legern nicht vor der Fälligkeit der 
Papiere zurückgefordert wird, so 
daß für einige Jahre ein relativ 
sicher zu kalkulierender Geldbe- 
stand für den Umlauf zur Ver- 
fügung steht. 


Der Kunde läßt sich gerne täu- 
schen, da die Angebote der Bank 
in der Regel zwischen einem 
viertel und einem halben Pro- 
zentpunkt, manchmal auch mehr, 
über der zu diesem Zeitpunkt zu 
erzielenden Durchschnittsrendite 
der Anleihen liegt. Also meint 
der Kunde, ein besonders günsti- 
ges Schnäppchen gemacht zu ha- 
ben. 


Unter dem Strich 
weniger 
für den Kunden 


In Wirklichkeit schneidet der 
Kunde, sofern er diese Angebote 
annimmt, in vielen Fällen aber 
deutlich schlechter ab und ver- 
dient unterm Strich weniger, als 
wenn das Geld für ihn optimal 
angelegt worden wäre. 


Das Beispiel einer Düsseldorfer 


Spezialbank, soll dies verdeutli- 
chen: Ein Kunde ‚mit höchster 
Steuerprogression wollte DM 
200.000,00 für drei Jahre anle- 
gen, mit dem klaren Aussage, 
daß dieses Geld nicht an der 
Steuer vorbeigeführt werden soll, 
sondern die Erträge ganz ehrlich 
jedes Jahr dem Finanzamt 
gemeldet werden sollen. Zu die- 
sem Zeitpunkt befand Deutsch- 
land sich in einer Hochzinsphase. 


Die optimale Beratung hätte nun 
so aussehen müssen, daß der 
Bankberater ihm zu einer An- 
leihe hätten raten müssen, die 
deutlich unter dem derzeitigen 
Kapitalmarktzins liegt und dem- 
zufolge mit einem ebenso deutli- 
chen Kursabschlag gegenüber 
ihrem Ausgabepreis von DM 
100,00 gehandelt wird. Bei ein- 
em Kapitalmarktzins von neun 
Prozent und einer Verzinsung der 
betreffenden Anleihe von nur 
sechs Prozent würde der Kurs 
einer derartigen Anleihe viel- 
leicht bei 87 oder 89 Mark lie- 
gen. 


Da Kursgewinne aber steuerfrei 
sind, wenn zwischen Kauf und 
Verkauf des Wertpapiers mehr 
als sechs Monate, die sogenannte 
Spekulationsfrist, vergangenen 
sind, hätte der Anleger für DM 


Die Deutsche Bank in Lu- 
xemburg. Die Schwarzgel- 
der der deutschen Kund- 
schaft machen es möglich! 


200.000,00 Anleihen im Nomi- 
nalwert von rund DM 215.000 
‚00 kaufen können. Dies bedeu- 
tet, daß er DM 15.000,00 auf 
jeden Fall steuerfrei verdient 
hätte. Hinzu kämen Zinsen in 
Höhe von sechs Prozent von DM 
215.000,00, also 12.900,00. An- 
genommen der Steuerpflichtige 
hätte einen Steuersatz von 50 
Prozent, würden also’nach drei 
Jahren von DM 38.700,00 Zin- 
sen DM 19.350 Mark übrig blei- 
ben. Hinzu kämen die DM 
15.000 steuerfreier Gewinn, so 
daß der Anleger in den drei 
Jahren insgesamt DM 34.350,00 
verdient hätte. 


Die Bank verkauft dem Kunden 
aber lieber ihre eigenen Schuld- 
verschreibungen, die zu 9,5 Pro- 
zent angeboten werden. Dies 
sind im Jahr DM 19.000,00 und 
in drei Jahren DM 57.000,00. 
Dies ist dem ersten Anschein 
nach natürlich ein viel höherer 
(Zins-)Betrag als bei der ersten 
Variante. 


Berücksichtigt man aber die 
Steuer, dann sieht das ganze 
anders aus. Dann bleiben nur 
noch DM 28.500,00 übrig, also 
DM 5.850,00 weniger als bei 
Anlagevariante 1, was immerhin 
pro Jahr fast DM 2.000,00 weni- 
ger sind! 


Der Kunde wird 
falsch beraten 


Da besonders über die steuerli- 
che Behandlung der Anlagen bei 
den meisten Kunden doch ein 
sehr großes Unwissen vor- 
herrscht, fällt es gewieften An- 
lageberatern recht leicht, die 
Kunden in dieses dem ersten 
Anschein nach sehr lukrative, 
wie dargestellt in Wirklichkeit 
aber deutlich schlechtere Ange- 
bot zu locken. 


Den Beratern ist dies auch be- 
wußt, sie haben aber die interne 
Anweisung, dem Kunden erst ein- 
mal die institutseigenen Schuld- 
verschreibungen anzubieten und 
erst bei gezielter Nachfrage auch 
Alternativen zu nennen. 


Die offiziellen Entschuldigungen 
lauten zumeist, daß der Kunde 
sein Geld schnell anlegen wollte 
und nicht erst ein, zwei oder 
mehr Tage auf ein für ihn maß- 
geschneidertes Angebot warten 
wolle und deshalb auch gewisse 
Nachteile in Kauf nehme, daß die 


lukrativeren Alternativen zwar in 
der Theorie sehr gut aussähen, 
diese in der Praxis aber ange- 
sichts des doch nur recht einge- 
schränkten Angebots an deut- 
schen Titels sehr schwer zu reali- 
sieren sei — was nicht stimmt. 


Sehr oft verlangt der Anleger ab- 


er auch, irregeführt durch die ° 


schön klingende Werbung und 
noch schöner anzuschauende Sta- 
tistiken, Investmentfonds. Wäh- 
rend bei den Aktienfonds zumin- 
dest kleingedruckt noch irgend- 
wo auf die Risiken, wenn meist 
auch nur verharmlosend, einge- 
gangen wird, gelten die aus- 
schließlich in festverzinslichen 
Wertpapieren anlegenden Fonds 
als sichere Renditebringer. 


Dies tun sie zwar auch, nur mit 
dem Unterschied, daß die dort 


fünf Jahren oder 120 Prozent in 
15 Jahren klingen zwar gut - sind 
es aber nicht. Wenn man be- 
denkt, daß bei einer achtprozenti- 
gen Anlage und Wiederanlage 
der Zinsen sich das angelegte 
Kapital in acht Jahren verdop- 
pelt, sieht die Erfolgsbilanz der 
Fonds aber schon ganz anders 
aus. 


Für die Banken lohnen sich die 
Fonds aber auch, da heutzutage 
praktisch jede größere Bank über 
einen eigenen Fonds verfügt, die 
Gelder also auch wieder im eige- 
nen Haus bleiben und eine für 
das Institut billige Refinanzie- 
rungsquelle bedeuten. 


Eine durchaus nicht ungeeignete 
Anlagemöglichkeit sind Fonds 
für spekulativ eingestellte An- 
leger, die ihr Risiko aber begren- 


Auch die Dresdner Bank setzt in Luxemburg auf die Gelder, 
die dem deutschen Fiskus verloren gehen. 


erzielten Renditen in der Regel 
deutlich unter denen liegen, die 
bei einer gezielten Anlage in 
deutschen festverzinslichen Wert- 
papieren zu erzielen wären. 

20 Prozent Wertsteigerung in 


zen wollen. Denn die internatio- 
nal und national anlegenden 
Fonds partizipieren. doch von 
Sondersituationen an anderen 
Weltbörsen, rutschen bei einer 
Fehleinschätzung der Tendenz 


seitens der Banken aber auch 
schnell einmal ins Minus. Aller- 
dings hält sich der Verlust dann 
in vielen Fällen noch in Grenzen 
und fällt niedriger aus, als bei 
einer Direktanlage nur in den be- 
treffenden Ländern. 


Eines darf aber bei Fonds auf 
keinen Fall vergessen werden: 
Oftmals nutzen die Banken ihre 
eigenen Fonds, um dort Aktien 
zu »parken«, die aufgrund schle- 
chter Nachrichten an der Börse 
gar nicht mehr zu verkaufen 
wären, ohne dadurch den Kurs 
deutlich fallen zu lassen. Also 
werden diese bankeigenen Be- 
stände auf viele bankeigene oder 
zumindest von den Banken ver- 
waltete Fonds — und dies können 
schon einmal mehrere hundert 
oder gar tausend sein — einge- 
bracht und schon hat die Bank 
wieder Geld, ist das Risiko weg 
und der Kunde merkt kaum 
etwas. 


Macht ein Kunde nämlich 20 
oder 30 Prozent Verlust mit einer 
einzigen Anlage, dann schreit er 
natürlich Zeter und Mordio. 
Machen die betreffenden, in dem 
Fonds liegenden Aktien aber nur 
ein, zwei oder drei Prozent des 
gesamten Fondsvermögens aus, 
dann heißt es eben »Okay, man 
kann nicht immer richtig liegen« 
— und die Sache ist abgehakt. 


‚Vorsicht bei geschlosse- 


nen Immobilienfonds 


Zwar wird ein solches Geschäfts- 
gebaren von den Banken immer 
wieder energisch zurückgewie- 
sen, nur entspricht dies trotz De- 
mentis eben leider der Tatsache. 
Daran ändert auch nichts die 
Tatsache, daß Fondsmanager 
immer wieder erklären, sie wür- 
den derartiges nicht mit sich 
machen lassen. Sie würden ganz 
alleine entscheiden, was in das 
Anlagevermögen des jeweiligen 
Fonds aufgenommen wird und 
was nicht. 


Wie die Wirklichkeit aber aus- 
sieht, gab kürzlich indirekt Com- 
merzbank-Vorstandschef Kohl- 
haussen in einem Beitrag eines 
Kapitalmarktmagazins zu erken- 
nen. Dort hieß es sinngemäß, die 
Fondsmanager hätten gefälligst 
die Klappe zu halten und die 
Gelder anzulegen! 


Besondere Vorsicht ist aber an- 
gebracht, wenn die Banken die 
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Anlage in einem Immobilien- 
fonds offerieren — besonders 
dann, wenn es sich um einen 
geschlossenen Immobilienfonds 
handelt. 


Gerade in jüngster Zeit haben 
sich die Vorwürfe gehäuft, daß 
Banken immer mehr Immobilien 
— zum Beispiel aus der Pleite des 
Schneider-Konzerns — zu völlig 
überteuerten Preisen in ihre 
Immobilienfonds einstellen und 
so die Verluste, die sie aufgrund 
ihrer verfehlten Kreditvergabe- 
politik eigentlich zu .tragen hät- 
ten, still und heimlich an ihre 
Kunden weitergeben. Entwickeln 
sich die Preise aber anders, als 
vorgerechnet, dann tut es einem 
zwar schrecklich leid, aber gera- 
de auf diesem Gebiet gebe es 
immer wieder mal Schwan- 
kungen, so daß »trotz bester 
Chancen« auch ein Rückfall 
nicht ausgeschlossen werden 
könne. 


Die Anlage in Aktien wird dage- 
gen von den Banken immer mehr 
erschwert — zum Beispiel durch 
extrem hohe Mindestprovisio- 
nen, die einen 30prozentigen 
oder noch höheren Kursanstieg 
nötig machen würde, um alleine 
die Gebühren wieder hereinzu- 
holen, von einem Gewinn gar 
nicht erst zu sprechen. 


Empfehlen die Banken aber 
wirklich einmal Aktien, dann 
gerne von den Unternehmen an 
denen sie selber maßgeblich be- 
teiligt sind oder die ihnen sogar 
weitgehend gehören. Auch dann 
bleibt das Geld im weiteren 
Sinne im Haus oder wird dadurch 
die Wettbewerbsfähigkeit des 
Unternehmens gestärkt. 


Ausbau des 
Anlegerschutzes 


Dabei sind besonders Aktien sehr 
wichtig für eine Volkswirtschaft, 
da sie starken Einfluß auf die 
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Wettbewerbsfähigkeit des Un- 
ternehmens haben. Wer wenig 
von Aktien versteht, dem fällt es 
schwer dies nachzuvollziehen. 
Der typische Einwand lautet, daß 
das Unternehmen die Aktien 
schließlich schon ausgegeben 
hat, dafür Geld eingenommen hat 
und nun nur noch zwischen An- 
legern hin- und hergehandelt wird. 


Dieses ist natürlich nicht richtig, 
da zum Beispiel ein Kurs einer 
Aktie maßgeblichen Einfluß dar- 
auf hat, was dem Unternehmen 
etwa bei einer Kapitalerhöhung 
zufließt. Schließlich orientiert 
sich der Ausgabekurs der jungen 
Aktien an dem Kurs der alten 
Aktien. 


Insgesamt kann jedem Kunden 
nur der Rat gegeben werden, 
nicht der Anlageempfehlung ei- 
ner Bank alleine zu trauen, son- 
dern sich immer noch unabhän- 
gigen Rat einzuholen, zum 
Beispiel von den Verbraucher- 
Zentralen. Denn die Vergangen- 
heit hat es immer wieder bewie- 
sen, daß die Banken selbst Gel- 
der 70jähriger Leute, die ihre Le- 
bensversicherung ausgezahlt be- 
kommen haben, zum Teil so 
abenteuerlich anlegten, daß das 
Geld binnen weniger Jahre auf- 
gezehrt war — entweder durch 


Kursverluste oder durch die stän- 
dige Umschichtung des Depots, 
wodurch hohe Gebühren anfie- 
len, die nicht durch Gewinne 
übertroffen wurden. Unterm Strich 
blieb dann immer weniger zurück, 
bis der Topf-auf einmal leer war. 


In Zukunft besserer 
Anlegerschutz 


Aus diesem Grunde sind auch 
zunehmende höchstrichterliche 
Entscheidungen zu begrüßen, die 
die Haftung der Banken bei 
ungenügender Aufklärung, spezi- 
ell über die Risiken auf dem 
Terminmarkt, deutlich erhöht ha- 
ben. So können zum Beispiel An- 
leger, die von den Banken nicht 
über die hohen Risiken bei spezi- 
ellen Termingeschäften, wie zum 
Beispiel die Anlage in Index- 
oder Zinsoptionen , aufgeklärt 
wurden, sondern lediglich mit 
einem Formblatt abgespeist wor- 
den sind, ihre ganzen Verluste 
zurückfordern und müssen sich 
dabei noch nicht einmal eventu- 
elle Gewinne aus anderen 
Geschäften anrechnen lassen. 


Es ist zu hoffen, daß die Gerichte 
den Anlegerschutz in der Zu- 
kunft noch weiter ausbauen wer- 
den. Denn die Vergangenheit hat 


Das Gebäude der Bay- 
rischen Landesbank in Lu- 
xemburg. Auch hier kennt 
man kein Mitleid mit 
Waigels Steuerpolitik. 


es mehr als einmal gezeigt, daß 
Kunden, die der »Seriosität« der 
Banken geglaubt haben, am Ende 
im wahrsten Sinne des Wortes 
die Dummen waren. 
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Bürokratie 


Gesetze 
sefährden 
öffentliches 


Leben 


Die geltenden Gesetze beeinträchtigen und gefährden mehr und 
mehr das öffentliche Leben und führen darüber hinaus zu einer 
enormen Verschwendung von Steuergeldern. Dieses hat jetzt - 
erneut — der »Bund der Steuerzahler« (BdSt) dokumentiert. 


So fehlte zum Beispiel in einem 
Kindergarten in Niedersachsen 
eine schreibheftgroße Fläche an 
den vorgeschriebenen 50 Qua- 
dratmetern für einen Gruppen- 
raum. Nach dem Willen der 
zuständigen Behörde hätten statt 
25 nur 24 Kindern aufgenommen 
werden dürfen. Erst der Regie- 
rungspräsident kam auf die salo- 
monische Idee, den Putz von den 
Wänden klopfen zu lassen, um 
dadurch den fehlenden Raum zu 
schaffen. 


Kosten spielen 
keine Rolle 


In einem anderen Fall mußte 
nach Angaben des BdSt sogar der 
Minister eingeschaltet werden. 
Es ging bei diesem Streit darum, 
daß dieselben Kinder, die nach- 
mittags in einem Hort auf dem 
Schulgelände betreut werden, 
nicht die gleichen Toiletten auf- 
suchen durften, die sie morgens 
als Schulkinder benutzten. Erst 
der Minister entschied, daß 
keine zusätzlichen Toiletten not- 
wendig waren, sondern lediglich 
die vorhandenen in der Mittags- 
pause gereinigt werden mußten. 


Nicht nur, daß man über soviel 
Schwachsinn nur den Kopf 
schütteln kann, sorgen die viel- 
fältigen Vorschriften für Kinder- 
gärten, die sogar den Abstand der 
“ Kleiderhaken und die Ausrüstung 
der Putzräume vorschreiben, für 
einen enormen Kostenschub. Die 
Regelungsdichte für Kindergär- 
ten ist derart hoch, daß man nach 


unseren Richtlinien und Vor- 
schriften die Kindergärten in der 
ehemaligen DDR überhaupt nicht 
hätte genehmigen und betreiben 
dürfen. Es ist aber nicht bekannt, 
daß die dort die ganze Zeit über 
gegoltenen Vorschriften zu Nach- 
teilen oder sogar Schäden bei den 
Kindern geführt hätten. 


Ganz im Gegenteil führen die 
jetzt geltenden Vorschriften durch 
die Kosten, die sie verursachen, 
indirekt zu Schäden bei den Kin- 
dern. 


Würde man die Vorschriften nur 
auf die unbedingt einzuhalten- 
den Sicherheitsvorschriften, wie 
schwer entflammbare Möbel, be- 
stimmte Sicherheitsstandards für 
Stühle und Tische beschränken, 
bei allen anderen Dingen aber 
lediglich grobe Anhaltspunkte 
geben, die den Leitern dieser 
Stätten Spielraum lassen, könn- 
ten jährlich viele Millionen Mark 
gespart werden. Warum sollte 
eine Mutter, die bei einem 
großen Chemiekonzern arbeitet, 
nicht ihre verbilligten Einkaufs- 
möglichkeiten nutzen, um etwa 
Reinigungsmaterial den Kinder- 
gärten zukommen zu lassen. 
Diese Gelder könnten dann aber 
wiederum dazu genutzt werden, 
weitere Kindergärten und Schul- 
horte zu bauen. 


Sinngemäß das gleiche gilt bei 
den immer mehr Angaben, die 


- von den Betrieben verlangt wer- 


den. Es müssen sogar detaillierte 
Emissionsangaben zu Stoffen 
gemacht werden, die nach allge- 


mein gültiger Wissenschaftsmei- 
nung überhaupt nicht umweltbe- 
lastend sind oder deren Grenz- 
werte so hoch sind, daß sie nicht 
erreicht werden können. 


Die von den Behörden verlangte 


detaillierte Aufstellung auch, 


ungefährlicher Stoffe führt aber 
zu einem unverhältnismäßig ho- 
hen Kostenaufwand für Betriebe. 
Ja, in Einzelfällen können diese 
Angaben gar nicht mit einem 
vertretbaren Aufwand ermittelt 
werden. Das führt dann letztend- 
lich zu der paradoxen Situation, 
daß, je genauer eine bestimmte 
Angaben sein soll, diese in Wirk- 
lichkeit sogar ungenauer wird. 


Dem öffentlichen Interesse wäre 
es dagegen viel mehr gedient, 
wenn die Betriebe die genauen 
Emissionsdaten nur dann auf- 
führen müßten, wenn sie 75 
Prozent des erlaubten Höchst- 
wertes erreichen. Dann hätten die 
Behörden noch immer eine aus- 
reichende Informationsdichte, 
und die Betriebe wären um einen 
nicht unerheblichen Kostenfak- 
tor entlastet. 


Darüber hinaus kann auch die 
wirtschaftliche Betätigung der 
öffentlichen Hand zur Verletzung 
von Grundrechten privatwirt- 
schaftlicher Konkurrenten und 
letztlich auch zu einem Ko- 
stenschub führen. Darauf weist 
das neue Gutachten »Rechtsfra- 
gen der Privatisierung« des Karl- 
Bräuer-Instituts des BdSt hin. 


Darauf kommt es gar nicht dar- 
auf an, ob der Staat als Behörde 
oder als Unternehmen auftritt, 
entscheidend ist vielmehr die 
Wirkung seiner Tätigkeit. Schon 
die Subventionierung des Kon- 
kurrenten aus Steuermitteln. gilt 
als Eingriff in elementare Rechte 
des Betroffenen. 


Folgen der Expansion 
der Staatstätigkeit 


Das Gutachten stellt dann auch 
die ordnungspolitische Gretchen- 
frage: »Ist die mögliche Beein- 
trächtigung aber nicht minde- 
stens ebenso groß, wenn die 
öffentliche Hand nicht den Kon- 
kurrenten subventioniert, son- 
dern wenn sie durch eigene wirt- 
schaftliche Betätigung selbst 
zum Konkurrenten wird?« 


Der Staat kann dem Gutachten 
zufolge seine eigentlichen Auf- 


gaben auf Dauer zufriedenstel- 
lend nur dann erfüllen, wenn er 
sich überflüssiger Aktivitäten 
entledigt, die Private genauso gut 
oder sogar besser ausüben könn- 
ten. Nur so lasse sich das verlo- 
rene Gleichgewicht zwischen 
privatem und öffentlichem Sek- 
tor wiederherstellen, das durch 
die unverhältnismäßige Expan- 
sion der Staatstätigkeit in den 
siebziger Jahren verlorenging. 


Obwohl in der Vergangenheit 
immer viel hierzu angekündigt, 
ist entscheidendes aber bislang 
nicht geschehen. Die Gründe 
hierfür sind einfach: Der Struk- 
turwandel würde nämlich den 
Einfluß von Politkern beschnei- 
den und an Besitzständen von 
Bürokraten rühren. 


Ein Kennzeichen der Privatisie- 
rungsdiskussion ist auch, daß sie 
von Ökonomen und Politikern 
beherrscht wird, grundlegende 
rechtliche Fragen dagegen oft zu 
kurz kommen. Allenfalls werden 
Rechtspositionen als Barriere ge- 
gen Privatisierungsinitiativen ins 
Feld geführt, und zwar auch dort, 
wo in Wahrheit gar keine rechtli- 
chen Fragen existieren. 


Dies hängt einerseits mit einem 


. überholten Verständnis der recht- 


lichen Privatisierungskriterien 
zusammen, andererseits damit, 
daß die Erörterungen im Spe- 
zialschrifttum unterschiedlicher 
Rechtsgebiete verstreut sind und 
eine übersichtliche zusammen- 
fassende Darstellung bisher fehlt. 


Das Gutachten kommt zu dem 
Schluß, daß es nicht nur rechtli- 
che Grenzen für die wirtschaftli- 
che Betätigung der öffentlichen 
Hand einschließlich.der Kommu- 
nen gibt, sondern bei deren Über- 
schreiten sogar eine Rechts- 
pflicht zur Privatisierung beste- 
hen kann, eine Pflicht, die nicht 
nur aus einzelnen Gesetzen folgt, 
sondern schon im Grundgesetz 
verankert ist. So würden die 
Grundrechte, das verfassungs- 
rechtliche Gemeinwohlgebot und 
das ebenfalls verfasungsrechtlich 
verankerte Wirtschaftlichkeits- 
prinzip unter bestimmten Voraus- 
setzungen Privatisierungen 
erzwingen. 

Das Haushalts- und das Kom- 
munalrecht sowie die Mittel- 
standsförderungsgesetze der Län- 
der weisen in die gleiche Rich- 
tung, ebenso wie das deutsche 
und europäische Wettbewerbs- 
recht. 


Das andere deutsche 
Nachrlchteumagazln II 


10/1995 


Deutschland 


PDS und 
Gysi links- 
extreme 


erfassungs- 
feinde’ 


Über Jahre hat sich der ehemaligen PDS-Vorsitzende und nach 
wie vor Spitzenpolitiker dieser Partei, Gregor Gysi, von den eta- 
blierten Medien verhätscheln lassen können. Doch nun werden 
die Indizien, die beweisen, daß er in Wirklichkeit nur ein Wolf im 
Schafspelz ist, immer überwältigender. Es bleibt nur eine 
Schlußfolgerung übrig: Gregor Gysi und die PDS sind nichts 
anderes als linksextreme Verfassungsfeinde! 


Nachdem Gregor Gysi sich jah- 
relang mittels der Hilfe von Ge- 
richten erfolgreich dagegen ver- 
wahrt hatte, als Stasi-Spitzel be- 
zeichnet zu werden, ja sogar der 
Witwe des ehemaligen DDR-Re- 
gimekritikers Havemann ein 
Bußgeld von einer halben Mil- 
lion Mark wegen ständiger Wie- 
derholung dieser Vorwürfe aufer- 
legt wurde, ist es jetzt aber auf 
einmal ruhiger um den Rechts- 
anwalt geworden. 


Mitverantwortlich hierfür ist das 
Treuhand-Gutachten, wonach es 
inzwischen klare Beweise dafür 
gebe, daß es sich bei Gysi sehr 
wohl um den IM Notar gehandelt 
haben soll. Selbst das ständige 
Leugnen Gysis ändere daran 
nichts mehr, da die Beweiskette 
zu eindeutig sei, sagen die Ver- 
fasser dieses Gutachtens. 


Doch nicht nur das: Nach jetzt 
bekanntgewordenen Dokumen- 
ten haben die PDS und auch ihr 
damaliger Vorsitzender Gysi 
noch Anfang der neunziger Jahre 
aktiv mit der KPdSU und dem 
KGB zum Schutz des ehemali- 
gen Staatssicherheitsdienstes der 
DDR zusammengearbeitet. Diese 
Dokumente wurden jetzt von 
dem Stasi-und DDR-Forscher 
Karl-WIlhelm Fricke und dem 
Würzburger Soziologen Bern- 
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hard Marquardt unter dem Titel 
»DDR Staatssicherheit« im Uni- 
versitätsverlag Berlin veröffent- 
licht. 

Diese Dokumente werfen gleich- 
zeitig auch ein neues Licht auf 


den ehemaligen UdSSR-Präsi- 
denten Michail Gorbatschow. Sie 
beweisen nämlich, daß er in 
Wirklichkeit der hartgesottene 
Kommunist geblieben ist, als der 
er auch seine Karriere, die ihn bis 
zum KGB-Vorsitzenden führte, 
begonnen hat. Erst danach spiel- 
te er sich auf einmal als demo- 
kratischer Sozialist auf, als der er 
auch von der deutschen Bevöl- 
kerung mit »Gorbi, Gorbi«-Ru- 
fen umjubelt wurde. 


Aus den Dokumenten geht ein- 
deutig hervor, daß die Sow- 
jetkommunisten unter Gorbat- 
schow und der KGB noch An- 
fang der neunziger Jahre Druck 
auf die Bundesregierung aus- 
geübt haben, um den Fortbestand 
und die Fortentwicklung der 
SED auch nach der Wiederver- 
einigung zu sichern. 


Hierzu wurde im Oktober unter 
der Federführung des ehemali- 
gen Sowjetbotschafters in Bonn, 
Valentin. Falin, und damaligem 
ZK-Sekretär für internationale 
Beziehungen ein Maßnahmeplan 
ausgearbeitet. Hierin heißt es 


ih 


wörtlich: »Auf Versuche, die ver- 
fassungsgemäßen Rechte dieser 
Partei (der PDS) zu beschneiden 
und sie ihres gesetzlichen 
Eigentums zu berauben, muß 
reagiert werden.« 


In einem fünf Monate vor dem 
Verbot der KPdSU gefertigtem 
Papier, wandte sich Falins Be- 
rater Portugalow an Gorbat- 
schows stellvertretenden KP- 
Generalsekretär Iwascho mit der 
um energischen Ton vorgetrage- 
nen Bitte, Moskau solle doch in 
Bonn vorstellig werden, um die 
Interessen ihrer treuesten Freun- 
de (der PDS) in Deutschland 
wahrzunehmen. 


Im Interesse der 
treuesten Freunde 


Nach Ansicht der beiden For- 
scher kam die Initiative hierzu 
von Gregor Gysi selber. Dieser 
hat nämlich nach Angaben Por- 
tugalows Moskau gedrängt, auf 
Bundeskanzler Helmut Kohl 
Druck auszuüben, damit die PDS 
weiterhin über das SED-Archiv 
verfügen dürfe. Dabei habe Gysi 
sogar um »brüderliche Hilfe« aus 
der Sowjetunion gebeten. 


Als Grund für dieses Ersuchen, 
habe Gysi angegeben, daß das 
SED-Archiv »eine Menge gehei- 


Verdankt Gregor Gysi mit 
seiner PDS seine heutige 
Karriere den Bemühungen 
Gorbatschows und des 
KGB, den Fortbestand einer 
Art SED zu sichern. 


mer Dokumente (enthalte), deren 
Veröffentlichung nicht nur für 
die PDS, sondern auch für die 
KPdSU äußerst unerwünschte 
Folgen hätte«. 


Beim am 18. März 1991 erfolg- 
ten Besuch wurde dieses Thema 
dann auch von Gorbatschow an- 
gesprochen. Was dabei heraus- 
kam, ist nicht genau bekannt, auf 
jeden Fall sind bislang allzu gra- 
vierende Veröffentlichungen aus 
dem SED-Archiv nicht ans 
Tageslicht gekommen. Anschei- 
nend hat also Gorbatschows 
Intervention geholfen. 


Nach Lesen dieser Dokumente 
erscheint auch die Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts, 
wonach ehemalige Spione der 
DDR nach der (Teil-) Wieder- 
vereinigung nicht strafrechtlich 
verfolgt werden dürfen, in einem 
ganz anderen Licht. 


Portugalow hatte sich nämlich 
auch besorgt über die drohende 
strafrechtliche Verfolgung durch 
deutsche Behörden und Gerichte 
geäußert. Ihm zufolge habe die 
Bundesrepublik 1973 die Souve- 
ränität der DDR anerkannt und 
damit unterlägen »die Kader des 
ehemaligen Spionagedienstes der 
DDR keiner gerichtlichen Ver- 
folgung«. 


Demokratie-Gesäusel 
als Heuchelei 


Seltsam, seltsam, wie ähnlich 
doch Portugalows Außerungen 
und die Entscheidung des Bun- 
desverfassungsgerichtes klingt. 
Sollte etwa auch diese Entschei- 
dung nicht an der Verfassung, 
sondern an den politischen Kon- 
sequenzen ausgerichtet sein? 


Besonders lag Portugalow aber 
das Schicksal von Spionagechef 
Markus Wolf am Herzen, den er 
als »einen unserer treuesten 
Freunde« bezeichnete. Dieses 
Thema solle Gorbatschow in das 
Telefonat mit Bundeskanzler 
Helmut Kohl mit einbeziehen, 
schlug Portugalow vor. 


Aus dieser Dokumentation geht 
eindeutig die wahre Gesinnung 
Gysis hervor, daß er nämlich 
nach wie vor ein Kommunist der 
übelsten Sorte ist und sein schö- 
nes Demokratiegesäusel reinste 
Heuchelei ist. 

Gleichzeitig bestätigen diese Do- 
kumente auch indirekt Gysis 


Tätigkeit für die Staatssicherheit, 
da es äußerst unwahrscheinlich 
ist, daß jemand, der eine solche 
Einstellung hat, wie sie aus den 
Dokumenten zu erkennen ist, 
sich wirklich ernsthaft seiner 
Mandanten annahm, sich dabei 
gegen den Stasi stellte und allge- 
mein ein Regimegegner war. 


Die weitere Frage, die sich jeder 
Demokrat stellen muß, ist, wie es 
überhaupt möglich war, daß die 
etablierten Medien so um Gysi 
buhlten. Damit wurde jemandem 
eine Plattform gegeben, mit Lü- 
gen und Verdrehungen Propa- 
ganda für eine linksextremisti- 
sche und verfassungsfeindliche 
Partei unter dem Deckmäntel- 
chen einer geläuterten Gesinn- 
ung zu machen. Gysi handelte 
dabei nur nach dem alten Wort 
Lenins, der sagte, man dürfe alles 
machen, auch mal einen Schritt 
rückwärts, man dürfe nur eins 
nicht tun, nämlich sein Ziel aus 
den Augen zu lassen. 


Allerdings ist es auch unver- 
ständlich, warum die Aufsichts- 
behörden von Bund und Ländern 
nicht seit Umbenennung der 
SED in PDS diese Partei obser- 
vieren und der Öffentlichkeit die 
wahre kommunistische Ausrich- 
tung der PDS deutlich machen. 
Denn daran dürfte es nun nicht 
mehr den geringsten Zweifel 
geben. 


Gleichzeitig muß sich aber auch 
die SPD die Frage gefallen las- 
sen, wie sich nach Bekannt wer- 
den von immer mehr Fakten, die 
die PDS und ihre Spitzenpoli- 
tiker als Kommunisten erkennen 
lassen, in Sachsen-Anhalt aus 
reiner Machtgier noch weiterhin 
eine Quasi-Koalition eingehen 
können. Denn letztendlich be- 
deutet die Duldung einer Min- 
derheitsregierung nichts anderes 
als eine Koalition, da auch in so 
einem Falle Rücksicht auf die 
Wünsche des kleinen Partners 
genommen werden muß. 


Zu guter letzt: Vielleicht ist 
Gregor Gysi in Wirklichkeit aber 
ein verkappter Nazi. Vor kurzem 
forderte er nämlich eine gesetzli- 
che Regelung, wonach von jeder 
Werbung zwei Prozent der aus- 
machenden Summe als neu zu 
schaffende Steuer an die Staats- 
kasse abgeführt werden sollen. 
Genau das gleiche Gesetz hatte 
aber die nationalsozialistische 
Regierung am 12. September 1933 
beschlossen. u 


Carol Greene 

Mörder aus der Retorte — 

Charles Manson und der Wertewandel 
238 Seiten, DM 16,80 

ISBN 3-925725-13-X 


Daß der amerikanische Geheimdienst CIA Ende 
der fünfziger Jahre im Rahmen des Projekts „MK- 
Ultra” Teile der amerikanischen Hochschuljugend 
vorsätzlich unter Drogen setzte, ist inzwischen un- 
bestreitbar. Daß jemand künstlich satanische 
Kulte, rituelle Massenmörder und dergleichen her- 
anzüchtet, bleibt trotzdem schwer zu begreifen. 
Die Untersuchung des Mordfalls Charles Manson 
hat Ungeheuerliches aus den Hexenküchen der 
Psycho-Kliempner zutagefördert. Daraus werden 
die eigentlichen Ursprünge der Anti- und Gegen- 
kultur, die längst zur vorherrschenden Kultur ge- 
macht worden sind, erkennbar. 


Aus dem Inhalt 


* Was geschah am 9. August 1969? « Der 
philosophische Psychopath ® Mensch oder Ratte ® 
Aldous Huxley und die „somatotonische“ 
Persönlichkeit «e Harvard und die psychedelische 
Revolution e Science-fiction, der direkte Weg in 
die Traumwelt e Manson und Scientology ® 
Satanismus und Sigmund Freud ® Ein „neuer 
Mensch‘ für eine „neue Gesellschaft“ 


Humanistische Literatur + Musik 
Verlag + Vertrieb, Postfach 3324 
D-65023 Wiesbaden 


Deutschland 


Ist das 


Verfassungs- 
sericht 
verfassungs- 
feindlich? 


Das Bundesverfassungsgericht (BVG) hat in den vergangenen 
zwei Jahren mehr als einmal durch seltsam anmutende Urteile 
auf sich aufmerksam gemacht - von denen nachfolgend nochmals 
einige aufgeführt werden sollen. Inzwischen mehren sich aber die 
Stimmen, die die Frage stellen, inwieweit das BVG nicht ein Staat 
im Staate geworden ist und sich selber mit einer Machtfülle aus- 
gestattet hat, die nicht mehr durch das Grundgesetz gedeckt ist. 
Dies führt dann direkt zur nächsten Frage, inwieweit das BVG 
nicht selber Machtmißbrauch begangen und durch seine Urteile 
den Weg in eine andere Republik vorgezeichnet hat. 


Neueste und nur schwer ver- 
ständliche Entscheidung ist das 
sogenannte Kruzifix-Urteil, mit 
denen Schulen verboten wurde, 
das Kreuz als christliches Sym- 
bol auch weiterhin in Schul- 
räumen aufzuhängen. 


Was heißt im 
Namen des Volkes? 


Vom reinen Tenor her ist das 
Urteil sicherlich noch nicht ein- 
mal zu beanstanden. Das Grund- 
gesetz hat die Trennung von 
Staat und Kirche (Religionsfrei- 
heit) vorgeschrieben. Der Grund 
war aber, daß der Staat, also 
sprich in diesem Fall die Regie- 
rung — ganz egal auf welcher 
Ebene-, Glaubensrichtungen ganz 
egal welcher Art verbieten oder 
zumindest auf sie Einfluß neh- 
men kann. 


Es stellt sich allerdings die Fra- 
ge, inwieweit der Gesetzgeber 
damit aber auch Einfluß darauf 
nehmen wollte, daß der Staat die 
in der Gesellschaft vorherrschende 
Glaubensrichtung — in Deutsch- 
land eben das Christentum - in 
der Öffentlichkeit nicht darstel- 
len soll. So stellt sich dann die 
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nächste Frage, ob es wirklich 
gegen die Verfassung verstößt, 
wenn in Schulen das Symbol des 
Glaubens hängt, dem der 
Großteil der Bürger noch immer 
angehört. 


Es ist auch falsch zu sagen, daß, 
da das Grundgesetz die Reli- 
gionsfreiheit garantiert, dann 
auch der Judenstern, islamische 
und buddhistische Symbole auf- 
gehängt werden müßten. Schließ- 
lich stellen diese in Deutschland 
nur einen Bruchteil des Chri- 
stentums dar. 


Ist das BVG 
unfehlbar? 


Die vorherigen Sätze sollen nicht 
als Plädoyer für das Christentum 
verstanden werden. In der Ver- 
gangenheit hat sich gezeigt, daß 
wesentliche Grundsätze des 
Christentums von den Repräsen- 
tanten dieses Glaubens selber 
mißachtet wurden — zum Bei- 
spiel bei den Kreuzzügen - und 
daß auch heute noch viele Dinge 
nur Kopfschütteln auslösen kön- 
nen — etwa der Bau einer mehre- 
re Milliarden Mark teuren Kopie 
des Vatikans mitten in der Wüste 


eines Entwicklungslandes, in 
dem Millionen von Menschen 
hungern und der Papst dennoch 
zur feierlichen Eröffnung anreist; 
oder das Verbot der Geburten- 
kontrolle. 


Dieses Urteil zeigt aber ganz 
deutlich auf, wie weit sich die 
insgesamt 16 Richter des BVG 
von der Wirklichkeit entfernt 
haben. Gleichzeitig muß es aber 
bedenklich stimmen, daß 16 
Richter mit einer derartigen 
Machtfülle ausgestattet sind. 
Und je nach zu entscheidendem 
Sachverhalt reicht manchmal 
schon ein Votum von nur drei 
Richtern aus, die Weichen der 
gesellschaftlichen Entwicklung 
in die eine oder die andere 
Richtung zu stellen. 


Das besonders Bedenkliche ist, 
daß das BVG in zunehmend 
mehr Fällen nicht nur darüber 
entscheidet, ob etwas mit der 
Verfassung übereinstimmt oder 
nicht, sondern zugleich auch Be- 
dingungen für eine Neufassung 
dieses Gesetzes vorgibt. So ge- 
schehen etwa bei der Abtrei- 
bungsfrage. Dort wurde klipp 
und klar vorgegeben, was das 
BVG in Zukunft tolerieren wür- 
de und was nicht. 


Blauäugige werden jetzt sagen, 
»dann weiß der Gesetzgeber 
wenigstens, woran er ist«. In 


Wirklichkeit bedeutet dies aber - 


nichts anderes, als daß das BVG 
sich für unfehlbar hält, da es der 
Meinung ist, sich noch nicht ein- 
mal mit den Argumenten der 
anderen Seite auseinandersetzen 
zu müssen. 


Jeder, der ein bißchen Ahnung 
von der Justiz hat, weiß, daß 
Plädoyers letztlich nur etwas für 
die Öffentlichkeit sind. Bei allen 
Prozessen seit Ende des Zweiten 
Weltkriegs dürfte es viel sein, 
wehn in nur fünf Fällen, sich 
Richter und/oder Geschworene 
in ihrer Meinung von einem 
Plädoyer abbringen ließen. 


Die Verhandlung selber und die 
dort vorgebrachten Argumente 
haben aber durchaus die Mög- 
lichkeit, das Gericht in seiner 
Meinung zu beeinflussen. Wenn 
nun aber die BVG-Richter durch 
eine Vorgabe quasi zu erkennen 
geben, daß sie alles beachtet 
haben, geben sie sich selber eine 
Allwissenheit, die es einfach 
nicht geben kann. Von daher 
wäre es sehr wohl möglich, daß 


gerade auch zum Thema Ab- 
treibungen noch Dinge vorge- 
bracht hätten werden können, die 
nicht zu einer Legalisierung mil- 
lionenfachen Mordes geführt 
hätten. 


Entscheidungen 
nach politischen 
Gesichtspunkten 


Natürlich kann man jetzt sagen, 
der Bundestag hätte noch immer 
ein anderes Gesetz verabschie- 
den und die Argumente dann vor 
dem BVG vorbringen können. 
Theoretisch wäre dies sicherlich 
sehr wohl möglich, aber prak- 
tisch nicht. Schließlich muß man 
sich am vom BVG vorgegebenen 
Urteil orientieren, damit also den 
einfachsten Weg gehen. Kann 
man von den Politikern denn 
wirklich etwa anderes verlan- 
gen? 


Ein ebenfalls zu beanstandender 
Punkt ist, daß das BVG so ent- 
scheidet, wie es gerade ins politi- 
sche Geschehen paßt. Das beste 
Beispiel hierfür ist der »Kohle- 
pfennig«. 


Zwar hat das oberste deutsche 
Gericht entschieden, daß der 
Kohlepfennig nicht der Verfas- 
sung entspricht, aber dennoch 
wurde die Erhebung desselben 
noch bis Ende 1996 gestattet. 
Man muß sich dieses mehrfach 
durch den Kopf gehen lassen, bis 
einem die Tragweite dessen so 
richtig bewußt wird. 


Der Grund hierfür ist einfach: 
Der Staat muß (will) die Kohle- 
politik weiter subventionieren — 
und hierfür muß man ihm Zeit 
gewähren. Hätte man aufgrund 
der festgestellten Verfassungs- 
widrigkeit aber die sofortige 
Aufhebung des Kohlepfennigs 
verlangt — so wie dies auch die 
einzige richtige Entscheidung 
gewesen wäre -, dann hätten 
dem Herrn Finanzminister aber 
viele Milliarden Mark in seiner 
Tasche gefehlt. Also wurde etwas 
noch für rund zwei Jahre geneh- 
migt, obwohl es eigentlich einen 
Rechtsbruch darstellt. Wenn man 
so will, handelt es sich also um 
ein staatlich genehmigtes Verbre- 
chen. 


Eine reine Folgenentscheidung 
war auch die Ablehnung der 
Klage einer Gruppe von Alt- 
bankaktionären zur Frage der 
Verfassungskonformität des so- 


genannten Großbankengesetzes 
von 1952. Da das BVG hier kei- 
nen Ausweg wußte, bezeichnete 
man es kurzerhand als »mittelba- 
res Besatzungsrecht«, das einer 
Überprüfung durch das BVG 
entzogen ist. 


Dabei wurde zwischen den Zei- 
len selbst zugegeben, daß dieses 
Gesetz nicht dem. Grundgesetz 
entspricht. Hätte das Großban- 
kengesetz aber aufgrund einer 
festgestellten Verfassungswidrig- 
keit aufgehoben werden müssen, 
dann hätte die seinerzeit erfolg- 
te Aufteilung der damaligen 
Großbanken (Altbanken) in drei 
rechtlich selbständige Nach- 
folgeinstitute und die anschlie- 
ßende Neueingliederung in die 
sogenannte Neubank aufgeho- 
ben werden müssen und wäre 
die Altbank wieder die recht- 
liche Großbank geworden und 
hätte das Vermögen der Neu- 
bank in diese übertragen werden 
müssen. 


Der Rückzug auf das 
Besatzungsrecht 


Sicherlich hätte dies für große 
Unruhe gesorgt und hätte dies 
ziemliche Konsequenzen nach 
sich gezogen; doch hätte man 
diese durch eine Abfindung an 
die Altbankaktionäre bei einem 
entsprechenden Auflösungsbe- 
schluß der Altbank und Quasi- 
Rückübertragung der gesamten 
Vermögensgegenstände auf die 
Neubank bei gleich Null halten 
können. Nur hätte dies den 
Großbanken, die sich den Namen 
der Altbank ohne jede Be- 
rechtigung und ohne Zahlung 


auch nur eines Pfennigs an 
Lizenzgebühren 'an sich gerissen 
hätten, etliche Millionen Mark 
gekostet. 


So half dann das BVG ihnen 
dann eben mit »mittelbarem Be- 
satzungsrecht« aus der Patsche. 
Wie ein Gesetz, das vom Bun- 
destag verabschiedet, vom Bun- 
desrat genehmigt und vom Bun- 
despräsidenten unterschrieben 
wurde, es also den gesamten vom 
Grundgesetz vorgeschriebenen 
Rechtsweg ging, dann aber mit- 
telbares Besatzungsrecht sein 
kann, darüber machten die »ober- 
sten Hüter der Verfassung« vor- 
sichtshalber keine Angaben - 
weil es hierfür nämlich auch 
keine Argumente gibt. 


Das BVG kann dies auch tun, 
weil es im wahrsten Sinne des 
Wortes die letzte Instanz ist, 
gegen dessen Entscheidung es 
kein Rechtsmittel mehr gibt - 
wenn man mal vom Europäi- 
schen Gerichtshof absieht, was 
aber Jahre dauert und dann selbst 
bei einem positiven Urteil für 
den Kläger noch immer nicht die 
Gewähr gegeben ist, ob sich 
wirklich etwas ändert. 


Mehr Macht 
als der Bundestag 


Die Folgen dieser Allmacht des 
BVG sind dramatisch, da sie die 
auf der Gewaltenteilung .beru- 
hende Demokratie aushebeln. 
Der Verfassungsrichter Ernst- 
Wolfgang Böckenförde schreibt 
dann auch: »Das Bundesver- 
fassungsgericht wendet im Be- 
reich der Grundrechtsprechnung 


nicht mehr nur vorgegebene 
Inhalte der Verfassung an, es 
wird zum Organ der rechtsschöp- 
ferischen Konkretisierung der 
Verfassung; diese wird inhaltlich 
angereichert und der Gesetz- 
geber hieran kraft des Vorrangs 
der Entscheidung des Ver- 
fassungsgerichts gebunden... 


Es vollzieht sich ein gleitender 
Übergang vom parlamentari- 
schen Gesetzgebungsstaat zum 
verfassungsrechtlichen Jurisdik- 
tionsstaats... 


"Auf den demokratischen politi- 


schen Prozeß, die in ihm zu fin- 
denden oder auszuhandelnden 
Lösungen kommt es nicht mehr 
entscheidend an; er kann umgan- 
gen oder ersetzt werden.« 


Damit verfügen 16 Männer und 


. Frauen über mehr Macht als der 


gesamte aus fast 1.000 Personen 
bestehende Bundestag und Bun- 
desrat! Was sie entscheiden, wird 
automatisch geltendes Recht — 
das zudem von niemandem über- 
prüft wird. 


Wenn diese 16 Männer und 
Frauen jetzt wenigstens noch 
vom lieben Gott auf die Erde her- 
untergesandt worden wären, um 
hier die himmlische Gerechtig- 
keit auf Erden zu bringen, dann 
könnte man sich damit noch fast 
abfinden. Doch in Wirklichkeit 
handelt es sich bei diesen Rich- 
tern meist um irgendwelche ab- 
gehalfterten oder manchmal auch 
altgedienten Politiker, die entwe- 
der abgeschoben oder noch als 
kleines Dankeschön auf einen 
lukrativen Posten gehievt werden 
sollen. 


Es wird nicht überprüft, so wie 
nach Artikel 33 II GG, der für ein 
öffentliches Amt »Befähigung 
und fachliche Leistung« ver- 
langt, ob die Damen und Herren 
Richter dies auch haben. Dage- 
gen waren 1993 insgesamt zwölf 
der 16 Richter  Beamtenkinder, 
und nur vier Richter, also gerade 
mal ein Viertel, hatte Auslands- 
erfahrung. Mehrere hatten dage- 
gen noch nicht einmal ihren Ge- 
burts- oder Studienort verlassen. 


Dieses alles braucht kein Makel 
zu sein, zeigt aber doch auf, daß 
die BVG-Richter nun alleine von 
dem Wissen und ihrem Vorleben 
nicht unbedingt dazu prädesti- 
niert sind, ein umfassendes 
Wissen auf vielen Bereichen zu 
haben. Damit bekommen wieder 
ihre Mitarbeiter, auf die sich die 
Richter dann zwangsläufig ver- 
lassen müssen, einen Einfluß, der 
ihnen ganz und gar nicht zusteht 
und der von den Vätern des 
Grundgesetzes so auch mit 
Sicherheit nicht vorgesehen war. 


Wie könnte nun eine effektive 
Überwachung der Rechtmäßig- 
keit der BVG-Entscheidungen 
aussehen? Eine Möglichkeit 
wäre, daß mit einer Drei-Viertel- 
Mehrheit der Mitglieder des 
Bundestags und des Bundesrats — 
nicht 75 Prozent der bei einer 
Abstimmung anwesenden Abge- 
ordneten — eine BVG-Entschei- 
dung wieder aufgehoben werden 
kann. Gleichzeitig müßte die 
Entscheidung von Bundestag 
und Bundesrat dann auch noch 
durch eine Mehrheit bei einer 
Bürgerbefragung bestätigt wer- 
den, wobei eine Teilnahmepflicht 
besteht. 


Jonathan Tinnenbaun 
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Deutschland- 


Journal 


Schirinowski 
deutsch- 
feindlich 


Der Vorsitzende der russischen 
liberaldemokratischen Partei 
LDPR, Schirinowski, gibt sich in 
Interviews immer besonders 
deutschenfreundlich. In Wirk- 
lichkeit ist jedoch das genaue 
Gegenteil der Fall. Die Taten sei- 
ner Partei beweisen nämlich, daß 
Schirinowski in Wirklichkeit 
eine deutschenfeindliche Politik 
betreibt. 


So kam zum Beispiel der am 
22. Dezember 1994 von der Du- 
ma angenommene Vorschlag, die 
Rückbenennung deutscher Orts- 
namen in Nordostpreußen zu 
untersagen, vom LDPR-Abge- 
ordneten Anatolij Moissejew. In 
der Parlamentsdebatte führte 
Moissejew wörtlich aus: »Im 
Kaliningrader Gebiet findet der- 
zeit eine Ersetzung russischer 
Namen durch deutsche statt. In 
Kaliningrad existieren deutsche 
Autokolonnen und eine »Königs- 
berger Informationsagentur«. 


In der Stadt Sowjetsk wird die 
Zeitung »Demokratisches Tilsit« 
herausgegeben, geöffnet hat ein 
Tilsiter Theater, eingetragen als 
Jugendbühne. Das alles ge- 
schieht unter Duldung der loka- 
len Behörden, an ihrer Spitze Ge- 
bietschef Jurij Matotschkin. Man 
versucht, ein Gesetz über den 
Sonderstatus des Kaliningrader 
Gebiets durchzubringen. Durch 


dieses Gesetz wird die ganze‘ 


Macht Matotschkin übertragen, 
was die Abtrennung des Kalinin- 
grader Gebietes beschleunigt. 


Ja, es gibt russische Kräfte in 
diesem Gebiet, die nach dieser 
Lösung streben. Deshalb schlage 
ich vor, im Gebiet Kaliningrad, 
das ein integraler Bestandteil 
Rußlands ist, alle deutschen 
Namen zu verbieten.« 


Als dieser Antrag im ersten 
Wahlgang nicht durchkam, 
beklagte Moissejew in einer lei- 
denschaftlichen Rede nochmals 
die angebliche Germanisierung 
der russischen Namen. Daraufhin 
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kippten einige Abgeordnete im 
zweiten Wahlgang um, und 
Moissejew bekam die notwendi- 
ge Mehrheit für seinen Antrag. 


Dies ist nur ein Beispiel von vie- 
len anderen, die folgen könnten. 
Das deutschfreundliche Getue 
Schirinowskis dient nur dazu, 
Gelder aus bestimmten Quellen 
anzuzapfen und damit seine 
Partei zu stärken. OD 


Kritik an 
Greenpeace- 
Nominierung 


Scharfe Kritik ist aus konservati- 
ven CDU/CSU-Kreisen an Vor- 
schlägen liberaler Unionskreise 
laut geworden, die sich dafür 
aussprachen, die selbsternannte 
Umweltschutzorganisation 
Greenpeace für den Friedens- 
nobelpreis vorzuschlagen. 


Kritisiert wird von diesen Ab- 
geordneten besonders, daß die 
Aktionen von Greenpeace sich in 
erster Linie immer gegen demo- 
kratische Staaten richten. 


Ein Beispiel hierfür ist die durch 
Greenpeace-Aktivitäten erreichte 
Nichtversenkung der Shell-Ol- 
plattform Brent Spar im At- 
lantischen Ozean. Vielmehr wur- 
de die Plattform bekanntlich in 
einen norwegischen Fjord ge- 
schleppt, wo derzeit nach der 
umweltfreundlichsten Entsor- 
gungsmöglichkeit gesucht wird. 


"Dabei mehren sich die Stimmen 


von Umweltexperten, daß wahr- 
scheinlich doch eine Versenkung 
das beste gewesen wäre, da das 
Wasser die Giftstoffe wohl am 
besten verdünnt hätte. Dagegen 
scheinen die Risiken einer Land- 
entsorgung deutlich größer. 


Die nächste Aktivität richtete 
sich gegen die Entscheidung 
Frankreichs, noch eine begrenzte 
Anzahl von Atomwaffentests 
vorzunehmen. So sehr besonders 
in diesem Fall die Proteste be- 
rechtigt sind — selbst unter Be- 
rücksichtigung einer vielleicht in 
der Zukunft notwendigen atoma- 
ren Verteidigungsbereitschaft; 
aber alle Versuche können heute 
in leistungsfähigen Computern 
nachvollzogen werden, besonders 
in den westlichen Ländern, — so 
fällt aber doch auf, daß sich die 
Proteste gegen die chinesischen 


Atomtests seitens Greenpeace in 
sehr engen Grenzen halten. 


Selbst wenn einige führende 
Greenpeace-Mitglieder in China 
nach einer Protestaktion für we- 
nige Stunden inhaftiert wurden, 
so sind diese Aktionen doch nichts 
gegen das, was Greenpeace ge- 
gen Frankreich durchführt. 


Und auch die Argumentation von 
Greenpeace, angesichts der grö- 
ßeren Freiheitsrechte in demo- 
kratischen Staaten ließen sich 
Protestaktionen besser durch- 
führen, erscheint bei genauer 
Betrachtung nur vordergründig. 


Denn gerade die Provokationen 
von Diktaturen, die zunehmend 
mehr auf westliche Gelder ange- 
wiesen sind und die es sich des- 
wegen nicht leisten können, 
westliche Umweltschützer für 
lange Zeit zu verhaften oder sie 
sogar zu foltern, würde in der 
Welt wahrscheinlich größere 
Schlagzeilen machen und auch 
die innerstaatliche Opposition in 
diesen Ländern kräftigen. 


Der Hauptgrund für die vielen 
Greenpeace-Aktivitäten in den 
westlichen Ländern, die prozen- 
tual weit über denen in linken 
Terrorregimes liegen, liegt viel- 
mehr darin, daß sich die Bevöl- 
kerung in den europäischen Staa- 
ten und besonders in Deutsch- 
land umweltpolitisch schon fast 
hysterisch verhält und jeglichen 
Sachverstand vermissen läßt. 


Sind aber die Aktivitäten erfolg- 
reich, und sei es durch Ver- 
leumdungskampagnen, dann flie- 
ßen auch die Spenden um so 
reichlicher — und werden die 
Festgeldkonten höher. DO 


Griechen 
fordern 
Entschädigung 


50 Jahre nach dem Ende des 
Zweiten Weltkriegs haben sich 
nun mehr als 200 Griechen ent- 
schlossen, von Deutschland eine 
Entschädigung für Unrecht, das 
ihnen angeblich während der 
deutschen Besatzungszeit im 
Zweiten Weltkrieg zugefügt wor- 
den sei, zu fordern. 


Dieses Mal hat man sich einen 
anderen Weg ausgedacht, um ans 
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deutsche Geld zu kommen, nach- 
dem die Bundesregierung in den 
vergangenen Jahren entsprechen- 
de Anträge mehrerer Länder im- 
mer abschlägig beschieden hatte. 


Nunmehr sollen die Anträge auf 
Entschädigung wegen Freiheits- 
beraubung, Zerstörung von Ei- 
gentum und Tötung eines Ver- 
wandten von griechischen Ge- 
richten bearbeitet werden. Nach 
internationalem Recht würde die 
Vollstreckung dann deutschen 
Behörden obliegen. oO 


Deutsche lieben 
risikolose 
Anlagen 


Das Aktiensparen wird in 
Deutschland noch immer ver- 
nachlässigt. Obwohl die Aktie im 
langfristigen Vergleich alle ande- 
ren Sparformen in der Rendite 
ganz klar geschlagen hat, ist das 
Interesse an dieser Anlageform 
sogar noch . weiter gesunken. 
Hatte der Aktienbestand Ende der 
achtziger Jahre noch rund ein 
Drittel des gesamten Depotbe- 
stands ausgemacht, war es 1994 
nur noch etwas mehr als ein 
Viertel. 


Zwar nahm der Kurswert der in 
Depots verwahrten inländischen 
Aktien von 584 auf 821 Milli- 
arden Mark zu, die Bestände an 
inländischen festverzinslichen 
Wertpapieren sind dagegen von 
642 auf 1.548 Milliarden Mark 
gestiegen. Ausschlaggebend hier- 
für war nach Angaben der Bun- 
desbank der starke Anstieg der 
Anleiheverschuldung der Offent- 
lichen Hand wie auch der Kre- 
ditinstitute im Zuge der Wie- 
dervereinigung. 


Das stärkste Wachstum unter 
allen Wertpapieren wiesen je- 
doch die Investmentzertifikate 
auf, die allerdings von einem 
recht niedrigem Niveau kom- 
men. Wurden 1989 nur 163 
Milliarden Mark Investment- 
anteile in Depots verwahrt, wa- 
ren es 1994 bereits 382 Milli- 
arden Mark. Da die Banken ins- 
besondere Kleinanleger immer 
mehr in die Investmentzertifikate 
zu Lasten attraktiverer Spar- 
formen hetzen, ist es sehr wahr- 
scheinlich, daß sich dieses Wachs- 
tum auch in den kommenden 
Jahren weiter fortsetzen wird. 


Förderung für 
Biodiesel 


Die Bundesregierung will den 
Einsatz von Biodiesel in In- 
dustrie und Privathaushalten stei- 
gern. Diese Initiative ist in den 
Augen von Bundeskanzler Hel- 
mut Kohl und den zuständigen 
Ministerien auch notwendig, daß 
der 1994er-Verbrauch von 25.000 
Tonnen angesichts der Produk- 
tionskapazitäten der Landwirt- 
schaft »nicht befriedigend« sei. 


So müsse Biodiesel trotz der 
vollständigen Steuerbefreiung in 
Deutschland und des um ein 
Drittel unter Weltmarktpreis lie- 
genden Erzeugerpreises an den 
Tankstellen meist einige Pfenni- 
ge teurer als herkömmlicher 
Dieselkraftstoff angeboten wer- 
den. Hinzu komme ein Mehrver- 
brauch von etwa sechs Prozent, 
so daß Biodiesel aus ökologischen 


Gründen zwar besser sei, die 


Verbraucher aber erst nur zum 
Teil bereit seien, für mehr Okolo- 
gie auch mehr Geld zahlen zu 
wollen. 


Insgesamt wurden 1994 von den 
rund 17 Millionen Hektar Anbau- 
flächen in Deutschland nur knapp 
400.000 Hektar für den Anbau 
nachwachsender Rohstoffe ge- 
nutzt. In diesem Jahr dürfte diese 
Fläche auf etwa eine halbe 
Million Hektar gestiegen sein. D 


Arbeitslosen- 
statistik 
irreführend 


Die derzeit geltende Arbeits- 
losenstatistik ist nach Einschät- 
zung des Deutschen Industrie- 
und. Handelstags (DIHT) sehr 
irreführend. Vielmehr sei es not- 
wendig, künftig in der Statistik 
»arbeitsmarktferne« und »arbeits- 
marktnahe« Arbeitslose getrennt 
auszuweisen. 


Die Zahl der sofort vermittelba- 
ren Arbeitslosen schätzte der 
DIHT auf rund zwei Millionen 
Männer und Frauen. Für diese 
Personen sei die sofortige 
Schaffung von Arbeitsplätzen 
dringend erforderlich. Für die 
übrigen Arbeitslosen müsse noch 
einiges bei der Qualifizierung 
getan werden, 
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Kohl auch 1998 
Kanzler- 
kandidat 


Entgegen seinen noch vor Jah- 
resfrist geäußerten Bemerkun- 
gen, er wolle bei der Bundes- 
tagswahl 1998 nicht mehr als 


Kanzler kandidieren, hat Helmut : 


Kohl seine Meinung inzwischen 
geändert. Nach Informationen 
von Bonner Kreisen habe er sich 
jetzt ins Stammbuch geschrie- 
ben, als Kanzler Deutschland ins 
nächste Jahrtausend zu führen. 
Erst bei der Wahl im Jahre 2002 
sei dann endgültig Schluß - 
zumindest mit dem Posten des 
Bundeskanzlers. Kohl soll aber 
noch immer nicht die Hoffnung 
aufgegeben haben, eines derzeit 
sicherlich noch fernen Tages 
Bundespräsident zu werden. 


Keine Irak- 
Hinweise 


Keinerlei Hinweise haben die 
deutschen Geheimdienste, daß 
der Irak wirklich vorgehabt ha- 
ben soll, Ende August einen 
Angriff auf Kuwait und Saudi- 
Arabien zu starten so wie es der 
übergelaufene General Kamil el- 
Madschid von sich gab. 


Angesichts der UNO-Resolution, 
wonach irakisches Militär nicht 
den 32. Breitengrad überschrei- 
ten dürfe, sei die Vorwarnzeit bei 
einem Angriff so groß, daß un- 
problematisch Gegenmaßnahmen 
ergriffen werden könnten. Denn 
ein Angriff ohne Panzerverbände 


nur durch die Luftwaffe ergebe. 


wenig Sinn. Zwar seien einige 
Truppenbewegungen entlang die- 
ses Breitengrades festgestellt 
worden, nur gebe es keinerlei 
Anzeichen, daß diese auch nur 
annähernd in diese Richtung ver- 
laufen würden. Zudem gebe es 
keine Indizien für eine offensive 
Ausrichtung der Armee. 


Nach vertraulichen Berichten 
sollen diese Erklärungen der 
USA und das Vorziehen geplan- 
ter Manöver eine Aufhebung der 
UNO-Resolutionen verhindern. 
Die Iraker. sollen nun nämlich die 
Resolutionen zu 99 Prozent 
erfüllt haben, so daß es im weite- 
ren Jahresverlauf immer schwie- 
riger geworden wäre, das totale 
Embargo gegen das Land auch 


weiterhin aufrechtzuerhalten. Mit 
Aussagen eines hochrangigen 
Überläufers, ein neuer Angriff 
sei geplant gewesen, würden 
aber wieder einige Monate hin- 
zugewonnen. 


SPD gegen 
Rechtsstaat 


Die SPD entfernt sich immer 
mehr von einer rechtsstaatlichen 
Partei. Der neue nordrhein-west- 
fälische Justizminister und frühe- 
re Düsseldorfer Regierungsprä- 
sident Fritz Behrens will prüfen, 
ob Delikte wie Ladendiebstahl, 
Schwarzfahren und ähnliche 
»Bagatelldelikte...entkriminali- 
siert« werden können. Nord- 
rhein-Westfalen wolle sich für 
eine solche Diskussion auf Bun- 
desebene stark machen, kündigte 
er weiter an. 


Behrens setzte sich dafür ein, 


- durch eine gesetzliche »Locke- 
rungsklausel« die probeweise 


Einrichtung von »Fixerräumen« 
für Rauschgiftsüchtige zu er- 
möglichen. Dagegen lehnte er 
die Ausgabe von Einweg-Sprit- 
zen in Haftanstalten ab. Darüber 


hinaus sei darüber zu diskutieren, ° 


ob der Genuß von Alkohol unter 
Umständen nicht gefährlicher sei 
als der Konsum von Haschisch. 


Angesichts überlasteter Gefäng- 
nisse sollte seiner Ansicht nach 
»die Haft als schärfstes Schwert 
der Strafverfolgung behutsamer« 
als bisher verhängt werden. 
Denkbare Alternativen seien Tä- 
ter-Opfer-Ausgleich, Wiedergut- 
machung und gemeinnützige 
Leistungen. 


Auch muß nach Ansicht Be- 
hrens’ die Resozialisierung von 
Inhaftierten »mit aller Kraft 
betrieben werden«. Dabei soll 
die heimatnahe Unterbringung 
im offenen Vollzug durch Um- 
wandlung frei werdender Plätze 
des geschlossenen Vollzugs ver- 
stärkt werden. 


Bei der geplanten Organisations- 
reform im Justizapparat, die 
Behrens als »fast revolutionär« 
bezeichnete, soll besonders auf 
die Stärkung der Eigenverant- 
wortung geachtet und dem Ein- 
zelrichter möglichst viele Ent- 
scheidungen übertragen werden. 
Dabei setzte er sich angesichts 
der totalen Überlastung der Ge- 


richte dafür ein, daß bei Ba- 
gatellstreitigkeiten dem Zivil- 
prozeß künftig ein Schlich- 
tungsverfahren vorangehen muß, 
was sicherlich begrüßenswert ist. 


Festzuhalten bleibt daß Behrens 
mit seinen Forderungen einen 
bedenklichen Weg geht. Laden- 
diebstahl wird heute nicht mehr 
nur von Einzeltätern betrieben, 
sondern hat auch schon Eingang 
in die organisierte Kriminalität 
genommen. Damit würde sich 
das Risiko für diesen Täterkreis 
dann nur noch auf eine ange- 
sichts der geringen Fangquote 
lächerliche Buße belaufen und 
insgesamt zu einer Ausweitung 
des Ladendiebstahls führen. 
Schon heute könnten mit der 
jährlichen Beute aus Ladendieb- 
stählen. 75.000 Eisenbahn- 
waggons gefüllt werden, die 
einen 275 Kilometer langen Zug 
ergeben würden! 


Wissmann 
Kapituliert 
vor Rechts- 
brechern 


Mit einer bemerkenswerten Aus- 
sage, die in der Öffentlichkeit 
viel zu wenig beachtet wurde, hat 
Verkehrsminister Wissmann be- 
gründet, warum ab dem 1. April 
1996 Fahrradfahrern auch das 
gegen die vorgeschriebene Fahrt- 
richtung erlaubte Fahren in Ein- 
bahnstraßen erlaubt werden soll: 
»Sie machen es ja ohnehin schon.« 


Wenn es danach geht, müßten 
auch folgende Dinge aufgehoben 
werden: Geschwindigkeitsbe- 
schränkungen (vor allem auf 
Autobahnen), Mißachtung des 
Rotlichts von Fußgängern, Falsch- 
parken, Versicherungsbetrug, Steu- 
erhinterziehung und vieles mehr. 
Schließlich hält sich der Großteil 
der Bürger auch bei diesen 
Punkten nicht an die Vorschriften 
oder legt sie zumindest sehr 
großzügig aus. 


Mit dieser Begründung hat Wiss- 
mann die Rechtsstaatlichkeit voll- 
kommen ausgehebelt. Sicherlich 
ist verkehrswidriges Fahrradfah- 
ren gemessen an anderen Dingen 
nicht so sonderlich wichtig, 
doch selbst der reißendste Fluß 
fängt einmal klein als Quelle 
an. 
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Zu guter 
Letzt 


Sexueller 
Mißbrauch von 
Kindern 


In den letzten Jahren wurde in 
den Medien immer häufiger über 
Fälle von sexuellem Mißbrauch 
von Kindern berichtet. In den 
Talkshows im Fernsehen häuften 
sich die Geständnisse von betrof- 
fenen Frauen, die sich zum Teil 
inzwischen auch zu Selbsthilfe- 
gruppen zusammengeschlossen 
haben, um die Aufmerksamkeit 
der Öffentlichkeit auf dieses 
heikle Thema zu lenken. Die 
Folge ist - ähnlich wie bei ande- 
ren zeitweilig in den Medien 
fokussierten Themen -, daß es 
am Ende immer schwieriger 
wird, das Ausmaß und tatsächli- 
che Gewicht des Problems zu 
bestimmen. 


. Als das Institut für Demoskopie 
Allensbach kürzlich in seiner 
Juni-Umfrage einen repräsentati- 
ven Bevölkerungsquerschnitt da- 
nach fragte, ob ein sexueller 
Mißbrauch von Kindern häufig 
oder eher selten vorkommt, zeig- 
ten sich 66 Prozent der Deut- 
schen überzeugt, daß der sexuel- 
le Mißbrauch von Kindern kei- 
neswegs selten ist. Die Vorstel- 
lung einer harmonischen und lie- 
bevollen Beziehungswelt zwi- 
schen Eltern und Kindern wirkt 
plötzlich wie zerstört. Vor allem 
die Frauen sind irritiert. 72 Pro- 
zent von ihnen vermuten, daß 
dieses Sexualdelikt rings um sie 
herum häufig vorkommt. 


Aber das Thema gehört auch 
jetzt noch nach jahrelangen Be- 
richten, Falldokumentationen und 
einzelnen Prozessen zu jenen 
Themen, die mit tatsächlichen 
Fallzahlen nicht zu fassen sind. 
Deshalb können die Vermutun- 
gen beliebig »ins Kraut« schie- 
ßen und auch beliebig gegen 
Unschuldige instrumentalisiert 
werden. Jeder einzelne Fall, von 
dem man in der Zeitung liest 
oder im Fernsehen etwas hört, 
wird — auch wenn damit jeweils 
nichts als ein Einzelfall bewiesen 
wird — zur Bestätigung für die 
inzwischen massenhafte Unter- 
stellung solcher Vorkommnisse. 
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Die wenigsten Befragten haben 
bei ihrer Vermutung einen kon- 
kreten Fall aus ihrer näheren oder 
weiteren Umgebung vor Augen, 
von dem sie wissen oder auch 
nur gerüchteweise gehört hätten. 
Auf die Frage: »Haben Sie in 
Ihrem eigenen Bekanntenkreis 
oder hier in der Nachbarschaft 
schon einmal von so einem Fall 
erfahren, haben Sie da mal etwas 
über den Mißbrauch von Kindern 
gehört?« antworteten 83 Prozent 
aller Befragten mit »Nein«. Auch 
Frauen, die vermutlich insgesamt 
aufmerksamer als Männer hin- 
hören, wenn in ihrer Umgebung 
über so etwas gesprochen wird, 
und die sich sicherlich am ehe- 
sten untereinander über eigene 
schlimme Erfahrungen in diesem 
Bereich austauschen, können 
sich zu 80 Prozent an keinen ein- 
zigen Fall aus ihrem Bekannten- 
kreis oder aus ihrer Nachbar- 
schaft erinnern. 


Zudem: Daß 14 Prozent der 
Befragten von einem Fall von 
Kindesmißbrauch gehört haben, 
heißt nicht, daß die Zahl der 
offenbar gewordenen Delikte 
dieser Zahl entsprechen würde. 
Denn im allgemeinen genügt ein 
einziger Fall, bzw. das Gerücht 
zu einem einzigen Fall, um Hun- 
derte von Menschen darüber zum 
Reden zu bringen. 


Wahrscheinlich ist das der Grund, 
weshalb viele Erwachsenen (auch 
die Mehrzahl der Frauen) be- 
fürchten, daß die öffentliche 
Dauerdiskussion des Themas 
»sexueller Mißbrauch von Kin- 
dern« das soziale Klima in unse- 
rer Gesellschaft und vor allem 
auch in den Familien belasten 
könnte. Diese Befürchtung kann 
man aus den Ergebnissen einer 
Frage ablesen, bei der den 
Befragten ein Dialog zu diesem 
Thema vorgelegt wurde. Eine der 
beiden Positionen dieses Dialogs 
lautete: »Ich finde es wichtig, 
daß man den sexuellen Miß- 
brauch von Kindern verfolgt und 
bestraft. Es darf aber nicht soweit 
kommen, daß man fast allen 
Vätern mißtraut, sonst geraten 
auch viele Unschuldige unter den 
Verdacht, daß sie Kinder miß- 
brauchen.« 56 Prozent aller Be- 
fragten stimmen dieser Warnung 
vor zu großem Mißtrauen zu 
(Männer: 60 Prozent, Frauen: 
53 Prozent). 35 Prozent der Be- 
fragten meinen jedoch, daß dem 
Problem nur mit härteren Ban- 
dagen und noch mehr Mißtrauen 
beizukommen sei: »Es ist gut, 


wenn man mißtrauisch ist und 
auch dem kleinsten Verdacht 
nachgeht. Denn nur dann wird 
man auf den sexuellen Miß- 
brauch von Kindern überhaupt 
aufmerksam.« Männer sind zu 
31 Prozent und Frauen zu 39 Pro- 
zent von der reinigenden Kraft 
des Mißtrauens überzeugt. m 


Ab Siebzig 
Jährliche 
Überprüfung 
der Fahr- 
tüchtigkeit 


Der Vorschlag, daß ältere Auto- 
fahrer sich in regelmäßigen Ab- 
ständen auf ihre Fahrtüchtigkeit 
überprüfen lassen sollten, ist 
nicht neu. Schon vor ungefähr 
zehn Jahren hat das Institut für 
Demoskopie Allensbach zum 
ersten Mal die westdeutsche 
Bevölkerung danach gefragt, ob 
der Gesetzgeber nicht ab dem 
siebzigsten Lebensjahr eine jähr- 
liche ärztliche Untersuchung der 
Fahrtüchtigkeit vorschreiben soll- 
te. Damals waren 69 Prozent der 
Westdeutschen für eine solche 
Untersuchung. Die Frage ist jetzt 
im Juni 1995 wiederholt worden. 
Inzwischen sprechen sich sogar 
71 Prozent der Westdeutschen 
und 83 Prozent der Ostdeutschen 
für eine solche Untersuchungs- 
vorschrift aus. 


Die Forderung nach einer Über- 
prüfung der Fahrtüchtigkeit wird 
in der Bevölkerung im gleichen 
Umfang nicht nur im Blick auf 
eine ärztliche Untersuchung, 
sondern auch im Blick auf eine 
Überprüfung der Fahrkenntnisse 
gestellt. Daß diese Forderung 
nicht nur von der jüngeren Be- 
völkerung, sondern mehrheitlich 
auch von den älteren selbst aus- 


gesprochen wird, macht deutlich, 


daß es sich bei dieser Forderung 
keinesfalls um eine Diskrimi- 
nierung älterer Verkehrsteil- 
nehmer handelt. 


Polizei und Versicherer wissen 
zwar, daß jugendliche Autofahrer 
heute im Verkehr — was die To- 
desstatistik angeht — für sich 
selbst und für andere ein sehr viel 
größeres Gefahrenpotential dar- 
stellen, aber die älteren scheinen 
in den meisten Fällen selbst ihre 
zunehmende Unsicherheit zu 


bemerken. Deshalb überrascht es 
kaum, in welchem Ausmaß für 
die meisten ab dem siebzigsten 
Lebensjahr der Spaß am Auto- 
fahren aufhört. Aus der Alters- 
gruppe der 60- bis 69jährigen sa- 
gen immerhin noch 30 Prozent: 
»Autofahren macht mir großen 
Spaß«. Die, die 70 Jahre und 
älter sind, sagen das nur noch zu 
18 Prozent. 

Während das Gefahrenpotential 
der Jüngeren hauptsächlich aus 
Übermut, Erfahrungsmangel und 
Selbstüberschätzung resultiert, 
handelt es sich bei älteren Auto- 
fahrern eher um ein schleichen- 
des Problem. Die im allgemeinen 
jahrzehntelange, große Fahrpra- 
xis wird ganz allmählich im Lau- 
fe des Alterungsprozesses relati- 
viert. 


Beobachtungen aus Europa und 
den Vereinigten Staaten haben 
gezeigt, daß auch im hohen Alter 
ein genereller Abfall der Lei- 
stungsfähigkeit zumindest dann 
nicht die Regel ist, wenn geistige 


. und manchmal auch körperliche 


Anstrengungen weiterhin abver- 
langt werden. Unbestritten bleibt 
allerdings, daß sich mit dem 
Alter der Zeitfaktor für die Lö- 
sung von Aufgaben verändert. 


»Wir, ich und 
unsere Welt« 


»Das andere deutsche Nach- 
richtenmagazin« veröffentlicht 
sozusagen als Abschluß der 
Ausgabe Gedichte von Dr. Det- 
lev Geiger. Leser, die Interesse 
an den Gedichten haben, können 
diese im Selbstverlag erschie- 
nenen Gedanken direkt vom 
Autor für einen Unkostenbeitrag 
von DM 16,00 beziehen. Richten 
Sie bitte Ihre Bestellung an Dr. 
Detlev Geiger, Bleich Straße 6, 
D-63743 Aschaffenburg. Als 
Naturwissenschaftler zum Pessi- 
misten entwickelt und als kriti- 
scher Christ zur leisen Hoffnung 
verpflichtet, versucht Detlev 
Geiger Lösungsansätze zu fin- 
den. Vieles bleibt unbewußt als 
Ansatz stehen. Vieles aber 
scheint erst deutlich zu werden 
durch die Parabel. 


Schnupfennasen 
mub man schonen. 


Ein gutes Schnupfenspray sollte heute mehr leisten, als nur die 


Nase freizumachen. Es muß auch die Nasenschleimhäute scho-  Beanlteack 


Wirkstoff: Oxymetaz 
hydrochlorid 0,05% 


nen. Wissenschaftliche Untersuchungen 
ah “N . Spra 

haben bestätigt, daß der Nasivin Wirkstoff | F& enüachsene 

i { und Schulkinder 

Oxymetazolin besonders schonend ist. So 


wird bei einem Schnupfen die Funktions- 


fähigkeit der Flimmerzellen erhalten. 


(Schematische Darstellung;) 


nktionsfähige Flim: lien. Sie en . u. . Wirkstoff: OX Br 
ne Staub und Bakterien können weiter 
abtransportiert werden. Nasivin wirkt also nicht nur schnell Sr rwachsene, 


und langanhaltend, sondern auch besonders schonend. LEE 


Nasıvin. Wirkt schnell und schonend. 


Nasivin Spray. Bei akuten Schnupfen, Nasennebenhöhlenentzündung, Tubenkatarrh, Mittelohrentzündung. Im allgemeinen keine Nebenwirkungen: bei besonderer Empfindlichkeit gelegentlich Reizerscheinungen 
an der Nasenschleimhaut; in seltenen Fällen Anschwellen der Nasenschleimhaut nach Abklingen der Wirkung. Nicht anwenden bei trockenem Schnupfen. Merck Produkte, Darmstadt. In Ihrer Apotheke. 


Bin ich dazu verdammt, 

stets der Betrogene zu sein? 

Bin ich dazu verdammt, 

bei den Verlierern zu sein? 

Ich will nicht hadern, will nicht klagen, 
Ich will mich nur die Frage fragen 

mit scharfem Sinn für Selbstkritik 

und einem klaren, festen Blick 

für all die Unzulänglichkeiten, 

die unser Sein so oft begleiten. 


Detlev Geiger 


Das andere deutsche 
Nachrichtenmagazin 


